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0 Einleitung 

Es gibt vieles, was in der Rückschau an einer Partei interessant sein kann: 
Erfolge und Misserfolge, grosse Persönlichkeiten, politische Alltagsarbeit, 
ideologische Fragen, soziologischer Hintergrund u.a.m. Erstrebenswert wäre 
wohl, sämtlichen Aspekten einzeln und in ihrer Gesamtheit so nachzugehen, 
dass wir am Schluss zu einem ausgewogenen und abgerundeten Bild kommen 
könnten. Den1 steht aber, wie wir alle wissen, einiges entgegen. Denken wir da 
nur an persönliches Interesse des Autors, Auftrag, Modeströmungen in der hi
storischen Forschung, Aufwand oder Quellenlage und Sekundärliteratur. Ge
rade letzteres zwingt uns bei einer Arbeit über die Thurgauer Demokraten in 
eine ganz bestimmte Richtung, nämlich in Richtung Ideengeschichte. 

Sekundärliteratur im engeren Sinne gibt es zum Phänomen <<Demokratische 
Partei des Kantons Thurgau>> keine. Wer etwas darüber erfahren will, muss also 
fast ausschliesslich mit Quellen arbeiten. Aber auch Quellen 1 zur Geschichte 
der Demokratischen Partei gibt es nicht allzu viele, und diese wenigen sind 
meistens nicht allzu informativ, bis auf eine: das Thurgauer Tagblatt.2 Diese 
Zeitung war über ihren Redaktor (Martin Vögelin)3 und die Besitzverhältnisse4 

derart eng mit der Demokratischen Partei verbunden, dass wir hier nicht mit 
Material aus einem offiziösen Sprachrohr arbeiten müssen, sondern das Glück 
haben, mit Material aus einem offiziellen Parteiorgan arbeiten zu können. 

Im Thurgauer Tagblatt begegnen wir auf Schritt und Tritt den Demokraten, 
ihren Ideen und ihrer Partei, aber natürlich immer nur dem, was Redaktion und 
Leserschaft irgendwie berührte oder interessierte. Und hier liegt auch die Pro
blematik dieser Quelle, eine Problematik, der mit kritischer Lektüre nicht bei
zukommen ist: In der Fülle des Materials finden wir vieles, was uns zu den 
Ideen der Demokraten führt, aber weniges, was uns Aufschluss über Ereignisse 
gibt. 

Der Schwerpunkt einer Arbeit über die Thurgauer Demokraten muss also 
schon auf Grund der Quellenlage bei der Ideengeschichte liegen. Aber darin 
liegt vielleicht sogar ein Vorteil: Wir geraten nämlich nie in Versuchung, in der 
Rückschau dieser kleinen Partei im politischen Alltag mehr Bedeutung beizu
messen, als ihr in Wirklichkeit zukommt. Dafür erhalten wir hier Einblick in 

1 Siehe hinten 5. 
2 Siehe hinten 1.7.6. Ab 1909 erscheint mit der <<Volkswacht am Bodensee>) (Romanshorn) unter der 

Leitung von Enrico Tung ( 1917- 1920) auch eine demokratisch orientierte Lokal- und Regional
zeitung. Konzept und Fragestellung der vorliegenden Arbeit haben es nahegelegt, auf diese wirk
lich lokal und regional ausgerichtete, wöchentlich nur viermal erscheinende Zeitung, nicht näher 
einzutreten. Wer sich vor allem für orts- oder regionalgeschichtliche Fragestellungen interessiert, 
wird auch in dieser Zeitung zur Demokratischen Partei die eine oder andere Anregung und In
formation finden. 

3 Siehe hinten 1.7.1. 
4 Siehe hinten 1.7.6. 
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das Wünschen und Hoffen, in das Denken und Fühlen und in das Selbstver
ständnis und die Weitsicht einer Bevölkerungsgruppe5, die Mühe hatte, sich im 
Rahmen der allgemeinen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Entwick
lung zu artikulieren und zu organisieren und einen Platz in dieser Welt zu fin
den. 

In dieser Beziehung, d. h. in ihren Ideen, waren die Demokraten vielleicht 
sogar für einen grösseren Bevölkerungskreis repräsentativ, als dies ihre Wahl
ergebnisse vermuten liessen. 

0.1 Fragestellungen und Ziele der Arbeit 

Die vorangehenden Überlegungen und Schlussfolgerungen führen uns zu 
folgenden Problemkreisen, mit denen wir uns mehr oder weniger sinnvoll aus
einandersetzen können: 

1. Parteigeschichte im engeren Sinne 
Auf Grund der Quellenlage bleibt hier sehr viel, hin und wieder leider allzu 

viel offen. Was uns bleibt, ist eine erste Annäherung an das Phänomen, eine 
Einordnung in grössere Zusammenhänge und eine Brücke hin zur Ideenge
schichte. Dazu an dieser Stelle nur einige Stichwörter: Aufstieg und Niedergang 
(Ereignisse und Ursachen), Wahlen, Wähler und Parteiführer, Parteiorganisa
tion, Informationen zum Umfeld. 

2. Quellensammlung 
Systematische Quellensammlungen I zur Geschichte der Schweizer Parteien 

gibt es bis anhin höchstens in Ansätzen, für die Thurgauer Demokraten über
haupt nicht. Ohne eine möglichst vollständige und kommentierte Sammlung 
von Parteiprogrammen und programmatischen Verlautbarungen ist aber eine 
Auseinandersetzung mit diesem historischen Phänomen, sei es nun mehr 
ideengeschichtlicher oder anderer Art, undenkbar. 

3. Das Weltbild im engeren Sinne 
Nicht nur in der Programmatik der Demokraten, sondern auch in ihrem 

Parteiorgan, dem Thurgauer Tagblatt, stossen wir ununterbrochen auf eine in
tensive Auseinandersetzung mit Zeit und Welt, in denen die Demokraten lebten 
und leben mussten. Wie sahen sie nun diese ihre Zeit und Welt, welche Proble
me beschäftigten sie besonders, wo glaubten sie deren Ursachen gefunden zu 
haben und wie wollten sie diese Probleme lösen? 

5 Gedacht ist hier etwa. nur mit Schlagworten abdeckend, an ((Kleinbürgertum>>, ((nicht proletari
sierte Arbeiterschaft>>, <<untere Mittelschicht>>, <<obere Unterschicht>>. 

1 Gemeint sind vor allem Parteiprogramme, Entwürfe zu Parteiprogrammen, programmatische 
Verlautbarungen u.ä.m. 
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4. Der Staat 
Hatten die Demokraten ein eigenes Staatsideal? Wie wollten sie den Staat 

organisieren, wie die Macht verteilen und kontrollieren? Wie sahen sie das Ver
hältnis der Bürger untereinander oder des Bürgers und des Volkes zum Staat? 

5. Wirtschafts- und Sozialwesen 
In der Alltagspolitik galt das Interesse der Demokraten vornehmlich wirt

schafts- und sozialpolitischen Fragen. Hier drängen sich deshalb folgende Fra
gen auf: Wo sahen sie die Wirtschafts- und Sozialprobleme ihrer Zeit? Wo lagen 
für sie die Ursachen dieser Probleme und wie wollten sie diese lösen? Wie stell
ten sie sich zu den auf eher ökonomischen Aspekten beruhenden Ideologien 
(Sozialismus, Liberalismus)? 

Ziel der Arbeit sollte der Versuch sein, das Bild der Welt zu skizzieren, die 
sich die Demokraten als Ergebnis ihrer politischen Arbeit erhofften. 

0. 2 Zum Begriff<< Demokratisch>> 

Den Begriff <<Demokratisch>> haben die Demokraten immer im Sinne unse
rer Bundesverfassung (BV 6) verstanden; d. h. in Abgrenzung zum Begriff <<Re
präsentativ>>. So gesehen ist eben ein repräsentatives Staatswesen nicht <<demo
kratisch>>; <<demokratisch>> wird es erst durch die Einführung der Volksrechte 
(Initiative, Referendum, Volkswahl der Exekutive und Judikative).1 

I Parteigeschichte im engeren Sinne 

J.J Die Gründung 

1.1.1 Die Gründung der Kantonalpartei 
Anfangs Februar 1891 berichtete das Thurgauer Tagblatt von der Grün

dungsversammlung der <<Demokratisch-volkswirthschaftlichen Partei des 
Kantons Thurgau>> in Weinfelden: 

<,Am 28. Dez. v. J. tagten im <Falken> in Frauenfeld ganze 31 Mann, die fast 
alle bis zu jenem Datum der altliberalen Partei angehörten, aber als freisin
nige Demokraten den Saal verliessen. Es war ein Wunder geschehen, wie vor 
den Thoren von Damaskus. Das wäre an sich ganz schön gewesen, obwohl 
man an Wunder heut zu Tage nicht mehr so recht glaubt. <Vereinigung aller 
freisinnigen Elemente> hatten diese Falkenfreisinnigen auf ihre Fahne ge
schrieben. Ein schöner Text, aber die Musik stimmte schlecht dazu, denn 
schon in der Ouvertüre liess sich's der Vorsitzende einfallen, die Männer, 
welche man im Thurgau von jeher zu den Demokraten zählte, <exaltierte 

I Siehe dazu hinten 3.2.2. 
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Köpfe> zu nennen. Das war die zweite Beleidigung, nachdem die erste darin 
bestanden hatte, dass diese <exaltierten Köpfe> keine Einladung zur Theil
nahme an der Versammlung erhielten. Die Demokraten hätten sich auch das 
noch gefallen lassen, wenn das Programm, das diese Falken- resp. <Thur
gauer-Zeitung>-Freisinnigen durchberiethen und annahmen, auch ihnen 
zugesagt und ihre weitergehenden Forderungen berücksichtigt hätte. Das 
Frauenfelder Programm schwieg sich aber aus über diese demokratischen 
Postulate und darum war es Pflicht der volkswirthschaftlichen Demokraten, 
auch ihrerseits mobil zu machen. Wie schon früher in diesem Blatt mitge
theilt wurde, hat ein Interimskomitee der demokr. Partei ein Programm aus
gearbeitet, und eine Anzahl Männer aus allen Kantonstheilen eingeladen, 
sich zu der Berathung desselben Sonntags den 1. Februar in Weinfelden, dem 
Geburtsort Bornhausers, dem alten Sitz der thurgauischen demokratischen 
Opposition, einzufinden. Zahlreich sind die Gesinnungsgenossen diesem 
Ruf gefolgt, über 50 Männer verschiedener Berufsklassen und Lebensstel
lung haben den weiten Weg nicht gescheut und mit sich Frühlingsluft und 
Lenzeshauch, Begeisterung und Mannesmuth und sich gelobt, einzustehen 
für Volkswohl und Volksfreiheit und zu thun, was in ihren Kräften steht, 
dass dem in harter Arbeit um Brod ringenden Volke dieser Kampf ums Da
sein möglichst erleichtert werde. Sie kamen nicht blos um Ja und Amen zu 
sagen zu dem aufgestellten Programm, der eine wollte etwas weiter gehen als 
der andere, aber fast alle zeigten ihre prinzipielle Zustimmung zu der vom 
Interimskomite geforderten Erweiterung der Volksrechte auf Bundes 

b. I ge 1et ... >> 
Äusserer Anlass zur Sammlung des <<demokratischen>>, wohl eher <<links>> 

anzusiedelnden Flügels der freisinnigen Grossfamilie2 scheint also die Grün
dung der <<Freisinnig-demokratischen Partei des Kantons Thurgau>> gewesen zu 
sein. 3 Die Demokraten hatten ihre Partei eigentlich am Stephanstag (26.12.) 
1890 gründen wollen.4 Stattgefunden hat diese Versammlung - aus welchen 
Gründen auch immer- nicht.5 Politische Bedeutung hatte das Vorangehen der 
Freisinnigen wohl kaum. Der Korrespondent des Thurgauer Tagblattes konnte 
allerdings seine Enttäuschung und Verärgerung nicht verbergen.6 Die Demo
kraten waren zu spät gekommen und nahmen nur den zweiten Platz ein; diese 
Tatsache hat beinahe Symbolcharakter, denn ähnlich sollten sich in den folgen
den vierzig Jahren die politischen Verhältnisse im Thurgau im allgemeinen und 
zwischen Freisinnigen und Demokraten im besonderen gestalten. 

I TI 3.2.1891. 
2 Der Begriff <<Grossfamilie>> ist Gruners Arbeit <<Die Parteien in der Schweiz>> entnommen. 
3 TI 31.12.1890; die Gründungsversammlung der Freisinnigen fand am 28.12. statt; dieser soll nach 

dem gleichen Bericht eine Organisationsversammlung vorangegangen sein. 
4 TI 4.2.1891. 
5 a.a.O.; Ursache war wohl Baumanns Erkrankung. 
6 a.a.0. 
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Die Gründung der beiden Parteien war aber eher End- als Ausgangspunkt 
einer politischen Entwicklung. Von einer Spaltung der freisinnigen Grossfami
lie darf eigentlich nicht gesprochen werden, da im Thurgau wie auch in anderen 
Kantonen und in der Eidgenossenschaft bis zu diesem Zeitpunkt kaum Par
teien existierten, d. h. keine in Vereinen organisierte Gruppierungen mit Statu
ten und Programmen, wie wir sie heute etwa kennen.7 Dies betonte selbst das 
Thurgauer Tagblatt 1889 in einem Kommentar zur damals vorgesehenen Revi
sion der Nationalratskreise, die den Thurgau in zwei Wahlkreise aufteilen 
wollte: 

<< ... ein ausgeprägtes Parteileben mit feststehenden Parteien gibt's nun ein
mal nicht.>> 8 

Auf ideologischer Ebene hatte hingegen sehr wohl eine <<Spaltung>> stattge
funden, dies aber bereits viel früher. Wie Gruner gezeigt hat, waren in der frei
sinnigen Grossfamilie schon immer drei Richtungen - Liberale, Radikale und 
Demokraten-vertreten gewesen.9 Bei eidgenössischen wie kantonalen Ausein
andersetzungen hatten sich diese bis anhin immer wieder auf Kompromisse 
einigen können (Bundesverfassung von 1848, Revision der Bundesverfassung 
von 1874 oder Verfassungsrevisionen in den Kantonen, wie etwa im Thurgau 
1869).10 

Veränderte politische, wirtschaftliche und soziale Verhältnisse führten dann 
gegen Ende des vergangenen Jahrhunderts auf kantonaler und eidgenössischer 
Ebene zum Auseinanderbrechen der freisinnigen Grossfamilie und zur Grün
dung kantonaler Parteien und später zu deren Zusammenschluss auf eidgenös
sischer Ebene. Parallel dazu erstarkten die Katholisch-konservativen, und auf 
der anderen Seite des politischen Spektrums unternahmen die Sozialdemokra
ten ihre ersten ernstzunehmenden Gehversuche. 

Die thurgauischen Parteigründungen der <<Demokraten>> und der <<Freisin
nigen>> spiegeln also nur eine gesamteidgenössische Entwicklung, hin zu einer 
Neugruppierung der politischen Kräfte und Allianzen. In der Ausgestaltung 
dieser Neuorientierung ging aber der Thurgau zusammen mit anderen Ost
schweizer Kantonen (St. Gallen, Appenzell, Glarus und Graubünden) eigene 
Wege. In keinem anderen Kanton (St.Gallen ausgenommen) war die Abgren-

7 vgl. dazu den Parteienbegriff bei Fraenkel/Bracher, Duverger, Gruner (Parteien), Lachenal und 
Zippelius. 

8 TT 1.6.1889: auf ähnliche Schwierigkeiten sind auch von Greyerz, in: Handbuch der Schweiz. 
Geschichte. Bd. II, S. 1103 f., Gruner, Bv., Bd. I, S. 13 f. und Joos, Parteien im Kt. SH, gestossen. 

9 Die Thurgauer Demokraten sahen sich schon bald einmal selber als Nachfolger der 64er, 69er 
und 74er Demokraten. Siehe dazu TT 9. 6. 1898, 27.I0.19ll und 16.6.1930. 

10 Zur Revision im Thurgau: Burkhart, Die Entstehung der Verf. von 1869, S. 5-27 und ll3-181. 
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zung der Demokraten von den Freisinnigen derart eindeutig; und nur in diesen 
Kantonen bemühten sich die Demokraten so intensiv um die Arbeiterschaft. 11 

Den Thurgauern vorangegangen waren allerdings die St. Galler Demokra
ten, die bereits 1888 unter der Führung Theodor Curtis eine demokratische 
Partei mit dem Namen <<Demokratische und Arbeiterpartei>> gegründet hat
ten.12 Es waren dann auch die Ostschweizer Kantonalparteien (Thurgau, St. 
Gallen, Appenzell, Glarus und Graubünden), die sich 1905 zur <<Schweizeri
schen demokratischen Partei>> zusammenfanden, während sich z. B. die Zür
cher Demokraten auf eidgenössischer Ebene der Freisinnig-demokratischen 
Partei anschlossen. 13 

Im Thurgau selber gab es zwischen <<Demokraten>> und <<Freisinnigen>> 
schon seit längerer Zeit Auseinandersetzungen und Differenzen. Auch die Ab
sicht, Parteien zu gründen, war bereits vor dem Herbst 1890 in den Köpfen ei
niger führender Politiker herumgespukt. So schreibt das Thurgauer Tagblatt in 
einem Bericht über die Gründung der <<Demokratisch-volkswirthschaftlichen 
Partei>>, dies sei <<eine längst gehegte Absicht>> gewesen. 14 Bereits zwei Jahre frü
her ( 1889) hatte das gleiche Blatt die Gründung eines demokratischen Vereins 
angeregt: 

<<Ein schöner Anfang wäre es, wenn vor der Hand wenigstens ein kantonaler 
demokratischer Verein gegründet würde, dessen Aufgabe es wäre, die wich
tigsten politischen Fragen und Wahlgeschäfte in eidgenössischer wie kanto
naler Richtung zu diskutieren und die Resultate seiner Berathung weiter zu 
verbreiten. Politische Bildung bedeutet Volksbefreiung! Möge diese Wahr
heit je länger je mehr auch bei uns erkannt werden.>> 15 

11 Das Thurgauer Tagblatt verstand sich schon vor der Parteigründung auch als Sprachrohr der 
<<Grütlivereine, Arbeiter, Handwerker und Kleinbauern>> (TI 5.6.1889); ähnlich äusserte sich 
auch Vögelin in seinem Antrittsartikel als Redaktor (TI 1.5.1890); oder Wettstein in seinem Ar
tikel <<Die Demokratische Partei>> in: Reichesberg, S. 278. 

12 Zur Gründung der St. Galler Partei siehe Wettstein, a.a.O.; Ammann, J., Theodor Curti, S. 129-
161 und 193-215; zu Curti siehe auch Gruner, Bv, Bd. I.S.589. Über Curti (als Redaktor der 
<<Frankfurter Zeitung>>) lassen sich auch Verbindungen personeller und ideeller Art zu linksbür
gerlichen Kreisen in Deutschland aufzeigen; dazu: Ammann, a.a.O.; Sternberger, D., Gerech
tigkeit für das neunzehnte Jahrhundert, Leopold Sonnemann, Bürger und Gründer, S. 109-121; 
Wende, F. hg., Lexikon zur Geschichte der Parteien in Europa. Die <<Frankfurter Zeitung>> wie 
die <<Strassburger Neue Zeitung,>, an der Curtija auch einmal als Redaktor tätig war, galten (ne
ben anderen Zeitungen) als Organe der Deutschen Volkspartei, gegründet 1868. die ihrerseits auf 
die 1863 in Südwestdeutschland entstandene Demokratische Volkspartei zurückging. 

13 Wettstein a.a.O.; Steinmann. S. 125 und 358. Gegründet wurde die Freisinnig-demokratische 
Partei am 25.2.1894 in Olten. Wenn Steinmann meint, es seien Demokraten aus allen Kantonen 
vertreten gewesen, so kann er nur <,Demokraten>> freisinniger Observanz gemeint haben. Von den 
bekannteren St. Galler und Thurgauer Demokraten war jedenfalls keiner in Olten und der Thur
gauer Vertreter Heitz war für die Thurgauer Demokraten (Partei und Tagblatt) geradezu ein <<ro
tes>> Tuch. 

14 TI 4.2.1891. 
15 TI 11.4.1889. 
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Ein gutes Jahr später vern1erkte das Thurgauer Tagblatt in eine1n Bericht 
über die Delegiertenversammlung der thurgauischen Grütlivereine erfreut: 

... <,Zun1 Schluss wurde die bessere Organisation der thurgauischen den10-
kratischen Partei und das Hand in Hand gehen derselben n1it den Grütli
und Arbeitervereinen als im höchsten Grad wünschenswert erachtet. Hoffen 
wir, dass sich dieser Wunsch bald verwirkliche; er wird für unser politisches 
und soziales Leben gute Früchte tragen.>> 16 

I)er Ruf nach der Gründung einer Partei war im Frühjahr 188917 eigentlich 
nur die Schlussfolgerung aus einem für die <<Demokraten>> erfolgreich verlaufe
nen Ständeratswahlkan1pf. Zur Überraschung aller hatte nämlich der <<den10-
kratische>> Kandidat Johann Ulrich Baumann den <<freisinnigen>> Favoriten Jo
hann Georg Leumann im dritten Wahlgang knapp geschlagen, nachdem Leu
mann im zweiten Wahlgang das absolute Mehr nur um vier Stimmen verfehlt 
hatte. 18 Wie weit dies allerdings ein Sieg der <,Demokraten>> - so sah es wenig
stens das Thurgauer Tagblatt 19 - oder des Kandidaten Baumann war, lässt sich 
nur schwer ausmachen. Anzunehmen ist aber, dass die Person des Kandidaten 
selber einiges zum Sieg beigetragen hat; denn der zweite <<demokratische>> 
Kandidat, der spätere Nationalrat Josef Anton Koch,20 kam im ersten Wahl
gang nur gerade auf knapp 600 Stimmen.21 Spekulationen des Thurgauer Tag
blattes auf eine Ablösung der <<Liberalen>> durch die <,Demokraten>> als Mehr
heitsgruppierung der freisinnigen Grossfamilie haben sicher auch der dan1ali
gen Realität zu wenig Rechnung getragen.22 

Vordergründig mögen <,Personalfragen>> wie diese Ständeratswahl von 1889 
die Parteigründung verursacht haben; verlangen doch Wahlen ein Minimum an 
organisatorischen Strukturen. Daneben mögen sicher auch einige <<hoffnungs
volle>> Nachwuchspolitiker in einer neuen Partei bessere Karrierechancen ge
wittert haben als in der freisinnigen Grossfamilie, wie von freisinniger Seite den 
demokratischen Führern auch vorgeworfen worden sein soll. 23 Aber schon die 
Propaganda im Ständeratswahlkampf von 1889 zeigte deutliche politisch-ideo
logische Differenzen zwischen <,Demokraten>> und <<Freisinnigen>>. So ist im 
Tagblatt am Vorabend des ersten Wahlganges zu lesen: 
16 TT 14.6.1890. 
17 Siehe oben. Ann1. 15. 
18 1. Wahlgang: Koch 576. Baumann 5504. Leumann 6948. Ammann 1635. Fehr 3886 Stimmen (TT 

14.1.1889). 2. Wahlgang: bei einem absoluten Mehr von 9905 erhielten Baumann 9294 und Leu
n1ann 9901 Stim1nen (TT 30.1.1889). 3. Wahlgang: Baumann 11'259 und Leumann 10'199 Stim
n1en: (TT 12./ 13.2.1889): zu den demokratischen Kandidaten Baumann und Koch siehe hinten 
1.7.1. 

l 9 TT 20.2.1889. 
20 Gruner. Bv .. Bd. L S. 705. 
21 Oben Ann1. 18. 
22 Oben Anm. 19. 
23 TT 31.12.1890. 
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<<Wir haben eine demokratische Verfassung, aber gewisse Zwingherren wol
len alles diktieren, ... Allein was dieser Regierungskorrespondent schreibt, 
findet auf dem Markt des öffentlichen Lebens längst keine glaubwürdigen 
Abnehmer mehr .... Aber gerade diese Empfehlung wird dem Herrn Oberst 
Leumann schlechte Dienste leisten. Gewiss ist er ein tadelloser Ehrenmann, 
ein tüchtiger Grossindustrieller und vorzüglicher Kenner unseres Bank- und 
Eisenbahnwesens. Allein wir haben Grossindustrielle Bank- und Eisen
bahnverwaltungsräte übergenug in Bern. Die Interessen bedürfen keiner 
weiteren Stärkung, im Gegenteil, ihre Vertretung sollte geschwächt werden. 
Geradezu ausschlaggebend gegen die Kandidatur Leumann ist der offizielle 
Charakter derselben .... >> 24 

Mag in diesem Artikel wie in jeder politischen Propaganda auch ein gehöri
ger Schuss Demagogie stecken; an der Grundtendenz ändert dies nichts. In 
Leumann bekämpften Thurgauer Tagblatt, Demokraten und deren Verbündete 
den Repräsentanten des damals tonangebenden <<Grossbürgertums>>. Dieser 
Herrschaft des <<Grossbürgertums>>, dem <<System>> 25, wie es Tagblatt und De
mokraten immer wieder nannten, galt der Kampf. Dieser wenig flexible und si
cher oft zu einseitige Positionsbezug in der Auseinandersetzung mit dem politi
schen Hauptgegner blieb über Jahre hinweg wichtigster und sehr oft einziger 
Bezugspunkt. Wie weit diese <<Anti-Haltung>> das Ausbleiben dauernder politi
scher Erfolge mitverursacht hat, lässt sich nur vermuten. 

Neben diesem ideologischen Aspekt muss aber auch ein spezifisch thurgau
isches Problem die Gründung einer demokratischen Partei gefördert haben. 
Offensichtlich gab es auch im Thurgau einen gewissen Antagonismus zwischen 
Stadt (Frauenfeld als Zentrale) und Land. Wie die Wahlergebnisse späterer 
Jahre zeigen, hatte dieser Gegensatz auch Auswirkungen auf die thurgauische 
Parteienlandschaft.26 So erschien das Parteiorgan der Demokraten (Thurgauer 
Tagblatt) in Weinfelden, kaum einer der Gründer und Führer der demokrati
schen Partei stammte aus Frauenfeld und die Partei selber wurde bewusst in 
Weinfelden gegründet: 

<<Wie schon früher in diesem Blatt mitgetheilt wurde, hat ein Interimskomi
tee der demokratischen Partei ... eine Anzahl Männer aus allen Kantonstei
len eingeladen, sich zu der Beratung desselben Sonntags den 1. Februar in 
Weinfelden, dem Geburtsort Thomas Bornhausers, dem alten Sitz der thur
gauischen demokratischen Opposition einzufinden.>> 27 

24 TI 13.1.1889. Mit dem Regierungskorrespondenten und Zwingherren ist der Korrespondent 
H.H. der <,Thurgauer Zeitung>> gemeint; wahrscheinlich der damalige Regierungsrat Häberlin. 

25 TI I LI. und 13.1.1889. 
26 Dabei dürfen wir alte konfessionelle Gegensätze ebensowenig vergessen. 
27 TI 3.2.1891. 

18 



Immer wieder und meistens ziemlich geschickt haben die Demokraten in der 
politischen Auseinandersetzung versucht, diesen <<Stadt - Land>> - Gegensatz 
in eine Waffe gegen ihre Hauptwidersacher, die Freisinnigen, umzumünzen. So 
begründete etwa das Thurgauer Tagblatt die Kandidatur Baumann in der Stän
deratsersatzwahl von 1889 u. a. auch mit diesem Argument: 

<,Die Provinz scheint sich also <emanzipieren> zu wollen, was nicht gerade 
ein schreckliches Unglück wäre! ... Dass die <Provinz> sich die Kandidatur 
nicht ohne Weiteres von einer Frauenfelder sogenannter <freisinnigen Dele
giertenversammlung> resp. von der <Thurgauer Zeitung> machen lässt, kön
nen wir ... bestätigen.>> 28 

In der Rückschau zeigen sich nun also die Ursachen der Parteigründung 
ziemlich deutlich. Neben innerthurgauischen Problemen ( <<Stadt - Land>> -
Gegensatz, unerfüllte Hoffnungen der 69er Bewegung,29 Ambitionen von 
Jungpolitikern) spiegelt diese Gründung auch den allgemeinen politischen 
Trend der damaligen Zeit; einen Trend, der damals nicht nur den thurgaui
schen, sondern auch den eidgenössischen Rahmen sprengte. Darauf verweist 
zum Beispiel die Person des St. Galler Politikers Theodor Curti. Dieser war 
eben nicht nur Gründer einer demokratischen Partei in seinem Heimatkanton 
und Vorbild der Thurgauer Demokraten; daneben wirkte er auch lange Zeit in 
Deutschland als Redaktor an der <<Frankfurter Zeitung>>; einer Zeitung, die wie 
ihr Herausgeber (Leopold Sonnemann) für ähnliche Ideen wie die Ostschweizer 
Demokraten einstand. 30 

Wenig Genaues lässt sich zum Personenkreis sagen, von dem die Parteigrün-
dung dann schliesslich ausging. Namentlich aufgeführt werden können nur: 

alt Staatsschreiber Kollbrunner, damals Mitredaktor an der <<Zürich Post>> 
und anscheinend Verbindungsmann zu Demokraten in anderen Kanto
nen·31 

' 
- Nationalrat Koch, ein altgedienter Thurgauer Politiker; 32 

- Dr. Deucher, Bundesratssohn und späterer Ständerat; 33 

- Dr. Elliker; 34 

- Vögelin, Redaktor am Thurgauer Tagblatt.35 

28 TT 1.1.1889. 
29 Siehe dazu hinten 2.1 und unten Anm. 32. 
30 Zu Curti siehe oben Anm. 12; zu Sonnemann und der ,,Frankfurter Zeitung>> Sternberger. D .. 

Gerechtigkeit für das 19. Jhdt. S. 109-121. 
31 TI 3.2.1891. 
32 TI 9.6.1898 und Gruner. Bv. Bd. I. S. 705 f.: Koch war bereits 1868/69 Mitglied des Verfassungs-

rates. 
33 Gruner. a.a.O .. S. 695 f. 
34 Biografische Hinweise zu Elliker: TI 19.4.1909; Elliker war von 1896-1908 Kantonsrat. 
35 Über Vögelin lässt sich eine Verbindung zu den Grütlianern nachweisen: war dieser doch nach 

eigenen Angaben in den fraglichen Jahren Aktuar des kantonalen Grütlivereins (TI 16.12.1890). 
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<,Exaltierte Köpfe>> 36, wie sie von freisinniger Seite beschin1pft worden sein 
sollen, waren das wohl kaum_ Zwei. nämlich Deucher und Yögelin, waren aber 
erstaunlich jung (30 bzw_ 28 Jahre alt), 37 und der zweite war mindestens verbal 
in seiner Journalistentätigkeit ein ziemlicher Hitzkopf. 

An der Gründungsversammlung sollen <,über 50 Personen>> 3K teilgenomn1en 
haben und viele eingeladene ihre Zustimmung zur Gründung <,brieflich oder 
telegraphisch>> 39 ausgesprochen haben. Im gleichen Zusan1n1enhang40 erwähnt 
das Thurgauer Tagblatt auch eine Gruppe <<freisinniger evangelischer Geistli
chen>41, die das Gründungsprojekt unterstützt hätten. 

An der Gründungsversammlung selber wurde ein Parteivorstand gev.ählt 
und ein provisorisches Parteiprogramm vorgestellt. 42 Dieses \vurde dann in 
einer zweiten Versamn1lung besprochen und angenommen.4-' 

1.1.2 Die Gründung der Lokalorganisationen 
Wie Gruner in seinem Buch <<Die Parteien in der Schweiz>> gezeigt hat, trat 

der Typus der modernen Massen- und Volkspartei in der Schweiz schon sehr 
früh auf.44 Die mehr oder weniger modernen Organisationsstrukturen unserer 
heutigen Parteien (Eidgenössische Partei, Kantonal- und Lokalparteien, Par
teivorstand, Delegiertenversammlung usw.) waren da1nals allerdings unbe
kannt. Die Parteien des 19. Jahrhunderts waren auch in der Schweiz in organi
satorischer Hinsicht Honoratiorenparteien und wurden von <<Kadern>> (Kan
tons-, Regierungs-, National- und Ständeräten usw.) geführt. Als Transmis
sionsriemen zur oft grossen Gefolgschaft wurden lokale <<Agenten>> (Statthal
ter, Lehrer, Pfarrer, Landjäger usw.)45 eingesetzt. Diese Organisationsstruktur 
liess eine kontinuierliche parteipolitische Arbeit natürlich nicht zu, erlaubte 
aber i1nmer wieder eine rasche Reaktivierung der <<Partei>> als politisches In
strument. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts genügten diese Organisationsfor
men dann offensichtlich nicht mehr. Neben anderen, mehr ideologischen 
Gründen führte dieses Problem auch im Thurgau zur Gründung von Parteien 

36 TI 3.2.1891. 
37 Siehe hinten 1.7.1. 
38 TI 3.2.1891. 
39 TI 4.2.1891. 
40 a.a.O. 
41 <, freisinnig>> ist hier wohl im theologischen Sinne zu verstehen. Ob der spätere Parteiführer der 

Den1okraten Emil Hofmann (Theologe. Regierungsrat, Nationalrat) unter diesen Geistlichen 
war, lässt sich nicht abklären. 

42 TI 4.2.1891; in den Vorstand wurden wahrscheinlich die Organisatoren (Koch, Kollbrunner. 
Deucher, Elliker. Yögelin) gewählt. 

43 Zu den Programmen der Dem. Partei des Kantons Thurgau siehe hinten 2.1 bis 2.5. 
44 Gruner. Parteien. S. 25-29 und 79-86; Gruner spricht hier vor allem von der freisinnigen 

Grossfamilie. 
45 Der Begriff <,Agenten>> ist Gruner, a.a.O .. entnommen. 
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in1 n1odernen Sinn: d. h. als Vereine organisierte Mitgliederparteien gemäss 
ZC1 B oder damals noch gemäss kantonaler Zivilgesetzgebung. 

In einem zweiten Schritt wurde der Ausbau nach unten (Lokalorganisation) 
vorangetrieben und erst zuletzt der Zusammenschluss auf eidgenössischer 
Ebene gesucht. Der Übergang von der Honoratiorenpartei zur modernen Mas
sen-, Volks- oder Mitgliederpartei war also auf organisatorischer Ebene kein 
einn1aliger Kraftakt, sondern ein oft Jahrzehnte dauernder und zum Teil heute 
noch nicht abgeschlossener Prozess. Dies galt ganz besonders für die Thurgauer 
I)en1okraten; war doch ihre Parteigründung in Wirklichkeit nicht viel mehr als 
der Versuch, eine <<Wahl- und Abstimmungspartei>> zu <<institutionalisieren>> 
und in der Abgrenzung zu den <<Freisinnig-Demokraten>> beim Wähler politi
sches Profil zu gewinnen. Organisatorischen Fragen wurde zu diesem Zeitpunkt 
überhaupt keine Beachtung geschenkt. Dies änderte sich auch in den folgenden 
Jahren kaum. So konnte Martin Vögelin noch im Jahre 1893 im Thurgauer Tag
blatt, den1 offiziellen Parteiorgan der Demokraten, als Antwort auf einen Arti
kel in der Neuen Zürcher Zeitung schreiben: 

<< ... , dass ihr ( d. h. der Dem. Partei)>> zirka 7 Vereine und über 400 Mitglieder 
angehören, ganz abgesehen von einer Reihe einzelstehender Persönlich
keiten.>>46 

Nicht einmal Vögelin, Mitglied des Gründungskomitees und des Parteivor
standes und Redaktor des Parteiorganes, kannte also die genaue Zahl der Lo
kalsektionen und der Parteimitglieder. Wahrscheinlich beschrieb er hier so ne
benbei und völlig unbewusst die realen Verhältnisse in seiner Partei: Wichtig 
waren die Persönlichkeiten, die Honoratioren, und nicht eine grössere oder 
kleinere Zahl von Mitgliedern oder Lokalsektionen. 

Die kantonale Parteiführung zeigte in den ersten Jahren also wenig Interesse 
an der eigentlichen Parteiorganisation und scheint sich auch kaum dafür einge
setzt zu haben. Trotzdem kam es im Laufe der Jahre an vielen Orten zum Zu
sammenschluss von Demokraten und zur Gründung lokaler Parteien. Auskunft 
darüber kann man leider nur im Thurgauer Tagblatt finden. Wie genau und 
umfassend diese Berichterstattung war, lässt sich heute nicht mehr überprüfen. 
Deshalb ist es auch unmöglich, sämtliche Lokalparteien lückenlos zu erfassen. 

Gründungen oder erstmalige Erwähnungen von Lokalparteien im Thurgau
er Tagblatt in chronologischer Reihenfolge: 47 

46 TT 4.5.1893. 
47 Lange nicht jede Gründung einer Lokalsektion fand den Weg ins Thurgauer Tagblatt. Oft stösst 

n1an erst in ganz anderem Zusammenhang auf eine Lokalsektion; andere dürften überhaupt nie 
erwähnt worden sein. Im Verzeichnis selber sind die Gründungen mit (G), die erstmaligen Er
wähnungen mit (E) vermerkt. Die Namen der einzelnen Sektionen sind den Berichten des Thur
gauer Tagblattes entnommen. Aus diesen Berichten ist nicht immer ersichtlich, ob es sich um 
Orts-, Munizipalgemeinde-, Kreis- oder Bezirkssektionen handelt. 

21 



1. März 1891 

8. März 1891 

Mai 1893 

13. Mai 1905 
1. Oktober 1905 
7. Dezember 1905 
4. Januar 1906 
23. April 1907 
29. September 1907 
31. Januar 1909 

9. Mai 1909 
13. Dezember 1909 
8. Januar 1912 
27. Januar 1914 
27. April 1915 
11. Dezember 1915 
29. Juli 1917 
29. November 1917 
48 TI 3.3.1891. 
49 TI 12.3.1891. 
50 TI 4.5.1893. 

Demokratischer Verein für Frauenfeld und Umgebung 
(G)4s 
Sektion der volkswirthschaftlich-demokratischen Par
tei in Aadorf (G)49 

Das Thurgauer Tagblatt berichtet ohne nähere Anga
ben von sieben Lokalsektionen50 

Demokratischer Verein in Weinfelden (G)51 

Demokratischer Verein im Bezirk Frauenfeld (G)52 

Demokratischer Verein Kreuzlingen (E)53 

Volkswirtschaftlicher Verein Arbon (E)54 

Politischer Verein Romanshorn (E)55 

Demokratischer Verein Müllheim (G)56 

Demokratischer Gemeinde- und Kreisverein Uttwil 
(G)s1 
Demokratischer Verein Kreuzlingen (G?)58 

Ortssektion Egnach (G)59 

Demokratische Partei Altnau (E)60 

Demokratischer Verein Sulgen (G)61 

Kreisverein Thundorf (G)62 

Demokratischer Verein Diessenhofen (G)63 

Demokratischer Bezirksverband Steckborn (G)64 

Demokratischer Kreisverein Steckborn (G)65 

51 TI 14.5.1905; das TI sieht in dieser Gründung eine Antwort auf damals überall neugegründete 
Sektionen der FDP. 

52 TI 3.10.1905; Präsident des 9-köpfigen Vorstandes wurde Stadtammann Ruoff. 
53 TI 7.12.1905. 
54 TI 4.1.1906; diese Sektion wird erwähnt, weil ein ehemaliger Vorsitzender (Major Bär +) ver-

sucht haben soll, die Sektion ins freisinnige Lager zu <<lotsen>>. 
55 TI 23.4.1907 und TI 27.4.1907. 
56 TI 1.10.1907; 20 eingeschriebene Mitglieder. 
57 TI 30.1.1909, TI 2.2.1909 und TI 22.2.1909; 44 Mitglieder. 
58 TI 10.5.1909. Es soll sich um eine Ortssektion handeln; Vorsitzender Dr. Deucher, Vorstands

mitglieder Notar Hofmann u. a. Der Zusammenhang mit dem <<Demokratischen Verein Kreuz
lingen>> (oben Anm. 53) ist unklar. Vielleicht war der ersterwähnte ein Kreis- oder Bezirksverein. 

59 TI 13.12.1909. 
60 TI 8.1.1912. 
61 TI 27.1.1914; erstmals erwähnt das TI Unterstützung durch die Kantonalpartei bei einer Grün-

dung; erwähnt werden auch 20 Mitglieder. 
62 TI 27.4.1915; Initiant war ein gewisser Hauptmann Schenkel. 
63 TI 11.12. und 12.12.1915. 
64 TI 31.7.1917; nach diesem Bericht sollen sich 24 Mitglieder eingeschrieben haben; Initiant und 

erster Präsident war Jean Hanhart - Baldin, Mitglied des kantonalen Parteivorstandes. 
65 TI 29.11.1917. 
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24. l\.1är; 1919 
28. April 1919 

5. Mai 1919 

8. 1\1ai 1919 
12. Mai 1919 
26. Mai 1919 

3. Juni 1919 
15. Scptcn1her 1919 
20. Scptcn1her 1919 

30. Scptcn1her 1919 

9. März 1920 
10. Mär1 1920 
15. Juni 1920 
30. ()ktoher 1970 
13 .. April 1921 
9. Fehruar 1925 

29. Novcn1her 1926 

66 TT 24.3.1919. 
67 TT 28.4.1919. 
68 TT 5.5.1919. 

De111okratischer Verein Erlen ((i)66 

Den1okratische Partei der Munizipalgen1einde Bir
winken (Ci)67 

Den1okratischer Verein der Munizipalgen1einde Bus.1-
11u11g (C1)1's 
Den1okratischer Verein Thurtul ( 0 )(,9 

Den1okratischer Verein Huge/shofen (CJ) 711 

Den1okratischer Verein der Munizipalgen1einde A111!i
ko11 (Ci)7 1 

1Veukirch un der Thur (0)72 

Den1okratischer Verein Wigoltingen ( 0 )7' 
De111okratischer Verein der Munizipalgen1einde Zihl
schacht ( (} )74 

Den1okratischer Verein Mutzi11gen-Stettfi1rt- Thunc/01/ 
(0)7; 

Den1okratische Bezirkspartei Bischof~·zell (E)76 

Dernokratischer Verein Steckhorn (0)77 

Dcn1okratische Bezirkspartei Miinclnri/en (0)78 

Demokratischer Verein Schönenherg-Kradolf (E)79 

Den1okra tische Partei Aado,j· ( 0 )80 

Den1okratischer Verein Su/gen-Kradolf-Schönherg 
(E)'l 
De111okratische Partei Gachnang (O)s2 

69 TT 8.5.1919: Initiant Hptm Schenkel: siehe dazu ohen Anm. 62. 
70 TT 12.5.1919. 
71 TT 26.5.1919. 
72 TT 3.6.1919. 
73 TT 15.9.1919. 
74 TT 20.9.1919. 
75 TT 30.9.1919: siehe dazu ohen Anm. 69 und Ann1. 62. 
76 TT 9.3.1920. 
77 TT 10.3.1920: siehe ohen Anm. 64 und 65: da damals Bezirks- und Kreispartei gegründet worden 

waren. muss es sich hier um die Munizipalgemcinde Steckhorn handeln. 
78 TT 15.6.1920. 
79 TT 30.10.1920: nach der Berichterstattung im TT muss dieser Verein kurz vorher gegründet wor

den sein: 40 Mitglieder. 
80 TT 13.4.1921: siehe dazu ohen Anm. 49: in Aadorf n1uss schon ein1nal eine Lokalpartei existiert 

hahcn. 
81 TT 9.2.1925: siehe dazu ohen Anm. 61 und Ann1. 79. 
82 TT 29.111926. 
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Ein kurzer Blick in diese Liste genügt, u1n zu sehen. dass die Lokalorganisa
tion der Partei in drei Schüben aufgebaut wurde; nän1lich nach der Parteigrün
dung. nach 1905 und nach 1919. Irgendeine Strategie ist aber nicht auszun1a
chen; die drei Gründungswellen scheinen eher Folge als Ausgangspunkt von 
politischen Aktionen gewesen zu sein. 

Wie wir schon gesehen haben. zeigten in den ersten Jahren nicht ein1nal die 
Parteiführer ein besonderes Interesse an lokalen Parteiorganisationen.81 

Die Gründung nach 1905 (Weinfelden, Frauenfeld, Kreuzlingcn. Arbon und 
Romanshorn) sollen ja eine Reaktion auf freisinnige Parteigründungen gewe
sen sein84 und deckten einmal die wichtigsten Ortschaften des Kantons ab.Ne
ben den freisinnigen Aktivitäten könnte auch die Gründung der Sozialden10-
kratischen Partei des Kantons Thurgau den Ausbau der den1okratischen Lo
kalorganisationen mitverursacht haben85 . Wie weit dann aber die Demokraten 
in dieser Phase nach 1905 die organisatorische Ausbreitung ihrer Partei zielbe
wusst vorangetrieben haben, lässt sich heute nicht mehr feststellen. 

Die Gründungswelle nach 1919 muss aber vom Organisationswillen der Par
teiführung und des Parteivolkes getragen worden sein. Nicht ohne Grund hat
ten sich doch die Thurgauer Demokraten bereits im Frühjahr 1918 erstmals 
Parteistatuten gegeben86 ; man wartete und hoffte damals - zu Recht oder zu 
Unrecht - auf das Proportionalwahlverfahren auf Bundes- wie auf Kantons
ebene. Wahrscheinlich wusste oder ahnte fast jeder Politiker. dass in der dama
ligen Situation der Proporz besser und schlagkräftiger organisierte Parteien 
verlangte. Wie sich dann für die Thurgauer Demokraten nach der Einführung 
dieses Proporzes die erhofften Erfolge nicht einstellten, verschwand auch bald 
wieder eine grosse Zahl der nach 1919 gegründeten Lokalsektionen. Im Herbst 
1929, d. h. zehn Jahre später, gab es dann noch 17 Sektionen, von denen wahr
scheinlich fünf lediglich auf dem Papier existierten oder sich in ihrer Zusam
menarbeit mit der kantonalen Parteiführung mindestens sehr zurückhielten 
(Uttwil, Altnau, Tägerwilen, Steckborn und Amriswil). 87 

Von allen diesen Lokalorganisationen überlebte nur gerade die Demokrati
sche Partei von Arbon den Untergang der kantonalen Partei und wurde erst 
1972 aufgelöst.88 

83 Siehe dazu oben Anm. 46 und Anm. 50. 
84 Siehe oben Anm. 51. 
85 TI 23.10.1906; TAZ 14.10., 20.11.1981 und 17.11.1957; Reichesberg; S. 292, Stichwort <<Politische 

Parteien: Die Parteiverhältnisse in den Kantonen,>. Die SP TG wurde am 22.10.1906 gegründet. 
86 Zu den Statuten siehe hinten 1.6.; auf Grund der Quellenlage müssen dies die ersten Statuten ge-

wesen sein. 
87 Original StATG 8'631'0. 
88 TZ 20.10.1972 
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1.1.3 Die Gründung der eidgenössischen Partei 
Am 19. März 1905 wurde in Rapperswil anlässlich des ersten schweizeri

schen Demokratentages eine Partei auf eidgenössischer Ebene gegründet. 89 Die 
St. Galler Demokraten sollen allerdings bereits 1901 die Gründung einer ge
samtschweizerischen Partei angeregt haben. 90 Wahrscheinlich war damals noch 
Theodor Curti die treibende Kraft. Nachdem dieser aber 1902 die Schweiz 
verlassen hatte - er war als Redaktor an die <<Frankfurter Zeitung>> zurückge
kehrt- 91 , scheint er an der eigentlichen Gründung nicht mehr beteiligt gewesen 

. 
zu sein. 

An der Tagung von 1905 in Rapperswil nahmen neben den Ostschweizer 
Demokraten (SG, TG, GL und GR) auch Zürcher, Aargauer, Berner und Basler 
Demokraten teil.92 Der Parteigründung stimmten allerdings nur die Ost
schweizer zu; die Nordwestschweizer enthielten sich der Stimme und gingen 
von da an eigene Wege.93 

An der Parteigründung selber müssen die Thurgauer Demokraten nicht 
ganz unbeteiligt gewesen sein, wurden doch Hofmann, Deucher und Vögelin 
ins erste Zentralkomitee gewählt.94 

Während auf kantonaler Ebene die Parteigründung eher einer von vielen 
Schritten hin zu einer festgefügten Organisation war95 , begegnen wir hier auf 
eidgenössischer Ebene dem Abschluss einer langjährigen Entwicklung, deren 
Anfänge in die ersten 90er Jahre des vergangenen Jahrhunderts zurückgehen, 
und deren Ausgangspunkt wie bei den Freisinnigen eine Fraktion der Bundes
versammlung war.96 Schon damals hatten sich einige <<linke>> Mitglieder der 
Bundesversammlung aus der freisinnigen <<Grossfamilie>> im <<Hirschenklub>>, 
einer lockeren Vereinigung, zusammengeschlossen. 97 Vertreten waren in diesem 
<<Hirschenklub>> nicht nur Demokraten sondern auch Sozialdemokraten. 1896 
entstand dann aus dieser lockeren Vereinigung die sozialpolitische Fraktion der 
Bundesversammlung; immer noch und bis 1911 unter Einschluss der Sozialde
mokraten.98 Die Demokraten gaben aber damals - übrigens so wenig wie etwa 
Carl Hilty, der Beobachter eidgenössischer Politik - den Sozialdemokraten 
grosse Zukunftschancen: 

89 TI 21.3.1905; Jahrbuch der Zürcher Freitagszeitung, 1906, S. 57 f., Zürich 1907. 
90 TI 19.10.1901. 
91 Ammann, J., Theodor Curti, S. 191 f. 
92 Siehe oben Anm. 89. 
93 a.a.O. 
94 a.a.O. 
95 Siehe oben I. I. I. 
96 Gruner, Parteien, S. 84-86. 
97 Reichesberg, S. 285, Stichwort <<Polit. Parteien: f) sozialpolitische Gruppe der Bundesversamm

lung>>; nach Ammann, Theodor Curti, S. 125, muss dies 1891 gewesen sein. 
98 a.a.O. 
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<<Dieselbe99 enthält jedoch auf ihrem linken Flügel Elemente, die möglicher
wenn auch nach unseren jetzigen Ansichten nicht wahrscheinlicherweise, 
den Kern einer künftigen sozialistischen Sezession bilden könnten.>> wo 

Wie wir heute wissen, führte wohl eine Linie vom <<Hirschenklub>> über die 
sozialpolitische Fraktion zur Gründung der Demokratischen Partei; eine zwei
te. politisch bedeutsamere aber hin zum Aufstieg der schweizerischen Sozialde
n1okratie. 

1.2 Aufstieg und Niedergang im Spiegel der Wahlen 

Anstoss zur Gründung einer demokratischen Partei im Kanton Thurgau gab 
eine erfolgreiche Ständeratswahl.1 Anders als 1905 auf Bundesebene (sozialpo
litische Fraktion der Bundesversammlung) gab es im Grossen Rat des Kantons 
Thurgau 1891 keine <<demokratische>> Fraktion, welche die Iniatitive zur Grün
dung einer Partei hätte ergreifen können. Von einer demokratischen Fraktion in 
der kantonalen Volksvertretung spricht selbst das Thurgauer Tagblatt erstmals 
1905.2 Auch für die folgenden Jahre bis zur Einführung des Proporz bleiben 
Auskünfte über Fraktionen und Fraktionsmitglieder spärlich; dies gilt selbst
verständlich nicht nur für das Tagblatt und die Demokraten, sondern auch für 
andere Parteien und Presseorgane. Auf Grund des vorliegenden Quellenmate
rials kann deshalb für den Zeitraum von 1890-1920 die Frage nach den demo
kratischen Kantonsräten nicht abschliessend beantwortet werden; einfacher zu 
beantworten ist hingegen die Frage nach demokratischen Regierungs-, Natio
nal- und Ständeräten. Es scheint auch, vor allem was die Kantonsräte betrifft, 
dass die Zeitgenossen und selbst das Thurgauer Tagblatt als Parteiorgan in 
einer ersten Phase, die etwa bis 1905 dauert, keine allzu scharfen parteipoliti
schen Abgrenzungen vornahmen. Wirklich organisierte und politisch präsente 
Parteien waren eben doch etwas Neues, und auch die Vorstellung, nicht nur 
einen Wahlkreis, sondern auch eine Partei zu vertreten, dürfte einigen Kan
tonsräten noch längere Zeit Mühe bereitet haben. Ähnliches hat übrigens Edu
ard Joos in seiner Arbeit über <<Parteien und Presse im Kanton Schaffhausen>> 
herausgefunden. 3 

Einzige brauchbare Quelle für unsere Fragestellung bleibt das Thurgauer 
Tagblatt; amtliche Dokumente und Publikationen (Amtsblatt, Beamtenetat, 
Grossratsprotokolle) kennen unter der Herrschaft des Majorz überhaupt keine 
Parteien. 

99 Gemeint ist die <<radikal-demokratische Fraktion>> der Bundesversammlung. 
100 Hilty, C., Politisches Jahrbuch der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Jg. 6. S. 422, Bern 1891. 

l Siehe oben 1.1.1 und hinten 1.2.3. 
2 TI 15.3.1905. 
3 Joos, E., Parteien und Presse im Kt. SH, S. 24 f. 
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Einfacher liegen die Verhältnisse, wie bereits gesagt. bei der thurgauischen 
Deputation in den eidgenössischen Räten. Dies lässt sich einn1al, aber nicht 
nur, mit der kleinen Zahl der Mandatsträger erklären. National- und Stände
ratswahlen waren eben ähnlich wie Regierungsratswahlen politisch bedeutsa
mer und in ihren Auswirkungen folgenschwerer als Grossratswahlen; denn 
Ambitionen auf politischen Einfluss, Macht und Ansehen können doch wohl 
erst in diesen Ämtern voll befriedigt werden. 

Ebenso schwierig wie die Zuordnung von Politikern zu einzelnen Parteien 
und mit ähnlich fragwürdigen Ergebnissen ist die Stärke der Parteien auszun1a
chen; können doch in Majorzwahlen Persönlichkeit des Kandidaten, Wahl
bündnisse u.a.m. den Wahlausgang derart beeinflussen, dass kaun1 mehr Aus
sagen über die <<effektive>> Parteienstärke möglich sind. 

Kaum aussagekräftiger sind Schätzungen von Zeitgenossen oder gar von 
Betroffenen. So empörte sich etwa 1911 das Thurgauer Tagblatt über Arbeiter
sekretär Höppli, der in den Demokraten die schwächste Minderheitspartei des 
Thurgaus sah (nach Höppli: Katholisch-konservative 4000 <<Parteistimn1en>>, 
Sozialden1okraten 3500 und Demokraten unter 3500). Das Thurgauer Tagblatt 
setzte natürlich seine eigene Partei mit 5000 << Parteistimmen>> auf den ersten 
Platz, gefolgt von den Katholisch-konservativen ( 4000) und den Sozialdemo
kraten (3500).4 Höppli wie Tagblatt wären wohl in der Lage gewesen ihre Zah
len zu <<belegen>>; nur hätten sie damit wahrscheinlich mehr über das Ansehen 
ihrer Kandidaten als über die numerische Stärke ihrer Parteien ausgesagt. 
Letztlich können eben darüber nur Proporzwahlen Auskunft geben. Schon da
mals musste man sich also mit Spekulationen begnügen und auf die ersten Pro
porzwahlen warten. Diese brachten dann aber im Bund wie im Kanton den 
Minderheitsparteien nicht die Erfolge, die sich die eine oder andere erhofft ha
ben mag: Gelang es doch keiner, neue Mehrheitspartei zu werden. Die Thur
gauer Demokraten hatten diese Hoffnung allerdings schon lange aufgeben 
müssen. Wahrscheinlich hatte die Zahl ihrer Anhänger bereits Jahre vor Ein
führung des Proporzverfahrens den Höhepunkt überschritten (1906 Gründung 
der SP).5 

1.2.1 Regierungsratswahlen 
Mehr als in Grossrats-, Nationalrats- oder Ständeratswahlen spiegelt sich in 

den Regierungsratswahlen die Geschichte der Thurgauer Demokraten; dies 
aber nicht nur in den Wahlergebnissen (Stimmenzahlen) und im Zeitraum, den 
diese Wahlen abdecken, sondern fast noch mehr in der Person des Demokraten 
Emil Hofmann, der seine Partei lange Jahre in der Regierung vertrat. Gerade an 
der Person Hofmanns zeigt sich nämlich, wie stark die Demokraten, auch als 

4 TT ll.ll.1911. 
5 Siehe oben l.l, Anm. 85: die SP des Kts. TG v...urde am 22.10.1906 gegründet. 

28 



<<glühende>> Vertreter des Proporzgedankens, auf einzelne Persönlichkeiten an
gewiesen waren. Die grössten Erfolge - man dürfte fast von den einzigen Erfol
gen sprechen - erzielten sie ja auf kantonaler wie eidgenössischer Ebene gerade 
n1it Hofrnann. 

f)azu kommt dass auch im politischen System der Schweiz allen Behaup
tungen zun1 Trotz der Regierungsbeteiligung eine grosse Bedeutung zukommt; 
denn Regierungsbeteiligung heisst eben Beteiligung an der Macht. 

So gesehen, sagen die Ergebnisse der Regierungswahlen viel mehr über die 
Geschichte der Thurgauer Demokraten aus, als etwa Grossratswahlen oder gar 
Lokalwahlen. 

Die Wahlen in die eidgenössischen Räte ihrerseits bestätigen dies nur. Ne
ben dem jung verstorbenen Ständerat Deucher steht auch hier eigentlich immer 
nur Hofn1ann im Zentrum des Interessens. 

Regierungsratswahlen 1890 (März) 
Die Regierungsratswahlen vo1n Frühjahr 1890 wurden vom Thurgauer Tag

blatt kaum zur Kenntnis genommen. Sowohl im redaktionellen Teil wie unter 
den Inseraten ist keine Wahlpropaganda für irgend einen der Kandidaten zu 
finden. Auch das Wahlergebnis (Namen der Gewählten) wurde kommentarlos 
abgedruckt. 6 Die <<Demokraten>> - eine Partei war war ja offiziel noch nicht ge
gründet- standen also abseits. Bei den Ständeratswahlen ein Jahr zuvor ( 1889) 
hatte sich das Thurgauer Tagblatt allerdings vehement für die <<demokrati
schen>> Kandidaten Baumann und Koch eingesetzt.7 Erklären könnte das Des
interesse an diesen Regierungsratswahlen vielleicht ein Artikel aus dem Jahre 
1891 zu einem Arbeitsprogramm der St. Galler Demokraten, die ja schon viel 
früher als ihre Thurgauer Gesinnungsgenossen zu Amt und Würde gekommen 
waren. 8 So meinte das Thurgauer Tagblatt in diesem Artikel, die Demokraten 
könnten im Thurgau vorläufig nur mit Hilfe von Petitionen, Initiativen und 
Referenden politisch handeln, weil es noch keine von ihnen portierte und auch 
gewählte Kantons- und Regierungsräte gebe. Allerdings hätten einige Kan
tonsräte der <<Volkwirthschaftlich-demokratischen Partei>> ihr Wohlwollen zu
gesagt. Dies alles tönt doch ziemlich widersprüchlich; in den Kreisen um die 
1889 und 1890 noch zu gründende Partei oder 1891 bereits gegründete Partei 
scheint doch einiges noch in Bewegung gewesen zu sein. 

Regierungsratswahlen 1893 (März) 
Mit dem Rücktritt des Freisinnigen Haffter wurde für die Gesamterneue

rungswahl 1893 ein Sitz in der Regierung frei. Damals wie heute sind das in der 
Schweiz die Augenblicke, in denen die parteipolitische Zusammensetzung von 
Exekutiven verändert werden kann, da ja bisherige Amtsinhaber in Bestäti-

6 TI 26.3.1890. 
7 Siehe unten 1.2.3. 
8 TI 11.4.1891. 
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gungswahlen kaum je weggewählt werden. Dies wussten natürlich auch die 
Thurgauer Demokraten und ihr Organ: 

<<Die bisherigen Regierungsräthe sind von keiner Seite angefochten, was üb
rigens ein nutzloses Beginnen wäre, denn es müsste bei uns ein Beamter 
schon viel gesündigt haben, wenn er bei der Erneuerungswahl nicht mehr zu 
Gnaden angenommen würde.>> 9 

So beschlossen die Vorstände der <<Demokratisch-volkswirtschafthlichen 
Partei>> und des kantonalen Grütlivereins in einer gemeinsamen Sitzung Natio
nalrat Koch als Kandidaten aufzustellen. 10 Unterstützung ausserhalb dieser 
Gruppierung fand Koch aber keine. Die Konservativen hielten zum freisinni
gen Kandidaten Kreis, da ihnen von freisinniger Seite für die nächste Vakanz 
ein Regierungsratssitz in Aussicht gestellt worden sei. 11 In den offiziellen Wahl
aufrufen von Partei und Grütliverein werden dann nicht nur der Anspruch der 
Demokraten auf einen Sitz in der Regierung begründet und der Kandidat Koch 
gewürdigt, sondern auch gegen die freisinnige Propaganda 12 Stellung genom
men: 

<< ... Wir sind der Ansicht, dass es sich in allererster Linie um die Gewinnung 
eines tüchtigen Mannes für den Regierungsrath handelt, Sache des gesamten 
Regierungsrathes ist es dann, zu bestimn1en, welches Departement das neu
gewählte Mitglied erhalten soll. ... 
Wir erlauben uns nun, den Stimmberechtigten als neues Mitglied der thur
gauischen Regierung vorzuschlagen: Herrn Nationalrath Koch in Frauen
feld. Wir gehen von der Ansicht aus, dass keine Notwendigkeit vorliegt, das 
juristische Element im Regierungsrath zu verstärken. Herr Nationalrat Koch 
vereinigt in sich alle Eigenschaften, die ihn für das wichtige Amt eines Re
gierungsrathes geeignet machen: er stammt aus dem Volke, ... er hat von der 
Pike auf gedient und alle von ihm bekleideten Ämter stets zur allgemeinen 
Zufriedenheit versehen. Herr Koch ist ein Mann von selbständigem Urtheil, 
reicher praktischer Erfahrung und grosser Arbeitskraft, Pflichttreue und 
Charakterfestigkeit. Das Thurgauer Volk hat seine Verdienste schon da
durch gewürdigt, dass es ihn im Jahre 1890 als einen seiner Vertreter im Na
tionalrath nach Bern sandte, wo er stets sein Mandat ehrenvoll ausübte. 
Durch seine Wahl wird dem Regierungsrath eine tüchtige Kraft zugeführt, 

9 TI 18.3.1893. 
I O TI 28.2. und 14.3.1893. Die Delegiertenversammlung des kantonalen Grütlivereins billigt das 

Vorgehen des Vorstandes bezüglich Kandidatur Koch. Die Unterstützung durch den Grütliver
ein versteht sich eigentlich von selbst. war doch Koch Grütlianer und zu jener Zeit wahrschein
lich sogar Vorstandsmitglied. (Gruner. Bv, 705 f.). 

11 TI 9.3.1893. 
12 TI 18.3.1893. Die freisinnigen kämpften vor allem mit dem Argument, für Haffter sei ein Nach

folger des Erziehungswesens zu wählen. Dies war nicht ungeschickt, hatte doch Koch auf diesem 
Gebiet überhaupt keine Erfahrung vorzuweisen.(Gruner, Bv, 705 f.). 
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Herrn Koch wäre Gelegenheit geboten, auf verschiedenen Gebieten Neue
rungen zum Wohl des gesammten Volkes vorzuschlagen. In Herrn Koch er
hielten die demokratisch-volkswirthschaftliche Partei, die im Volke einen 
starken Anhang besitzt. und die Arbeiterpartei eine Vertretung im Regie
rungsrathe ... 13 

Koch mag volksverbundener gewesen sein als andere Politiker und sicher 
trotz mangelhafter Ausbildung eine beachtliche Karriere gemacht haben; 
wichtiger in diesem Aufruf dürfte aber die Tatsache sein, dass Koch auch als 
Vertreter einer Arbeiterpartei - gemeint ist hier natürlich der Grütliverein -
kandidierte. Was das Wort <<Arbeiter>> hier auch alles bedeutet haben mag, so 
verweist es eben doch auf die Veränderungen in der politischen Landschaft und 
im politischen Selbstverständnis von Wählern und Gewählten. 

Als Vertreter einer Minderheitspartei hatte Koch allerdings ohne Unterstüt
zung der anderen Minderheitspartei, d. h. der Konservativen, keine Chancen 
gewählt zu werden. So erstaunt es dann nicht, dass er seinen Gegner nur gerade 
im Bezirk Arbon schlagen konnte. 14 Nach dem Thurgauer Tagblatt ist der Er
folg in diesem Bezirk nur n1it dem verhältnismässig hohen Anteil von Arbeitern 
an der Gesamtbevölkerung zu erklären. 15 Wahrscheinlich ohne es selber zu rea
lisieren, hat hier das Tagblatt auf eine Schwachstelle demokratischer Politik 
hingewiesen. Die Demokraten waren nämlich nicht nur auf die Unterstützung 
der Konservativen, sondern ebenso sehr auf die der Arbeiterschaft angewiesen. 

Regierungsrats-Ersatzwahl 1895 (Juli) 
Als im Sommer 1895 der freisinnige Regierungsrat Vogler im Amt starb, lö

sten die Freisinnigen ihr Versprechen von 1893 ein und unterstützten den kon
servativen Kandidaten Wild. 16 Für die Demokraten kandidierte erstmals Pfar
rer Dr. Emil Hofmann aus Stettfurt. Interessanterweise begründeten die De
mokraten diese Kandidatur nicht nur mit der Grösse und damit einem <<An
spruch>> ihrer Partei, sondern ähnlich wie 1893 die Freisinnigen die Kandidatur 
Kreis. So legten diesmal die Demokraten Gewicht auf die akademische Ausbil
dung Hofmanns (Theologe und promovierter Nationalökonome) und das frei
gewordene Departement (Finanzen und Wirtschaft). 17 Gewählt wurde aber 
Wild. 

13 TT 15.3.1893. 
14 TT 21.3.1893. 
15 a.a.O. 
16 TT 7.7., 14.7. und 16.7.1895. 
17 TT 16.7.1895. 
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Regierungsratswahlen 1896 (März) 
Die fünf An1tsinhaber wurden kampflos wiedergewählt. Die Den1okraten 

meldeten nur ihren Anspruch auf einen später freiwerdenden Sitz an. 1x 

Regierungsrats-Ersatzwahl 1897 (November) 
Als Ersatz für den verstorbenen Häberlin portierten die Freisinnigen Ober

richter Albert Böhi. 19 Die Demokraten nahmen an der Ausmarchung nicht teil, 
weil Hofmann auf eine erneute Kandidatur verzichtete und andere Kandidaten 
nicht zur Verfügung standen. 20 Das Tagblatt meinte dazu, Hofmann habe gegen 
Böhi nicht verheizt werden wollen.21 

Regierungsratswahlen 1899 (März) 
Die De1nokraten empfahlen unter Wahrung ihres Anspruchs bei einer all

fälligen Vakanz die fünf Bisherigen zur Wiederwahl. 22 

Regierungsratswahlen 1902 (März) 
Zu diesen Erneuerungswahlen nahmen die Demokraten ähnlich Stellung 

wie 1899. Allerdings empfahlen sie diesmal, dem freisinnigen Böhi die Stimme 
nicht zu geben.23 

Regierungsratswahlen 1905 (März) 
Als der freisinnige Braun 1905 auf eine Wiederwahl verzichtete, waren die 

Freisinnigen und auch die Konservativen bereit, eine demokratische Kandida
tur Hofmann zu unterstützen. 24 So schaffte dann Hofmann neun Jahre nach 
seinem ersten Versuch den Sprung in den Regierungsrat erwartungsgeinäss.25 

Grossmut allein dürfte die Freisinnigen kaum zur Unterstützung des demokra
tischen Kandidaten bewogen haben; ob aber die Behauptung des Tagblattes 

<<. .. Durch Kampf ist unsere Partei zur heutigen imposanten Stärke gelangt, 
dass ihrem Begehren auf eine Vertretung in der obersten Exekutive entspro
chen werden muss, denn jeder Widerstand gegen die demokratische Regie
rungsratskandidatur wäre angesichts der Volksstimmung land auf und land 
ab nutzlos ... >> 26 

so ganz den Tatsachen entsprach, bleibe dahingestellt. 

18 TI 14.3.1896. 
19 TI31.I0.1897. 
20 TI 2.11.1897. 
21 TI 4.11.1897. 
22 TI 18.3.1899. 
23 TI 14./ 15.3.1902. 
24 TI 7.3.1905. 
25 TI 14.3.1905. 
26 TI 7.3.1905. 
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Regierungsrats-Ersatzwahl 1907 (Januar) 
Mehr Auskunft über die effektive Stärke der Thurgauer Parteien in jener 

Zeit als die Wahlen von 1905 dürfte die Ersatzwahl vom Januar 1907 geben. 
Unterstützt von den Konservativen27, dem Grütliverein 28 und den Sozialdemo
kraten29 erreichte der Demokrat Deucher 11'083 Stimmen gegen 11'528 des 
Freisinnigen Aepli; dieser überschritt mit seinem Ergebnis das absolute Mehr 
nur gerade um 153 Stimmen.30 Um ihren Kandidaten <<durchzupauken>>, muss
ten die Freisinnigen allerdings ihre Propaganda mit massiver Demagogie <<wür
zen>>. 31 Als Fazit bleibt aber, dass die Freisinnigen auch gegen profilierte Geg
ner - Deucher war doch Bundesratssohn, Staatsanwalt und ein Jahr später 
Ständerat - etwa die Hälfte der Wähler für sich zu mobilisieren wussten. Die 
freisinnige Vormachtsstellung konnten die Minderheitsparteien nur gemein
sam und nur unter günstigen Voraussetzungen gefährden. 

Regierungsratswahlen 1908 (März) 
Deucher lehnte eine erneute Kandidatur ab, obwohl auch die anderen Min

derheitsparteien bereit gewesen wären, ihn zu unterstützen.32 Mit dem besten 
Ergebnis wiedergewählt wurde der Demokrat Hofmann. 33 

Regierungsratswahlen 1911 (März) 
Von der Presse kaum beachtet und von niemandem bestritten, wurden die 

fünf Amtsinhaber wiedergewählt. 

Regierungsratswahlen 1914 (März) 
Die Wahlen von 1914 hätten wohl so wenig Wogen aufgeworfen wie die von 

1911 und 1908, wenn nicht einer der freisinnigen Regierungsräte, nämlich Aepli, 
in den Zusammenbruch der Hypothekenbank verwickelt gewesen wäre.34 Als 
die Demokraten diesem die Unterstützung für die Wiederwahl entzogen, wei
gerten sich die Freisinnigen ihrerseits, den Demokraten Hofmann zu unterstüt
zen.35 Auswirkungen auf das Wahlergebnis hatte dieser <<Sturm im Wasserglas>> 
aber kaum. 

27 TT 15.1.1907. 
28 TI ll.1.1907. 
29 a.a.O. 
30 TI 21.1.1907. 
3 I TI 18./ 19./21.3.1907; so bezeichneten die freisinnigen das Zusammengehen der Minderheits

parteien als <<rot-schwarze Allianz>> und die Konfession (katholisch) Deuchers reichte immer 
noch aus. um die Jesuitengefahr an die Wand zu malen. 

32 TI 7.3.1908. 
33 TI 16.3.1908. 
34 TI 9.3.1914 und 14.3.1914. 
35 TI 12.3.1914. 
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Regierungsrats-Ersatzwahl 1916 (April) 
Als 1916 der nicht parteigebundene Regierungsrat Schmid starb, versuchten 

die Freisinnigen mit dem Frauenfelder Juristen Halter die Mehrheit in der kan
tonalen Exekutive zurückzuerobern. 36 Um dies zu verhindern, portierten die 
Minderheitsparteien (Demokraten, Konservative und Sozialdemokraten) den 
parteipolitisch unabhängigen Juristen Meyer aus Weinfelden.37 Dieser schlug 
dann seinen freisinnigen Gegner deutlich mit 13'926 gegen 8560 Stimn1en.38 

Regierungsratswahlen 1917 (Februar) 
Ausser der Sozialdemokratischen Partei, die leer einzulegen empfahl, unter

stützten alle Parteien die Bisherigen, welche dann auch alle wiedergewählt wur
den.39 

Regierungsrats-Ersatzwahl 1919 (Februar) 
Für diese Ersatzwahl hatten die Demokraten Stimmfreigabe beschlossen; 

gewählt wurde Altwegg, Kandidat der Jungfreisinnigen und Freisinnigen.40 

Regierungsratswahlen 1920 (März) 
Alle bisherigen Regierungsmitglieder wurden kampflos wiedergewählt. Der 

Demokrat Hofmann erzielte wieder einmal das beste Ergebnis.41 

Regierungsratswahlen 1923 (März) 
Die Demokraten unterstützen alle fünf Bisherigen, auch den von den Frei

sinnigen bekämpften Wiesli (Konservativ). Für Hofmann und seine Partei wa
ren auch diese Wahlen ein Erfolg, denn auch diesmal erzielte er das beste Re
sultat.42 Ganz sicher lagen aber die Ursachen dieser Erfolge mehr bei der Popu
larität Hofmanns als bei der Stärke seiner Partei. 

Regierungsratswahlen 1926 (März) 
Wie in den vorangegangenen Erneuerungswahlen erhielt Hofmann wieder 

am meisten Stimmen.43 

Regierungsrats-Ersatzwahl vom 24. April 1927 für den verstorbenen Demokra
ten Hofmann. 

Die Ersatzwahl für den im Amt verstorbenen Hofmann zeigte noch einmal, 
wie sehr dessen Erfolge in den vorangegangenen 22 Jahren Folge seines persön
lichen Ansehens gewesen waren. Nicht vergessen sollte man auch die Unter
stützung, die ihm die anderen Minderheitsparteien (Konservative und Sozial-

36 TI 10.4.1916. 
37 TI 10.112./ 13./ 14.4.1916. 
38 TI 17.4.1916. 
39 TI 7.2.1917. 
40 TI 15.3.1919. 
41 TI 22.3.1920. 
42 TI 8.3.1923; der konservative Wiesli blieb im ersten Wahlgang unter dem absoluten Mehr. 
43 TI 15.3.1926. 

34 



demokraten) immer hatten zukommen lassen. Die Demokraten wären wohl nie 
in der Lage gewesen, allein einen auch noch so qualifizierten Kandidaten in den 

' 
Regierungsrat zu bringen.44 

Als nun auch die Sozialdemokraten Anspruch auf den freigewordenen Sitz 
erhoben und mit Arbeitersekretär Höppli einen eigenen Kandidaten ins Ren
nen schickten,45 sahen die Freisinnigen die Chance gekommen, für sich und ihre 
Weggefährten (Bauern) einen vierten Sitz in der Regierung zu erobern.46 Deren 
Kandidat Freyenmuth aus Frauenfeld hatte dann, wie man es eigentlich erwar
ten konnte. keine grossen Schwierigkeiten, sowohl den Sozialdemokraten 
Höppli wie den Demokraten Keller47 zu schlagen (Freyenmuth 12'575 Stim
men, Höppli 5677, Keller 4152).48 

Vergleicht man dieses Ergebnis mit der Ersatzwahl von 190749, als die De
mokraten mit ihrem Kandidaten Deucher nur knapp einen zweiten Regie
rungssitz verfehlt hatten, so sieht man, dass sich das Kräfteverhältnis zwischen 
traditioneller Mehrheitspartei (Freisinnige und Bauern) und traditionellen 
Minderheitsparteien (Konservative50, Demokraten und Sozialdemokraten) in 
diesen 22 Jahren kaum verändert hatte. Das Thurgauer Tagblatt sah dann auch 
in seinem Kommentar zu diesem für die Freisinnigen doch sehr erfolgreichen 
Wahlausgang vor allem eine <<Beerdigung der Minderheitspolitik>>, wenn es 
auch zugeben musste, dass die Demokraten z.B. in Kreuzlingen, aber auch an 
anderen Orten massiv Stimmen verloren hatten.51 Die gegnerischen Behaup
tungen im Wahlkampf, die Demokraten seien eine <<tote Partei>>, wies das Tag
blatt natürlich weit von sich.52 Wie recht aber ihre Gegner hatten, zeigte sich 
bald einmal; denn die Demokraten sollten diese Niederlage nur um wenige 
Jahre überleben. Zu den Gründen nur dies: 53 Die entscheidende politische 
Trennungslinie verlief eben 1927 auch im Thurgau nicht mehr zwischen Mehr
heitspartei (Freisinnige) und Minderheitsparteien (Konservative, Demokraten, 
Sozialdemokraten usw.), sondern zwischen bürgerlichen und nicht-bürgerli
chen Parteien. Die Demokraten, die sich beidseits dieser traditionellen, aber 
von der Realität überholten Grenze angesiedelt glaubten, hatten wohl wenig 
Chancen, die damalige Neuorientierung der politischen Freundschaften und 
Gegnerschaften zu überleben. Hinzu kommt, und das zeigt uns gerade das Bei
spiel Hofmanns besonders deutlich, dass die Demokraten als Partei viel mehr 

44 Die Ergebnisse der Grossratswahlen nach 1920 (Proporz) belegen dies dann klar und deutlich. 
45 TI 17.3., 11.4. und 19.4.1927. 
46 a.a.O. 
47 TI 11.4. und 20.4.1927. 
48 TI 25.4.1927. 
49 Siehe oben, S. 33. 
50 Die Konservativen unterstützten keinen der drei Kandidaten; siehe dazu TI 11.4.1927. 
51 TI 25.4.1927. 
52 TI 20.4. und 25.4.1927. 
53 Näheres dazu siehe hinten 1.5. 
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als andere Parteien auf das Ansehen und die Ausstrahlungskraft ihrer Reprä
sentanten angewiesen waren. Ihre Erfolge lassen sich ganz sicher weniger auf 
den Rückhalt der Partei beim Wähler zurückführen als auf das Verdienst tüch
tiger und auch populärer Politiker. 

1.2.2 Grossratswahlen 
Bis zur Einführung des Proporzes gilt für Grossratswahlen ähnliches wie für 

Regierungsratswahlen. Auch hier geben die Wahlergebnisse oft mehr Auskunft 
über das Ansehen der einzelnen Kandidaten als über den in Zahlen zu erfas
senden Rückhalt ihrer Parteien in der Wählerschaft. 

In amtlichen Akten (Amtsblatt, Beamtenetat, Grossratsprotokoll) finden 
wir unter der Herrschaft des Majorz nie Vertreter von Parteien, sondern nur 
Repräsentanten von Wahlkreisen.54 Ebenso <<unbekannt>> waren damals Frak
tionen. Wenn das Thurgauer Tagblatt 1905 von einer demokratischen Fraktion 
spricht, dann war diese Fraktion mindestens zu diesem Zeitpunkt eine <<privat
rechtliche>> Angelegenheit demokratischer Kantonsräte und hatte höchstens 
informellen Charakter.55 

Daneben nahm man es anscheinend damals bis zur Einführung des Proporz 
mit der parteipolitischen Zuordnung einzelner Grossräte nicht allzu genau. 
Nicht einmal im Tagblatt, dem offiziellen Organ der Demokraten, sind vor 1920 
Angaben über sämtliche demokratischen Kantonsräte zu finden. 

Wahrscheinlich spiegelt dies alles nur die damalige politische Realität: Es 
mag wohl Kantonsräte gegeben haben, die als eindeutige Parteivertreter ge
wählt wurden; daneben dürfte aber auch eine ganze Anzahl verhältnismässig 
unabhängiger Volksvertreter auf Grund eigener Verdienste gewählt worden 

. 
sein. 

So gesehen kann die Frage nach den Demokraten im Grossen Rat oder deren 
Fraktion für den Zeitraum vor 1920 nicht beantwortet werden. Wir kennen 
wohl einige demokratische Kantonsräte, aber nicht alle. Ähnliches gilt dann 
eben auch für Ämter und Funktionen im Grossen Rat (Präsident, Büro usw.). 

Amtsperiode 1890-189356 

Nach dem Thurgauer Tagblatt sollen 1891 einige Grossräte der neugegrün
deten <<Volkswirthschaftlich-demokratischen Partei>> ihr <<Wohlwollen>> zuge-

54 Genau genommen kennt man in der Schweiz, etwa im Gegensatz zu Deutschland oder Frank
reich. auf eidgenössischer wie auf kantonaler Ebene auf Verfassungs- oder Gesetzesstufe noch 
heute keine Parteien. Faktisch bewirkte aber die Institutionalisierung der Fraktionen, die ja keine 
Ausschüsse von Parteien, sondern Zusammenschlüsse von Parlamentarieren sind, eine Art An
erkennung und Einbindung der Parteien in die staatlichen Institutionen. 

55 TI 15.3.1905. 
56 Nachwahlen und Ämter und Funktionen im Grossen Rat werden im Rahmen der Amtsperiode 

aufgeführt. 
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sagt haben. 57 Wer das allerdings gewesen sein könnte, lässt sich nicht mehr fest
stellen; sicher ist nur, dass keiner der uns bekannten Parteigründer zum Zeit
punkt der Gründung Mitglied des Grossen Rates war. 

Amtsperiode 1893-18965ö 

Von den drei demokratischen Kandidaten, Koch in Frauenfeld ( dem ge
scheiterten Regierungsratskandidaten vom März des gleichen Jahres und Na
tionalrat), Deucher in Kreuzlingen ( dem Sohn von Bundesrat Deucher und 
späteren Ständerat) und Vögelin in Weinfelden, wurde nur gerade Deucher ge
wählt'9. Koch und Vögelin mussten ziemliche Schlappen einstecken. Vögelin 
erklärte seine Niederlage mit lokalpolitischen Streitigkeiten und nicht mit der 
Stärke bzw. Schwäche seiner Partei. In Frauenfeld waren allerdings nach seiner 
Meinung die Demokraten zu schwach, um selber einen Kandidaten durchzu
bringen.60 Deuchers Erfolg war ganz sicher dessen eigenes Verdienst. Er wurde 
dann auch noch gleich zum zweiten Sekretär des Grossen Rats gewählt. 61 

Als im September 1895 im Kreis Frauenfeld für den zum Regierungsrat auf
gerückten Wild eine Ersatzwahl stattfand, kandidierte Koch von neuem; ge
wählt wurde er aber auch diesmal nicht.62 

Amtsperiode 1896-189963 

Als Partei traten die Demokraten bei diesem Wahlgang nicht einmal im ei
genen Parteiorgan in Erscheinung. Sogar der Wahlaufruf für den erneut erfolg
los kandidierenden Koch in Frauenfeld wurde weder von der Partei publiziert 
noch von ihr unterschrieben.64 Das Thurgauer Tagblatt begründete diese <(Re
signation>> in einem Kommentar zum Wahlausgang mit der Unmöglichkeit, 
bisherige Kantonsräte zu ((sprengen>>.65 Gewählt wurden folgende demokrati
sche Kandidaten: Deucher in Kreuzlingen, Gerichtspräsident Elliker in Wein
felden und Arbeitersekretär Karl Günther in Arbon; 66 neben diesen sollen auch 
noch einige Sympathisanten der Demokraten gewählt worden sein: 

((Die Parteien sind im Grossen Rat allerdings nicht scharf getrennt, aber im
merhin existiert ein grosser Unterschied zwischen den einzelnen Mitgliedern 
im Bezug auf ihre Stellungnahme zur Sozialreform. Es sitzen eine schöne 

57 TI 11.4.1891. 
58 Die Erneuerungswahl fand am 24.4.1893 statt. 
59 Zu den Kandidaten siehe TI 18.-23.4.1893. 
60 Zu den Ergebnissen siehe TI 25.4.1893. 
61 TI 25.5.1893; Bericht über die Grossratssitzung vom 23.5.1893. 
62 TI 22.9.1895; gewählt wurde der Freisinnige Rogg. 
63 Die Erneuerungswahl fand am 19.4.1896 statt. 
64 TI 14.4.1896. 
65 TI 21.4.1896. 
66 a.a.O. und TI 22.4.1896. 
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Zahl wirklicher Demokraten im Grossen Rat. die nach vorwärts drängen 
und hoffentlich das Gros mitziehen.>> 67 

1897 kandidierte Elliker bei der Neubestellung des Büros als zweiter Sekre
tär und unterlag erst im 5. Wahlgang.68 Ein Jahr darauf wurde er dann aber pro
blemlos ins Büro gewählt.69 

Amtsperiode 1899- 190270 

Auch in den Erneuerungswahlen von 1899 traten die Demokraten als Partei 
kaum in Erscheinung. Für den Kandidaten Hofmann, den späteren Regie
rungs- und Nationalrat, wurde nur gerade von der Arbeiterunion Frauenfeld 
geworben, die allerdings auch andere Kandidaten, sogar freisinnige unterstütz
te.71 Nach dem Tagblatt soll die demokratische Abordnung im Grossen Rat aus 
dieser Wahl gestärkt ins kantonale Parlament zurückgekehrt sein. Neben den 
drei Bisherigen, Deucher, Elliker und Günther, war nämlich auch Hofmann ge
wählt worden.72 Das Tagblatt zählte dann auch den Frauenfelder Gemeinde
ammann Ruoff zu den demokratischen Kantonsräten.73 Dies zusammen ergäbe 
dann die fünfköpfige demokratische Deputation, von der das Tagblatt ein Jahr 
später in einem Kommentar zu einer Motion Hofmann bezüglich Einführung 
des proportionalen Wahlverfahrens spricht.74 Damit hätten wir nun erstmals 
eine ziemlich zuverlässige Aufzählung75 von demokratischen Kantonsräten; 
mindestens von denen, die sich voll mit der Partei identifizierten. Es mag aber 
durchaus noch den einen oder anderen Sympathisanten gegeben haben. 

Amtsperiode 1902-190576 

Nach dem Wahlgang kehrte die demokratische Abordnung, wie das Tagblatt 
vorausgesehen hatte, unverändert in den Grossen Rat zurück.77 Veränderungen 
kündigten sich im Zusammenhang mit diesen Wahlen hingegen auf einer ande
ren Ebene an; hatten doch die Grütlianer an ihrer Delegiertenversammlung im 
März des gleichen Jahres beschlossen, der Sozialdemokratischen Partei78 bei
zutreten und für die Wahlen eigene Kandidaten aufzustellen.79 Für den Augen-

67 a.a.O. 
68 TI 26./29.5.1897; Bericht über die Grossratssitzung vom 24.5.1897. 
69 TI 25.5.1898; Bericht über die Grossratssitzung vom 23.5.1898. 
70 Erneuerungswahlen vom 16.4.1899. 
71 TI 15./ 16.4.1899. 
72 TI 18.4.1899. 
"73 a.a.O. 
74 TI 3.10. und 10.10.1900. 
75 Deucher. Kreuzlingen; Elliker, Weinfelden; Günther, Arbon; Hofmann, Frauenfeld; Ruoff. 

Frauenfeld. 
76 Erneuerungswahlen vom 13.4.1902. 
77 TI 10.4.1902. 
78 Gegründet wurde dann die SP erst am 22.10.1906; siehe dazu oben 1.1.2, Anm. 85. 
79 TI 26.3.1902. 
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blick mochte dies nur deklamatorischen Wert haben; die Sozialdemokraten 
hatten ja im Thurgau noch nicht einmal eine Partei gegründet. Bedenkt man 
aber die enge Zusam1nenarbeit und auch die personelle Verflechtung zwischen 
Demokraten und Grütlianern bis zu diesem Zeitpunkt. so war dieser Beschluss 
der Grütlianer schon das erste Anzeichen einer politischen Flurbereinigung auf 
der <<Linken>>, die erst 1927 mit der Ersatzwahl für den verstorbenen demokra
tische Regierungsrat Emil Hofmann ihren Abschluss finden sollte. Die Freisin
nigen hätten 1927 doch wohl erheblich grössere Schwierigkeiten gehabt, diese 
Wahlen zu gewinnen, wenn sich Demokraten und Sozialdemokraten nicht ge
genseitig bekämpft hätten. 80 

1904 gelang es den Demokraten bei einer Nachwahl zwei weitere Mandate 
zu erobern. So wurde im Januar jenes Jahres Pfarrer Etter in Arbon zum Notar 
und Kantonsrat gewählt81 und im Dezember Robert Keller in Frauenfeld zum 
Kan tonsra t. 82 

Amtsperiode 1905 -190883 

Alle bisherigen und erneut kandidierenden demokratischen Kantonsräte 
(Deucher in Kreuzlingen, Elliker in Weinfelden, Etter und Günther in Arbon 
und Ruoff und Keller in Frauenfeld) wurden im Amt bestätigt. 84 Den Sitz von 
Regierungsrat Hofmann in Frauenfeld konnten die Demokraten nicht vertei
digen; dafür eroberten sie im Gegenzug mit Friedensrichter Meier in Märstet
ten ein Mandat. 85 

Wie weit der von einer Vertrauensmännerversammlung der Arbeiterschaft 
in Arbon portierte Hungerbühler den Demokraten zugerechnet werden darf, 
kann nicht schlüssig beantwortet werden,86 wenn er auch später einmal in einem 
Bericht des Tagblattes zu den Demokraten gezählt wird. 87 

Sicher hatte also zu Beginn der Amtsperiode 1905-1908 die demokratische 
Fraktion sieben Mitglieder, wenn nicht sogar deren acht. 

Amtsperiode 1908 -1911 88 

Die Erneuerungswahlen 1908 fanden eigentlich überall unter dem Zeichen 
der Verständigung und Absprache zwischen Demokraten und Freisinnigen 
statt. So unterstützten in Weinfelden Freisinnige und Demokraten gegenseitig 
ihre Kandidaten; bei den Freisinnigen Bornhauser und Hebting und bei den 
80 Zur Ersatzwahl für RR Hofmann siehe oben 1.2.1 (Regierungsrats-Ersatzwahl vom 24. April 

1927). 
8 I TI 9.1. und 12.1.1904. 
82 TI 3.12. und 6.12.1904. 
83 Erneuerungswahlen vom 16.4.1905. 
84 TI 18.4.1905. 
85 a.a.O. 
86 TI 6.4., ll.4. und 18.4.1905. 
87 TI 23.5.1907; Bericht über die Grossratssitzung vom 22. Mai 1907; Motion Hungerbühler be

treffend Einrichtung einer Kantonalbankfiliale in Arbon. 
88 Erneuerungswahl vom 5.4.1908. 
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Demokraten Redaktor Martin Vögelin als Nachfolger für den erkrankten Elli
ker.89 In Romanshorn überliessen die Freisinnigen den Demokraten freiwillig 
einen Sitz und akzeptierten auch deren Kandidaten, Gemeinderat Schoop, der 
eigentlich Sozialdemokrat war.90 Dafür überliessen die Demokraten den Frei
sinnigen in Arbon ein Mandat.91 Immer nach dem Tagblatt wurden so neben 
den sieben Bisherigen vier neue Demokraten in den Grossen Rat gewählt, ins
gesamt also 11 demokratische Kantonsräte. 92 

Ähnlich wie in der Bundesversammlung müsste man wohl auch hier besser 
von einer sozialpolitischen Gruppe als von einer demokratischen Fraktion 
sprechen; waren doch von diesen elf Kantonsräten zwei ganz sicher Sozialde
mokraten (Schoop93 und Oberhänsli94) und einer (Hungerbühler95 ) scheint ir
gendwo zwischen den beiden Parteien zu Hause gewesen zu sein. 

Besser hätten die Wahlen von 1908 für die Demokraten kaum verlaufen 
können. In 15 Jahren ( 1893-1908) war es ihnen gelungen, ihre Grossratsdepu
tation von einem (1893 Deucher in Kreuzlingen) auf acht bis neun Demokraten 
und zwei bis drei Sozialdemokraten zu vergrössern. 

Schon drei Monate später sollten die Demokraten aber wieder einen dieser 
Sitze <<verlieren>>. Kampflos überliessen sie nämlich in Arbon den Sitz des zu
rückgetretenen Etter den Konservativen. 

Als anfangs 1910 der amtsälteste demokratische Kantonsrat, Ständerat und 
Staatsanwalt Deucher starb, konnten die Demokraten diesen Sitz mit Notar 
Reinhard Hofmann verteidigen.96 

Im gleichen Jahr konnten sie dann noch in Romanshorn mit Gemeindeam
mann Etter den Freisinnigen in einer Kampfwahl ein Mandat entreissen.97 

Amtsperiode 1911-191498 

Zwei Demokraten und ein Sozialdemokrat stellten sich nicht zur Wieder
wahl.99 Die Demokraten verzichteten zugunsten der Sozialdemokraten auf ei
gene Kandidaten. Jene konnten allerdings nur den Frauenfelder Sitz verteidi-

89 TI 26.3.1908: Elliker verstarb im September 1909, siehe dazu TI 19.4.1909. 
90 TI 31.3.1908 und 17.5.1910. 
91 TI 3.4.1908. 
92 Bisherige demokratische Mitglieder des Grossen Rates: Günther. Etter und Hungerbühler in 

Arbon. Deucher in Kreuzlingen, Meier in Märstetten und Keller und Ruoff in Frauenfeld. Neu
gewählte demokratische Mitglieder: Oberhänsli in Arbon, Schoop in Romanshorn, Vögelin in 
Weinfelden und Ulmer in Steckborn. 

93 TI 17.5.1910. 
94 TI 22.3.1911. 
95 Siehe oben Amtsperiode 1905-1911. 
96 Gruner, Bv, S. 695. 
97 TI 21./23.5.1910. 
98 Erneuerungswahl vom 2. April 1911. 
99 TI 22.3. und 30./31.3.1911. 
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gen.100 In den Wahlkommentaren des Tagblattes ist dann von 7 demokratischen 
Kantonsräten die Rede; Namen erwähnt es aber bei dieser Gelegenheit keine. 101 

In der Amtsperiode 1911-1914 gelang auch erstmals einem Demokraten der 
Sprung ins Grossratspräsidium. 102 Am 26. Mai 1913 wurde der demokratische 
Arboner Vertreter Günther zum Vizepräsidenten gewählt. 103 Als Stimmenzäh
ler wurde dieser von Stadtammann Huber aus Diessenhofen ersetzt, der hier 
von1 Tagblatt erstmals zu den Demokraten gerechnet wurde. 104 Dabei sass Hu
ber schon seit 1908 in1 Grossen Rat! 105 

Amtsperiode 1914-19J7l06 

Obwohl diese Wahlen nur einen Monat nach umstrittenen und von hitzigen 
Debatten begleiteten Bestätigungswahlen für den Regierungsrat stattfanden 107, 

führten sie zu keinen grossen politischen Auseinandersetzungen. Im grossen 
und ganzen waren es - wie immer - reine Bestätigungswahlen, deren Ausgang 
eigentlich schon am Vorabend des Wahltages mehr oder weniger feststand. Für 
die Demokraten kam es nur gerade in Sulgen zu einem grösseren Wahlkampf, 
wo es ihnen auch gelang, ein weiteres Mandat zu erobern. 108 Mit diesem Gewinn 
dürfte die demokratische Grossratsfraktion auf acht Mitglieder angewachsen 
sein.109 

Wie vorgesehen und politische Bräuche respektierend, wurde dann im glei
chen Frühjahr Karl Günther aus Arbon zum Präsidenten des Grossen Rates 
gewählt. 110 Damit hatte im Thurgau endlich ein Demokrat das <<höchste>> Amt 
erreicht, das sein Heimatkanton zu vergeben hatte. 

100 n· 3.4.1911. 
10 I TI 6.4.191 I; wahrscheinlich waren folgende Kantonsräte Mitglieder der demokratischen Frak

tion: Günther und Hungerbühler aus Arbon, Hofmann aus Kreuzlingen, Vögelin aus Weinfel
den, Meier aus Märstetten, Ruoff aus Frauenfeld und Etter aus Romanshorn; Huber aus Dies
senhofen dürfte in diesem Moment noch nicht dazugehört haben, zwei Jahre später aber sicher 
(zu Huber siehe auch unten Anm. 104). 

102 Bis anhin hatte es ja immer nur zum Stimmenzähler oder zum Sekretär gereicht. 
103 TI 27.5.1913. 
104 a.a.O. 
105 Siehe dazu hinten 1.7.4. 
106 Erneuerungswahlen vom 29. März 1914. 
107 Siehe oben 1.2.1 (Regierungsratswahlen von 1914). 
108 TI 27.4.1914; gewählt wurde im 2. Wahlgang Albert Gamper, Bahnbeamter in Sulgen. 
109 a.a.O. Mitglieder waren wohl: Günther und Hungerbühler aus Arbon, Hofmann aus Kreuzlin

gen, Vögelin aus Weinfelden, Ruoff aus Frauenfeld, Etter aus Romanshorn, Huber aus Dies
senhofen und neu Gamper aus Sulgen. 

110 TI 26.5.1914. 
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Amtsperiode 1917-1920 111 

Auch die letzten Majorzwahlen brachten weder für die Den1okraten noch 
für die anderen Parteien grosse Veränderungen. 112 Beachtenswert sind aber die 
in Arbon und Romanshorn stattfindenden Wahlkämpfe zwischen Demokraten 
und Sozialdemokraten 11 3, denn mindestens in dieser offenen Form war dies 
vorher nie geschehen. Die Zeichen der Zeit galten eben auch für die Thurgauer 
Demokraten und Sozialdemokraten, wenn auch diese selbst es vielleicht nicht 
einmal merkten. 

Für die Amtsperiode 1917-1920 finden wir im Tagblatt erstmals nähere An
gaben zur demokratischen Grossratsfraktion; wie in den drei vorangegangenen 
Jahren waren Vögelin Präsident und Etter Aktuar. 114 Ueberhaupt scheinen in 
_dieser Amtsperiode die Arbeit der Fraktion und auch die Fraktion selber be
deutend besser organisiert gewesen zu sein als in all den vielen Jahren bis 1917. 
So publizierte die Fraktion 1920 erstmals einen Tätigkeitsbericht, in den1 wir -
auch erstmals - ein mehr oder weniger zuverlässiges Verzeichnis der Fraktions
mitglieder vorfinden. 115 

Amtsperiode 1920-1923 116 

Die Einführung des Verhältniswahlrechtes brachte auch im Thurgau einen 
viel leidenschaftlicher und intensiver geführten Wahlkampf, als man das von 
früheren Majorzwahlen her gewöhnt war. So druckten z.B. Thurgauer Tagblatt 
und Thurgauer Zeitung, die Parteiorgane der Demokraten und Freisinnigen, 
keine Wahlaufrufe gegnerischer Parteien ab; dies war vorher nicht einmal bei 
umstrittenen Regierungsratswahlen geschehen.117 

Die Demokraten glaubten in diesen Wahlen <<die Stunde der Wahrheit>> aus
gemacht zu haben; die wahre Stärke bzw. Schwäche der Mehrheitspartei und 
der Minderheitsparteien sollte sich nun zeigen. 118 Eigentlich hätten sie aber, wie 
übrigens auch die Sozialdemokraten, gewarnt sein sollen; denn bereits die Na-

111 Erneuerungswahlen vom 25. Februar 1917. 
112 TI 26.2.1917; der Sitz von Huber in Diessenhofen geht für die Den1okraten verloren: dafür 

können sie mit Redaktor Tung in Romanshorn ein Mandat gewinnen. 
113 Bis anhin waren ja Demokraten und Sozialdemokraten fast immer gemeinsam oder wenigstens 

ihre Ansprüche gegenseitig anerkennend in den Wahlkampf gezogen. 
l 14 TI 22.5.1917. 
115 TI 17.4.1920; zur Fraktion gehörten gemäss diesem Bericht: Redaktor Vögelin, Weinfelden. 

Gemeindeam1nann Etter, Romanshorn, Oberrichter Hofmann, Kreuzlingen, alt Gemeinde
a1nmann Ruoff, Frauenfeld, Gemeindeammann Günther, Arbon, Hungerbühler, Arbon (bis 
anfangs 1920), J. Reutimann, Arbon (ab anfangs 1920), (zu Hungerbühler und Reutimann siehe 
auch TI 12. l. 1920), Lehrer Lang, Stellfurt (seit Frühjahr 1919), Gamper, Bahnbeamter, Sulgen, 
Redaktor Tung; Romanshorn, der ehemalige Sozialdemokrat Schoop, Romanshorn. 

116 Erneuerungswahlen vom 25. April 1920. Offizielle Wahlpublikationen und -ergebnisse in: 
Amtsblatt 1920, S. 413, 632 ff., 509 f. 

117 TI 21.4.1920. 
118 TI 21./22./23./24.4.1920. 
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tionalratswahlen von 1919 hatten die erhofften Erfolge nicht gebracht. 119 Den 
Freisinnigen (zusammen mit den Bauern) gelang es nämlich auch in diesen 
Wahlen, wenn auch nur mit Hilfe der Konservativen 120 und des Proporzglückes, 
n1it 72 von 131 Mandaten (ca. 55 %) im Grossen Rat weiterhin die absolute 
Mehrheit zu stellen; im Vergleich zu den letzten Majorzwahlen war das eigent
lich ein Erfolg; hatten diese doch damit nur wenige Mandate verloren ( ca. 10 % ; 
1917 81 von 124 Grossratssitzen). 121 Die Demokraten vergrösserten ihre Depu
tation von 9 oder 10 Mitgliedern auf 14 und erreichten auf kantonaler Ebene 
12,4 % der Stimmen. Von den anderen Parteien erhielten: Konservative 24 Sitze 
(bisher 23) und 17,3 % der Stimmen; Sozialdemokraten 19 Sitze (bisher 8) und 
17 % der Stimmen; zwei Sitze gingen an freie bürgerliche Listen; die Arboner 
Grütlianer konnten kein Mandat mehr erringen. 122 

Die <<Linke>> 123, die seit dreissig Jahren für die Einführung des Proporz ge
kämpft hatte, konnte ihre Sitzzahl fast verdoppeln und damit einen grossen Er
folg erringen.Nur gab es in Wirklichkeit diese <<Linke>> schon lange nicht mehr, 
und ihr Hauptziel, die Beendigung der freisinnigen Vorherrschaft; hatte sie 
auch verfehlt. Von da her gesehen waren die Freisinnigen in Koalition mit den 
Bauern die Wahlsieger; sie waren und blieben Mehrheitspartei. Daran konnte 
niemand rütteln, schon gar nicht die Demokraten. 

119 Siehe hinten l.2.3 (Nationalratswahlen 1919); in den ersten Proporzwahlen für den Nationalrat 
hatten im Thurgau Freisinnige und Bauern zusammen ca. 50 % der Stimmen erhalten, die De
n1okraten ca. 14% und die Sozialdemokraten ca. 17%. 

120 Amtsblatt, a.a.O.; TT 29.4.1920; Freisinnige/Bauern waren untereinander und mit den Konser
vativen wie folgt verbunden: 
- Listenverbindung <<Freisinnige - Konservative>> in Arbon, keine eigene Bauernliste, 
- Listenverbindung <<Freisinnige - Konservative - Bauern>> in Bischofszell, 
- gemeinsame Liste <<Freisinnige - Konservative - Bauern>> in Diessenhofen, 
- gemeinsame Liste <<Freisinnige - Konservative - Bauern>> in Steckborn, 
- gemeinsame Liste <<Freisinnige- Bauern,> in Arbon. Frauenfeld, Kreuzlingen. Münchwilen. 
Die Bauern hatten also nur gerade in Bischofszell eigene Kandidaten aufgestellt (auf eigener 
Liste). 

121 a.a.O. 
122 a.a.O. 
123 d. h. Demokraten und Sozialdemokraten. 
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Die Wahlen veränderten dann aber vor allem das Gesicht der demokrati
schen Grossratsfraktion. 124 Nur fünf Bisherigen gelang der Sprung ins erste 
Proporzparlament. 125 Drei Kantonsräte wurden nicht wiedergewählt 126 und 
zwei verzichteten auf eine erneute Kandidatur. 127 Von den drei nicht wiederge
wählten Kandidaten verfehlten zwei ihr Ziel nur knapp, einer deutlicher. 128 Die 
demokratische Fraktion bestand also zu zwei Dritteln aus parlamentarischen 
Neulingen. 

Die Wahlergebnisse selber zeigen, dass auch die demokratischen Wähler von 
der Möglichkeit, Listen zu verändern (streichen, kumulieren, panaschieren), 
regen Gebrauch machten; dabei aber ziemlich diszipliniert für ihre Partei 
stimmten. Anders oder nur mit dem Ansehen der demokratischen Spitzenkan
didaten wären die Panaschiergewinne der Demokraten ja nicht zu erklären. 129 

. Die Amtsperiode 1920-1923 war dann für die demokratische Grossrats
fraktion ziemlich erfolgreich, wurde doch 1922 mit Martin Vögelin zum zweiten 
und letzten Mal ein Demokrat zum Präsidenten des Grossen Rates gewählt. 130 

Während der Amtsperiode traten drei Demokraten aus dem Grossen Rat 
zurück und wurden, wie vom Proportionalwahlverfahren vorgesehen, ersetzt. 131 

124 Amtsblatt a.a.O.; IT 29. 4. 1920; 

125 
126 

127 
128 

129 
130 
131 
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Fraktionsliste ( nach Bezirken): 
- Arbon: Deutsch. Gottfried, Romanshorn (neu). 

- Bischofszell: 

- Diessenhofen: 
- Frauenfeld: 
- Kreuzlingen: 

- Weinfelden: 

Annasohn. Walter. Uttwil (neu). 
Günther. Karl. Arbon, 
Düssli, Alfred, Romanshorn (neu). 
Tung, Enrico, Romanshorn (bisher), 
Gamper, Albert, Sulgen (bisher), 
Kriesi-Hofmann, Bischofszell (neu). 
Hanhart. Jean, Diessenhofen (neu). 
Schenkel. Heinrich, Wellenberg (neu). 
Hofmann. Reinhard. Kreuzlingen (bisher). 
Müller-Sauter. 0., Ermatingen (neu). 
Diethelm, Sekundarlehrer, Althaus (neu). 
Vögelin, Martin, Weinfelden (bisher), 
Schaad, Heinrich, Weinfelden (neu). 

Bisherige und wiedergewählte demokratische Kantonsräte siehe oben Anm. 124. 
Nicht wiedergewählt wurden: Etter (Romanshorn), Reutimann (Arbon), Lang (Stettfurt); siehe 
dazu oben Anm. 124. 
a.a.O.; auf eine Kandidatur verzichtet haben: Ruoff (Frauenfeld) und Schoop (Romanshorn). 
Amtsblatt a.a.O.; Bezirk Frauenfeld: 19 Sitze, Demokraten I Sitz; das beste Ergebnis (676 
Stimmen) erzielte Schenkel, der auf Listenplatz 5/6 kandidiert hatte; der bisherige Lang. Li
stenplatz I /2, kam auf 635 Stimmen. 
Bezirk Arbon: 27 Sitze, Demokraten 5 Sitze; nicht gewählt: Reutimann, Listenplatz 21122. und 
Etter, Listenplatz 12/ 13, erzielten 1913 bzw. 1777 Stimmen; auf Platz 5 wurde mit 1953 Stimmen 
Tung, Listenplatz 25/26, gewählt. 
a.a.O. 
IT 24.5.1921; Wahl zum Vizepräsidenten; IT 27.5.1922; Wahl zum Präsidenten. 
IT 11.8.1920; IT 13.11.1920; Etter für den zurücktretenden Tung (Arbon); IT 11.3.1922; War
tenweiler für Schaad (Weinfelden); IT 22.9.1922; Haag für Hanhart (Diessenhofen). 



Amtsperiode 1923-1926132 

1923 waren 136 Kantonsräte (bisher 131) zu wählen. Die Erhöhung der Mit
gliederzahl und die Mandatsverschiebungen zwischen den Bezirken hatten auf 
das Wahlergebnis der Demokraten keine Auswirkungen; 133 Gewinne und Ver
luste hatten andere Ursachen. Auch in der Zusammensetzung der Fraktion gab 
es kaun1 Mutationen; ein bisheriger Kantonsrat verzichtete auf die Wieder
wahl 114 und ein anderer wurde nicht wiedergewählt. 135 

Verluste mussten die Demokraten in Diessenhofen und Kreuzlingen in Kauf 
nehmen, wo sie je einen Sitz verloren.136 Dafür konnten sie in Münchwilen einen 
Gewinn verbuchen, wo sie 1920 nicht einmal kandidiert hatten.137 Der Kreuz
linger Verlust dürfte für die Demokraten ziemlich schmerzhaft gewesen sein; 
hatten sie doch hier immer überdurchschnittlich gute Ergebnisse erzielt. Dazu 
komn1t, dass in Kreuzlingen 1923 ja ein zusätzliches Mandat zu vergeben war. 
Hier in Kreuzlingen profitierten die Freisinnigen 138 und in Diessenhofen der 
Bürgerblock ( einzige bürgerliche Liste) 139 von den Verlusten der Demokraten. 
Interessanterweise ging aber der demokratische Erfolg in Münchwilen zu La
sten der Freisinnigen. 140 Auf kantonaler Ebene glichen sich Gewinne und Ver
luste der Demokraten nahezu aus. 141 

Nach dem Tätigkeitsbericht der demokratischen Grossratsfraktion für die 
Amtsperiode 1923-1926 trat in diesen drei Jahren kein demokratischer Kan
tonsrat zurück.142 

132 Amtsblatt 1923, S. 313, 367 ff. 
133 Sitzverschiebungen in und zwischen den Bezirken (in Klammern neue Sitzzahl): Arbon- I (26), 

Bischofszell + I (17), Diessenhofen (4), Frauenfeld+ I (20), Kreuzlingen + I (18), Münchwi
len + I (20), Steckhorn + I (14), Weinfelden + I (17). 

134 Amtsblatt, a.a.O.; TI 6.4.1923; Müller-Sauter, Ermatingen. 
135 Amtsblatt, a.a.O.; Staatsanwalt Robert Keller anstelle von Schenkel. 
136 Amtsblatt 1920, S. 513 f.; die 1923 in Diessenhofen und Kreuzlingen verlorenen Mandate waren 

1920 Restmandate. 
137 Amtsblatt 1923, a.a.O.; in Münchwilen errangen die Demokraten ein volles Mandat. 
138 Kreuzlingen 1920: Dem. 17 %, Freis. und Bauern 59,4 %; Kreuzlingen 1923: Dem. 13,9 %, Freis. 

und Bauern 62,1 %; die KK konnte leichte Gewinne (0,8 %) verbuchen; die SP musste leichte 
Verluste (0,3 % ) hinnehmen. 

139 Der dem. Stimmenanteil ging von 18,2 % auf 8,1 % zurück; die SP stieg von 18,0 % auf 18,3 % und 
der Bürgerblock von 63,8 % auf 73,7 %. 

140 Siehe oben Anm. 137. 
14 I Amtsblatt, a.a.O.; 1920 erzielten die Demokraten auf kantonaler Ebene 60'108 von 485'405 Li

stenstimmen; 1923 61'203 von 491'155. 
142 TI 31.3.1926. 
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Amtsperiode 1926- 1929143 

Auch für die Periode 1926-1929 nahm die Zahl der Kantonsräte leicht zu 
(von 136 auf 140).144 Das Interessanteste an den ganzen Wahlen dürfte in der 
Rückschau der Wahlkampf sein. Mindestens für die Demokraten war das fast 
nur noch ein Kampf zwischen Demokraten und Sozialdemokraten. 145 Dies soll
te sich ja ein Jahr später bei der Ersatzwahl für Hofmann, den einzigen den10-
kratischen Regierungsrat, fortsetzen und mit den Grossratswahlen von 1928 
seinen Abschluss finden: Die Demokraten waren einfach zu schwach oder zu 
bürgerlich, um sich zwischen der politischen Linken und Rechten zu behaup
ten. 1926 hatte diese Auseinandersetzung allerdings noch keinen Einfluss auf 
das Wahlergebnis, mit dem die Demokraten, von heute aus gesehen, mehr als 
zufrieden sein konnten. Auf kantonaler Ebene ging ihr Stimmenanteil um we
niger als ein halbes Prozent zurück.146 Die Sozialdemokraten konnten wohl 
ihren Stimmenanteil verbessern, aber auf Kosten der Konservativen und freier 
bürgerlicher Listen und nicht der Demokraten. Davon weicht nur das Steck
borner Resultat ab, wo die Demokraten keine Liste mehr aufstellten. Hier 
konnten nämlich die Sozialdemokraten das ganze demokratische Wählerpo
tential übernehmen; auf den Kanton übertragen hatten allerdings diese 1897 
Listenstimmen oder 135 ((Wählen> keine Bedeutung.147 

Von den bisherigen Mitgliedern der demokratischen Fraktion kehrten alle 
bis auf zwei in den neuen Grossen Rat zurück. 148 Für die Amtsperiode 1926-
1929 wählte die Fraktion den Romanshorner Deutsch zum Präsidenten; Vöge
lin, der die Fraktion in den vorangegangenen 14 Jahren präsidiert haben soll, 
übernahm das Vizepräsidium, und Imhof, Romanshorn, wurde Aktuar. 149 

Trotz des im grossen und ganzen recht ordentlichen Wahlausganges gerieten 
die Demokraten in den folgenden Jahren im Grossen Rat immer mehr in die 
Isolation.150 So wurde etwa 1927 nicht der Demokrat Deutsch zum Vizepräsi-

143 Amtsblatt 1926, s. 359-374 und 423-455; TI 31.3. und 1./3./7.4.1926. 
144 Sitzverschiebungen in und zwischen den Bezirken (in Klammern neue Sitzzahl): Arbon- 1 (25). 

Bischofszell + 2 ( 19), Diessenhofen + 1 (5), Frauenfeld + I (21 ), Kreuzlingen ( 18), Münchwi
len (20), Weinfelden + 1 (18). In Steckborn (14) kandidierten die Demokraten nicht mehr. 

145 TI 7.4.1926. 
146 Amtsblatt 1926, a.a.O.; in den grösseren Bezirken gab es für die Demokraten nur gerade in 

Frauenfeld ( + 1,3 % ) und in Münchwilen (- 1,1 % ) Verschiebungen von über einem Prozent; nur 
in Steckborn, wo sie keine Liste mehr aufstellten, verloren sie bedeutend mehr (- 5,1 %). 

147 Amtsblatt 1923, a.a.O. 
148 Amtsblatt 1926, a.a.O.; Etter, Romanshorn, hatte auf eine Wiederwahl verzichtet und wurde 

von August Imhof ersetzt; im Bezirk Kreuzlingen wurde der bisherige Diethelm von Konrad 
Frauenfelder, Tägerwilen, auf Platz 3 verdrängt. 

149 TI 25.5.1926; mindestens 1922/23, während seines Präsidialjahres, war Vögelin nicht Frak
tionspräsident; siehe dazu oben Anm. 130. 

150 Die Differenzen zur Sozialdemokratie hatten sich ja schon im Wahlkampf gezeigt; im Grossen 
Rat arbeiteten die bürgerlichen Parteien, d.h. KK und FDP immer enger zusammen. 
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denten gewählt, wie es eigentlich turnusgemäss vorgesehen gewesen wäre, son
dern ein Konservativer. 151 Ebenso wenig wurde im Jahre darauf Vögelin bei 
einer unerwarteten Vakanz im Präsidium zum Vizepräsidenten gewählt. 152 

Amtsperiode 1929- 1932153 

Mit den Erneuerungswahlen von 1929 begann sich der Niedergang der De
mokraten auch in den Wahlergebnissen für den Grossen Rat niederzuschla
gen.154 Diesmal mussten sie massive Stimm- und Sitzverluste hinnehmen. So 
ging ihre Deputation im Grossen Rat von 13 auf 10 Sitze zurück, und ihr Stim
menanteil auf kantonaler Ebene fiel von 12,1 % auf 8,9 %. 1926 hatten die De
mokraten bis auf Steckhorn ja noch in allen Bezirken Listen aufgestellt; nun 
verzichteten sie auch in Münchwilen und Diessenhofen auf eigene Listen.155 

Dabei ging natürlich der Münchwiler Sitz verloren. 156 Neben Münchwilen tru
gen vor allem die Ergebnisse von Arbon (1 Sitzverlust), Bischofszell und Wein
felden (1 Sitzverlust) zum kantonalen Ergebnis bei. 157 

In den Bezirken Arbon, Bischofszell, Diessenhofen und Weinfelden profi
tierten in erster Linie die Sozialdemokraten von den demokratischen Verlusten; 
in den übrigen Bezirken alle Parteien mehr oder weniger gleichmässig. 158 

Die demokratische Fraktion kehrte aber nicht nur reduziert, sondern auch 
zur Hälfte mit neuen Leuten in den Grossen Rat zurück.159 Die Folgen der 

15 I TI 28.5.1927. 
152 TI 1.11.1928. 
153 Amtsblatt 1929, S. 325 f.; der Grosse Rat hatte 1929 neu 143 (bisher 140) Sitze; die Bezirke Ar

bon, Bischofszell und Kreuzlingen gewannen je einen Sitz. 
154 Die ersten Anzeichen waren wohl die verlorene Ersatzwahl für den Regierungsrat 1927 und die 

Nationalratswahlen von 1928 gewesen, aber auch die <<Ausgrenzung>> der Demokraten im 
Grossen Rat in der Amtsperiode 1926--1929 (siehe oben Anm. 151 und 152) zeigte, wie sehr ihre 
Position erschüttert war. 

155 Amtsblatt 1929, a.a.O. 
156 a.a.ü.: der Demokrat Walder (bisher) wurde neu auf der Liste der Evangelischen Bauern-, Ge

werbe- und Bürger-Partei in den Grossen Rat gewählt. 
157 Amtsblatt 1929, a.a.O.; Ergebnisse in % nach Bezirken (in Klammer Ergebnisse von 1929): 

Arbon: 14, 9% (20,5 % ) 
Bischofszell: 11, I% (14,5%) 
Münchwilen: 0 % ( 5,2%) 
Weinfelden: 9,6% (13,8%) 
(Diessenhofen: 0 % (11,3 %) zu wenig Stimmberechtigte, um das kantonale Ergebnis 

gross beeinflussen zu können). 
158 Amtsblatt 1929, a.a.O. 
159 Amtsblatt 1929, a.a.O. In Arbon hatte Günther auf eine Wiederwahl verzichtet, Deutsch und 

Imhof wurden nicht wiedergewählt; an deren Stelle wurden die Arboner Widmer und Reuti
mann gewählt. Im Bezirk Bischofszell wurde der zurückgetretene Kriesi durch Alfred Althaus, 
Bischofszell ersetzt. Im Bezirk Kreuzlingen verzichtete Hofmann auf eine Wiederwahl und 
Frauenfelder wurde nicht wiedergewählt; gewählt wurden Johannes Lymann, Gemeindeam
mann in Kreuzlingen, und Emil Müller, Schiffmeister in Kreuzlingen. 
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Wahlverluste bekamen die Demokraten im Grossen Rat dann auch schnell zu 
spüren. In unerwartet vertrauter Gemeinsamkeit wählten Sozialdemokraten, 
Freisinnige und Konservative den demokratischen Stimmenzähler Gamper 
weg; nicht viel besser erging es Oberrichter Hofmann, der als Verwaltungsrats
mitglied des kantonalen Elektrizitätswerkes über die Klinge springen musste. 160 

Demokrat zu sein, lohnte sich offensichtlich nicht mehr. Dies, wahrschein
lich mehr als die Wahlniederlage selber, hatte dann auch sehr schnell seine Aus
wirkungen auf den inneren Zustand der Partei. So sollen nach dem Tagblatt 
schon kurz nach den Wahlen die ersten Austritte von Parteimitgliedern erfolgt 
sein; sogar ein demokratischer Kantonsrat soll die Partei verlassen und die 
Fraktion gewechselt haben. 161 

Grossratswahlen nach 1932 
1932162 beteiligten sich die Demokraten nur noch im Bezirk Arbon an den 

Grossratswahlen. Dabei konnten sie drei der bisherigen 4 Mandate verteidi
gen.163 In den übrigen Bezirken wurden keine demokratischen Listen mehr auf
gestellt. Ob das nun das Ergebnis <<lichtscheuer Machenschaften>> von <<Partei
verrätern>> und << Überläufern>> war, wie das Tagblatt behauptete, 164 bleibe da
hingestellt; auffällig ist aber schon, wie viele ehemalige Demokraten gute Plätze 
auf bürgerlichen Listen fanden 165 und dann auch noch gewählt wurden.166 Erst 
in den Erneuerungswahlen von 1935 und nur dieses einzige Mal suchte ein ehe
maliger Demokrat Anschluss nach links, als in Kreuzlingen Diethelm auf der 
Liste der <<Partei gegen Preis- und Lohnabbau und für gerechte Wirtschaftsför
derung>> kandidierte, einer Liste, die mit der sozialdemokratischen verbunden 
war. 167 Als Demokrat wurde 1935 nur noch ein einziger, nämlich Düssli in Ar
bon gewählt. 168 Düssli konnte diesen Sitz auch in den nächsten drei Erneue-

160 TI 25./26. 5. und 1.6.1929. 
161 TI 25.4.1929; wahrscheinlich meint das TI hier den Bischofszeller Kantonsrat Althaus, der 

dann 1932 auch auf der freisinnigen Liste Unterschlupf fand. 
162 Amtsblatt 1932, S. 283 f. 
163 a.a.O.; gewählt wurden Widmer, Annasohn und Düssli. 
164 TI 9.4.1932. 
165 Freisinnige, BGB usw., kein einziger kandidierte bei der KK. 
166 Bischofszell: Alfred Althaus wurde auf der freisinnigen Liste gewählt. 

Kreuzlingen: Johannes Lymann und Schiffsmeister Müller wurden bei den Freisinnigen ge
wählt; Konrad Frauenfelder und Grenzwachmeister Müller erreichten gute Ersatzplätze bei 
den <<Freien Bauern und Bürgern>>. 
Münchwilen: Rudolf Bosshard und Adolf Walder wurden wie 1929 auf der Liste der BGB ge
wählt. 
Weinfelden: Emil Merki wurde 1. Ersatzmann auf der Liste <<Freisinnige. BGB und Bürger aller 
Stände>>. 

167 Amtsblatt 1935, S. 321-351. 
168 a.a.O. 
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rungswahlen für sich verteidigen; 1938 allerdings auf der Liste der <<Schweizeri
schen Bauernheimatbewegung>> (Jungbauern) und 1941 auf der Liste der 
<<Schweizerischen Heimatbewegung>> (Jungbauern. Demokraten. Arbeiter, 
Angestellte. Ge\verbetreibende). 169 1944 war er dann wieder auf einer eignen 
demokratischen Liste erfolgreich. I70 In der Amtsperiode I 947-1950 hatten 
dann zuerst Jakob Annasohn. nach seinem Rücktritt 1948 Wilfried Schneider 
und nach dessen Demission 1949 Ernst Wendel diesen letzten demokratischen 
Sitz inne. I7I Von 1950-1953 vertrat Ernst Wendel und ab 1953-1974 wieder 
Wilfried Schneider die Arboner Demokraten. der allerdings 1972 als Kandidat 
der Evangelischen Volkspartei gewählt wurde. 172 

1.2.3 National- und Ständeratswahlen 
Ständerats-Ersatzwahl 1889 (Januar und Februar) 

Wie wir bereits gesehen haben. I73 führte der Wahlkampf für den <<Demokra
ten>> Baun1ann und dessen Wahlerfolg schlussendlich zur Gründung einer de-
1nokratischen Partei. 174 Wie weit dies alles von <<Freisinnigen>> 175 provoziert 
wurde. 176 lässt sich heute nicht mehr feststellen und ist in Wirklichkeit auch be
langlos. Die <<freisinnige>> Kandidatur Leumann muss allerdings auf das Tag
blatt und auf verschiedene Demokraten wie ein rotes Tuch gewirkt haben. Leu
mann war für diese Kreise der Kandidat des <<Systems>>, <<Kriegsoberst>>, 
<1Grossindustriellen>. Bank- und Eisenbahnverwaltungsrat>> u.a.m. 177 Wo. wann 
und wie dann allerdings diese <<Demokraten>>, die sich ja noch immer zu den 
Freisinnigen zählten, ihre beiden Kandidaten Johann Ulrich Baumann und Jo
sef Anton Koch nominierten, ist nicht mehr auszumachen. Bei der Kandida
tenauswahl dürfte das Vorgehen dieser <<Demokraten>> nicht sehr viel demokra
tischer als das der <<Freisinnigen>> gewesen sein. Letztlich war der Kreis der Ein
flussreichen bei beiden Gruppierungen sehr klein. Der Wahlerfolg Baumanns 
gab dann allerdings den zukünftigen Demokraten recht. Unzufrieden waren 
also nicht nur politische <<Führer>>, sondern auch ein Teil der Wählerschaft. 

169 Amtsblatt 1938, S. 313-343 und 1941, S. 455-489. 
170 Amtsblatt 1944. S. 373-409. 
171 StATG. Regierungsratsbeschluss (RRB) 20.5.1948, Nr. 984 und RRB 5.7.1949, Nr.1218; An1ts

blatt 1947. S. 362-397 und 1949, S. 479 (Ergänzungswahl). 
172 StATG. RRB 10.7.1974, Nr. 1335 (Demission Schneiders); Amtsblatt 1965, S. 267-310. 1965 und 

1968 bildeten die Demokraten und die EVP eine gemeinsame Liste. 
173 Siehe oben I. I. I. 
174 Der Erfolg des <1Demokraten>> Baumann dürfte wohl auch die Gründung der FDP beschleu

nigt. wenn nicht sogar ausgelöst haben. 
175 TT 1.1.1889; mit diesen <1Freisinnigen>> meinte das TT jene 46 Delegierten. von denen dann noch 

36 aus den1 Bezirk Frauenfeld gekommen sein sollen. welche die beiden freisinnigen Kandida
ten Leumann und Fehr aufgestellt hatten. 

176 a.a.O. 
177 TT ll./12./13.1.l889. 
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Die Wahl selber wurde erst im dritten Wahlgang entschieden. Überraschend 
war der Sieg Baumanns in diesen1 dritten Wahlgang sicher, hatte doch Leu
mann im ersten deutlich geführt und im zweiten das absolute Mehr nur um vier 
Stimmen verfehlt. 178 

Der Erfolg Baumanns löste dann in der ganzen Schweizer Presse ein lebhaf
tes E,cho aus. 179 Je nach politischer Heimat glaubte man in diesem Wahlausgang 
mehr das Ergebnis politischer Unzufriedenheit oder eher den persönlichen Er
folg Baumanns entdeckt zu haben. Das Thurgauer Tagblatt, das sich bereits als 
Sprachrohr der Demokraten verstand, sah darin in erster Linie den <<parteipoli
tischen>> Aspekt; d.h. einen Sieg der Demokraten und eine erste Niederlage der 
Freisinnigen, 1811 wie es mit einem historischen Vergleich zu verstehen gab: 

<<Und war auch der Wahltag für die Liberalen kein Waterloo, so hat er doch 
für sie die Bedeutung, den die beiden bösen Tage von Aspern und Essling für 
Napoleon gehabt haben.>> 181 

Erneuerungswahlen 1890 (Oktober) 
In einem Wahlvorschlag der <<demokratischen>> Partei wurde Josef Anton 

Koch als Kandidat portiert. 182 Koch wurde vom Thurgauer Volk gegen einen 
von konservativer und liberaler Seite unterstützten Katholisch-konservativen 
gewählt. 183 Ein Wahlkampf fand kaum statt. Wer hinter dieser sogenannten 
<<demokratischen>> Partei stand, die nur gerade in diesem Zeitungsaufruf in Er
scheinung trat, lässt sich nur erahnen; wahrscheinlich die gleichen Leute, die 
drei Monate später die Demokratisch-volkswirthschaftliche Partei gründeten. 
Allzu aktiv waren diese Leute im Spätherbst 1890 aber noch nicht. Dies beweist 
nicht nur der Wahlkampf für Koch, sondern auch die Reaktion auf den Rück
tritt von Ständerat Baumann im Oktober 1890. 184 Als dieser <<Den1okrat>> nach 
nur gut einjähriger Zugehörigkeit zum Ständerat aus gesundheitlichen Grün
den zurücktreten musste, regte sich niemand, weder das Thurgauer Tagblatt 
noch irgendwelche <<Demokraten>>. 

Erneuerungswahlen 1893 (Oktober) 
Da von keiner Seite einer der Kandidaten bekämpft wurde, konnten alle mit 

einer sicheren Wiederwahl rechnen. So fand dann diese Wahl in der Presse auch 
kaum Beachtung.iss 

178 Betr. die Wahlergebnisse siehe vorn I.I (Anm.18). 
179 TI 17.2.1889; zum Wahlausgang übernahm das TI eine Presserundschau des Winterthurer 

Landboten. 
180 <,freisinnige,> und <<Demokraten>> hier noch nicht im Sinne von Parteien, sondern loser Grup-

pierungen politisch Gleichgesinnter. 
181 TI 20.2.1889. 
182 TI 25.10. und 26.10.1890. 
183 TI 27.10. und 28.10.1890. 
184 Gruner, Bv, S. 694. 
185 TI 28.10. und 29.10.1893. 
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Nationalrats-Ersatzwahl 1896 (Januar) 
Nach der Wahl des Thurgauers Bachmann ins Bundesgericht standen sich 

der Freisinnige Germann (Staatsanwalt), der Konservative von Streng (Ge
richtspräsident) und der Demokrat Kollbrunner (alt Staatsschreiber) gegen
über.186 Kollbrunner war zu diesem Zeitpunkt nicht mehr im Thurgau wohnhaft 
und arbeitete in Zürich als Redaktor. 187 Unterstützung fand dieser noch beim 
thurgauischen Grütliverein. 188 Im Wahlkan1pf stand das Thurgauer Tagblatt al
len Parteien offen, wenn es auch selber klar gegen die Freisinnigen, deren Kan
didaten und deren Parteiorgan (Thurgauer Zeitung) Stellung bezog. 189 Nach 
den ersten Meldungen aus dem Wahlbüro hatte der freisinnige Kandidat Ger
mann das absolute Mehr knapp erreicht; 190 eine Nachzählung der Stimmen er
gab dann allerdings einen kleinen Fehlbetrag für den Freisinnigen. 191 Wahl
chancen hatten aber seine Gegner keine; dies galt für den ersten wie für den 
zweiten Wahlgang.192 

Erneuerungswahlen 1896 (Oktober) 
Wie in den 93er Wahlen waren auch diesmal sämtliche Kandidaturen unbe

stritten. So wurden alle thurgauischen National- und Ständeräte und damit 
auch der Demokrat Koch ohne vorangehenden Wahlkampf wiedergewählt. 193 

Im Dezen1ber des gleichen Jahres gehörte dann Koch neben den St. Gallern 
Curti und Scherrer-Füllemann zu den Gründern der sozialpolitischen Gruppe 
der Bundesversammlung. 194 

Nationalrats-Ersatzwahlen 1897 (November) und 1898 (August) 
Alle Wahlen von 1889-1896 zeigen uns, dass Demokraten nur mit der Un

terstützung anderer Gruppierungen und nur gegen umstrittene freisinnige 
Kandidaten Wahlchancen hatten. Majorzwahlen folgen eben ihren eigenen 
Gesetzen; dies gilt so gut für Nationalratswahlen wie für kantonale Wahlen 
(Regierungsrat, Grossrat). Die Mehrheitsgruppierung ( d.h. die ((freisinnigen>>) 
konnte, wenn sie wollte, im Thurgau ausser in katholischen Gebieten fast jede 
Wahl gewinnen. Deshalb kam es auch nur höchst selten zu eigentlichen Wahl
kämpfen. Welcher Kandidat lässt sich denn schon gerne ((Verheizen>>! 

War der Anspruch einer Partei mehr oder weniger ausgewiesen und der 
Kandidat angesehen, wie etwa Regierungsrat Egloff in der Nachwahl im No-

186 TI 28.1., 31.1., 2.2. und 4.2.1896. 
187 TI 4.2.1896. 
188 a.a.O. 
189 TI 4. - 8.2.1896. 
190 TI 11.2.1896. 
191 TI 14.2.1896. 
192 TI 25./26.2.1896; Germann kam im 2. Wahlgang auf 12'215, Kollbrunner auf 4016 und von 

Streng auf 2577 Stimmen. 
193 TI 24.10.1896. 
194 TI 13./18.12.1896; Gruner. Bv. S. 548,582 und 705. 
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vember 1897, dann verzichteten auch die Den1okraten noch so gerne auf aus
sichtslose Kandidaturen und sinnlose Wahlkän1pfe. 195 Um so energischer nah
men sie aber den Kampf auf, als die Freisinnigen ihnen im August 1898 n1it 
Oberst Heitz aus Münchwilen den Sitz des verstorbenen Den1okraten Koch 196 

streitig machten. 197 Auf Vorschlag des Parteivorstandes 19x wählte am 21. August 
eine Parteiversammlung in Weinfelden Dr. En1il Hofmann, Pfarrer in Stettfurt, 
zum demokratischen Kandidaten. 199

a Für Hofmann standen die Wahlchancen 
nicht schlecht. So hatte etwa der landwirtschaftliche Verein des Kantons Thur
gau mit Oberst Fehr aus Ittingen einen eigenen Kandidaten aufgestellt. 199h Da
mit hatte der freisinnige Kandidat im eigenen politischen Umfeld einen ernst
zunehmenden Gegner gefunden. Mit Gerichtspräsident von Streng aus Sirnach 
beteiligten sich auch die Katholisch-Konservativen an dieser Wahl.200 Nach 
einem intensiv und ziemlich grob geführten Wahlkampf erreichte Hofmann im 
ersten Wahlgang das beste Resultat. 201 Als darauf die Konservativen ihren 
Kandidaten zurückzogen und Hofn1ann offiziell unterstützten, 202 hatte dieser 
dann keine grosse Mühe mehr, die Wahl zu gewinnen und den Sitz für die De
mokraten zu verteidigen. 203 

Erneuerungswahlen 1899 (Oktober) 
Hatten die >>Allianz<< der Minderheitsparteien (Demokraten und Konserva

tive) im Vorjahr dem Demokraten Hofmann zum Sieg verholfen, so sollte nun 
in den Gesamterneuerungswahlen 1899 nach dem Willen der demokratischen 
Parteiführung,204 aber auch gemäss den Beschlüssen einer Parteiversammlung, 
205 der Konservative von Streng gegen den freisinnigen Eigenmann (Oberrich
ter)206 unterstützt werden. Die Freisinnigen hatten aber diesmal ihre Kandida
tur sorgfältiger abgesichert als ein Jahr zuvor. 207 So hatte Eigenmann die Un
terstützung des landwirtschaftlichen Vereins,208 und als Katholik gelang es ihm 
auch, einige Stimmen aus dem katholischen Lager zu erringen. Gerade im letz
teren glaubte das Thurgauer Tagblatt die Ursache für den Misserfolg von 

195 TI 23.11.1897. 
196 Gruner, Bv. Bd. I, S. 705: Koch starb am 7.6.1898. 
197 TI 6.8.1898. 
198 TI 12.8.1898. 
199a TI 23.8.1898. 
l 99bTI 16.8.1898. 
200 TI 23.8.1898. 
20 l TI 30.8.1898. 
202 TI 7.9.1898. 
203 TI 13.9.1898. 
204 TI 10.10.1899. 
205 TI 24.10.1899. 
206 TI 17.10.1899. 
207 Heitz gegen Hofmann. 
208 TI 19.10.1899. 
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Strengs und damit der Minderheitsallianz ausgemacht zu haben, war doch 
Hofmann ohne Anstände wiedergewählt worden.209 

Erneuerungswahlen 1902 (Oktober) 
Auf Grund der Ergebnisse der Volkszählung von 1900 erhielt der Thurgau 

einen zusätzlichen, sechsten Nationalratssitz. Dies bescherte dem Kanton nach 
1898 und 1899 einen weiteren heissen Wahlkampf. Als erste nominierten die 
Demokraten 1nit Bundesratssohn Deucher aus Kreuzlingen einen Kandida
ten. 210 Begründet wurde der Anspruch mit der These, die Bevölkerungszunahme 
im Thurgau sei vor allem auf das Wachstum der Arbeiterbevölkerung zurück
zuführen: deshalb stehe dieser Sitz den Demokraten als Vertreter der Arbeiter
schaft zu.211 Partei und Tagblatt richteten den Wahlkampf auch ganz auf dieses 
Argument aus. 212 Unterstützung fand Deucher auch beim thurgauischen Grüt
li- und Arbeiterverein, dessen Delegiertenversammlung der demokratischen 
Wählerversammlung unmittelbar voranging.213 Die Freisinnigen stellten keine 
Kandidaten auf, unterstützten allerdings Gerichtspräsident Müller aus Ro
manshorn, der vom volkswirtschaftlichen Verein des Bezirks Arbon portiert 
worden war und ihnen politisch allem Anschein nach nahestand.214 Als sich 
dann die Konservativen mit Kantonsrat Keller aus Eschenz auch noch an dieser 
Gesamterneuerung beteiligten,215 stand der Wahlausgang eigentlich fest, aber 
kaum so, wie sich das die Minderheitsparteien vorgestellt haben dürften: d.h. 
die Niederlage Deuchers und Kellers. 216 Das ausgezeichnete Wahlergebnis 
Hofmanns - er erzielte, wie so oft, die höchste Stimmenzahl - vermochte aber 
die Demokraten etwas über diese Niederlage hinwegzutrösten.217 

209 TI 31.10.1899. 
210 TI 21.10.1902. 
211 TI 25.10.1902. 
212 TT 21.10.1902: Titel des Artikels <<Links aufmarschiert,>; die Partei nennt sich hier auf einmal 

<,demokratische- und Arbeiterpartei>>: TI 25.10.1902; Wahlaufruf mit dem Titel <<Bauern. 
Handwerker und Arbeiter. überlegt zweimal>>. 

213 TT 21.10.1902. Nach dem Zeitungsbericht nahmen der Präsident des Kantonalvorstandes des 
Thurgauischen Grütli- und Arbeitervereins und andere Vorstandsmitglieder an der demokrati
schen Wahlversammlung teil. Diese zeitliche und örtliche Koinzidenz von Versammlungen der 
Grütlianer und der Demokraten war sicher nicht zufällig und übrigens auch nicht einmalig. 
Ähnliches kann man auch bei anderer Gelegenheit beobachten (z. B. TI 10.10.1905. Erneue
rungswahlen 1905 ). Dies lässt doch den Schluss zu, dass gerade die aktiveren Mitglieder beider 
Organisationen (Delegierte, Vorstandsmitglieder usw.) in der einen wie in der anderen Vereini
gung tätig waren. 

214 a.a.0. 
215 TI 24.10.1902. 
216 TI 28.10.1902. 
217 a.a.O. 
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Nationalrats-Ersatzwahl 1904 (Dezember) 
Für die zwei vakanten Sitze kandidierte ein Katholisch-konservativer (von 

Streng)21 ö und ein Freisinniger. 219 lm Sinne einer gen1einsamen Politik der Min
derheitsparteien und unter Respektierung des konservativen Anspruchs auf 
einen Nationalratssitz beschloss die Parteiversammlung der Demokraten. den 
konservativen Kandidaten zu unterstützen. Dem Freisinnigen wurde diese Un
terstützung nicht gewährt. und zwar mit dem Argun1ent. die Demokraten hät
ten auf diesen Sitz keinen Anspruch erhoben. um die konservative Kandidatur 
nicht zu gefährden. 220 Erwartungsgemäss wurden dann beide im ersten Wahl
gang gewählt.221 

Erneuerungswahlen 1905 (Oktober) 
Da keine der Kandidaturen von irgend einer Seite bestritten wurde. verlief 

der Wahlkampf äusserst ruhig; d. h. er fand kaum statt. Einmal mehr erzielte 
Hofmann das beste Ergebnis. 222 

Erneuerungswahlen 1908 (Oktober) 
Für das freigewordene Ständeratsmandat portierten die Demokraten den 

1902 als Nationalratskandidat gescheiterten Deucher.223 Diesmal hatte Deu
cher bedeutend bessere Aussichten. gewählt zu werden. Einmal stand er seinem 
freisinnigen Gegner, alt Regierungsrat Böhi, allein gegenüber, und zum ande
ren war Böhi im vergangenen Frühjahr gesundheitshalber aus dem Regierungs
rat zurückgetreten und so leicht anzugreifen.224 

Diese Ausgangslage musste und sollte wahrscheinlich auch polarisieren. Das 
war nicht nur ein Kampf zwischen Minderheitsparteien und Mehrheitspartei, 
zwischen Demokraten und Freisinnigen, sondern auch noch eine Auseinander
setzung, ein <<Familienstreit>> innerhalb der alten <<freisinnigen Grossfamilie>>, 
auch wenn Demokraten wie Freisinnige ihre eigenen Parteien fast zwanzig Jah
re früher gegründet hatten. Beide wollten die legitimen Erben der freisinnigen 
Tradition sein. 225 Sinnigerweise war dann der demokratische Kandidat Deucher 
noch Sohn eines freisinnigen Bundesrates! 

Der deutliche Sieg Deuchers überraschte sogar das Thurgauer Tagblatt.226 

Wessen Verdienst nun dieser Sieg war, bleibe dahingestellt; festzuhalten ist 
218 TT 27.11.1904. 
219 TT 3.12.1904. 
220 TT 6.12. und 11.12.1904. 
221 TT 13.12.1904. 
222 TT 1.11. und 2.11.1905. 
223 TT 5.10.1908: der freisinnige Kandidat war zu diesem Zeitpunkt bereits bekannt und wohl auch 

die Absichten der Konservativen. 
224 TT 14.10.1908. 
225 TT 20.10.1908; <,Wir portieren Dr. Deucher als freisinnig volkswirtschaftlichen Kandidaten in 

den Ständerat gegenüber dem sog. freisinnig-reaktionären Böhi .... Unser Kandidat Staatsan
walt Dr. Deucher ist freisinnig im wahren Sinne des Wortes.,> 

226 TT 26.10.1908. 
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aher. dass die Freisinnigen mit guten Kandidaten zu schlagen waren. Ähnliches 
lässt sich ja auch zu den Erfolgen Hofmanns sagen, der übrigens auch in diesen 
Erneuerungswahlen das heste Ergebnis aller thurgauischen Nationalräte er-
. I ,,_ z1e te.--' 

Für die Den1okraten dürfte dies überhaupt der erfolgreichste Wahlsonntag 
ihrer Geschichte gewesen sein; denn Deucher war und blieb der einzige Demo
krat. den1 es gelang, in1 Alleingang gegen einen freisinnigen oder einen von den 
Freisinnigen unterstützten Kandidaten, eine Majorzwahl (National-, Stände-, 
oder Regierungsrat) zu gewinnen. Deucher wie Hofmann müssen bei den Wäh
lern bedeutend n1ehr Rückhalt gehabt haben als ihre Partei. 

Ständerats-Ersatzwahl 1910 (Februar) 
Den1okratische Partei und Wähler hatten wohl zu Recht grosse Hoffnungen 

in Deucher und Hofmann gesetzt. Um so grösser war dann die Bestürzung, als 
Deucher anfangs 1910 überraschend starb. Deucher zu ersetzen, war für die 
Demokraten fast unmöglich. So versuchten sie dann diesen Ständeratssitz mit 
Pfarrer Wellauer aus Amriswil zu verteidigen.228 Wellauer fand immerhin die 
Unterstützung der Sozialdemokraten,229 die Konservativen empfahlen ihren 
Anhängern wie hei Deuchers Wahl, leer einzulegen.230 Die Ausgangsposition 
für Wellauer war also auf den ersten Blick ähnlich wie anderthalb Jahre zuvor 
diejenige Deuchers; politisch war er aber weniger bekannt und angesehen als 
sein Vorgänger. 231 Trotz allem unterlag Wellauer seinem freisinnigen Gegner 
nur knapp.232 

Erneuerungswahlen 1911 (Oktober) 
1911 war im Thurgau auf Grund der Ergebnisse der Volkszählung von 1910 

ein zusätzliches, siebtes Nationalratsmandat zu vergeben. Wie 1902 erhoben 
auch diesmal die Demokraten Anspruch auf diesen Sitz. Grosse Hoffnungen 
machten sie sich allerdings nicht.233 Ihr Kandidat Martin Vögelin234 musste 
nicht nur gegen einen Freisinnigen, sondern auch gegen einen Sozialdemokra
ten antreten. 235 Gewählt wurde dann erwartungsgemäss der Freisinnige.236 Vö
gelin erreichte mit knapp 5000 Stimmen nur gerade die Hälfte des absoluten 
Mehrs; sein sozialdemokratischer Mitbewerber kam auf noch einmal 1000 
227 a.a.O. 
228 TI 7.2.1910. 
229 TI 1.2.1910. 
230 TT 14.2.1910. 
231 Deucher war immerhin Grossrat, Staatsanwalt, ehemaliger Nationalratskandidat und - was 

man nicht vergessen sollte - Bundesratssohn. 
232 TI 21.2.1910; Böhi 9995 Stimmen und Wellauer 9285; Böhi, 1908 Gegner von Deucher. schaffte 

also im zweiten Anlauf den Sprung ins eidgenössische Parlament. 
233 TI 1.8.1911. 
234 TI 23.10.1911. 
235 TI 24./25./27.10.1911. 
236 TI 30.10.1911. 
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Stimmen weniger. Zusan1men erreichten aber die beiden n1ehr oder weniger die 
gleiche Stimmenzahl wie Wellauer bei der Ständerats-Ersatzwahl. Der harte 
Kern <<linken> Stimmen dürfte also zu diesen1 Zeitpunkt zwischen 9000 und 
10'000 betragen haben: davon waren damals wahrscheinlich noch knapp mehr 
als die Hälfte Demokraten. 217 

Erneuerungswahlen 1914 (Oktober) 
1914 waren nicht weniger als fünf Kandidaten bereit für einen freigeworde

nen Nationalratssitz in den Wahlkampf zu steigen. 218 In1 ersten Wahlgang, aus 
dem Hofmann wieder einmal mit dem besten Ergebnis hervorging, wurde kei
ner der fünf gewählt.2'9 Für den zweiten Wahlgang zogen die Demokraten ihren 
Kandidaten zurück und unterstützten den Sozialdemokraten.240 In1 zweiten 
Wahlgang setzte sich dann aber der Kandidat des landwirtschaftlichen Vereins, 
also ein Freisinniger durch. 241 

Im Anschluss an diese Erneuerungswahlen setzte sich das Thurgauer Tag
blatt wieder einmal mit der Stimmenstärke der thurgauischen Parteien ausein
ander.242 Dabei kam es auf folgende Zahlen: Demokraten 4000 Stimmen, So
zialdemokraten 3000, Katholisch-konservative 4500, Freisinnige 9500. Ver
gleicht man diese Schätzung mit den Ergebnissen der eidgenössischen Wahlen 
im Thurgau von 1910, 1911 und 1914 und dann noch mit den Ergebnissen der 
Proporzwahlen nach 1919,243 dann darf man doch davon ausgehen, dass diese 
Zahlen ziemlich nahe bei der Realität lagen. 

Erneuerungswahlen 1917 (Oktober) 
Wie schon die Erneuerungswahlen für den Grossen Rat im Februar des glei

chen Jahres führten auch die eidgenössischen Wahlen zu scharfen Auseinan
dersetzungen zwischen bürgerlichen Parteien (Demokraten inbegriffen) und 
Sozialdemokratie. Hintergrund dieser Auseinandersetzungen war zum einen 
die allgemeine politische Lage ( drittes Kriegsjahr, soziale und wirtschaftliche 
Folgen von Grenzbesetzung und Aktivdienst u.a.m.) und zum anderen der An
spruch der Sozialdemokraten auf angemessenere Vertretung in den verschie
densten Behörden. Noch 1914 hatten die Demokraten mindestens teilweise sol
che sozialdemokratischen Ansprüche unterstützt; jetzt wollten sie davon nichts 

237 a.a.O. 
238 TI 16./ 19.10.1914; es kandidierten: I Konservativer, 2 Freisinnige (je ein Vertreter des Gewer

bevereins und des landwirtschaftlichen Vereins), I Sozialdemokrat und J Demokrat (Hptm. 
Heinrich Schenkel, Landwirt in Wellenberg, späterer Grossrat). 

239 TI 26.10.1914. 
240 TI 3.11.1914. 
241 TI9.ll.1914. 
242 TI 17./18./19./20.ll.1914. 
243 National- und Grossratswahlen. 
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mehr wissen. Den Sozialdemokraten selber erging es wie früher den Demokra
ten: ln1 Alleingang konnten sie keine Majorzwahlen gewinnen! 244 

Ständerats-Ersatzwahl 1918 (Dezember) 
In der)) letzten<< Majorzwahl vor der Einführung des Proportionalverfahrens 

für die Wahl des Nationalrates versuchten die Demokraten noch einmal, ein 
Ständeratsmandat zu erobern. 245 Demokraten und freisinnige zogen mit ihren 
<<Paradepferden)> in diese Wahl<<schlacht>>; National- und Regierungsrat Hof
nu1nn für die Den1okraten und Regierungsrat Aepli für die freisinnigen. Ob
wohl Hofmann auch von den Katholisch-konservativen unterstützt wurde, ge
lang es ihm nicht, seinen Konkurrenten zu schlagen. 246 Das Thurgauer Tagblatt 
hatte dann doch einige Mühe, diese Niederlage zu kommentieren. So meinte es, 
der Generalstreik habe Aepli begünstigt, da landwirtschaftliche Kreise in die
sen1 in1 Gegensatz zu Hofmann eine <<gut antisozialistische Person>> gesehen 
hätten. Daneben habe auch die Stimmenthaltungsparole der Sozialdemokraten 
Hofmann geschadet. 247 Wenn dem wirklich so war, d. h. für die einen zu links 
und für die anderen zu rechts, dann hätte man eigentlich gewarnt sein sollen. 
Der Platz wurde enger, nicht nur arithmetisch, sondern auch ideologisch. 

Erneuerungswahlen 1919 (Oktober)248 

Wie eng dieser Platz war (und vielleicht immer gewesen war), zeigte sich 
dann bei den ersten Proporzwahlen auf eidgenössischer Ebene und ein Jahr 
später auch auf kantonaler Ebene. Für die Demokraten blieben die erhofften 
Erfolge jedenfalls aus. Mit 11,6 % der Listenstimmen reichte es nur gerade zu 
einem Restmandat.249 So überraschend war aber dieses Resultat in Wirklichkeit 
gar nicht. Nimmt man nämlich die Zahlen, die das Tagblatt im Anschluss an die 
Wahlen von 1914 publiziert und interpretiert hatte,250 und vergleicht diese mit 
dem Ergebnis von 1919, dann stösst man auf ein ziemlich stabiles demokrati-

244 TT 22./25./26./27.10.1917. Neben einer ganzen Anzahl Wahlaufrufe bürgerlicher Parteien und 
natürlich der Demokraten publizierte das TT auch einen Aufruf der SP (am 27.10.); eine totale 
Konfrontation war das noch nicht. 

245 TT 16./21.12.1918. 
246 TT 30.12.1918. 
247 a.a.O. 
248 Wahlergebnisse siehe Amtsblatt 1919, S. 1365-1371. 
249 Ergebnisse der NR-Wahlen 1919 im Kt. TG (nach Parteien): 

Partei Listenstimmen % Sitze 
Den1. 22'881 I L6 I 
Freis. mit 42'566 21,6 2 
Bauern verb. 57'270 29, I 2 
KK 36'632 18,6 I 
SP 33'630 17,1 I 
Sozial dem. 3'977 2,0 
Volkspartei 
(Grütlianer) 

250 Siehe oben Anm. 243 und 244. 
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sches Wählerpotential: 251 geändert hatte nur das Wahlverfahren. In einer Pro
porzwahl kann aber auch ein attraktiver Kandidat252 seiner Partei nicht allzu
viel Panaschiergewinne einbringen; denn dem Kandidaten einer anderen Partei 
seine Stimme geben, heisst immer auch der eigenen Partei schaden. Dies galt 
und gilt für Majorzwahlen - Ausnahmen vorbehalten - natürlich weniger. Für 
unseren besonderen Fall bedeutet dies, dass der Den1okrat Hofn1ann. der unter 
Majorzbedingungen immer hervorragende Ergebnisse erzielt hatte, jetzt froh 
sein musste, überhaupt wiedergewählt zu werden. 

Gewinner der ersten Proporzwahlen waren also nicht die Den1okraten. ob
wohl sie seit ihrer Parteigründung immer für den Proporz gekämpft hatten. 
sondern die Sozialdemokraten und die Freisinnigen. 25 ' Gerade die letzteren 
sollten ja mit Hilfe des Proporzes aus ihrer Mehrheitsstellung verdrängt wer
den. und gerade dies gelang nicht. Die Freisinnigen blieben zusam1nen mit den 
Bauern mit 50.7 % der Stimmen und vier von sieben Nationalratsmandaten. was 
sie imn1er gewesen waren. nämlich die Partei der absoluten Mehrheit und damit 
die alles entscheidende politische Kraft im Kanton. 

Thurgauer Tagblatt und Demokraten glaubten diesen Misserfolg mit den1 
schlechten Ausbau der Parteiorganisation erklären zu können.254 In den fol
genden Jahren versuchten die Demokraten dann diesen Mangel auszuglei
chen;255 bessere Wahlergebnisse brachte das aber auch nicht. Die Ursachen für 
ihr bescheidenes Abschneiden müssen sicher anderswo gesucht werden. Zuerst 
muss einmal festgehalten werden, dass ja 1919 im grossen und ganzen gleich 
viele Wähler für die Demokraten gestimmt haben wie 1917, 1914 oder 1911. Der 
<<Misserfolg>> war eigentlich schon immer da, der Proporz brachte ihn nur an 
den Tag. So erreichten, arithmetisch gesehen, die Demokraten nur gerade in vier 
Bezirken (Arbon, Bischofszell, Kreuzlingen und Weinfelden) genug Stimmen 
(ca. 13-15 % ) für ein Nationalratsmandat; in allen anderen Bezirken blieben sie 
teilweise massiv unter dieser Limite.256 In diesen vier Bezirken waren sie aber 
von jeher stark gewesen, und die meisten ihrer führenden Köpfe stammten ja 
aus diesen Gebieten. Mehr als Organisationsstruktur und -grad der Partei 
scheinen hier Konfessionszugehörigkeit, wirtschaftliche, soziale und soziologi-
251 1914 höchstens 4000 dem. Wähler; 1919 bei 22'881 Listenstimmen und unter Vernachlässigung 

der Panaschiergewinne und Verluste ca. 3300 dem. Wähler; schlägt man nun die Grütlianer 
noch zu den Demokraten, was man auf Grund der Ergebnisse von 1922 wohl darf, so kommt 
n1an auf 26'858 Listenstimmen und ca. 3800 dem. Wähler. Im grossen und ganzen decken sich 
also die Zahlen von 1914 und 1919. 

252 Wie z. B. für die Demokraten Emil Hofmann. 
253 Freisinnige und Bauern zusammen; bez. thurgauischer Politik darf man die beiden Gruppie-

rungen sicher noch als Einheit betrachten. 
254 TI 27./28./29. 10. 1919. 
255 Siehe oben 1.1.2. 
256 Demokratische Stimmenanteile in den einzelnen Bezirken: Arbon 19,6 %, Bischofszell 15,3 %, 

Kreuzlingen 13,5 %, Weinfelden 15.6 %, Diessenhofen 7,3 %, Frauenfeld 7,2 %, Münchwilen 
3,7 %, Steckborn 4,3 %. 
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sehe Faktoren (Industrialisierung, Arbeiterbevölkerung usw.) oder ein gewisser 
<<Zentrum - Peripherie>> Antagonismus (Frauenfeld - Arbon/ Kreuzlingen/ 
Weinfelden/Bischofszell) von Bedeutung gewesen zu sein. 

Nicht viel besser als der Partei erging es ihren beiden Spitzenkandidaten 
Hofn1ann und Vögelin. Regierungsrat Hofmann, auf der Liste auf den Plätzen 1 
und 2 kumuliert kam nicht einmal auf doppelt so viele Stimmen wie der erste 
Ersatzmann Deutsch (Listenplatz 3), und Deutsch gelang es auch noch Redak
tor Yögelin (Listenplatz 2) um mehr als 1000 Stimmen zu überholen. 257 Dieser 
Erfolg Deutschs fand in1 Tagblatt überhaupt keine Erwähnung; Yögelin dürfte 
kaum grosse Lust verspürt haben, seine eigene Niederlage zu kommentieren. 
Das Ergebnis zeigt aber, dass es auch innerhalb der Demokratischen Partei Ge
gensätze und Rivalitäten gab. Deutsch muss in dieser Partei wohl eher <<linke>> 
Ideen vertreten haben; darauf verweist auch eine Äusserung von freisinniger 
Seite, in der Deutsch als ganz links bezeichnet wurde.258 

Ständerats-Ersatzwahl 1921 (Dezember) 
Nach dem Tod von Ständerat Aepli, der 1918 Hofmann geschlagen hatte, 

versuchten die Demokraten noch einn1al und wieder mit Hofmann, einen Stän
deratssitz zu erobern. Trotz katholisch-konservativer259 und sozialdemokrati
scher Unterstützung260 blieb dem demokratischen Regierungsrat auch diesmal 
der Einzug in den Ständerat verwehrt. 261 

Erneuerungswahlen 1922 (Oktober)262 

Die Wahlen von 1922 brachten den Demokraten das beste Ergebnis, das sie 
je in einer Proporzwahl (Nationalrat und Grosser Rat) erreichten. Mit 13,7 % 
verbesserten sie ihr Resultat von 1919 um 2 %; auch in den Grossratswahlen von 
1920 und 1923 blieben sie um ca. 1 % hinter diesem Ergebnis zurück. So gelang 

257 Ergebnisse der dem. Kandidaten: 
Listenplatz Kandidat 
I und 2 Regierungsrat Emil Hofmann 
4 Deutsch. Gottfried, 

Bahnadjunkt, Romanshorn 

Stimmen 
7'860 
3'998 

3 Vögelin. Martin. 2'930 

6 

5 

7 

258 TI 7.12.1921. 
259 a.a.O. 
260 TI 5.12.1921. 
261 TI 12.12.1921. 

Redaktor. Weinfelden 
Müller-Sauter, Oskar. 2'808 
Gdeammann. Ermatingen 
Düssli. Alfred, 2'687 
Friedensrichter, Romanshorn 
Schenkel, Heinrich, 2'363 
Hauptmann, Landwirt. 
Wellenberg 

262 Amtsblatt 1922, S. 991-1001. 
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es ihnen diesmal, und es gelang ihnen nur diesmal, ein volles N ationalrats1nan
dat zu erobern. 263 Neben den Demokraten konnten auch die Sozialdemokraten 
kleine Gewinne ( ca. I % ) verbuchen. Die Gewinne dieser beiden Parteien 
gingen auf Kosten der Katholisch-konservativen ( - I % ) und der Grütlianer 
(- 2 % ), die ja nicht mehr kandidierten. Freisinnige und Bauern zusammen (Li
stenverbindung) hatten nur minimale Verluste zu erleiden ( - 0,4 % ); die Frei
sinnigen verloren allerdings das Restmandat, das sie 1919 erhalten hatten, an 
die Bauern. 

Auf der demokratischen Liste264 konnte sich Hofmann bei dieser Wieder
wahl im Gegensatz zu 1919 eindeutig durchsetzen und seine Mitkandidaten weit 
hinter sich lassen. Auf die Plätze 2 und 3 kamen wie drei Jahre zuvor Deutsch 
und Vögelin; damals hatte Deutsch im Verhältnis zu seinen Mitkonkurrenten 
allerdings ein viel besseres Resultat erzielt. 

Für Emil Hofmann brachte die Amtsperiode 1922-1925 einen weiteren Hö
hepunkt in seiner Karriere: 1924 wurde er als erstes Mitglied der demokrati
schen (ehemals sozialpolitischen) Fraktion Vizepräsident und 1925 Präsident 
des Nationalrates.265 

263 Ergebnisse der NR-Wahlen 1922 im Kt. TG (nach Parteien): 
Partei Listenstimmen % Sitze 
Dem. 26'377 13,7 I 
Freis. mit 35'928 18,7 I 
Bauern verb. 60'660 31,6 3 
KK 34'083 17,6 I 
SP 34'917 18,2 I 

264 Ergebnisse der dem. Kandidaten: 
Listenplatz Kandidat Stimmen 
I und 2 Hofmann, Emil 9'200 
4 Deutsch, Gottfried 3'624 
7 Vögelin, Martin 3'408 
3 Annasohn, Walter, 3'333 

Gdeammann, Uttwil 
6 Kriesi, Heinrich, 3'268 

Gdeammann, Bischofszell 
5 Frauenfelder, Konrad, 3' I I 3 

Friedensrichter, Tägerwilen 
265 TI 3.12.1924; Gruner, Bv, S. 702 f. 
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Erneuerungswahlen 1925 (Oktober)266 

Bereits die Grossratswahlen von 1923267 zeigten, dass der Erfolg von 1922 
nicht auf ein wachsendes demokratisches Wählerpotential hingewiesen hatte, 
sondern ein einn1aliges Ereignis gewesen war. Gross waren die Verluste von 
I 925 nicht ( ca. I % ); 20s wie 1919 konnten sie aber nur ein Restmandat erringen. 
Folgenschwerer war wohl, dass diese Verluste in den folgenden Wahlen rasch 
weiter anwachsen und vorwiegend den Sozialdemokraten zugute kommen soll
ten. Allem Anschein nach sahen nun viele demokratische Wähler in der Sozial
de1nokratie eine echte Alternative zu ihrer eigenen, glück- und erfolglos gewor
denen Partei. 

Die Resultate auf der demokratischen Liste selber brachten keine grossen 
Üherraschungen.269 Hofmann kam im Vergleich zu seinen Mitstreitern wieder 
einn1al zu einem Glanzresultat; nicht erwartet hatte man wahrscheinlich das 
Vorrücken auf Platz 2 (vom letzten Listenplatz) des Kreuzlinger Gemeindeam
n1anns Johannes Lymann. So kam dann 1927 nach dem Tode Hofmanns, wenn 
auch nur für kurze Zeit, mit Lymann für die Demokraten ein Mann nach Bern, 
der sich bis anhin innerhalb und ausserhalb der Partei auf eidgenössischer wie 

266 Amtsblatt 1925. S. 950 ff. 

267 
268 

269 

Ergebnisse der NR-Wahlen 1925 im Kt. TG (nach Parteien): 
Partei Listenstimmen % Sitze 
Dem. 23'503 12,3 I 
Freis. mit 31'391 16,4 I 
Bauern verb. 62'991 32,9 3 
KK 34'676 18,1 I 
SP 38'96 I 20,3 I 
Siehe oben 1.2.2 ((1rossratswahlen 1923). 
In den dem. Hochburgen Arbon, Kreuzlingen und Weinfelden, ausser Bischofszell mit einem 
Rückgang von 17 % (1922) auf 13,8 % (1925), hielten sich geringe Gewinne und Verluste die 
Waage. In den anderen Bezirken mussten die Demokraten aber massive Verluste hinnehmen 
(z. B.: Frauenfeld von 9,8 % auf 7,4 %, Münchwilen von 7,0 % auf 5,6 % oder Steckborn von 7,9 % 
auf 4.5 %). 

Ergebnisse der dem. Kandidaten: 
Listenplatz Kandidaten 
I und 2 Hofmann, Emil 
7 Lymann, Johannes, 

5 
4 

6 

3 

Gdeammann, Kreuzlingen 
Deutsch, Gottfried 
Annasohn, W alter 
Frey, Arthur, 
Redaktor, Weinfelden 
Althaus, Alfred, 
Grundbuchverwalter, 
Bischofszell 

Stimmen 
7'908 
3'076 

3'071 
3'030 
3'009 

2'979 
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auf kantonaler Ebene nie besonders profiliert hatte und beiln Niedergang der 
Partei noch eine verhängnisvolle Rolle spielen sollte. 270 

Erneuerungswahlen 1928 (Oktober)271 

1928 verloren die Demokraten weitere 3 %. Hätten sie ihre Stimmen gleich
mässig an die anderen Parteien verloren, dann wäre wohl das Restmandat nicht 
verloren gegangen. Da aber diese Verluste vor allem den Sozialdemokraten zu
gute kamen, konnten diese auch gerade noch das demokratische Rest1nandat 
von 1925 übernehmen. 

Die grössten absoluten Verluste erlitten die Demokraten in den Bezirken 
Arbon, Bischofszell, Frauenfeld und Weinfelden; an das kantonale Gesan1ter
gebnis trugen diese vier Bezirke allein ca. 98 % bei. Von den Hochburgen ver
mochten die Den1okraten nur gerade Kreuzlingen zu halten, sicherlich das Ver
dienst des Spitzenkandidaten Lymann, der ja in Kreuzlingen selber Gen1einde
ammann war. 272 

Das persönliche Resultat von Lymann273 zeigt aber auch wie sehr die Den10-
kratische Partei von Persönlichkeiten, d.h. vor allem von Emil Hofmann gelebt 
270 Gruncr. Bv. S. 702; Emil Hofmann starb am 10.3.1927. Lymann repräsentierte eher den bürger

lichen Flügel der Partei. Siehe dazu und zur Rolle Lymans bei der Auflösung der demokrati
schen Partei unten <<Die Erneuerungswahlen von 1931 ,, und hinten 1.5. 

271 An1tsblatt 1928. S. 941 ff. 

272 

273 
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Ergebnisse der NR-Wahlen 1928 im Kt. TG (nach Parteien): 
Partei Listenstin1men 7c Sitze 
Dem. l 9'080 9,3 0 
Freis. mit 31'984 15.6 l 
Bauernverb. 65'712 32.0 3 
KK 39'818 19.4 l 
SP 48'640 23.7 2 (davon l Restn1and.) 
1928 bekamen die Demokraten 4423 weniger Listenstirnmen als 1925. Davon kamen 1535 aus 
dem Bezirk Arbon, 511 aus dem Bez. Bischofszell, 640 aus dem Bez. Frauenfeld und 1633 aus 
den1 Bez. Weinfelden (total 4319). 
Ergebnisse der dem. Kandidaten: 
Listen Kandidat 
I Lymann, Johannes, 

6 

2 

3 

4 

5 

7 

Gdeammann, Kreuzlingen 
Reutimann, Jakob, 
Chefbuchhalter, Arbon 
Althaus, Alfred, 
Grundbuchverw., Bischofsz. 
Annasohn, Walter, 
Gdeammann, Uttwil 
Frey, Arthur, 
Redaktor, Weinfelden 
Imhof, August, 
Lehrer, Romanshorn 
W alder, Adolf, 
Ortsvorsteher, Oberhofen 
bei Münchwilen 

Stimmen 
3'664 

2'581 

2'571 

2'558 

2'499 

2'431 

2'328 



hatte. Zu Hause (Kreuzlingen) konnte Lymann Hofmann ersetzen, im übrigen 
Kanton nicht. 

Erneuerungswahlen 1931 (Oktober)274 

1931 hatte der Thurgau auf Grund der Ergebnisse der Volkszählung von 1931 
noch Anspruch auf 6 Nationalratsmandate. Um diesen Mandatsverlust nicht 
tragen zu n1üssen, gingen die bürgerlichen Parteien ein Wahlbündnis ein. Dieser 
Listenverbindung schlossen sich auch die Den1okraten an, sehr zum Nutzen der 
bürgerlichen Parteien und zum Schaden der Sozialdemokraten, die dann die 
Rechnung begleichen mussten. Die Demokraten selber verloren noch einmal 
ein Drittel ihrer Wähler. 275 Mit einem Schlussresultat von mageren 6,1 % war 
natürlich nicht einmal mit Wahlglück an ein Restmandat zu denken.276 Etwa die 
Hälfte der Verluste gingen diesmal an die Sozialdemokraten, der Rest an die 
bürgerlichen Parteien. In den Bezirken Arbon und Kreuzlingen konnten vom 
den1okratischen Niedergang vor allem die Sozialdemokraten profitieren, in den 
anderen Bezirken eher die übrigen Parteien. 277 

Lymann konnte das gute Kreuzlinger Resultat von 1928 nicht wiederho
len.27X Allem Anschein nach verloren die Demokraten in der 3ler Wahl auch 
noch in Kreuzlingen ihre Anhänger unter der Arbeiterschaft. Damit waren 
auch die Demokraten zu einer bürgerlichen Partei geworden. Das war zu die
sen1 Zeitpunkt sicher gewollt. denn anders lässt sich die Listenverbindung mit 
den historischen <<Feinden>> (Freisinnige und Bauern) nicht erklären. Gebracht 
hat sie den Demokraten nichts. Lymann und die Kreuzlinger Demokraten zo
gen aus dieser Entwicklung die Konsequenz und schlossen sich einige Monate 
später den Freisinnigen an.279 Das war allerdings nichts Besonderes, sondern 
spiegelt nur eine für fast den ganzen Kanton geltende Entwicklung. 280 

274 Amtsblatt 1931, S. 831 ff. 
Ergebnisse der NR-Wahlen 1931 im Kt. TG (nach Parteien): 
Partei 
Dem. 
F reis. 
Bauern 
KK 
SP 

Listenstimmen 
I 0'856 
26'727 
6 l '404 
34'632 
45'722 

275 D. h. ein Rückgang von 9,3 % auf 6,1 %. 

% Sitze 
6, 1 0 

14,9 I 
34,2 3 
19.3 I 
25.5 I 

276 Erst recht bei einer um I Mandat reduzierten Thurgauer Deputation. 
277 Amtsblatt 1931, a.a.O. 
278 Amtsblatt 1928, a.a.O.; Amtsblatt 1931. a.a.O.; 1928 erhielten die Dem. in Kreuzlingen 3848 Li

stenstimmen, 1931 2245. 
279 TT 25.1.1932. 
280 Siehe hinten 1.5. 
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Erneuerungswahlen von 1935 und 1939281 

Der Rest der demokratischen Wähler scheint auf Grund der reinen Zahlen 
zu den Sozialdemokraten und Freisinnigen gestossen zu sein. Da aber 1nit der 
Schweizerischen Bauernhein1atbewegung ( I 935 und I 939) und der Liste Jung
Thurgau ( I 935) zwei neue Gruppierungen ins Spiel kamen, da die Bauern 
(Bauernhein1atbewegung einschlossen) 1935 und 1939 Stin11nen an die Freisin
nigen verloren, und da 1939 ein ehemaliger Demokrat (Düssli) auf der Liste der 
Bauernheimatbewegung kandidierte,282 müssen wir davon ausgehen, dass nicht 
nur ehemalige demokratische Wähler in diesen Wahlen von ihrem traditionel
len Wahlverhalten abgingen. 283 Zu welchen Parteien also letzten Endes die üb
rig gebliebenen demokratischen Wähler stiessen, lässt sich kaum mehr feststel
len. Profitiert davon haben aber sicher die Sozialdemokraten; konnten sie doch 
ein zweites Nationalratsmandat erobern. 284 

1.2.4 Demokraten in anderen politischen Än1tern 
1922 berichtete das Thurgauer Tagblatt erstmals umfassend über Lokal

wahlen, d.h. über Wahlen für Orts- und Munizipalbehörden.285 Folgt n1an der 
Berichterstattung des Tagblattes bis in die 30er Jahre hinein und vergleicht die
se 1nit Berichten und Kommentaren aus den Jahren von etwa 1900-1922, so 
stellt man fest, dass eigentlich erst die Wahlen nach 1922 von parteipolitischen 
Auseinandersetzungen geprägt waren. Dies war in den zwanzig vorangehenden 
Jahren kaum der Fall und vor 1900 noch weniger. Ursachen un1strittener Wah
len - und nur die fanden den Weg in die Presse - lagen meist in der Person des 
Kandidaten oder in lokalen Streitigkeiten. Solche lokalpolitischen Ereignisse 
konnten aber zu Kristallisationspunkten demokratischer Politik und Organi
sationsbemühungen werden. Ein Beispiel dafür wäre etwa Uttwil, wo 1909 der 
Streit um einen Kandidaten für die Schulvorsteherschaft zur Sammlung unzu
friedener Kräfte führte. Diesen gelang es an der Schulgemeindeversammlung 
das Budget der Vorsteherschaft zurückzuweisen. Dies alles führte dann, wohl 
eher zufällig als beabsichtigt, zur Gründung einer demokratischen Lokalsek
tion in Uttwil. 286 Im grossen und ganzen scheint aber Parteipolitik noch lange 
erst auf kantonaler Ebene angefangen zu haben. In die Politik grösserer Ge
meinden mögen die Parteien früher eingezogen sein; in vielen kleinen Gemein
den spielen sie auch heute noch nur eine untergeordnete Rolle. So gut wie für 

281 Amtsblatt 1935, S. 865 ff. und 1939, S. 993 ff. 
282 a.a.O. Neben Düssli kandidierte der ehemalige dem.Nationalrat Lymann bei den Freisinnigen, 

allerdings wie Düssli ohne jeden Erfolg. 
283 Ähnliches lässt sich ja auch in anderen Kantonen beobachten. 
284 Amtsblatt 1935 und 1939, a.a.O. 
285 TI 17.3., 27.3., 29.3., 31.3. und 1.4.1922. 
286 TI 22.2.1909. 
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den Thurgau galt und gilt dies natürlich auch für den Rest der Schweiz oder ir
gend ein anderes vergleichbares Staatswesen. 

Halten wir fest: In den 20er und 30er Jahren berichtete das Thurgauer Tag
blatt viel häufiger über Lokalpolitik. und zwar über eine Lokalpolitik, die be
deutend parteipolitischer ausgerichtet war, als in den Jahrzehnten davor. Sicher 
war dies auch eines der Zeichen veränderter politischer Gewohnheiten. Par
teien. Parteipolitik oder Parteizugehörigkeit hatten auf allen Stufen des politi
schen Lebens einen neuen, viel grösseren Stellenwert bekommen. Zurückzu
führen ist dies auf ein verändertes und sich schnell veränderndes politisches 
U nifeld.287 das auch die thurgauische Politik nicht unbeeinflusst liess. 

Vor allem die Einführung des Proporzes zwang viele Politiker eindeutig 
Stellung zu beziehen. Kantons- oder Nationalrat konnte man eben nur noch als 
Kandidat einer Partei werden. Wer keine Farbe bekennen wollte, hatte politisch 
ausgespielt. Dies musste natürlich auch auf die Lokalpolitik seine Auswirkun
gen haben; denn der parteipolitisch gebundene Kantonsrat war eben oft auch 
ein parteipolitisch gebundener Lokalpolitiker. 

Bezeichnenderweise finden wir dann Klagen über Untervertretung oder 
fehlende Vertretung von Demokraten in Lokalbehörden erst in den 20er Jah
ren. 288 Vorher beklagten sich die Demokraten eher über eine fehlende Vertre
tung in den Gerichten.289 Unbedingt berechtigt waren diese Klagen natürlich 
nicht. So war etwa der demokratische Kantonsrat Elliker290 Gerichtspräsident 
in Weinfelden; Reinhard Hofmann291 wurde 1909 Suppleant und 1910 Mitglied 
des Bezirksgerichtes Kreuzlingen292 und 1912 gar kantonaler Oberrichter; 293 der 
Staatsanwaltschaft standen mit Deucher (1907-1910)294 und Robert Keller jun. 
1915-1924295 zweimal Demokraten vor. 

287 Zu denken wäre hier etwa an folgende Stichworte: Weltkrieg, Russische Revolution. General
streik in der Schweiz und dessen folgen (z. B. Proporz), Wirtschaftskrise usw. 

288 TI 29.3. und 1.4.1922; politische Gegner versuchen den Demokraten Kriesi, Kantonsrat und 
Gemeindean1mann. als Gemeindeammann zu sprengen. TI 1.5.1928; die Demokraten erleiden 
bei den Gemeindewahlen in Romanshorn massive Verluste. TI 30.11.1928; nach dem Tod von 
Robert Keller. sen .. alt Kantonsrat, verlieren die Demokraten dessen Gemeinderatssitz. TI 
2.5.1928; ein demokratischer Kandidat zieht seine Gemeinderatskandidatur zurück, weil er von 
seinem Arbeitgeber dazu gezwungen werde. 

289 TI 26.4.1907; zu diesem Zeitpunkt soll kein Demokrat Mitglied irgend eines thurgauischen 
C:ierichts gewesen sein. 

290 Siehe oben 1.2.2 oder hinten 1.7. 
291 Reinhard Hofmann. Kreuzlingen. Kantons rat 1910-1929. siehe dazu oben 1.2.2 oder unten 1.7. 
292 TI 18./23.2.1909 und 31.1.1910. 
293 TI 22.5.1912, 25./27.5.1929; nach den grossen Niederlagen in den Grossratswahlen von 1929 

wurde Hofmann als Oberrichter weggewählt. 
294 Gruner. Bv. S. 695 f. 
295 Thurgauer Jahrbuch 1961. S. 93 f., TI 25.11.1924; Robert Keller jun. war von 1923-1932 Gross

rat für den Wahlkreis Frauenfeld. 
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Lokalpolitik stiess aber lange Zeit nicht nur beim Thurgauer Tagblatt. ei
gentlich einer Lokal- oder Regionalzeitung, sondern auch bei der Den1okrati
schen Partei auf wenig Interesse. Dies zeigt etwa ein Blick in die Parteipro
gramme296 oder auf den geradezu jämn1erlichen Organisationsstand der Partei 
auf lokaler Ebene. 297 Aber auch in der Auseinandersetzung mit dem politischen 
Gegner zählte Lokalpolitisches wenig. So tauchen bei Mitgliedern kantonaler 
und eidgenössischer Behörden (GR, NR, StR) oder bei Kandidaten für solche 
Mandate Hinweise auf lokalpolitische Ämter (Ortsvorsteher, Friedensrichter, 
Gerichtssuppleant) nur auf, wenn offensichtlich ein Verweis auf einen <<geho
beneren>> Beruf (Pfarrer, Redaktor, Beamter. Lehrer u.a.m.). einen akade
mischen Titel oder einen militärischen Rang unmöglich war.2n Ein Beispiel da
für ist die Ständerats-Ersatzwahl von 1908.299 Alles und jedes diente hier Partei 
und Tagblatt, um dem Wähler den Kandidaten Deucher schmackhaft zu ma
chen; dessen lokalpolitischen Aktivitäten und Verdienste wurden aber, ganz im 
Gegensatz zu heute, nicht einmal erwähnt. Gleiches gilt aber auch für andere. 
Emil Hofmann war vor seiner Wahl in den National- und Regierungsrat immer 
der <<Pfarren> oder der >>Dr.>> und Martin Vögelin war der <<Redakton>; alles an
dere zählte offenbar wenig. 

Dies alles war natürlich keine Besonderheit der Demokraten. Als nicht reli
giös gebundene <<Oppositionspartei>> hätte sie aber mehr als ihre Gegner an di
rekten Kontakten zum Wähler und an direkter Verankerung in der Wähler
schaft, wie dies eben die Lokalpolitik ermöglicht, interessiert sein sollen. Hier 
lag sicher auch eine der Schwachstellen der Demokratischen Partei; dessen 
scheinen sich im Laufe der Zeit auch die Parteiführer bewusst geworden zu sein. 
So veröffentlichte der Kantonalvorstand 1918 ein <<Normalprogramm für de
mokratische Gemeindevereine>>.300 Ziel dieser Publikation war, die politische 
Arbeit auf lokaler Ebene zu intensivieren. Im gleichen Jahr tauchen auch die 
ersten Parteistatuten auf,301 und in den folgenden Jahren kam es bekanntlich zu 
einer ganzen Gründungswelle von Lokalparteien.302 Ins gleiche Umfeld gehört 
wohl auch ein vorgedrucktes Formular, das die Lokalsektionen jährlich zu 

296 Siehe unten 2.1-2.4. 
297 Zur Gründung von Lokalsektionen und zur Zusammenarbeit der Kantonalpartei mit Lokal

parteien siehe oben 1.1.3 und unten 1.6. 
298 Mit der Einführung des Proporzes ändert sich das ein wenig. Um die Listen zu füllen, gab es 

eben nicht immer genug Kandidaten, welche diese Voraussetzungen erfüllten! 
299 TI 21./22./23.10.1908; Gruner, Bv, S. 695 f. Deucher war Zeit seines Lebens in der Kreuzlinger 

Lokalpolitik tätig. In der Wahlpropaganda war das aber nicht der Erwähnung wert. 
300 StATG, 8'631 '0. 
301 a.a.O.; siehe dazu auch unten 1.6. 
302 Siehe oben 1.1.3. 
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Handen des Kantonalvorstandes ausfüllen und einreichen sollten. 303 Wie weit 
dem nachgelebt wurde, lässt sich nicht feststellen, wahrscheinlich aber wenig. 304 

Das Ergebnis all dieser Aktivitäten war eher bescheiden. 
Trotz allen1 bestand bei den Demokraten305 zwischen kantonaler Politik auf 

der einen und lokaler Politik auf der anderen Seite in einem Punkt ein enger 
Zusa1nmenhang: Die Demokraten traten lokalpolitisch nur dort in Erschei
nung, wo sie auch bei kantonalen und eidgenössischen Wahlen und Abstim
mungen Erfolge zu verzeichnen hatten. 306 Ihre Grossratsdeputation deckte sich 
weitgehend n1it den aus den Quellen bekannten Lokalpolitikern.307 So finden 
wir etwa in Arbon den ehemaligen Pfarrer Etter als Notar, Mitglied der Orts
vorsteherschaft, Kantonsrat und Suppleant des Bezirksgerichtes,308 Arbeiter
sekretär Günther als Ortsvorsteher, Gemeindeammann und Kantonsrat309 oder 
Lebrecht Widmer als Statthalter und Kantonsrat.310 Ähnliches galt aber auch 
für andere Gegenden, 311 und, was auch wichtig ist, es galt für den ganzen Zeit
raun1, in dem die Demokraten aktiv waren. Der oben erwähnte Günther war 
von 1896-1929 Kantonsrat und sein jüngerer Parteikollege Widmer von 1929-
1935.312 

Daneben gab es natürlich auch andere, weniger bekannte Demokraten, die 
sich \okalpolitisch betätigten, aber heute mehr oder weniger der Vergessenheit 
anheimgefallen sind. Im grossen und ganzen darf man doch davon ausgehen, 
dass die wichtigeren lokalpolitischen Ämter von Kantonsräten besetzt wurden 
oder umgekehrt. 313 Dabei entstand eine Art halbprofessionelles Politikertum. 
Nur so war es überhaupt möglich, dass die Demokratische Partei über Jahr
zehnte hinweg von den gleichen zehn bis zwanzig Leuten geführt werden konn
te; ja man könnte sogar sagen, aus den gleichen zehn bis zwanzig Leuten be
stand. Gefördert wurde das natürlich auch vom <<traditionellen Wählerverhal
ten>>. Trotz aller Parteipolitik, Programmatik und Ideologie gab es da noch viel 
an altüberlieferter Honoratiorenpolitik. Da mochte sich dann eben noch man
cher Wähler vom Motto <<Unser Gemeindeammann war schon immer Kan-

303 StATG, 8'631'0.; das Formular dürfte aus den Jahren 1917, 1918 oder 1919 stammen. 
304 a.a.O.; im Nachlass Düssli sind nur einige wenige Rückmeldungen von Lokalsektionen zu fin-

den. 
305 Dies gilt natürlich auch für andere Parteien. 
306 Da und dort kann es sich durchaus auch umgekehrt verhalten haben. 
307 D. h. in der Presse oder in amtlichen Publikationen. 
308 Siehe unten 1.7, bes. 1.7.1 und 1.7.4. 
309 a.a.O. 
310 a.a.O. 
311 z. B. in Uttwil, wo der Kantonsrat Walter Annasohn Gemeindeammann war, oder in Weinfel

den, wo Martin Vögelin Kantonsrat, Bezirksrat, Gemeinderat und Mitglied der Schulvorsteh
erschaft war. Siehe dazu unten 1.7. 

312 a.a.O., Anm. 308. 
313 Dies gilt zum Teil auch für andere Parteien; siehe dazu Beamtenetat des Kts. TG, Rubrik 

<<Grosser Rat>>. 

67 



tonsrat>> leiten lassen. Aber auch das Umgekehrte geschah. wie z. B. 1900 in Ar
bon. wo eindeutig der Kantonsrat Günther und nicht der Arbeitersekretär 
Günther zum Gemeindeammann gewählt wurde.314 Dies alles änderte sich auch 
mit der Einführung des Proporzes nur wenig. Für die Demokraten n1it ihrer 
knappen Personalreserve eigentlich eine höchst problematische Situation. 

Zu Beginn dieses Kapitels sind wir von der Feststellung ausgegangen, dass 
sich Partei wie Thurgauer Tagblatt lange Zeit kaum für Lokalpolitik interes
sierten. Andererseits haben wir gesehen. dass sich eigentlich alle demokrati
schen Führer auch lokalpolitisch engagiert haben. Auf den ersten Blick ist das 
ein Widerspruch. Aber empfanden das auch die Betroffenen als Widerspruch? 
Wahrscheinlich nicht. Handlungsebene und Ziel ihrer Politik waren doch im
mer der Kanton oder sogar noch mehr der Bund; eigentlich gar nicht so er
staunlich für eine sich <<progressiv>> verstehende Partei in einem Kanton mit 
<<helvetischen> Tradition. Lokalpolitik war aus dieser Sicht eben weitgehend 
Vollzug und demzufolge auch nicht besonders interessant oder erwähnenswert. 

1.3 Der demokratische Wähler 

Jede Partei wird sich irgend ein Bild vom Wähler machen müssen, den sie zu 
vertreten glaubt; so versteht sich die eine als Arbeiterpartei, eine zweite will 
Katholiken vertreten, eine dritte glaubt vielleicht, als <<Volkspartei>> Wähler in 
allen Bevölkerungsschichten ansprechen zu können. Heute lassen sich solche 
Vorstellungen und Ansprüche mit den Methoden der modernen Politik- und 
Sozialwissenschaften verhältnismässig leicht und auch ziemlich zuverlässig 
überprüfen und gegebenenfalls korrigieren. Diese Möglichkeiten fehlen uns 
noch weitgehend für den Zeitraum, der für die Geschichte der Thurgauer De
mokraten von Bedeutung ist ( 1890-1930); sie fehlen natürlich nicht nur uns für 
die Rückschau, sie fehlten auch den Demokraten selber. Eine indirekte Über
prüfung des Bildes, das sich diese von ihren Wählern machten, ist gleichwohl 
möglich. Man ist dabei allerdings gezwungen, mehr mit Indizien als mit be
weiskräftigem Material zu arbeiten. So verweisen z. B. die überdurchschnittlich 
guten Ergebnisse der Katholisch-konservativen und die besonders schlechten 
der Demokraten bei Proporzwahlen (NR und GR) in den Bezirken Münchwi
len und Steckborn auf einen Zusammenhang zwischen Konfessionszugehörig
keit und Parteipräferenz. Die Ergebnisse in den Bezirken Frauenfeld und Bi
schofszell zeigen dann aber, dass der konfessionelle Faktor nur einer unter 

314 TI 3.10.1900. 
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n1ehreren gewesen sein kann und ohne weiteres verdrängt oder überlagert wer
den konnte. 1 

l.3.1 Die soziale Herkunft 
Die Thurgauer Demokraten glaubten ohne den geringsten Zweifel, Vertreter 

der >>kleinen Leute<< zu sein und ihre Wähler vor allem in dieser Gruppe zu fin
den. Darauf verweisen schon die Namen, die sie ihrer Partei gaben: <<Demokra
tisch-volkswirthschaftliche Partei>>, <<Demokratische und Arbeiterpartei>> oder 
einfach <<Den1okratische Partei>>. Ähnliches gilt auch für ihre politischen 
Freunde in anderen Kantonen oder für eidgenössische Organisationen ( <<So
zialpolitische Gruppe der Bundesversammlung>>). Der Begriff ((Arbeiterpartei>> 
erklärt sich von selbst. <<Demokratisch>> heisst hier nichts anderes als ((Für die 
Volksrechte eintreten>> (Initiative, Referendum, Proporz, Volkswahl der Exe
kutive), also die gleiche Wortbedeutung wie in der Bundesverfassung (BV Art. 
6). Begriffe wie ((sozialpolitisch>> oder ((volkswirtschaftlich>> zeigen, dass für die 
Demokraten die Wirtschaft Hauptgebiet der Staatstätigkeit sein sollte.2 

Die Demokraten wollten also <<für die materielle und geistige Hebung des 
Volkes>> sorgen, wie Vögelin in seinem Antrittsartikel als Redaktor im Thur
gauer Tagblatt schrieb. 3 Ähnliches hatte schon Vögelins Vorgänger in der Re
daktion des Tagblattes geschrieben.4 Gemeint waren hier5 mit ((Volk>> Arbeiter, 
Angestellte, Kleinbauern, Handwerker usw. 6 Nach der Gründung der SP (1906) 
trat dann der Arbeiter in den Verlautbarungen der Demokraten etwas in den 
Hintergrund; sie glaubten aber immer noch, in der Arbeiterschaft Wähler zu 
haben: 

1 Die überdurchschnittlich guten Ergebnisse der KK im Bezirk Steckborn und die ausgezeichneten 
im Bezirk Münchwilen hatten ihre Ursache im starken katholischen Bevölkerungsanteil. In die
sen beiden Bezirken erklärt dies wohl das bescheidene Abschneiden der Demokraten. minde
stens teilweise. In den Bezirken Frauenfeld und Bischofszell dürfte aber der Faktor <<Konfession>> 
nur marginale Bedeutung gehabt haben. Katholischer Bevölkerungsanteil und Ergebnisse des 
K K in diesen beiden Bezirken liegen etwa im gleichen Rahmen, die Ergebnisse der Demokraten 
klaffen aber völlig auseinander. 

2 Der Stellenwert der Wirtschafts- und Sozialpolitik war ja wohl auch der Hauptgrund für das 
Auseinandergehen von Liberalen und Demokraten. Beide Parteien haben diesen Konflikt in 
ihren Nan1en pointiert zum Ausdruck gebracht ( <<Demokratisch-volkswirthschaftlich,> vs. 
<<Freisinnig-demokratisch,>). 

3 TT 1.5.1890. Bereits in diesem Artikel steckte aber Vögelin, der immerhin Sekretär des kantona
len Grütlivereins war, ziemlich deutlich die Grenzen zur Arbeiterschaft ab: << Unsere Stellung zur 
Arbeiterschaft wird eine sehr freundliche sein. Wenn wir uns auch nicht verpflichten wollen, alle 
ihre Forderungen zu unterstützen, so bringen wir doch ihren Bestrebungen die regste Sympathie 
entgegen.>> 

4 TT 5.6.1889. 
5 D. h. bei Vögelin und seinen politischen Freunden. 
6 TT 1.5.1890 und 5.6.1889. 
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<< Die demokratische Partei hat Anhänger in allen Bevölkerungsschichten 
und ihr Gros, das sich vornehmlich aus kleineren Bauern, Arbeitern, Hand
werkern, Gewerbetreibenden und Beamten rekrutiert, ... >> 7 

1111 Vorfeld der ersten Proporzwahlen für den Grossen Rat ( 1920) war dann 
für Düssli, den späteren Kantonsrat und Parteipräsidenten, die demokratische 
Partei <,die Partei des werktätigen Mittelstandes>>, die <<jede gerechte soziale 
Forderung der Bauern, Arbeiter, Gewerbler und Fixbesoldeten>> unterstützen 
werde.~ In den folgenden Jahren gaben nun die Den1okraten diesem mittel
ständischen Aspekt immer mehr Gewicht. So behaupteten sie in einen1 Aufruf 
zu den Nationalratswahlen 1925, die Demokratische Partei sei die einzige, die 
wirklich mittelständische Interessen vertrete,9 oder in einem anderen Aufruf, 
die demokratische Liste sei die des <,Mittelstandes, der Kleinbauern, der Bean1-
ten, Angestellten und Arbeiter>>.w Bei den Wahlen von 1929 für den Grossen 
Rat fand diese Tendenz ihre Fortsetzung. 11 Es erstaunt dann nicht mehr. wenn 
man 1939 bei den Nationalratswahlen auf der Liste der Bauernheimatbewe
gung einen ehemaligen Demokraten (Düssli) findet, der 1938 und 1941 sogar für 
diese Partei in den Grossen Rat gewählt wurde. 12 

Überblickt man nun den ganzen Zeitraum von etwa 1890-1930, so fällt auf, 
dass der Arbeiter als Adressat und vielleicht auch als Objekt und Subjekt de
mokratischer Politik immer mehr in den Hintergrund gedrängt wurde, um am 
Schluss von einem kaum zu definierenden Mittelständler abgelöst zu werden. 

Letzten Endes sind wir hier aber nur auf das Bild gestossen, das sich die de
mokratischen Führer oder ihr Parteiorgan von ihrer Wählerschaft machten. Zu 
fragen ist nun, ob und wie weit die demokratische Wählerschaft diesem Bild 
entsprach. Mindestens für die Proporzzeit nach 1919 dürfte dieses Bild der 
Realität ziemlich nahe gekommen sein, verloren doch die Demokraten, zwar 
zeitlich verzögert, aber doch parallel zum Aufkommen ihrer Mittelstandspoli
tik, deutlich Wähler an die Sozialdemokratie; dies vor allem in den National
ratswahlen von 1928 und 1931 und in den Grossratswahlen von 1929. Die Frage 
nach Ursache und Wirkung ist für das hier zur Diskussion stehende Problem 
nebensächlich; wichtig ist aber, dass die Demokraten in der letzten Phase ihrer 
Existenz als politische Partei Wähler, und zwar eine beachtliche Anzahl, an die 
Sozialdemokraten verloren. Dies sagt noch nichts aus über die soziale Herkunft 
dieser Gruppe demokratischer Wähler. Betrachtet man aber das ganze Phäno-

7 1T 27.10.1911; Artikel zu den Nationalratswahlen von 1911. 
8 1T 26.3.1920. 
9 1T 23.10.1925. 

10 1T 24.10.1925. 
11 1T 2./4./5.2.1929. Artikelserie zur Mittelstandspolitik. Es handelt sich dabei um einen Vortrag 

von einem gewissen Dr. Beuttner, gehalten in Weinfelden. 
12 Siehe dazu oben 1.2.3 und 1.2.2. 
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1nen auf den1 Hintergrund des damaligen Umfeldes, dann dürften diese Wähler 
fast ausschliesslich der Arbeiterschaft angehört haben. 

Bei Majorzwahlen lassen sich solche Wählerverschiebungen natürlich 
schlechter beobachten und analysieren. Den einen oder anderen Schluss kann 
man trotzden1 ziehen. So zeigt sich etwa, dass 1905 mit der Wahl Emil Hof-
111anns zum Regierungsrat der <iSichtbare>> Aufstieg der Demokraten seinen 
Abschluss fand; <isichtbaren> Aufstieg, weil bei Majorzwahlen die Stärke einer 
Partei oft nur an ihren Erfolgen, d.h. an errungenen Sitzen in Exekutive und 
Legislative, <igesehen>> werden kann; während die Analyse von Zahlen eben 
sehr oft nur zu arithmetischen Spielereien führt. In dieser Zeit hatte aber auch 
die Zahl der demokratischen Wähler ihren Höhepunkt erreicht. In die gleiche 
Zeit fällt nun auch die Gründung der Sozialdemokratischen Partei. Die dama
lige (iLinke>> insgesamt, d.h. Demokraten und Sozialdemokraten zusammen, 
konnte ihren Wähleranteil bis zur Einführung des Proporzes weiter ausbauen. 
Davon profitierten aber fast nur die Sozialdemokraten; die Demokraten stag
nierten in Wirklichkeit. Sie glaubten aber noch 1911 mehr Wähler hinter sich zu 
haben als die Sozialdemokraten ( ca. 5000 gegen 3500).13 Diese Schätzung wurde 
allerdings von sozialdemokratischer Seite bestritten; 14 diese rechneten mit je 
etwa 3500 Wählern für jede der beiden Parteien und sahen sich selber leicht im 
Vorsprung. Die sozialdemokratische Schätzung dürfte näher bei der Realität 
liegen, konnten doch 1919 bei den ersten Proporzwahlen (NR) die Demokraten 
knapp 3300 Wähler mobilisieren. 15 Der demokratische Wähleranteil war also 
über lange Zeit sehr stabil. Der Stamm der demokratischen Wähler war sicher 
vor 1905 (Wahl Hofmanns zum Regierungsrat und Gründung der SP) zusam
mengekommen, vielleicht schon zu Ende des vergangenen Jahrhunderts, und 
zerfiel dann erst in der zweiten Hälfte der 20er Jahre unseres Jahrhunderts. 

Ähnlich stabil wie der Wähleranteil der Demokraten dürfte auch die soziale 
Zusammensetzung der demokratischen Wählerschaft gewesen sein. Ein be
achtlicher Teil muss einfachsten Verhältnissen entstammt sein (Arbeiter, kleine 
Angestellte und Beamte). Dieser Wählergruppe war die Demokratische Partei 
auch nach der Gründung der SP im Jahre 1906 noch <<links>> genug. Als dies ge
gen Ende der 20er Jahre nicht mehr der Fall war, musste die Sozialdemokratie 
ohne grosse Eigenleistungen zur Haupterbin der Demokraten werden. Einfa
cheren sozialen Verhältnissen müssen natürlich auch die meisten übrigen de
mokratischen Wähler zugeordnet werden, wenn auch vielleicht etwas weniger 
bescheidenen. Im Gegensatz zu den späteren SP-Wählern bildeten diese aber 
eine sehr heterogene Wählergruppe. Dies zeigt auch ihr Verhalten beim und 
nach dem Untergang der Demokratischen Partei, konnte doch keine der bür
gerlichen Parteien so wie die SP von diesem Untergang profitieren. Die <<bür-

13 TT 11.11.1911. 
14 a.a.O. 
15 Siehe oben 1.2.3. 

71 



gerlichen>> demokratischen Wähler verteilten sich auf alle Parteien und Bewe
gungen, die in Gegnerschaft zur Sozialdemokratie standen. Deshalb konnten 
diese auch keinen grossen Nutzen aus dem Untergang der Demokraten zie
hen.16 

1.3.2 Die geographische Herkunft 
Die Anhängerschaft der Demokratischen Partei war nie auch nur annähernd 

gleichmässig über den ganzen Kanton verteilt. Schon 1893, als Nationalrat 
Koch für den Regierungsrat kandidierte und auf kantonaler Ebene deutlich ge
schlagen wurde, gelang es diesem, im Bezirk Arbon den freisinnigen Gegner zu 
schlagen.17 Vom Tagblatt wurde dieses Ergebnis übrigens mit der grossen Ar
beiterbevölkerung Arbons erklärt. 18 Der gleiche Koch, als Nationalrat anschei
nend angesehen und populär und auch immer gut wiedergewählt, kandidierte 
aber im Wahlkreis Frauenfeld zweimal völlig erfolglos für den Grossen Rat 
( 1893 und 1895).19 Obwohl bei Majorzwahlen die Persönlichkeit des Kandida
ten angeblich entscheidend sein soll, reichte dies allein damals in Frauenfeld 
noch nicht, um einen demokratischen Kandidaten in den Grossen Rat zu brin
gen. Frauenfeld war eben nie eine demokratische Hochburg. Bei Grossrats
wahlen unter der Herrschaft des Majorz konnten die Demokraten eigentlich 
nur in den Wahlkreisen der Bezirke Arbon, Kreuzlingen, und Weinfelden Er
folge erzielen. 20 In den Bischofszeller Wahlkreisen liess sich der hohe demokra
tische Wähleranteil lange nicht in Grossratsmandate umsetzen.21 Diese 
Schwerpunkte hatten aber nicht nur für Grossratswahlen Gültigkeit, bei denen 
ja auch lokal- und regionalpolitische Faktoren eine Rolle spielen können. Dies 
zeigt etwa 1910 die Ersatzwahl für den verstorbenen Ständerat Deucher. Die 
Ergebnisse nach Bezirken belegen dies deutlich genug: 

16 Siehe oben 1.2.2 und 1.2.3. 
17 TT 21.3.1893. 
18 a.a.O. 
19 TT 18./19./20./21./22./23.4.1893 und 22.9.1895. 
20 Dicssenhofen darf man kaum zu den demokratischen Hochburgen zählen, auch wenn hier zeit

weise zwei Demokraten (Huber und Hanhart) in den Grossen Rat gewählt wurden. Hanhart trat 
nämlich i,n Grossen Rat bis 1920 nicht als Demokrat auf. Der Erfolg der demokratischen Liste 
von 1920 ( 18.2 %) war wohl sein alleiniger Verdienst; denn in den Nationalratswahlen von 1919 
kamen die Den1okraten nur gerade auf 7,3 % der Stimmen. und in den Grossratswahlen 1923. als 
Hanhart nicht mehr kandidierte. mussten sie sich mit 8.0 % zufrieden geben. 

21 TT 24.7.1895. Schon 1895 galt der Bezirk Bischofszell im Tagblatt als den1okratische Hochburg. 
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Bezirk Böhi (freis.) Wellau er (dem.) 
Arbon 1417 2224 
Bischofszell 1209 1549 
Diessenhofen 328 229 
Frauenfeld 1817 1068 
Kreuzlingen 1221 1353 
Münchwilen 1383 673 
Steckhorn 1166 797 
Weinfelden 1536 1373 

Ausser im Bezirk Weinfelden konnte Böhi, immerhin Kandidat der Mehr
heitspartei und bekannter Politiker, Wellauer in keiner der demokratischen 
Hochburgen schlagen. Gewählt wurde Böhi in der freisinnigen Hochburg 
Frauenfeld und in der konservativen Münchwilen. 22 

Die Einführung des Proporzes änderte an dieser regionalen oder lokalen 
Schwerpunktsbildung wenig oder nichts. Es gelang den Demokraten 1920 in 
den Bezirken Arbon, Bischofszell, Kreuzlingen und Weinfelden eine angemes
senere Vertretung zu erobern. Hier kamen sie auch auf Resultate, die deutlich 
über dem kantonalen Mittel lagen. In den anderen vier Bezirken, nämlich Dies
senhofen,23 Frauenfeld, Steckborn und Münchwilen konnten die Demokraten, 
wie die Wahlergebnisse zeigen, nie richtig Fuss fassen. 

In den Bezirken Münchwilen und Steckborn dürfte dieses Phänomen u.a. 
auf das überdurchschnittlich gute Abschneiden der Katholisch-konservativen 
zurückzuführen sein; wobei dieser Zusammenhang in Steckborn natürlich we
niger Bedeutung hatte. 24 Man sollte aber auch den ausgesprochen ländlichen 
Charakter der beiden Bezirke nicht vergessen. Bereits ein Blick in eine topogra
phische Karte aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg zeigt uns, dass im Gegen
satz dazu das landschaftliche Erscheinungsbild der Bezirke Arbon und Kreuz
lingen und weniger ausgeprägt des Bezirks Weinfelden, d. h. der demokrati
schen Hochburgen, von einer Anzahl grösseren und mittleren Ortschaften ge
prägt war. Dort erzielten dann die Konservativen ja auch unterdurchschnittli
che Ergebnisse. Mit gewissen Einschränkungen gilt dies alles wohl auch für den 
Bezirk Bischofszell. 25 

Die Diessenhofer Ergebnisse zeigen hingegen, wie wichtig in kleinen Wahl
kreisen auch bei Proporzwahlen der einzelne Kandidat sein kann. Die Demo-

22 TT 21.2.1910. 
23 Siehe dazu oben Anm. 20. 
24 In Steckborn kamen die KK auf+ 20 %. in Münchwilen auf+ 45 %; das kantonale Ergebnis lag 

bei + 17,5 %. In Steckborn nahmen die Demokraten nur 1920 an den Grossratswahlen teil, in 
Münchwilen 1923 und 1926. 

25 Das Bischofszeller Ergebnis der KK deckte sich fast mit dem kantonalen Ergebnis. 
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kraten hatten ja hier in den Grossratswahlen I 920 einen äusserst zugkräftigen 
Kandidaten; ohne diesen verloren sie 1923 fast 2/3 ihrer Wähler. 26 

Konfessionelle und soziale Gliederung der Bevölkerung und Siedlungs
struktur allein können aber nicht alles erklären; andernfalls hätten die Den10-
kraten im Bezirk Frauenfeld bessere Resultate erzielen müssen. Zun1 Tragen 
kamen diese Faktoren offensichtlich nur dort, wo sie n1it einer Art <<histori
schen>> Bereitschaft zur Opposition gegen >>Frauenfeld<< zusan1n1enfielen; einer 
Bereitschaft. die eben auch in der Thurgauer <<Provinz>> da war und Tradition 
hatte. 27 Die Demokratische Partei war irgendwie die Partei der <<Provinzlen>.2R 

wurde in der <<Provinz>> gegründet29 und ihr Parteiorgan. das Thurgauer Tag
blatt, war im Gegensatz zur liberalen Thurgauer Zeitung ein Lokalblatt und er
schien in der <<Provinz>> .30 Und Erfolge hatte diese Partei nur in der <,Provinz>>. 

1.3.3 Zusammenfassung 
Zusammenfassend könnte man den demokratischen Wähler dann etwa fol

gendermassen beschreiben: 31 

Der demokratische Wähler stammte vornehn1lich aus der Unterschicht oder 
der unteren Mittelschicht und lebte in bescheidenen wirtschaftlichen Verhält
nissen. Von Beruf war er Arbeiter, Angestellter oder Beamter in untergeordne
ter Position, Handwerker, kleiner Gewerbetreibender oder Kleinbauer, viel
leicht auch Fabrikbauer. Wohnhaft war er in einer grösseren Ortschaft ausser
halb des Bezirks Frauenfeld und zwar in einem Bezirk mit einem verhältnis
mässig kleinen katholischen Bevölkerungsanteil. Er selber war 1neistens Prote
stant.Nach dem Untergang der Demokratischen Partei zog es ihn entweder zur 
Sozialdemokratie oder etwas weniger ausgeprägt zu den Bewegungen der 30er 
Jahre oder den Freisinnigen. 

26 Diessenhofen hatte damals nur gut 1000 Stimmberechtigte. Näheres zu den Diessenhofener Er
gebnissen siehe oben Anm. 20. 

27 TI 1.1.1889. 1889 schrieb das Tagblatt in der Propaganda für den ,,demokratischen>> Ständerats
kandidaten Baumann: ,,Die Provinz scheint sich also ,emanzipieren> zu wollen. was nicht gerade 
ein schreckliches Unglück wäre!>> 

28 Von den bedeutenden Führern stammte ja kein einziger aus Frauenfeld. 
29 Weinfelden. 
30 Weinfelden. 
31 Für die Zeit vor der Gründung der SP ( 1906) und nach 1925 sind an diesem Bild einige Retuschen 

anzubringen. die allerdings den Gesamteindruck nicht wesentlich verändern. Vor 1906 hatte 
wohl der Faktor ,,Arbeiten> und nach 1925 der Faktor ,,Mittelstand>> etwas mehr Gewicht. 
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1.4 Der denzokratische Parteiführer1 

1.4.1 Der Personenkreis 
Auf Grund der Quellen2 kann man davon ausgehen, dass die demokrati

schen Grossratsfraktionen zwischen 1893 und 1932 im grossen und ganzen die 
führenden Köpfe der Partei miteinschlossen.1 Schaut man dann noch, welche 
Kantonsräte über einen grösseren oder den ganzen Zeitraum hinweg die wich
tigeren Än1ter in Partei und Politik besetzt hielten, dann stösst man imn1er wie
der auf die N an1en Deucher. Hofmann und Vögelin. Deren Lebensgeschichte 
war aufs engste mit der Geschichte der Partei verbunden; meistens waren ihre 
persönlichen Erfolge auch die Erfolge der Partei, hin und wieder auch umge
kehrt. Als junge Männer um die Dreissig halfen sie die Partei gründen, in der 
Mitte ihres Lebens konnten sie für sich und ihre Partei die grössten Erfolge er
ringen (Hofmann 1905 Regierungsrat, Deucher 1908 Ständerat), und ihrem 
Tode (Hofn1ann 1927 und Vögelin 1930) folgte der Niedergang der Partei auf 
dem Fuss. Der frühe Tod von Deucher (1910) war auch für die Partei tragisch. Es 
zeigte sich. dass die Partei ihre Erfolge allzu sehr der Popularität einzelner Füh
rer verdankte. und dass ihr <<Personalreservoir>> zu klein war, um solche Verluste 
zu ersetzen. So markiert eben der Tod Deuchers auch in der Parteigeschichte 
einen Wendepunkt. Da niemand in der Lage war, diesen oder später Hofmann 
oder Vögelin zu ersetzen, konnte die Partei auch von diesem Gesichtspunkt her 
keine grosse Zukunft haben. 

Natürlich waren Deucher, Hofmann und Vögelin nicht die einzigen, die sich 
um die Partei kümmerten. Daneben wären für eine Phase bis zum Tode Deu
chers noch Nationalrat Koch, die Grossräte Elliker, Günther, Ruoff und Keller 
(Vater) sowie andere Mitgründer der Partei zu erwähnen.4 Später stossen wir 
dann auf die Namen der Kantonsräte Reinhard Hofmann, Gamper, Jakob Et
ter, Deutsch, Dr. Keller (Sohn) und Düssli. Aktiv in der Parteileitung war dann 
zwischen 1922 und 1930 auch noch der zweite Redaktor am Thurgauer Tagblatt 
Frey.5 Neben diesen muss es aber auch Leute gegeben haben, die eher im stillen 
wirkten und kaum Spuren hinterlassen haben.6 

l Einzelheiten zu den verschiedenen Personen siehe unter Kapitel 1.7. 
2 StATG. 8'631'; Verzeichnis der Kantonsräte; Personenkatalog; Beamtenetats und Staatskalen

der. ferner Thurgauer Tagblatt. 
3 Ausnahmen wären etwa alt Staatsschreiber Kollbrunner, Heinrich Knus oder Redaktor Frey. 
4 Etwa die bereits erwähnten Kollbrunner und Knus oder Ständerat Baumann und Baron von 

Scherer. 
5 TT 30.6.1955. Jubiläumsnummer. 
6 Da wäre etwa Jean Hanhart-Baldin zu erwähnen, von 1896-1923 Kantonsrat, der offiziell erst ab 

1920 der de1nokratischen Grossratsfraktion angehörte, aber gemäss zwei kleinen Artikeln im 
Thurgauer Tagblatt (TT 11./ 13.12.1915) Gründer des demokratischen Vereins Diessenhofen und 
Mitglied des Kantonalvorstandes der Demokratischen Partei gewesen sein soll. Hanhart muss 
also irgend eine Rolle in der Partei gespielt haben. Klären lassen sich die Widersprüche und U n
gereimthei ten aber nicht. 
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Über die Führer der Lokalparteien ist nur wenig in Erfahrung zu bringen.7 

Dieses wenige deutet allerdings darauf hin, dass die meisten lokalen den1okra
tischen Vereine von den gleichen Leuten gegründet und geführt wurden, denen 
wir als Vertreter der Demokratischen Partei in lokalen und kantonalen politi
schen Ämtern begegnen. 8 

Politisch aktive Demokraten gab es also nur wenige. Geführt wurde die Par
tei im1ner nur von einer kleinen Handvoll Leute; hinzu kommt. dass einige die
ser Führer vom Anfang bis fast zum Ende dabei waren. Wenn wir einmal die 
Frage nach den Parteiführern allein in den Mittelpunkt unseres Interesses stel
len, dann war die Geschichte der Demokratischen Partei des Kantons Thurgau 
eigentlich die Geschichte von bestenfalls einem oder zwei Dutzend politisch 
aktiver Thurgauer. 

1.4.2 Die soziale Herkunft 
Für die demokratische Wählerschaft sind wir zum Schluss gekommen. dass 

diese zum grossen Teil einfachen, wenn nicht einfachsten Verhältnissen ent
stammte. Soweit das zu überblicken ist, galt dies nicht für die demokratischen 
Kantonsräte, die in ihrer Gesamtheit ja mehr oder weniger die Führungsgruppe 
repräsentieren.9 Da finden wir nur einen einzigen <<richtigen>> 10 Arbeiter (Gün
ther, Arbon); aber auch dieser war bereits Arbeitersekretär, als er zum Kan
tonsrat gewählt wurde. Daneben gab es vier Handwerker oder Gewerbetrei
bende (Schreiner, Schiffsmeister, Fischer und Konditor, bzw. Wirt), einen 
Hauptmann und Landwirt, drei Bahn- und Postbeamte, acht aktive oder ehe
malige Primar- und Sekundarlehrer, einen Chefbuchhalter des kantonalen 
Elektrizitätswerkes, zwei Redaktoren, zwei Pfarrherren und vier promovierte 
Juristen. 11 Bei sechs Grossräten werden keine Berufe, sondern andere politische 
Ämter angegeben (Gemeindeammann, Statthalter usw.). 12 Zur Unterschicht 
gehörte keiner dieser Kantonsräte, für ländliche Verhältnisse einige sogar eher 
zur Oberschicht (Jurist, Pfarrer). Es fällt aber auf, wie stark die typischen Auf
steigerberufe (Lehrer, Bahn- und Postbeamte, kaufm. Angestellte, Pfarrer) ver-

7 Hier gilt. was auch für die Gründung der Lokalorganisationen und die Wahlen auf lokaler Ebene 
gilt ( 1.1.2 und 1.2.4). Vieles fand da wohl nie den Weg in die Presse. 

8 Siehe dazu oben 1.2 und hinten 1.7. 
9 Von 1893 bis 1932 gab es 32 eindeutige Vertreter der Demokraten im Grossen Rat. Näheres dazu 

siehe hinten 1.7.4. 
10 D. h. einen Kantonsrat, der eine Berufsbezeichnung führt, die dessen Arbeiterstatus klar und 

deutlich anzeigt. 
11 Bei einigen Kantonsräten überschneiden sich diese Berufsbezeichnungen natürlich; so war Emil 

Hofmann Pfarrer und Jurist oder Martin Vögelin Sekundarlehrer und Redaktor. 
12 Wer es zum Gemeindeammann oder Statthalter gebracht hat, gehört natürlich - mindestens be

züglich Ansehen - nicht mehr zur Unterschicht, mag auch seine berufliche Position einmal noch 
so bescheiden gewesen sein. 
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treten sind. 1-1 Eine ganze Anzahl demokratischer Kantonsräte kannte wohl die 
Nöte des kleinen Mannes aus höchst eigener Erfahrung, was von demokrati
scher Seite her auch immer wieder betont wurde. 14 Daneben liessen sich aber 
z.B. mit Adolf Deucher auch Angehörige der <<Überschicht>> von den Ideen der 
Demokraten anziehen. 

1.4.3 Die geographische Herkunft 
Von sämtlichen demokratischen Kantonsräten stammten nur gerade drei 

aus Frauenfeld selber (Ruoff und Vater und Sohn Keller). Alle anderen waren 
<<Provinzler>>, auch wenn sie wie Hofmann Frauenfeld einige Jahre im Grossen 
Rat vertraten oder dort einige Jahre die Primarschule besucht hatten und später 
vorübergehend als Anwalt tätig gewesen waren wie Deucher. Wie das Beispiel 
Deucher zeigt, stammten nicht alle aus demokratischen Hochburgen, wurde 
dieser doch in Steckborn geboren, wo er auch heimatberechtigt war. Später 
scheinen aber seine Beziehungen zu seinem zweiten Heimatort Kreuzlingen in
tensiver gewesen zu sein. Die übrigen Kantonsräte stammten im grossen und 
ganzen aus der Gegend, die sie auch im Parlament vertraten. 

1.4.4 Parteipolitische Präferenzen demokratischer Politiker nach dem Zu
sammenbruch der Demokratischen Partei 15 

Mit Emil Hofmann und Martin Vögelin waren Ende der 20er Jahre die letz
ten politischen Vertreter der Gründergeneration gestorben. Betrachtet man den 
politischen Weg ihrer Nachfolger in der Partei, so könnte man bei ihnen auch 
von den letzten Demokraten sprechen; denn bis auf wenige Ausnahmen fanden 
alle noch aktiven demokratischen Politiker sehr schnell Anschluss und Unter
schlupf bei den bürgerlichen Parteien. Dies begann bereits 1929, als der demo
kratische Kantonsrat Adolf Walder auf der Liste der BGB (Bauern, Gewerbe
treibende und freisinnige Bürger aller Stände) kandidierte und auch gewählt 
wurde; diesen Sitz erbte 1932 der ehemalige demokratische Grossratskandidat 
Rudolf Bosshard, Gemeindeammann in Oberwangen. Der grosse Auszug fand 
dann allerdings erst 1932 statt. So kandidierten bei dieser Wahl in Kreuzlingen 
gleich vier ehemalige Demokraten auf bürgerlichen Listen. Dabei gelang es Jo
hannes Lymann, als Nachfolger Emil Hofmanns einmal für kurze Zeitdemo
kratischer Nationalrat, mit dem besten Resultat auf der FDP/BGB-Liste wie
dergewählt zu werden. In Bischofszell wurde Alfred Althaus für die Freisinni
gen wieder gewählt, und in Weinfelden kam ein ehemaliger Demokrat (Emil 
Merki) auf den ersten Ersatzplatz. 

13 Typische Beispiele wären etwa Emil Hofmann. Sohn eines Lehrers, und Martin Vögelin, Halb
waise aus ärmlichen Verhältnissen. 

14 TI 7.12.1931; Nachruf für Heinrich Knus. TI 3.3.1930; Nachruf für Martin Vögelin. 
15 Siehe dazu auch oben 1.2.2 Grossratswahlen 1929/ 1932/ 1935 oder Amtsblatt 1929, S. 325 f.. 

1932. S. 283 f., 1935, S. 321-351. 
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Andere. d. h. nichtbürgerliche Wege gingen nur zwei frühere Demokraten. 
Da wäre einmal der Kreuzlinger Walter Diethelm zu erwähnen, der 1935 er
folglos auf der Liste <<Partei gegen Preis- und Lohnabbau und für gerechte 
Wirtschaftsordnung>>, die eine Listenverbindung n1it der SP eingegangen war. 
kandidierte. Eine zweite Ausnahme war auch Alfred Düssli aus Arbon. Dieser 
versuchte noch jahrelang die Demokratische Partei a111 Leben zu erhalten. was 
ih111 mindestens mit der Ortspartei Arbon auch gelang. 

Wir können also festhalten, dass fast alle politisch aktiven Demokraten 
schnell und leicht bei den bürgerlichen Parteien eine neue Heimat fanden. Dies 
deckt sich aber überhaupt nicht n1it dem Verhalten ihrer ehemaligen Wähler; 
hatte doch ein beachtlicher Teil von diesen den Weg zur Sozialdemokratie und 
nicht zu den bürgerlichen Parteien gesucht. Hier stellt sich natürlich die Frage, 
wie weit diese <<zweite>> Generation demokratischer Führer noch repräsentativ 
für die demokratische Wählerschaft war oder wie weit vielleicht gerade eine 
mangelnde Repräsentanz den Niedergang der Partei mitverursacht hatte. 

1.5 Der Untergang 

1.5.l Die Ereignisse 
Mit den Grossratswahlen von 1932 verschwand die Demokratische Partei 

aus der Thurgauer Politik, wenn es auch einigen unentwegten Arboner Demo
kraten noch bis in die 60er Jahre hinein immer wieder gelang, auf einer eigenen 
oder der Liste einer neugegründeten Partei ein Grossratsmandat zu erobern; 
19321 sogar noch deren drei. In allen anderen Bezirken kandidierten keine De
mokraten mehr; wobei sich diese bereits 1929 in den Bezirken Diessenhofen, 
Münchwilen und Steckborn nicht mehr an den Wahlen beteiligt hatten.2 

Der Niedergang der Partei hatte allerdings schon zehn Jahre früher einge
setzt. Wie ein Vergleich der kantonalen Resultate3 aller Proporzwahlen (Gross
rat und Nationalrat) von 1919 bis 1931 zeigt, erreichten die Demokraten ihr be
stes Resultat 1922, als fast jeder siebte Thurgauer ihnen seine Stimme gab; dann 
l Amtsblatt 1932, S. 283-313. 
2 Amtsblatt 1929, S. 325-351. In Steckborn beteiligten sich die Demokraten nur gerade 1920 an 

Grossratswahlen; siehe dazu Amtsblatt 1920, S. 513-535. 
3 Wähleranteile in % der Demokraten auf kantonaler Ebene in den Proporzwahlen von 1919 bis 

1932, berechnet auf Grund der in den Amtsblättern 1919/ 1920/ 192211923/ 1925/ 1926/ 1928/ 
1929/ 1931 publizierten Wahlergebnisse: 
Nationalrat 1919 11,6 % 
Grossrat I 920 12,4 % 
Nationalrat 1922 13,7 % 
Grossrat 1923 l 2,5 % 
Nationalrat 1925 12,3 % 
Grossrat 1926 l 2,1 % 
Nationalrat 1928 9,3 % 
Grossrat 1929 8,9 % 
Nationalrat 1931 6, I % 
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ging es aber nur noch bergab. Fixpunkte dieses Niederganges sind aus heutiger 
Sicht die beiden Einbrüche bei den Nationalratswahlen von 1928 und 1931, bei 
denen die Demokraten im Vergleich zu den vorangegangenen Grossratswahlen 
( 1926 bzw. 1929) je etwa einen Viertel ihrer Wählerschaft verloren. 

Alle diese auffälligen Verluste führten innerhalb und ausserhalb der Partei 
zu Unruhe und Spekulationen über die weitere Zukunft der Partei selber. Schon 
nach den Grossratswahlen von 1923 hielt es das Tagblatt für nötig, gegen an
geblich von freisinniger Seite kolportierte Gerüchte, die Demokratische Partei 
stehe vor der Spaltung, Stellung zu nehmen.4 Der Tagblattartikel selber vermit
telt allerdings den Eindruck, dass diese Gerüchte nicht ganz aus der Luft ge
griffen waren. Die Existenz der Demokratischen Partei war vielleicht schon 
1923 nicht derart gesichert, wie die Demokraten vorgaben zu glauben. Ihren 
Gegnern und potentiellen Erben war das vielleicht bewusster. 

Die nächsten beiden Wahlen (Nationalrat 1925 und Grossrat 1926) brachten 
den Demokraten nur geringe Verluste (je ca. 0,2 %). Ergebnisse, die sie wahr
scheinlich erwartet hatten, schlugen doch beide Wahlen, und zwar vor und nach 
dem Wahlgang, keine hohen Wellen. 

Der erste tiefe Einbruch kam dann mit den Nationalratswahlen von 1928, 
bei denen die Demokraten im Vergleich zu den Nationalratswahlen von 1925 
und den Grossratswahlen von 1926 mit einem Rückgang des Wähleranteils von 
12,3 % bzw. 12,1 auf 9,3 % massive Stimmenverluste hinnehmen mussten. Ganz 
im Gegensatz zu den 25er und 26er Wahlen lösten die 28er bei den Demokraten 
und ihren Gegnern hektische Aktivitäten aus. Nach dem Tode von Regierungs
rat Emil Hofmann wusste wohl jedermann im Thurgau, wie klein die Chancen 
der Demokraten waren, ihr Nationalratsmandat zu behaupten. Sie versuchten 
natürlich alles, um dieses Mandat zu retten. So sollen sie sogar eine Listenver
bindung mit den Konservativen gesucht haben, was der demokratische Spit
zenkandidat Lymann in einer Presseerklärung allerdings in Abrede stellte.5 Es 
kam dann zu einer bürgerlichen Listenverbindung (Freisinnige - Bauern -
Konservative), die für das Tagblatt und die Demokraten nur zum Ziel hatte, das 
<(demokratische Nationalratsmandat den Konservativen zuzuhalten>>.6 Nach 
dem Wahlsonntag konnten sich dann aber die Sozialdemokraten als Sieger fei
ern lassen.7 

Den Demokraten waren die Wichtigkeit dieser Wahlen für die Zukunft ihrer 
Partei und die eigene Schwäche offensichtlich bewusst. So nahm das Tagblatt in 
einer ganzen Reihe grösserer Artikel und Aufrufe am Wahlkampf teil und ana
lysierte nach dem Wahlgang in einer Artikelserie die Wahlen und die Lage der 

4 TI 20.4.1923. 
5 TI 20.10.1928. 
6 a.a.O. 
7 Amtsblatt 1928, S. 941 ff. 
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Partei. 8 Die Partei selber organisierte im Vorfeld der Wahlen nicht nur einen 
Parteitag und eine Delegiertenversammlung,9 sondern auch eine grosse öffent
liche Versammlung in Arbon.w Beide Veranstaltungen standen unter dem Mot
to, die Existenzberechtigung der Demokratischen Partei zu beweisen, und beide 
waren vor allem darauf ausgerichtet, die eigene Wählerschaft zu mobilisieren. 

Die Grossratswahlen von 1929, nur fünf Monate nach den Nationalrats
wahlen, brachten den Demokraten noch einmal kleinere Verluste, d. h. einen 
Rückgang von 9,3 % auf 8,9 %. Erwartet hatten sie diesen Verlust kaum, 11 wenn 
auch bereits der erste demokratische Kantonsrat die Partei im Hinblick auf 
diese Wahlen verlassen hatte. 12 

Auch 1930, keinem Wahljahr, beruhigte sich die Lage in der und um die De
mokratische Partei nicht. Thurgauer Tagblatt und Partei waren immer wieder 
gezwungen, zu angeblichen Auflösungserscheinungen Stellung zu nehmen, 13 

und beklagten sich über ihre Gegner, die alles unternähmen, um dem Nieder
gang der Demokraten nachzuhelfen. 14 

Das endgültige <<Aus>> kam für die Demokratische Partei mit den National
ratswahlen 1931. Im Vergleich zu den 28er und 29er Wahlen verloren sie noch 
einmal einen Drittel, bzw. einen Viertel ihrer Wähler. Innerhalb von fünf Jah
ren, d. h. seit den Grossratswahlen von 1926, war ihnen die Hälfte ihrer Anhän
ger davongelaufen. Aussicht auf Erfolg gab es 1931 nicht mehr; die eigene Liste 
diente offenbar nur noch dazu, den Sozialdemokraten, den Weggefährten aus 
längst vergangenen Tagen und den Erben aus weniger weit zurückliegenden 
Wahlen, einen Stein in den Weg zu legen. 15 Mehr oder weniger deutlich hatte 
dies der demokratische Parteipräsident Düssli am Wahlparteitag vom 11. Okto
ber 1931 in Weinfelden ausgesprochen, und zwar zur Begründung der Listen
verbindung, welche die Demokraten mit den bürgerlichen Parteien eingehen 
wollten; 16 genauso deutlich kam dies aber auch in der Wahlpropaganda zum 
Ausdruck, die sich überhaupt nur noch gegen die Sozialdemokraten wandte. 17 

8 TI 10.9., 2./ 15./20./22./23.!24.!25.I0. und 22.!23./24./26.11.1928. 
9 TI 10.9.1928. 

10 TI 2.10.1928. 
11 TI 25.4.1929. 
12 a.a.O.; Amtsblatt 1929, S. 325-351; Kantonsrat Walder wurde 1929 im Bezirk Münchwilen au[ 

der Bauernliste gewählt. 
13 TI 3.1., 14.4., 1./24.5. und 16./ 17./ 18./ 19./20.6.1930. 
14 TI 24.5.1930; bekannte Demokraten sollen von den Steuerbehörden bei der Einschätzung be

wusst benachteiligt worden sein. 
15 Au[ Grund der Volkszählung von 1930 hatte der Thurgau eines seiner sieben Nationalratsman

date verloren. Besonders gefährdet war da natürlich das zweite SP-Mandat von 1928, ein Rest
mandat. 

16 TI 12.10.1931; Bericht vom Parteitag; TI 21.9. und 6./9./10.10.1931; Artikel zur Listenverbin
dung. 

17 a.a.O. und TI 13./20./21./22./23./24.I0.1931. 
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Von all den1, was Den1okraten und die Den1okratische Partei einmal vertreten 
hatten, \Var nicht viel übrig geblieben. 

Diesen1 Wahhnanövec das nebenbei sein Ziel erreichte 18 und wofür man 
\\ohl die Partei auch noch über die Wahlen am Leben erhielt, 19 folgte die Liqui
dation der Partei auf den Fuss. Am 13. Dezember 1932 lehnte der Kantonalvor
stand den Vorschlag einiger Vorstandsmitglieder (u. a. Lymann aus Kreuzlin
gen) ab, n1it den freisinnigen auf kantonaler Ebene eine Arbeitsgemeinschaft 
einzugehen. 20 Den lokalen Sektionen liess man aber angeblich freie Hand. 21 

Dies erlaubte es den Kreuzlinger Demokraten unter der Führung von Johannes 
Lyn1ann, zuerst n1it den Jungfreisinnigen eine solche Arbeitsgemeinschaft ein
zugehen:22 bereits einen Monat später fusionierten sie aber endgültig mit den 
Freisinnigen. 23 In Weinfelden begann die Auflösung ähnlich wie in Kreuzlin
gen, nur regte sich hier Widerstand: Zuerst ging man mit den Jungfreisinnigen 
eine Arbeitsgemeinschaft ein:24 als Zwischenspiel beteiligten sich zu Beginn des 
Jahres l 932 einige Demokraten an der Gründung einer Evangelischen Volks
partei:2' einige Tage darauf erteilte eine Parteiversammlung dem Vorstand 
Yo\1111achten, mit den freisinnigen über eine Fusion zu verhandeln,26 und schon 
wenige Tage später n1eldete das Tagblatt die Auflösung der Parteisektion Wein
fe\den.27 Als Antwort darauf gründeten einige unentwegte Demokraten einen 
neuen demokratischen Verein in Weinfelden,28 von dem man dann allerdings 
nie mehr etwas hört. 

An1 24. Januar fand in Weinfelden eine eiligst zusammengerufene Delegier
tenversammlung der Kantonalpartei statt.29 In einer Resolution wurde die 
Auflösung der Sektionen Kreuzlingen, Weinfelden und Bischofszell bedauert 
und gegen die <dreisinnigen Einflüsterungen>> und das Verhalten einiger Vor
standsn1itglieder protestiert. 30 Der Untergang der Partei war aber nicht mehr 
aufzuhalten. Nachdem im März 1932 auch noch die Frauenfelder Demokraten 
auf eine Beteiligung an den Grossratswahlen verzichtet hatten, 31 mussten die 
I 8 Die Sozialden1okraten verloren ihr zweites Mandat. 
19 Mindestens für die Leute. die nach den Wahlen nicht schnell genug zur Parteiauflösung schreiten 

konnten. dürfte diese Überlegung eine Rolle gespielt haben; denn nur so bekommt alles einen 
Sinn. 

20 TT 18.12.1931. 
21 a.a.O. 
22 a.a.O. 
23 Tf 23.1.1932; der Artikel ist mit (eingesandt J.L.) gezeichnet und dürfte wohl von Johannes 

Lyn1ann stammen. 
24 TT 18.12.1931. 
25 TT I I.I. und 13.1.1932. 
26 Tf 14.1.1932. 
27 TT 21.1. und 22.1.1932. 
28 a.a.O. 
29 lT 25.1.1932. 
30 a.a.O.: gemeint war hier wohl vor allem Johannes Lymann aus Kreuzlingen. 
31 TT 18.3.1932. 
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Arhoner Den1okraten allein in die Grossratswahlen ziehen. Und noch _jahr
zehntelang erinnerte ein Arboner Kantonsrat (zuerst Alfred Düssli und später 
Jakoh Annasohn. Ernst Wendel und Wilfried Schneider) an die Den1okraten. 
his 1972 auch in Arhon die Den1okratische Partei aufgelöst wurde. 12 

1.5.2 Die Ursachen 
Die Nationalratswahlen von 1928 brachten an den Tag. was wohl Betroffene 

wie Beobachter erwartet hatten: 33 Die Demokraten waren nicht in der Lage. 
den Wählern für den verstorbenen Emil Hofn1ann einen auch nur annähernd 
gleichwertigen Kandidaten vorzuschlagen. Damit'ging auch die letzte den10-
kratische Machtposition verloren. Beerbt wurden sie von den Sozialde111okra
ten. die nicht nur das den1okratische Restmandat von 1925 übernehmen konn
ten, sondern auch als einzige von den Stimmenverlusten der Demokraten pro
fitierten (Demokraten: 1925 12,3% und 1928 9,3 %: Sozialdemokraten: 1925 
20,3 % und 1928 23,7 %). 34 Ohne Vertretung in den wirklich entscheidenden Be
hörden ( Regierung, eidgenössische Räte) hatte aber die Demokratische Partei 
keine grosse Zukunft mehr. 

Wahrscheinlich hatten auch die Demokraten diesen Sitzverlust erwartet. 
n1indestens aber befürchtet. Trotzdem hatten sie ein Angebot von bürgerlicher 
Seite auf Listenverbindung abgelehnt35 und waren allein gegen die Sozialde-
111okraten und die drei verbundenen bürgerlichen Listen ( Freisinnige, Bauern. 
Konservative) in den Wahlkampf gezogen. 36 Die Propaganda für diesen Wahl
gang zeigt dem Betrachter dann nur allzu deutlich. wie eng der <<Platz>> für de
mokratische Politik geworden war; eigentlich war es nur noch ein Versuch. die 
eigene Existenzberechtigung unter Beweis zu stellen. 37 Eine programmatische 
oder ideologische Auseinandersetzung mit dem Gegner fand kaum mehr statt. 
Ähnliches wiederholte sich im Vorfeld der Grossratswahlen von 1929 und der 
Nationalratswahlen von 1931; die Entscheidung war aber spätestens mit den 
28er Wahlen gefallen, vielleicht schon früher, nämlich mit dem Tod Emil Hof
manns. 

Nach der Niederlage von 1928 setzte sich das Thurgauer Tagblatt in einer 
längeren Artikelserie38 mit der Lage der Demokratischen Partei auseinander. 
Die Niederlage war nicht wegzudiskutieren; deren Ursache sah man vor allem 
im übermässigen Einbruch wirtschaftlicher Aspekte in die Politik: 

32 TZ 20.10.1972. 
33 Verlust des demokratischen Nationalratsmandates. 
34 Siehe oben l.2.3 NR-Wahlen 1925 und 1928. 
35 TT 20.10.1928 und 22.10.1928. 
36 a.a.O. Nach Meinung der Demokraten sollte diese Listenverbindung das demokratische Rest-

1nandat von 1925 den Konservativen zuhalten und ein zweites sozialdemokratisches Mandat 
verhindern; dies natürlich immer eine demokratische Niederlage voraussetzend. 

37 TT 10.9. und 2./ 15./20./22./23./24./25.I0.1928. 
38 TT 22./23./24./26.ll.1928. <<Zur Lage,>. 

82 



<<Durch diese extreme Verwirtschaftlichung des sozialen Organismus wurde 
die Rechtspolitik, die auf den warmen Herzkräften des Volkes beruht, zur 
nackten Wirtschaftspolitik degradiert. 
Dass die Freisinnigen diese Bewegung mit Bewusstsein durchgemacht haben 
und zur Wirtschaftspartei des Kapitalismus geworden sind, ist sowohl ihre 
Stärke als auch ihre Schwäche. 
Die Bauern haben zuletzt diese Emanzipation durchgemacht, als sie allmäh
lich n1erkten, dass die bürgerlichen Grossparteien keine allgemeine Volks
politik betreiben, sondern eine einseitige Klassenpolitik im Interesse von 
Handel und Industrie. Daher wurde auch die Bauernpolitik, die sich lange 
auf der demokratischen Mittellinie der allgemeinen Volksinteressen bewegt 
hat, auf die schiefe Linie einer wirtschaftlich orientierten Interessenverfech
tung abgetrieben. Die Arbeiter folgten dem Beispiel ihrer Herren und ver
folgen seither ihre Klassenpolitik auf Grund eines importierten Programms, 
das dem gesamten internationalen Sozialismus eine einheitliche Färbung 
gibt. 
In dieser Verwirtschaftlichung der Politik, das heisst in der Lähmung des de
n1okratischen Rechtsbewusstseins, das die allgemeinen Volksinteressen und 
nicht die wirtschaftlichen Privatinteressen zu verteidigen hat, liegt die tiefe 
Ursache des Zerfalls der einst so blühenden demokratischen Volksbewe
gung. Dass diese krankhaften Zustände zu begrüssen wären, wird kein den
kender Mensch behaupten. Heute stehen einander zwei wirtschaftlich 
orientierte Klassen gegenüber, in der Mitte aber gähnt ein grosses Loch.>> 39 

Das Tagblatt mag für sich in diesem Artikel Gründe für den Niedergang der 
Demokraten gefunden haben. In Wirklichkeit beschreibt es hier aber nur die 
politische Lage, in der die Demokraten hätten überleben sollen, und dies erst 
noch ziemlich polemisch, wie übrigens durch die ganze Artikelserie hindurch. 
Ansätze für eine Auseinandersetzung mit sich selbst finden wir hier keine, nur 
Angriffe auf den politischen Gegner.40 Dass sich diese Angriffe in den folgen
den Jahren dann immer mehr auf die Sozialdemokraten konzentrierten, spie
gelt wohl nur die generelle Hinwendung der führenden Demokraten zu den 
bürgerlichen Parteien.41 

39 TT 22.11.1928. 
40 In der oben zitierten Artikelserie <<Zur Lage>> (Anm. 38) finden wir noch Angriffe auf sämtliche 

Parteien von links bis rechts. In den folgenden Jahren wird dann auf die bürgerlichen Parteien 
in1mer mehr Rücksicht genommen, dafür um so schärfer auf die SP <<geschossen>>. Besonders ak
zentuiert zeigt sich das nach Martin Vögelins Tod (anfangs März 1930). Deutlich zu sehen ist 
dann diese Hinwendung zu den bürgerlichen Parteien in: TT 16.117./ 18./ 19.6.1930, << Um die de
mokratische Partei>>, oder in: TT 12./ 13.10.1931: Wahlrede Lymanns am Parteitag der DP vom 
11.10.1930 zur NR-Wahl von 1931; vielleicht schon im Hinblick auf seinen späteren Uebertritt zu 
den Freisinnigen nahm hier Lymann wohl endgültig für die Bürgerlichen und gegen die Sozial
den1okraten Stellung. 

41 a.a.O., Artikelserie <<Zur Lage>>. 
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Die Den1okraten haben sich also mit ihrer eigenen Situation und ihrer 
Existenzberechtigung auseinandergesetzt und dies in1n1er wieder.42 In die -riefe 
gingen aber diese Auseinandersetzungen selten und dienten meist eher der 
Selbstbestätigung als dem Versuch, neue politische Wege zu gehen. Richtig. 
aber eine <<Binsenwahrheit)>. war einzig die Feststellung, dass sich in Zeitenpo
litischer Polarisierung kleinere Mittelparteien nur n1it Mühe behaupten kön
nen; vor allem wenn bei parteiinterner Zerrissenheit Parteiführern und Partei
volk ein gemeinsames Dach fehlt, wie es etwa die Konservativen oder heute die 
CVP in1 politischen Katholizismus gefunden hatten und haben. Die Polarisie
rung der 20er und 30er Jahre43 hat aber den Niedergang der Demokratischen 
Partei sicher nur ausgelöst, vielleicht nicht einn1al dies, sondern nur beschleu
nigt. 

Aufstieg und Niedergang dieser Partei fielen ja nicht nur in die Zeit der Aus
bildung des schweizerischen Parteiensystems,44 sondern waren selber Teil dieses 
Prozesses. So hatten es auch die Gründer gesehen, und zwar Den1okraten wie 
Freisinnige oder später Sozialdemokraten. Voraussetzung für die Gründung all 
dieser Parteien war ja die Polarisierung von Interessen und Ideen innerhalb der 
freisinnigen Grossfamilie gewesen. Davon haben in1 Thurgau anfänglich. d. h. 
etwa von 1890-1910, vor allem die Demokraten profitiert. Man erinnere sich 
hier nur ihrer Wahlerfolge in dieser Zeit.45 Damals hielten die Demokraten die 
Gegenposition zu den Freisinnigen; dies nicht nur als nicht-katholische Min
derheitspartei, sondern auch ideologisch und programmatisch.46 Mit der 
Gründung der SP (im Thurgau 1906) wurden sie aus dieser für sie günstigen Po
sition verdrängt. Opposition zu den Freisinnigen konnte sich nun auch andern
orts artikulieren. Anfänglich wirkte sich dies noch nicht allzu schwerwiegend 
aus. Dies mag darauf zurückzuführen sein, dass die Sozialdemokraten natürlich 
in verschiedener Hinsicht noch einen gewissen Nachholbedarf hatten,47 das 
Majorzwahlrecht Demokraten wie Sozialdemokraten benachteiligte, aber letz
tere vielleicht mehr, und während des Ersten Weltkrieges Politiker wie Wähler 

42 TT 23.10.1906: zur Gründung der SP. die <<bisherige Waffenbrüderschaft,> werde weiterbestehen. 
das <,getrennte Marschieren,> das <<geeinte Schlagen,> nicht verhindern. TT 20.4.1923: als Antwort 
auf Behauptungen von freisinniger Seite. in der DP gebe es Spaltungstendenzen. 

43 Die Polarisierung war ja nicht neu. Neu war nur das Gewicht. das sie auf einmal bekam. 
44 Vernachlässigt man den Sonderfall Konservative/CYP. dann handelt es sich ja um nichts ande

res als un1 die parteipolitisch orientierte Organisation der in1mer mehr auseinanderstrebenden 
Flügel der alten freisinnigen Grossfamilie (FDP, DP. SP. BGB, EYP). 

45 Baun1ann und Deucher als Ständeräte, Koch und Hofmann als Nationalräte. Hofmann als Re-
gierungsrat. 

46 Siehe dazu unten Kapitel 2 und 3. 
47 Bekanntheitsgrad der Kandidaten, Personalreserve. Presse. Organisation. 
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n1it (<\vichtigeren>> Problemen beschäftigt waren. Die Ereignisse von 1918/ 
19 I 94x führten dann auch in der Schweiz und im Thurgau dazu. dass für eine 
Politik über die Gräben hinweg sehr schnell keine Chancen mehr bestanden. 

Neben diesen eher allgemeingültigen Ursachen für den Niedergang. gab es 
natürlich auch einige Phänomene. die besonders oder überhaupt nur die Thur
gauer Demokraten betrafen: 

- Die Den1okratische Partei des Kantons Thurgau erinnert den Betrachter oft 
H•eniger an eine Partei als an eine Be,vegung. An Bewegungen. wie etwa in den 
30er Jahren der Landesring oder die Bauernheimatbewegung, in der ja der 
Arboner Demokrat Düssli aktiv war. oder heute die Grünen oder die Frie
densbewegung. 

- Einen einheitlichen ideologischen Hintergrund hatten sie eigentlich nie. Ein
mal war man <<bürgerlich)>, dann eher <<links>>, verbal fast <<sozialistisch>>. 
Und wenn es opportun war, wurde diese Problematik einfach nicht zur 
Kenntnis genomn1en oder gar negiert. 

- Ähnlich verhielt es sich mit ihrer Programmatik. Überspitzt ausgedrückt 
waren ihre Parteiprogramme, die späteren mehr als die frühen. Ansamm
lungen von Postulaten mit wenig innerem Zusammenhang. Als die wichtig
sten dieser Postulate erfüllt oder von anderen Parteien übernommen worden 
waren. hatte die Partei in dieser Hinsicht dem Wähler nicht mehr viel zu bie
ten. Dies zeigt sich dann sehr deutlich in den Wahlkämpfen um 1930 herum: 
Politisiert wurde da nicht mehr mit Forderungen und Versprechen auf 
Neuerungen, sondern mit Angriffen auf den politischen Gegner. 

- Die Demokraten hatten lange Zeit aus dem traditionellen Konflikt <<Mehr
heitspartei vs. Minderheitspartei>> Nutzen gezogen. Dieser Konflikt hat aber 
mit Aufkommen des im Thurgau jüngeren Konfliktes <<Bürgertum vs. Sozial
demokratie>> und der Einführung des Proporzes jede Bedeutung verloren. 

- Herz und Motor der Demokratischen Partei waren in Wirklichkeit einige 
wenige, politisch aktive Thurgauer (Baumann, Koch, Hofmann, Deucher, 
Vögelin). Aus diesem kleinen Kreis rekrutierten sich die Gründer und bis in die 
späten 20er Jahre hinein auch die Führer der Partei: Aber diese Männer 
gründeten, führten und repräsentierten die Partei nicht nur. Nein, sie waren 
die Partei. Dies erklärt auch weitgehend den Zusammenbruch der Partei 
nach Hofmanns und Vögelins Tod. 

- Politisch war die Gründergeneration eher <<links>> orientiert und hielt sich für 
die Erben der 69er Demokraten. Ihre Nachfolger hingegen, sozusagen die 
zweite Generation, sahen die Zukunft der Partei oder vielleicht eher ihre ei
gene Zukunft in einer mehr <1bürgerlich1> orientierten Politik; dies entfrem
dete sie dann aber sehr schnell der Mehrheit ihrer Wähler. So erstaunt es 

48 In der Schweiz: Generalstreik, Proporzwahlverfahren usw. In der Welt: Revolution in Russland 
und Deutschland. Auseinanderfallen von Oesterreich-Ungarn und der Faschismus in Italien. 
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nicht, dass die meisten dieser demokratischen Führer und Repräsentanten 
nach den1 Zusammenbruch der Partei Zuflucht bei bürgerlichen Parteien 
suchten und auch fanden, ihre Wähler aber in der Mehrheit zur Sozialde1no
kratie abwanderten. Die Führung hatte sich vom Fussvolk abgewandt. Un
ter den hier aufgeführten Voraussetzungen gab es in der dan1aligen politi
schen Situation extremer Polarisierung zwischen Bürgertun1 und Sozialde
mokratie aus heutiger Sicht kaum eine Zukunft für eine <<nicht-soziali
stische>> oder << bürgerliche>> Linkspartei. 

1.6 Zur Organisation der Partei 

Soweit sich feststellen lässt. stützten sich die Demokraten in ihrer politi
schen Arbeit bis gegen das Ende des Ersten Weltkrieges auf eine höchstens in 
Bruchstücken ausgebildete Parteiorganisation. Wie wir in anderem Zusam
menhang gesehen haben, drängte sich dies auch kaum auf. Die Mitgliederzah
len waren immer derart bescheiden, dass der direkte Kontakt zwischen Partei
führung und einzelnem Mitglied jederzeit gewährleistet war. 1 Für den politi
schen Kampf reichte dies wahrscheinlich vollumfänglich, denn bei Bedarf2 

konnten Mitglieder und Sympathisanten3 auf Grund ihrer geringen Zahl rasch 
und problemlos aktiviert und mobilisiert werden. Die Mitglieder kannten sich 
sicher fast alle persönlich; über das Thurgauer Tagblatt waren auch die Sympa
thisanten leicht zu erreichen und mindestens dem Namen nach der Parteifüh
rung zum grossen Teil bekannt.4 

In ruhigeren Phasen bestand die Partei in Wirklichkeit wohl überhaupt nur 
aus dem Kantonalvorstand, hin und wieder auch Komitee genannt, d. h. aus 
den Parteiführern. Aber auch auf diesen Vorstand stossen wir im Thurgauer 
Tagblatt nur selten, noch seltener auf Parteitage und Delegiertenversammlun
gen; sei es, weil diese nicht allzu oft tagten, oder weil nicht einmal das Parteior
gan besonders daran interessiert war. Eher zutreffen dürfte allerdings ersteres, 
war doch Martin Vögelin, Redaktor des Thurgauer Tagblattes, immer auch 
Mitglied des Kantonalvorstandes. 5 Es gab also so etwas wie eine Parteiorgani-

I Siehe oben 1.1.2: TI 4.5.1893: hier spricht Martin Vögelin von ungefähr 400 Parteimitgliedern: 
StATG. 8'631'0, <<Bestand der lokalen Sektionen. Sept./Okt. 1929,>: nach dieser Liste. wahr
scheinlich einer Schätzung des Kantonalvorstandes. gab es 1929 ungefähr 450 Mitglieder. 

2 Initiativen. Referenden, Abstimmungen. Wahlen. 
3 Im Schnitt der Nationalratswahlen von 1919, 1922 und 1925 legten gut 3000 Thurgauer eine de

rnokratische Liste ein. Zieht man davon ca. 400-450 Parteimitglieder ab, so kommt man auf etwa 
2500 Sympathisanten, die dies auch an der Urne zum Ausdruck brachten (in Proporzwahlen). 

4 Das TI war ja offizielles Parteiorgan. Auf Grund der Abonnentenverzeichnisse. persönlicher 
Bekanntschaften und nicht zuletzt der Kleinräumigkeit des Kantons brauchte es sicher keine de
tektivischen Meisterleistungen. um den Sympathisantenkreis ziemlich genau zu kennen. 

5 Siehe unten 1.7.2. 
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sation. es \verden sogar einn1al Parteistatuten er\vähnt; 6 von grösserer Bedeu
tung war dies aber sicher nicht. 

Festhalten können wir aber: Es gab 
- auf Gen1einde-, Kreis- und Bezirksebene Lokalparteien, 
- eine Kantonalpartei. 
- Delegiertenversamn1lungen und Partei tage, 
- einen Kantonalvorstand und 
- Mitglieder und Sympathisanten, die der Parteiführung persönlich oder we-

nigstens dem Namen nach bekannt waren. 

Allzu griffig waren diese Strukturen wahrscheinlich nicht, aber damals ge
nügten sie offensichtlich. Dabei waren sicher die persönlichen Aspekte ent
scheidend. Man wusste, wer Demokrat war und wer für die Demokraten 
stin11nte. Und dies alles ohne die Fehler der modernen Demoskopie. 

Mit dem programmatischen und organisatorischen Neuerungsschub von 
1918 gab sich die Partei dann auch <<neue>> Statuten.7 Ganz ohne Folgen blieben 
diese Bemühungen nicht. So stossen wir im Thurgauer Tagblatt in den folgen
den zehn bis zwölf Jahren häufiger als vorher und mit einer gewissen Regelmäs
sigkeit auf Berichte über Parteitage, Delegiertenversammlungen und Sitzungen 
des Kantonalvorstandes und andere Parteiinterna. Auch auf kommunaler 
Ebene scheinen die Demokraten mindestens für einige Jahre <<präsenter>> gewe
sen zu sein. 8 Aber in vielem blieb der schön durchdachte Aufbau der Partei, wie 
er in den Statuten von 1918 vorgesehen war, offensichtlich Makulatur. So hören 
wir fast nie etwas von Kreis- oder Bezirksparteien, hingegen Klagen über nicht 
vertretene oder nicht ordnungsgemäss vertretene Sektionen an Delegiertenver
sammlungen.9 

Alles in allem bewirkten also die Anstrengungen von 1918 wenig oder nichts. 
Als Organisation existierte die Demokratische Partei von ihrer Gründung bis 
zu ihrem Niedergang eigentlich immer nur in Ansätzen. Eine Ursache für den 
Niedergang der Partei war dies sicher nicht, vielleicht aber ein Indiz für ihre 
Schwäche. In dieser Schwäche lag aber gleichzeitig eine Stärke. Die Partei war 
von der Zahl der aktiven Mitgliedern her gesehen so klein, dass sie mit beschei
densten organisatorischen Strukturen politisieren konnte. Wir sollten dabei 
aber nicht vergessen, dass sie dies in einer Zeit tat, die nicht so organisations
gläubig war wie die unserige. <<Organisation>> hatte einen anderen Stellenwert 
als heute, und dies galt nicht nur für die Demokraten. 

6 TT 27.9.1909; nach diesem Bericht soll an einer Delegiertentenversammlung eine Parteistatuten
revision angeregt worden sein. 

7 Auf Grund der Quellenlage sind die Statuten von 1918 auch die einzigen inhaltlich bekannten 
Statuten. 

8 Mindestens die lokalpolitische Berichterstattung des TI hinterlässt diesen Eindruck. 
9 TI 4.5.1921. 
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STRTUTEN 
der 

demokratischen Partei 
des 

Kantons Thurgau 

§ 1. 
Die demokratische Partei des Kantons Thurgau 

bezweckt die Förderung des politischen und sozialen 
Fortschrittes auf dem Gebiete der Gemeinden, des 
Rantons und der E:idgenossenschaft auf Grundlage 
des demokratischen Parteiprogramms. 

Sie bildet einen Bestandteil der demokratischen 
Partei der Schweiz 

§ 2. 
Die Partei besteht aus Gemeinde-, Kreis• und 

Bezirksvereinen, sowie aus Einzelmitgliedern, welche 
sich keiner Sektion anschliessen können und beim 
Parteipräsidenten zum Beitritt anmelden. 

§ 3. 
Die Organe der Partei sind: 
a) Der Parteitag, 
b) die Delegiertenversammlung, 
c) der Rantonalvorstand. 

§ 4. 
Der Parteitag wird jährlich mindestens einmal 

abgehalten; er kann ausserdem auf Beschluss des 
Rantonalvorstandes, der Delegiertenversammlung 
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oder auf Begehren von fünf Parteisektionen oder 200 
Mitgliedern jederzeit einberufen werden. 

Am Parteitag hat jedes Mitglied Zutritt und 
Stimmrecht. 

Der Parteitag beschliesst über Abänderungen 
des Parteiprogramms; dahingehende Anträge sind 
vom Kantonalvorstand oder von der Delegiertenver
sammlung vorzuberaten. 

Der Parteitag entscheidet über alle fragen, die 
ihm durch den Kantonalvorstand, eventuell die Dele
giertenversammlung über\viesen oder in seinem 
Schosse aufgeworfen \verden. 

Der ordentliche Parteitag, der alljährlich im 
Herbst stattfindet, nimmt den Jahresbericht des Par
teipräsidenten entgegen und stellt das Aktionsprogramm 
für das nächste Jahr auf 

§ 5. 
Die Delegiertenversammlung besteht aus: 
a) den Abgeordneten der einzelnen Sektionen; 

jede ~ektion ist berechtigt, mindestens 2 De- · 
legierte zu ernennen; Sektionen mit mehr als 
50 Mitglieder sind berechtigt, auf je 30 ( oder 
Bruchzahl) weitere Mitglieder einen weitern 
Delegierten zu bezeichnen; 

b) den demokr. Mitgliedern des Grossen Rates 
und der Bundesversammlung; 

c) den Redaktoren der Parteipresse 

Einzelmitglieder können an den Delegiertenver
sammlungen mit beratender Stimme teilnehmen. 

Die Delegiertenversammlung wird jährlich min
destens zweimal (im Frühling und Herbst) vom Par
teivorstand einberufen zur Beratung aller wichtigen 
Parteiangelegenheiten (kant. und eidgen Abstimm
ungen und Wahlen u. s w ). 

Sie wählt alle drei Jahre im Herbst den Kan
tonalvorstand (das engere Komitee womöglich aus 
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Mitgliedern einer Sektion) und aus dessen Mitte den 
Parteipräsidenten, führt die Kontrolle über die Tätig
keit des Vorstandes und das Rechnungswesen der 
Partei und bereitet die Arbeiten der Parteitage vor. 

Drei Parteisektionen oder 100 Mitglieder können 
jederzeit vom P.-V. die Einberufung einer Delegier
tenversammlung verlangen. 

§ 6. 
Der Kantonalvorstand besteht aus: 
a) den1 engern Komite von 5 Mitgliedern (Prä

sident, Vizepräsident, Rktuar, Kassier und 
cinen1 weitern Mitglied); 

b) je einem Mitglied aus jedem Bezirk: 
c) zwei Vertretern der demokratischen Gross

ratsfraktion und den Redaktoren der als solche 
anerkannten Parteizeitungen. 

Der Kantonalvorstand hat die Parteiangelegen
heiten zu leiten und auszuführen ( das engere Komite 
die laufenden Geschäfte), bezw. sie für die Delegier
tenversammlung und den Parteitag vorzubereiten. 

In der Zusammensetzung des Kantonalvorstan
des sollen die verschiedenen wirtschaftlichen Gruppen 
möglichst berücksichtigt v.-erden. 

Der Kantonalvorstand kann nach E:rmessen wei
tere Vertrauensmänner oder Fachleute zu seinen Be
ratungen zuziehen und besond1cre Subkommissionen 
einsetzen. 

§ 7. 

Die Auslagen der Partei werden bestritten durch 
die Jahresbeiträge der Sektionen und der E:inzelmit
glieder, deren Höhe durch die Delegiertenversamm
lung festgesetzt wird. Bei ausserordentlichen Ak
tionen können die Sektionen zu weiteren Leistungen 
herangezogen werden. Anderseits haben die kanto
nalen Parteiorgane schwache Sektionen mit Rat und 
Tat ( auch finanziell) zu unterstützen. 
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In jeder grössern Gemeinde, bezw. in jedem 
Kreis oder Bezirk sollen Parteiorganisationen beste
hen. Ihre Statuten sind dem Kantonalvorstand zur 
Genehmigung vorzulegen Die lokalen Vereine er
statten jeweilen vor dem ordentlichen Parteitag im 
Herbst dem Kantonalvorstand Bericht über ihre Gä
tigkeit. 

§ 8. 
E:ine Revision der Parteistatuten kann jederzeit 

nach Vorberatung im Kantonalvorstand und in den 
Sektionen durch die Delegiertenversammlung vorge
nommen werden. Anträge dazu müssen mindestens 
vier Wochen vorher dem Kantonal vorstand eingereicht 
werden. 

Beschlossen von der Delegiertenversammlung 

vom 5. Mai 1918 in Arbon. 

Der Kanto11alvorstand. 
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1.7 Personen, Zahlen, Daten, Fakten 

1.7.1 Die wichtigsten Parteiführer (Kurzbiographien) 1 

Baumann, Johann Ulrich, von N eukirch Egnach ( 1851- 1904 )2 

Baumann wurde in Olmishausen, Gemeinde Egnach, geboren. Sein Vater 
war dort <<Gastwirt und Besitzer eines mittleren Bauernbetriebes>>. 1 Er studierte 
in Zürich, Heidelberg und München Jurisprudenz und war seit 1875 Anwalt in 
Neukirch Egnach und wie sein Vater Wirt. Von 1875-1890 präsidierte er das 
Bezirksgericht Arbon, 1881-1890 war er Suppleant am Obergericht und eben
falls von 1881-1890 Stellvertreter des Verhörrichters. Seine politische Karriere 
nahm 1875 auch in Neukirch als Gemeinderat ihren Anfang. Noch im gleichen 
Jahr wurde er in den Grossen Rat gewählt, dem er bis 1899 angehörte. 1111 Früh
jahr 1889 wurde er als Kandidat <,demokratischer>> Kreise in den Ständerat ge
wählt; aus gesundheitlichen Gründen trat er aber schon im Oktober 1890 von 
diesem An1t zurück. An der Parteigründung von 1891 war er nicht beteiligt, si
cher aber an den Vorbereitungen.4 Im Militär brachte es Baumann zum Major 
und Kommandanten des Inf Bat 73. 

Deucher, Adolf, von Steckborn und Kreuzlingen ( 1861-1910)5 

Deucher wurde als Sohn des späteren Bundesrates Deucher in Steckborn 
geboren. Die Primarschule besuchte er in Frauenfeld und das Gymnasium in 
Einsiedeln. Nach dem Studium in Bern, Basel und Heidelberg und einem Prak
tikum bei Forrer in Winterthur war er von 1886-1891 in Frauenfeld und dann 
bis 1907 in Kreuzlingen als Anwalt tätig. Am Bezirksgericht Weinfelden amtete 
er von 1888-1908 als Gerichtsschreiber.6 1906 wurde er Suppleant7 und 1907 
Mitglied der kantonalen Anklagekammer8 und im gleichen Jahr noch Staats
anwalt. In Kreuzlingen war er jahrelang Mitglied der Ortskommission. Von 
1893-1910 vertrat er den Wahlkreis Kreuzlingen im Grossen Rat und von 
1908-1910 den Thurgau im Ständerat. Im Militär war er Major und Auditor der 

1 Vorgestellt werden hier nur die allerwichtigsten Parteiführer. Auswahlkriterium: lange, aktive 
politische Arbeit innerhalb und ausserhalb der Partei. Dies trifft eigentlich nur auf die Gründer
generation zu. Nicht in diese Gruppe gehören Baumann und Scherrer-Füllemann. Beide waren 
an der Parteigründung selber nicht mehr beteiligt, der eine (Baumann) gesundheitshalber und 
der andere wegen Wohnortswechsel. An den Vorbereitungen zur Gründung waren aber beide 
noch beteiligt, Scherrer-Füllemann wahrscheinlich mehr als Berater von aussen. 

2 Gruner, Bv, S. 693 f. 
3 a.a.O. 
4 Mit Baufuanns Erkrankung und Rückzug aus der Politik wurde ja die Verschiebung der Partei

gründung vom Dezember 1890 auf Februar 1891 begründet. Siehe dazu oben I.L 
5 TI 3.1.1910; Gruner, Bv, S. 695 f. 
6 Am gleichen Gericht war übrigens mit dem späteren Grossrat Elliker ein weiteres Gründungs-

mitglied Gerichtspräsident. 
7 TI 14.3.1906. 
8 TI 21.3.1907. 
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VII. Division. Als einer der Parteigründer war er von 1891- 1910 Mitglied des 
Vorstandes und in den letzten fünf Jahren seines Lebens noch Parteipräsident. 

Hofn1ann. E1niL von Kreuzlingen und Weiningen (1865-1927)9 

Emil Hofmann wurde 1865 in Engishofen 111 als Sohn eines Lehrers geboren. 
Nach der Prin1ar- und Sekundarschule in Egelshofen-Kreuzlingen, 11 bzw. Em
n1ishofen, besuchte er das Gymnasium in Konstanz und dann die Kantons
schule in Frauenfeld. Nach der Maturität 12 studierte er Philosophie, Theologie 
und Staatswissenschaften in Basel ( 1885-1887), in Jen_a ( 1888) und in Zürich 
und Freiburg i. Br. ( 1889-1890). In Zürich schloss er mit den1 theologischen 
Staatsexamen ab und in Freiburg doktorierte er in Staatswissenschaften. Von 
1890-1898 war er Pfarrer in Stettfurt und von 1899-1905, nach seiner Wahl in 
den Nationalrat, 13 Inspektor der Primar- und Fortbildungsschulen. 1899 wurde 
er für den Wahlkreis Frauenfeld. wo er seit seiner Wahl zum Nationalrat wohn
te, in den Grossen Rat gewählt. 1905 gelang ihm der Sprung in den Regierungs
rat. Höhepunkt dieser politischen Karriere waren für ihn und seine Partei sicher 
die Wahl zum Nationalratspräsidenten für die Amtszeit 1925/ 1926. Neben sei
ner grossen beruflichen und politischen Belastung fand Hofmann immer noch 
Zeit, auf dem Gebiete der Staats- und Sozialwissenschaften publizistisch tätig 
zu sein. Der Demokratischen Partei trat er kurz nach deren Gründung bei und 
diente dieser auch als Vorstandsmitglied und Präsident. 14 Nach dem Tode Deu
chers war er neben Vögelin der eigentliche Führer der Partei. Dies nicht nur, 
weil die beiden die wichtigsten Ämter besetzt hielten, sondern auch, weil in die 
Zeit ihres Wirkens die Blütezeit der Partei fiel. Dem Tode von Hofmann und 
Vögelin folgte ja bekanntlich der Niedergang der Partei auf den Fuss. 15 Emil 
Hofmann starb am 20. März 1927 in Bern an den Folgen einer Magenoperation. 

Koch, Josef Anton, von Obersommeri (1834-1898) 16 

Josef Anton Koch wurde 1834 in Obersommeri als Sohn eines Landwirtes 
geboren. Am gleichen Ort besuchte er die Volksschule. Über den weiteren Aus
bildungsgang ist nichts bekannt. Seine militärische Karriere (1874 Oberstleut
nant im Generalstab, 1870-1874 Waffenchef der thurgauischen Scharfschüt
zen) und seine aktive Mitarbeit im Kantonalschützenverein (langjähriger Prä
sident) und in der Schützengesellschaft Frauenfeld haben ihm sicher in seinem 
beruflichen und politischen Fortkommen viel geholfen. Nachdem Koch 1863 

9 TT 10./11.3.1927; Gruner, Bv, S. 702 f. 
10 Nach dem Nachruf im TT (a.a.O.) zog sein Vater erst später nach Egelshofen-Kreuzlingen. Die 

Angabe bei Gruner (a.a.O.) könnte also falsch sein. 
11 Gleiche Angabe in TT und Gruner (a.a.O.). 
12 Gruner (a.a.O.) gibt als Maturitätsjahr 1888 an, was wohl falsch sein dürfte. 
13 Geistliche dürfen ja im Nationalrat nicht Einsitz nehmen (Bundesverfassung Art. 75 und 96). 
14 Siehe dazu unten 1.7.2. 
15 Siehe oben 1.5. 
16 TT 9.6.1898: Gruner, Bv, S. 705 f. 
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sein Trikoteriegeschäft aufgegeben hatte. wurde er kantonaler Beamter. zuerst 
Steuerkon1n1issär ( 1863-1868 für den Bezirk Gottlieben. 1868-1869 für Tobel 
und 1870-1874 für Bischofszell). dann Zeughausverwalter und zuletzt kanto
naler Kriegskommissär ( 1874-1891). Sein erstes politisches Amt fand er in sei
ner Heimatgemeinde Sommeri. wo er von 1859-1865 Gemeideamn1an war. 1111 
Grossen Rat sass er von 1861-1874 und 1868/ 1869 war er Mitglied des Verfas
sungsrates. Von 1890 bis 1898 vertrat er den Thurgau in1 Nationalrat. Daneben 
war er von 1880-1898 Ortvorsteher von Frauenfeld. Wie Martin Vögelin war er 
Grütlianer. Bei der Parteigründung war er wohl einer der treibenden Kräfte: er 
scheint dann auch bis zu seinem Tode Parteipräsident gewesen zu sein. 17 

Vögelin. Martin. von Engwang (1863-1930) 1s 
Martin Vögelin wurde 1863 in Wagerswil (Ortsgemeinde Engwang) als Sohn 

eines wenige Jahre zuvor aus Neapel zurückgekehrten Schweizer Soldaten ge
boren. Schon im Alter von sechs Jahren verlor er den Vater. Unter vielen Opfern 
ermöglichte seine Mutter ihn1 und seiner Schwester den Besuch der Sekundar
schule in Müllheim, damals für eine einfache Fan1ilie noch gar keine Selbstver
ständlichkeit. Nach dem Lehrerseminar in Kreuzlingen unterrichtete er einige 
Jahre in verschiedenen Gen1einden des Kantons Thurgau. Später besuchte er 
die Universitäten Genf und Zürich. wo er auch das Sekundarlehran1tspatent 
erwarb. Nach kurzer Tätigkeit als Sekundarlehrer in Arbon verliess er die 
Schweiz. um in England und Schottland als Privatlehrer zu arbeiten. Dort kan1 
er auch erstmals mit den grossen Sozialproblemen seiner Zeit in Berührung. 
Auf die Bitte seiner Mutter kehrte er aber schon 1890 wieder in die Schweiz zu
rück und übernahm am 1. Mai 1891 die Redaktion des Thurgauer Tagblattes. In 
dieser Stellung liess er vom ersten Tag an keine Zweifel über seine politische 
Ausrichtung aufkommen. Er pflegte einen kämpferischen Stil, nicht nur in der 
Politik, sondern auch in der Zeitung, womit er sich eine ganze Anzahl von Ehr
beleidigungsprozessen einhandelte. Für die Partei leistete er aber mit dieser 
Zeitung erstklassige Öffentlichkeitsarbeit. Als Mitbegründer der Partei gehörte 
er auch sein Leben lang deren Vorstand an, zeitweise auch als Präsident. 19 1908 
wurde er für Weinfelden in den Grossen Rat gewählt, den er 1922/1923 präsi
dierte. Schon in den 90er Jahren wählten ihn die Weinfelder in ihre Schulvor
steherschaft, deren Aktuariat er bis zu seinem Tod besorgte. Seit 1915 war er 
auch Gemeinderat in Weinfelden. Während des Krieges leitete er in Weinfelden 
noch nebenamtlich das Amt für Arbeitslosenfürsorge. Daneben war er seit 1912 
noch Mitglied des Bezirksrates. Auch in dieser Behörde wirkte er bis zu seinem 
Tod 1930 als Aktuar. 

17 Siehe dazu unten 1.7.2. 
18 TT 3./5.3.1930 und Auskünfte von Verwandten. 
19 Siehe dazu unten 1.7.2. 
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Scherrer-Füllen1ann, Josef Anton, von Kirchberg SG (1847-1924)20 

Josef Anton Scherrer-Füllemann wurde 1847 als Sohn eines Gast- und klei
nen Landwirtes in Itaslen (TG) geboren. Er besuchte die Kantonsschule in 
Frauenfeld. die Klosterschule in Einsiedeln und das Jesuitenkollegium in Feld
kirch. In München und Basel studierte er von 1867-1869 Jurisprudenz. Bis 1886 
\Var er dann in Sulgen (TG) Anwalt und Landwirt. Schon in dieser Zeit war er 
politisch aktiv und setzte sich für demokratische Ideen ein. 21 1886 verliess er den 
Thurgau, uni in St. Gallen ein Anwaltsbüro zu eröffnen. 188911890 war er dort 
bereits Mitglied des Verfassungsrates und in dessen engeren Kon1mission. An 
der Ausgestaltung der neuen St. Galler Verfassung hatte er wesentlichen Anteil. 
1891 wurde er in die St. Galler Regierung gewählt, die er schon 1894 wieder ver
liess. 1894-1905 war er Kassationsrichter, 1895-1921 Mitglied des Grossen 
Rates, 1897 / 1898 dessen Präsident und von 1890-1922 Nationalrat. Im Natio
nalrat war er zusan1men mit dein Thurgauer Hofmann Mitglied der sozialpoli
tischen Gruppe. von 1902-1922 .deren Fraktionspräsident. 1888 war er einer der 
Mitbegründer der Demokratischen Partei des Kantons St. Gallen und 1905 der 
eidgenössischen Partei, die er von 1905 -1920 präsidierte. 1924 starb er in 
Man1n1ern (TG). 

1.7.2 Die Parteiführung 
Auf Grund der Quellenlage ist es unmöglich, Gründer, Präsidenten, Vize

präsidenten und weitere Vorstandsmitglieder lückenlos aufzulisten. Die wich
tigsten sind aber hier ganz sicher erfasst. 

Auffallend ist, wie klein und wie konstant in ihrer Zusammensetzung diese 
Führungsgruppe über Jahrzehnte hinweg war (Koch, Hofmann, Deucher, Vö
gelin, Düssli). Dies haben wir ja schon bei anderer Gelegenheit festgestellt. 22 

Weiter fällt auf, wie stark Vögelin nach der Wahl Hofmanns in den Regierungs
rat ( 1905) und dem Tode Deuchers ( 1910) Partei und Grossratsfraktion domi
nierte: Ist er nicht Präsident, dann ist er Vizepräsident; solange er als Präsident 
amtiert, begegnen wir nie einem Vizepräsidenten. Dies gilt für Partei wie Frak
tion. 

Der Gründungsvorstand23 und später aktive Vorstandsmitglieder: 

Baumann, Johann Ulrich24 

Baumann war an den Vorbereitungen beteiligt, an der Gründung wahr
scheinlich nicht. 

20 Gruner. Bv. S. 582 f.: ein Bruder von Scherrer-Füllemann vertrat übrigens den Kanton Basel
Stadt im Nationalrat. 

21 Scherrer-Füllemann war Verfasser der <<Thesen zur Hypothekarkreditfragen>>. die 1891 in das er-
ste Programm der Thurgauer Den1okraten eingeflossen waren. Siehe dazu unten 2.5.2. 

22 Siehe oben 1.4. 
23 Näheres zu den einzelnen Gründern siehe oben 1.7.1 und unten 1.7.4. 
24 Siehe oben 1.7.1. 
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Deucher, Adolf 25 

Deucher blieb bis zu seinem Tode (1910) Mitglied des Parteivorstandes. 

Elliker, Hans26 

Vorstandsmitglied bis zum Tode (1909). 

Keller, Robert (Vater)27 

Auf Grund des Nachrufes im Thurgauer Tagblatt könnte er an der Grün
dung beteiligt gewesen sein; sicher ist, dass er dann während Jahren im Vor
stand sass. 

Kollbrunner, Emil (alt Staatsschreiber)28 

Bei der Gründung war Kollbrunner noch beteiligt, hatte den Thurgau aber 
bereits verlassen und die Redaktion der <<Zürcher Post>> überno1nn1en. 

Koch, Josef Anton29 

Koch blieb bis zu seinem Tode Vorstandsmitglied und Präsident. 

Knus, Heinrich (Märstetten)30 

Knus war nach dem Nachruf des Thurgauer Tagblattes bis zu seinem Tode 
( 1931) Vorstandsmitglied. 

von Scherer, Adrian Maximilian August, Baron31 

von Scherer war bis zu seinem Tode Vorstandsmitglied. 

Vögelin, Martin32 

Auch Vögelin war bis zu seinem Tode (1930) Vorstandsmitglied. 

Weitere namentlich bekannte Vorstandsmitglieder: 

Hofmann, Emil (National- und Regierungsrat)33 

Hofmann war an der Gründung nicht beteiligt, der Partei aber kurz darauf 
beigetreten. Er wurde sofort Vorstandsmitglied und blieb dies bis zu seinem 
Tode (1927). 

Hanhart-Baldin Jean34 

Hanhart-Baldin soll 1915 bereits seit Jahren Vorstandsmitglied gewesen sein. 

25 a.a.O. und TI 3.1.1910. 
26 TI 19.4.1909. 
27 TI 13.10.1928. 
28 TI 18.7.1918; NZZ. 18.7.1918. 
29 Siehe oben 1.7.1. 
30 TI 7.12.1931. 
31 TI 18.5.1901. 
32 Siehe oben 1.4 und 1.7.1. 
33 a.a.O. 
34 TI 11./ 13.12.1915. 
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Aus dem Jahre 1926 sind folgende Vorstandsmitglieder bekannt: 35 Redaktor 
Dr. Arthur Frey als Präsident, die Kantonsräte Dr. Robert Keller (Sohn), 
Gottfried Deutsch, Albert Gamper und Martin Vögelin, Gemeinderat Dulk aus 
Arbon, Redaktor Mani aus Romanshorn. 

Auf weitere Vorstandsmitglieder ist der Autor nicht gestossen. Die Bericht
erstattung des Thurgauer Tagblattes nahm nur selten Bezug auf den Parteivor
stand und noch seltener auf dessen Mitglieder; die wichtigeren waren sicher fast 
jedermann bekannt, und über die anderen gab es wohl wenig zu berichten. 
Selbst bei einzelnen Gründungsmitgliedern erfährt man erst Jahre später, dass 
sie sich aktiv an der Gründung beteiligt hatten (z. B. Knus im Nachruf). 

Die Parteipräsidenten: 
1891 bis 1898 (?) Koch, Josef Anton36 

I 898 (?) bis 1905 Hofmann, EmiJ37 

1905 bis 1910 Deucher, Adolf 38 

1910 bis 1920 Vögelin, Martin39 

1920 bis 1923 Düssli, Alfred40 

1923 bis 1929 Frey, Arthur (Redaktor in Weinfelden)41 

1930 Düssli, Alfred42 

Die Vizepräsidenten: 
1899 Vögelin, Martin43 

(?) bis 1905 Deucher, Adolf44 

1905 bis I 9 I 0 Vögelin, Martin45 

1920 bis 1930 Vögelin, Martin46 

35 TI 15.11.1926. 
36 TI 9.6.1898 (Nachruf auf Koch) und Gruner, Bv .. S. 705 f.; allem Anschein nach war Koch bis zu 

seinen1 Tode Parteipräsident. 
37 TI 10./ 11.3.1927; Gruner, Bv, S. 702. 
38 TI 3.1.1910. 
39 TI 7.2.1910, 23.2.1914 und 20.10.1917. 
40 TI 16.2.1920. 
41 TI 9.7.1923. 14.9.1925, 15.11.1926. 8.3.1926, 20.3.1928 und 18.2.1929. 
42 TI 6.5.1929. 
43 TI 24.10.1899; Vögelin wird hier nur als Vizepräsident erwähnt, seit wann und bis wann er dieses 

Amt ausübte ist offen. 
44 TI 7.3.1905. 
45 TI 19.10.1908; anscheinend wurde Vögelin 1905 für Deucher Vizepräsident und blieb dies bis zu 

seiner Wahl zum Parteipräsidenten. 
46 TI 9.7.1923, 8.3.1926, 20.3.1928 und 6.5.1929. 
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1.7.3 Thurgauer Demokraten in leitenden Funktionen der eidgenössischen 
Partei 

Geführt wurde die eidgenössische Partei von ihrer Gründung ( 1905) bis ins 
Jahr 1920 vom St. Galler Nationalrat Scherrer-Füllemann.47 Während der Prä
sidentschaft Scherrer-Füllemanns werden für die Jahre 1905 und 1908 die 
Thurgauer Hofmann, Deucher und Vögelin als Mitglieder des Zentralvorstan
des erwähnt,48 für das Jahr 1911 Hofmann, Vögelin, Deutsch und Schmass
mann.49 

1920 ging dann die eidgenössische Partei für die Leitung der Parteigeschäfte 
zum Vorortssystem über.50 Die Partei sollte abwechselnd von1 Vorstand einer 
Kantonalpartei geführt werden, wobei dieser << Vorort)) mit Delegierten aller 
Kantonalparteien ergänzt werden sollte. 

Erster Vorort war dann von 1920-1924 die Thurgauer Kantonalpartei. 51 

Abgelöst wurden die Thurgauer von den Glarner Demokraten, die dann die 
Partei bis in die 30er Jahre hinein führten. 52 1927 sassen die Thurgau er Deutsch, 
Düssli, Gamper, Keller (Sohn), Frey, Mani, Vögelin und Lymann im Zentral
vorstand.53 

1.7.4 Die demokratischen Kantonsräte und ihre Fraktionsführung 
Die Fraktionsführung: 
Offiziell institutionalisiert wurden die Fraktionen erst mit der Einführung 

des Proporzes. Die Gewohnheit, sich mit gleichgesinnten Kantonsräten zu
sammenzuschliessen und die Ratsarbeit als Gruppe zu leisten, hatte sich aller
dings schon vorher eingebürgert, und etwa seit 1900 hatten die Fraktionen im 
Ratsbetrieb durchaus ihren Platz. Dies zeigt z. B. die Besetzung des Ratspräsi
diums und der ständigen Kommissionen, in denen eben schon vor 1918 grössere 
Fraktionen stärker und häufiger vertreten waren als kleinere. Über die Fraktio
nen selber ist aber vor 1918 aus amtlichen Dokumenten (Ratsprotokolle, Be
amtenetats usw.) nichts zu erfahren, und auch das Thurgauer Tagblatt berich
tete erst seit 1917 mit einer gewissen Regelmässigkeit über die demokratische 
Fraktion. 

Seit wann die Demokraten im Grossen Rat als Fraktion auftraten, wissen 
wir also nicht genau. Wir wissen nur, dass die Fraktion vor 1912 <0ahrelang)> von 
Karl Günther aus Arbon präsidiert wurde.54 Von 1912 bis 1926 war dann Martin 

47 TI 21.3.1905, 19.6.1922 und 22.8.1922. Scherrer-Füllemann war dem Thurgau und den Thurgauer 
Demokraten ja eng verbunden. Näheres dazu siehe oben 1.7.1. 

48 TI 21.3.1905 und 18.5.1908. 
49 TI 1.5.1911. 
50 TI 23.11.1920. 
51 a.a.O. 
52 TI 21.1.1924 und 27.1.1930. 
53 TI 25.4.1927. 
54 TI 5.4.1929 (Nachruf auf Karl Günther). 
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Vögelin Fraktionspräsident55 und von 1926 bis 1929 Gottfried Deutsch aus Ro
manshorn.56 Einen Vizepräsidenten gab es anscheinend nur während der Präsi
dialzeit von Deutsch, nämlich Martin Vögelin. 57 Letzteres zeigt vielleicht auch, 
\Vic sehr bei den Den1okraten immer die gleichen Leute die Führung innehatten, 
selbst wenn sie einmal ein Amt aus der Hand gaben. Für die Jahre 1917 bis 1920 
und 1920 bis 1922 sind uns mit Jakob Etter aus Romanshorn und Heinrich 
Schaad aus Weinfelden auch zwei Aktuare bekannt.58 

Die demokratischen Kantonsräte: 59 

Bezirk Arbon 
Günther, Karl, t 192960 

1) Schlosser, bzw. Mechaniker, Arbeitersekretär 
2) Ortsvorsteher von Arbon, Gemeindeammann von Arbon (seit 1900) 
3) Kreis Arbon von 1896-1920 
4) Bezirk Arbon 1920-1929 
5) Vizepräsident des Grossen Rates 1913/ 14 und Präsident 1914/ 15 
6) -

- Etter, Ernst61 

I) Pfarrer, Notar 
2) Suppleant im Bezirksgericht Arbon (seit 1907) 
3) Kreis Arbon von 1904-1908 
4) -
5) -
6) -

- Hungerbühler, A.62 

1) -
2) Gemeinderat in Arbon, Vizestatthalter (seit 1912) 
3) Kreis Arbon von 1905-1920 
4) -

55 1T 22.5.1917. 27.5.1920, 8.3., 31.3., 1.4. und 25.5.1926. 
56 a.a.O. 
57 a.a.O. 
58 1T 22.5.1917, 27.5.1920 und 11.3.1922. 
59 Geordnet nach Bezirken (Proporzwahlkreis ), innerhalb dieser in chronologischer Reihenfolge 

nach Majorzwahlkreisen. Die Angaben bedeuten im einzelnen: 
I) Beruf 
2) andere politische Ämter 
3) Majorzwahlkreis 
4) Proporzwahlkreis 
5) Ämter im Grossen Rat 
6) weitere Informationen 

60 Amtsblatt 1926, S. 423-455; Beamtenetat, S. 224; TI 3.10.1900, 26.5.1914 und 5.4.1929. 
61 1T 12.1.1904 und 10.7.1907. 
62 Beamtenetat, S. 262. 
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5) -
6) -

- Oberhänsli, Fritz63 

1) -
2) Gemeinderat von Arbon 
3) Kreis Arbon von 1908-1911 
4) -
5) -
6) Oberhänsli war eigentlich Sozialdemokrat, wurde aber im Grossen Rat zu 

den Demokraten gezählt. 
- Schoop, Jakob, 1859-195264 

1) Schreiner 
2) Gemeinderat in Holz-Romanshorn 
3) Kreis Romanshorn von 1908-1920 
4) -
5) -
6) Schoop war eigentlich Sozialdemokrat, wurde aber im Grossen Rat 

(mindestens zu Beginn seiner Tätigkeit in diesem Gremium) den Demo
kraten zugerechnet. 

- Etter, Jakob, 1867-195865 

1) Postbeamter 
2) Gemeindeammann von Romanshorn (seit 1910) 
3) Kreis Romanshorn von 1910 bis 1920 
4) Bezirk Arbon von 1920-1926 
5) -
6) -

- Tung, Enrico66 

1) Redaktor 
2) -
3) Kreis Romanshorn von 1917-1920 
4) Bezirk Arbon 1920 (ein halbes Jahr) 
5) -
6) -

- Deutsch, Gottfried, t 193067 

1) Bahnadjunkt 

63 Beamtenetat. S. 262; TI 22.3.1911. 
64 Beamtenetat, S. 262; TI 17.5.1910. Die Angaben zu Geburts- und Todesjahr und Beruf stammen 

aus dem Personenkatalog im Staatsarchiv Frauenfeld. Während seiner Grossratszeit trat er we
der in Presse noch in amtlichen Verlautbarungen als Schreiner in Erscheinung. 

65 Beamtenetat, S. 262; Thurgauer Jahrbuch 1960, S. 133 f.; TI 9./11.4. und 21./23.5.1910. 
66 Amtsblatt. 1920, S. 513-535; Beamtenetat, S. 262. 
67 Amtsblatt 1920, S. 513-535 und 1926, S. 423-455; TI 9.9.1930. 
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2) -
3) -
4) Bezirk Arbon von 1920-1929 
5) -
6) -

- Annasohn, Walter, 1883-196468 

1) Fischer 
2) Gemeindeammann von U ttwil 
3) -
4) Bezirk Arbon von 1920-1935 
5) -
6) -

- Düssli, Alfred, 1877-195669 

1) Lehrer 
2) Friedensrichter in Romanshorn 
3) -
4) Bezirk Arbon von 1920-1947 
5) -
6) -

- Reutimann, Jakob, 1883 - 195970 

1) Kaufmann, Chefbuchhalter des kantonalen Elektrizitätswerkes 
2) -
3) Kreis Arbon 1920 (vom 11.1.1920 bis zur Wahl des ersten Proporz-

parlamentes am 24.4.1920) 
4) Bezirk Arbon von 1929-1932 
5) -
6) -

- Imhof, August, 1862-194871 

1) Lehrer in Spitz-Romanshorn 
2) -
3) -
4) Bezirk Arbon von 1926-1929 
5) -
6) .. 

68 Amtsblatt 1920. S. 513-535 und 1932. S. 283-309; TI 7.12.1915; TZ 15.9.1964; Thurgauer Jahr
buch 1965, S. 116 f. 

69 Amtsblatt 1920, S. 513-535; 1941, S. 455-489 und 1944, S. 373-409; Thurgauer Jahrbuch 1957, 
S. 131. 

70 Beamtenetat. S. 261; Thurgauer Jahrbuch 1960, S. 133 f. 
71 Bericht f.d. Mitglieder der thurg. Schulsynode 1949, S. 7 f. 
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- Widmer, Lebrecht72 

1) -
2) Statthalter 
3) -
4) Bezirk Arbon von 1929-1935 
5) -
6) -

- Annasohn, Jakob, 1877-197273 

1) Kaufmännische Lehre 
2) Gemeindeammann von Romanshorn 
3) -
4) Bezirk Arbon von 1947-1948 
5) -
6) -

- Schneider, Wilfried, 191273 " 

1) Kaufmann 
2) -
3) -
4) Bezirk Arbon von 1948/49; 1953-1974 (Rücktritt) 
5) -
6) 1965 und 1968 auf der gemeinsamen Liste Demokraten/ EVP, 1972 auf 

der Liste der EVP 
- Wendel, Ernst, 1899-1971 74 

1) Kaufmann 
2) -
3) -
4) Bezirk Arbon von 1949-1953 
5) -
6) -

Bezirk Diessenhofen 
Huber, Otto75 

1) -
2) Stadtammann Diessenhofen 
3) Kreis Diessenhofen von 1908-1917 
4) -
5) -
6) -

72 StATG. Personenkatalog. 
73 Amtsblatt 1947, S. 362-397; Thurgauer Jahrbuch 1973. S. 111. 
73a StATG. Verzeichnis der Kantonsräte; Schneider war Präsident des Thurg. Angestellten-Kartells. 
74 Thurgauer Jahrbuch 1973, S. 97 f. 
75 StATG. Personenkatalog. 
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- Hanhart-Baldin, Jean 76 

I) -
2) -

3) Kreis I)iessenhofen von 1896- 1920 
4) Bezirk Diessenhofen von I 920 -1923 
5) -
6) -

Bezirk Kreuzlingen 
Deucher, Adolf77 

I) Jurist, Dr. jur., Staatsanwalt (1907-1910) 
2) Suppleant der Anklagekammer (1906), Mitglied der Anklagekammer 

(Ständerat 1908-1910) 
3) Kreis Kreuzlingen von 1893-1910 
4) -
5) -
6) -

- Hofmann, Reinhard78 

1) Notar 
2) Suppleant des Bezirksgerichtes Kreuzlingen (1909), Mitglied des Be-

zirksgerichtes Kreuzlingen (1910), Oberrichter (1912) 
3) Kreis Kreuzlingen von 1910-1920 
4) Bezirk Kreuzlingen von 1920-1926 
5) -
6) Hofmann wurde nach dem Wahldebakel der Demokraten von 1929 als 

Oberrichter und Verwaltungsratsmitglied des kantonalen Elektrizitäts
werkes weggewählt. 

- Diethelm, Walter, 1888-195679 

1) Sekundarlehrer in Altnau 
2) -
3) -
4) Bezirk Kreuzlingen von 1920-1926 
5) -
6) -

76 TT l l./ 13.12.1915. Im Grossen Rat tritt Hanhart erst nach 1920 als Den1okrat auf. Im erwähnten 
Zeitungsbericht zur Gründung der Ortspartei Diessenhofen im Jahre 1915 erscheint Hanhart al
lerdings als Gründer und erster Präsident dieser Lokalsektion und als Mitglied des Kantonal
vorstandes. Eine vernünftige Erklärung für diesen Widerspruch habe ich nicht gefunden. 

77 Weitere Inforn1ationen zu Deucher und Quellenangaben siehe l.7.1. 
78 Beamtenetat, S. 264; TT 18./23.2.1909, 31.1.1910, 22.5.1912 und 25./27.5.1929. 
79 Bericht f.d. Mitglieder der thurg. Schulsynode 1957, S. 7 f. 
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- Müller-Sauter, Oskar, 1876-1961 80 

1) Lehrer 
2) Gen1eindeammann von Ermatingen 
3) -
4) Bezirk Kreuzlingen von 1920-1923, nach 1932 freis. Kantonsrat 
5) -
6) -

- Frauenfelder, Konrad81 

1) -
2) Friedensrichter in Tägerwilen 
3) (Kreis Kreuzlingen von 1908-1920 als freier(?) Kantonsrat) 
4) Bezirk Kreuzlingen von 1926 -1929 
5) -
6) -

- Müller, Emil, 1876-195582 

1) Schiffsmeister 
2) -
3) -
4) Bezirk Kreuzlingen von 1929-1932, dann freis./BGB Kantonsrat 
5) -
6) -

- Lymann, Johannes, 1880-194483 

1) Lehrer 
2) Gemeindeammann von Kreuzlingen 
3) -
4) Bezirk Kreuzlingen von 1929-1932, dann freis./BGB Kantonsrat 
5) -
6) -

Bezirk Bischofszell 
- Gamper, Albert84 

1) Bahnbeamter 
2) -
3) Kreis Sulgen von 1914-1920 
4) Bezirk Bischofszell von 1920-1932 
5) -
6) -

80 Thurgauer Jahrbuch 1962, S. 137 f. 
81 StATG. Personenkatalog. 
82 Thurgauer Jahrbuch 1956, S. 162 f. 
83 Thurgauer Jahrbuch 1946, S. 55. 
84 TT 25. 5. 1929. Nach dem grossen Wahldebakel der Demokraten von 1929 wurde Gamper als 

letzter demokratischer Stimmenzähler weggewählt. 
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- Kriesi-Hofmann, Heinrich85 

1) -
2) Gemeindeam1nann von Bischofszell 
3) -
4) Bezirk Bischofszell von 1920-1929 
5) -
6) -

- Altbaus, Alfred, 1880-196186 

1) Grundbuchverwalter 
2) (}emeindeammann von Bischofszell 
3) -
4) Bezirk Bischofszell von 1929-1932, dann freis. Kantonsrat 
5) -
6) -

Bezirk Frauenfeld 
- Ruoff, Julius87 

1) -
2) Gemeindeammann von Frauenfeld (seit 1898) 
3) Kreis Frauenfeld von 1899-1920 
4) -
5) -
6) Ruoff war in Kurzdorf wohnhaft. 

- Hofmann, Emil88 

1) Pfarrer und Jurist, Doktor der Staatswissenschaften der Universität 
Freiburg im Breisgau 

2) Regierungsrat von 1905-1927, Nationalrat von 1898-1927 
3) Kreis Frauenfeld von 1899-1905 
4) -
5) -
6) -

- Keller, Robert, 1863-192889 

1) Konditor und Wirt zur <<Blume>> in Frauenfeld 
2) -
3) Kreis Frauenfeld von 1905 bis 1911 
4) -
5) -
6) -

85 Amtsblatt 1920, S. 509-534 und 1926, S. 423-453. 
86 Amtsblatt 1920. S. 509-534; Bischofszellerzeitung 16.2.1961. 
87 Beamtenetat, S. 263. 
88 Weitere Informationen und Quellenangaben zu Hofmann siehe 1.7.1. 
89 TT 13.10.1928. 
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- Lang, Eduard90 

1) Lehrer 
2) -
3) Kreis Matzingen von 1919 (2. März) - 1920 
4) -
5) -
6) -

- Schenkel, Heinrich91 

1) Landwirt in Wellenberg, Hauptmann 
2) -
3) -
4) Bezirk Frauenfeld von 1920-1923 
5) -
6) -

- Keller, Robert, 1886-196092 

1) Jurist (Dr. jur.), Staatsanwalt von 1915-1924 
2) -
3) -
4) Bezirk Frauenfeld von 1923-1932 
5) -
6) -

Bezirk Münchwilen 
Walder, Adolf93 

1) -
2) Ortsvorsteher von Oberhofen 
3) -
4) Bezirk Münchwilen von 1923-1929, dann BGB-Kantonsrat 
5) -
6) -

Bezirk Steckborn 
Ulmer, Adolf94 

1) -
2) Bezirksstatthalter 
3) Kreis Steckborn 1884-1911, zählt erst seit 1908 zu den Demokraten 
4) -
5) -
6) -

90 Beamtenetat. S. 264. 
91 Amtsblatt 1920, S. 509-534. 
92 Thurgauer Jahrbuch 1961, S. 93 f.; TI 25.11.1924. 
93 StATG, Personenkatalog. 
94 a.a.O. 
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Bezirk Weinfelden 
Elliker, Hans, t I 90995 

I) Dr. jur. 
2) C1erichtspräsident in Weinfelden 
3) Kreis Weinfelden von 1896-1908 
4) --
5) -
6) -

- Vögelin, Martin96 

I) Sekundarlehrer, Redaktor 
2) Bezirksrat 1912, Gemeinderat in Weinfelden 1915 
3) Kreis Weinfelden 1908-1920 
4) Bezirk Weinfelden 1920-1930 
5) 1921/22 Vizepräsident des Grossen Rates und 1922/23 Präsident 
6) -

- Meier, Karl97 

1) -

2) Friedensrichter in Märstetten 
3) Kreis Märstetten von 1905-1914 
4) -
5) -
6) wohnhaft in Wigoltingen 

- Schaad, Heinrich98 

1) Grundbuchverwalter 
2) -
3) -
4) Bezirk Weinfelden von 1920-1923 
5) -
6) -

- Wartenweiler, August99 

1) Lehrer 
2) -
3) -
4) Bezirk Weinfelden von 1922-1929 und von 1930-1932 
5) -
6) -

95 TI 19.4.1909. 
96 Weitere Informationen und Quellenangaben zu Vögelin siehe 1.7.l. 
97 StATG, Personenkatalog. 
98 TI 11.3.1922; Schaad trat 1922 vorzeitig aus dem Grossen Rat zurück. 
99 Amtsblatt 1920, S. 509-534 und 1929, S. 325-355; Wartenweiler ersetzte 1922 Schaad und 1930 

Vögelin. 
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1.7.5 Demokraten in Gremien des Grossen Rateswo 

Präsident: 
1914/1915 
1922/1923 

Vizepräsident: 
1913/1914 
1921/1922 

1. Sekretär: 
1899 

2. Sekretär: 
1893 
1898 
1900 
1901 

Stimmenzähler: 
1905 bis 
1912/1913 
1913/ 1914 bis 
1916/1917 
1917 / 1918 bis 
1919/1920 
1920/1921 bis 
1928/1929 

Günther 
Vögelin 

Günther 
Vögelin 

Elliker 

Deucher 
Elliker 
Elliker 
Elliker 

Günther 

Huber (Diessenhofen) 

Etter 

Gamper 

Gesetzgebungs- und Redaktionskommission: 101 

1899 bis 
1901 
1905 bis 
1908 
1909 
1910 bis 
1919/1920 
1920/1921 bis 
1929/1930 
1930/1931 bis 
1931/1932 

Elliker als Suppleant 

Deucher als Suppleant 
Deucher als Mitglied 

Vögelin als Suppleant 

Vögelin als Mitglied 

Keller als Suppleant 

I 00 Die Angaben entstammen den Beamtenetats und Grossratsprotokollen der entsprechenden 
Jahre: für weitere Informationen siehe auch oben 1.7.1 und 1.7.4. 

101 Berücksichtigt sind nur die ständigen Kommissionen. 
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Komn1ission zur Prüfung der Rechenschaftsberichte und der Geschäftsfüh
rung der Behörden und Kanzleien: 
1893 Deucher als Mitglied 
1897 und 
1898 
1900 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
1911/1912 
1912/1913 
1913/1914 
1914/1915 
1915/1916 
1916/1917 
1917/1918 
1918/1919 
1919/1920 
1920/1921 
1921/1922 
1922/1923 
1922/1923 
1923/1924 
1924/1925 
1925/1926 
1926/1927 
1927 / 1928 und 
1928/1929 
1929/1930 
1930/1931 
1930/1931 
1931/1932 

Elliker als Suppleant 
Deucher als Mitglied 
Ruoff als Suppleant 
Ruoff als Mitglied 
Elliker als Mitglied 
Keller als Mitglied 
Deucher als Mitglied 
Günther als Suppleant 
Günther als Mitglied 
Hofmann als Mitglied 
Hungerbühler als Mitglied 
Meier als Suppleant 
Huber als Suppleant 
Günther als Mitglied 
Vögelin als Mitglied 
Etter als Suppleant 
Etter als Mitglied 
Tung als Mitglied 
Gamper als Mitglied 
Schenkel als Suppleant 
Schenkel als Mitglied 
Deutsch als Suppleant 
Vögelin als Mitglied 
Walder als Mitglied 
Deutsch als Mitglied 
Annasohn als Mitglied 

Imhof als Mitglied 
Wartenweiler als Mitglied 
Lymann als Mitglied 
Althaus als Suppleant 
Annasohn als Mitglied 

Kommission zur Prüfung der Staatsrechnungen, Budgets und Nach-
tragskredite: 

1898 und 
1899 
1899 

Günther als Suppleant 
Elliker als Mitglied 
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1901 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1907 
1908 
1908 
1909 
1909 
1910 
1911/1912 
1911/1912 
1912/1913 
1913/1914 
1915/1916 
1916/1917 
1917/1918 
1918/1919 
1919/1920 
1920/1921 
1921/1922 
1922/ l 923 und 
1923/1924 
1924/1925 
1925/1926 
1926/1927 

Hofmann, Emil, als Suppleant 
Deucher als Mitglied 
Günther als Suppleant 
Hofmann, Emil, als Suppleant 
Günther als Mitglied 
Keller als Mitglied 
Meier als Mitglied 
Oberhänsli als Suppleant 
Oberhänsli als Mitglied 
Ulmer als Suppleant 
Ulmer als Mitglied 
Huber als Suppleant 
Huber als Mitglied 
Ruoff als Mitglied 
Vögelin als Suppleant 
Vögelin als Mitglied 
Etter als Mitglied 
Huber als Suppleant 
Gamper als Suppleant 
Gamper als Mitglied 
Hofmann als Mitglied 
Günther als Mitglied 
Vögelin als Mitglied 
Schaad als Mitglied 

Diethelm als Mitglied 
Deutsch als Mitglied 
Düssli als Mitglied 
Düssli als Mitglied 

Peti tionskommission: 
1899 bis 
1901 Elliker als Mitglied 
1902 bis 
1904 
1905 bis 1908 
1909 
1920/1921 bis 
1934/1935 
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Hofmann, Emil, als Suppleant 
Deucher als Suppleant 
Deucher als Mitglied 

Annasohn als Suppleant 



1.7.6 Das Thurgauer Tagblatt 102 

Die Geschicke von Tagblatt und Den1okratischer Partei waren während über 
vierzig Jahren ( 1890-1932) eng n1iteinander verbunden. Es war sicher kein Zu
fall, dass gerade das Tagblatt zum offiziellen Sprachrohr der Demokraten wur
de, hatte doch <<oppositioneller Journalismus>> bei dieser Weinfelder Zeitung 
eine gewisse Tradition, als dort am 1. Mai 1890 Martin Vögelin die Redaktion 
übernahn1. Darauf bezog sich Vögelin auch, als er in seinem Antrittsartikel 
schrieb: 

<< Der Wechsel in der Redaktion bedeutet nicht einen Wechsel in der Tendenz 
unseres Blattes. Das Thurgauer Tagblatt, das nun gewiss eine ehrenvolle 
Stellung in der thurgauischen Presse einnimmt, wird wie bisher als das Or
gan der thurgauischen demokratischen Partei in demokratischem Sinn und 
Geist geführt werden.>> 10) 

Für Vögelin war es klar: Das Tagblatt war das Organ der Demokraten. Im 
gleichen Artikel äusserte er sich auch zur oppositionellen Position des Tagblat
tes: 

<<Es soll uns freuen, wenn wir mit den übrigen thurgauischen Blättern in 
Eintracht an dem gemeinsamen Werke wirken können. Indessen bringt un
ser prinzipieller Standpunkt es mit sich, dass wir zuweilen zu einigen dersel
ben in Opposition treten müssen, es soll aber in möglichst sachlicher, nicht 
in persönlicher Weise geschehen.>> 104 

1890 wurde die Zeitung von Werner Schläpfer in Weinfelden herausgegeben 
und auch gedruckt. Um gegen unliebsame Überraschungen gewappnet zu sein, 
übernahmen dann am 1. Juli 1894 einige Demokraten105 die Verlagsrechte von 
Werner Schläpfer, der die Zeitung aber weiterhin druckte. 1897 gründeten eini
ge führende Demokraten (Koch, Vögelin, Deucher u. a. m.) eine Aktiengesell
schaft, welche die Verlagsrechte erwarb. Gemäss Handelsregistereintrag wurde 
am 17. Juli 1897 eine <<Aktiengesellschaft Thurgauer Tagblatt>> mit 40 000 Fr. 
Aktienkapital ( 400 Aktien zu je 100 Franken) 106 und Sitz in Weinfelden gegrün
det. Erster Verwaltungsratspräsident wurde der spätere Ständerat Deucher. 
Über die Besitzer war nun das Tagblatt endgültig an die Demokratische Partei 
gebunden. Den Druck besorgte noch bis 1900 Werner Schläpfer. Von 1900-1916 
wurde die Zeitung bei Neuenschwander, ebenfalls in Weinfelden, gedruckt. 

102 Bibliographie der Schweizer Presse, Bd.II, S. 1011, Hagen, J. E., Buchdruck- und Zeitungswesen 
im Thurgau, TI 30.6.1955, <<Jubiläumsnummer>). 

103 TI 1.5.1890. 
104 a.a.O. 
105 In der Jubiläumsnummer des Tagblattes von 1955 wird von einem Konsortium gesprochen. 
106 Ist das nur Zufall, dass die Zahl der Aktien in etwa mit der Zahl der eingeschriebenen Mitglieder 

übereinstimmt? Siehe dazu auch oben 1.6, Anm. I. 
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Nachdem die <<A.G. Thurgauer Tagblatt>> 1916 eine eigene Druckerei eingerich
tet hatte, konnte sie die Zeitung von 30. Juni 1916 an selber drucken. Am 18. Mai 
1922 wurde die Redaktion durch Dr. Arthur Frey erweitert. Nach Vögelins Tod 
am I.März 1930 führte Frey die Redaktion allein weiter. Aber bereits im Okto
ber des gleichen Jahres verliess er das Thurgauer Tagblatt, um in Zürich einen 
Posten beim Evangelischen Pressedienst zu übernehmen. Vom 16. Oktober 1930 
bis Ende Februar 1931 leitete Emil Keller aus Wald (ZH) die Redaktion. Er 
wurde von Erhard Richter aus Zürich abgelöst. Die langsam dahinserbelnde 
Demokratische Partei oder vielleicht besser gesagt ihre auseinanderstrebenden 
Mitglieder konnten die Zeitung nicht länger halten und verkauften deshalb das 
Thurgauer Tagblatt (Verlag und Druckerei) auf den 1. Juli 1932. Neuer Besitzer 
wurde Werner Schläpfer, ein Sohn des ehemaligen Eigentümers, der bereits in 
Männedorf (ZH) eine Druckerei besass. Damit ging auch die fast vierzigjährige 
demokratische Ära des Thurgauer Tagblattes zu Ende. 

1.8 Die Demokratische Partei im Spiegel der Presse ihrer Gegner 
und Weggefährten 1 

1.8.1 Die Gründungsjahre 
Die Ständeratswahl von 1889, die den <<Demokraten>> mit dem \\1ahlsieg ih

res Kandidaten Ulrich Baumann einen ersten grossen Erfolg brachte, ist wohl 
die erste, noch heute fassbare Auseinandersetzung zwischen <<demokratischen>> 
und <<freisinnigen>> Liberalen. Den Demokraten ging es wahrscheinlich zuerst 
einmal nur um Veränderungen innerhalb der freisinnigen <<Grossfamilie>). Die 
Thurgauer Zeitung, damals das Sprachrohr der Liberalen und später der Frei
sinnigen, sah hingegen in erster Linie die Gefahr, welche diese Auseinanderset
zung für die liberale Merheitspartei des Kantons barg. Für den ersten Wahlgang 
gab sie sich zwar noch siegesgewiss, war es aber gar nicht so sehr. Wenigstens 
dem Namen nach existierten für die Thurgauer Zeitung weder <<Demokraten>> 
noch deren Kandidat Baumann. Diese Feststellung gilt übrigens nicht nur für 
den redaktionellen Teil. Nur in einem einzigen eingesandten Bericht, und erst 
noch in einem ganz kurzen und gut versteckten, über eine Versammlung der 
<<Mittwochs-Gesellschaft N eukirch-Egnach>> erfuhren die Leser der Thurgauer 
Zeitung, dass diese Gesellschaft die Kandidatur Baumann unterstütze, und da
mit auch etwas von dieser Kandidatur selber.2 Diese Publikation war wohl 
kaum zu verhindern, stammte doch Baumann aus Neukirch-Egnach; in einem 
redaktionellen Artikel in der gleichen Ausgabe der Thurgauer Zeitung stossen 
wir zwar auf den Beschluss der Mittwochsgesellschaft, aber den Namen Bau-

I Für die freisinnigen die <<Thurgauer Zeitung>>. Für die Konservativen die <1Thurgauer Wochen
zeitung,>, <<Der Wächten> und die 1,Thurgauer Volkszeitung,>. Für die Sozialdemokraten die 
1,Thurgauer Post>> und die 1,Thurgauer-Arbeiter Zeitung)). 

2 TZ 12.1.1889. 
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nu1nn sucht 111an vergeblich. 3 Am Tag darauf, in der Fortsetzung des Artikels, 
n1usste dannjede111 Leser klar werden, dass der <<nichterwähnte>> Baumann für 
liberale Kreise nicht nur eine Zählkandid,:tur war: 

<<So wenig die gegnerischen Kandidaturen in den liberalen Vorversammlun
gen irgend welchen Anklang gefunden haben, so wenig werden sie in den1 
schliesslichen Entscheid einen nennenswerthen Erfolg erreichen. Allein es 
heisst auch hier: Principiis obsta! <Wehreden Anfängen,> und diese Anfänge, 
diese Versuche, in die liberale Mehrheit des Kantons einen Keil hineinzu
treiben, die bei früheren Wahlen Dank der geschlossenen StiI11mabgabe die
ser Mehrheit energisch zurückgewiesen wurden, sind in den letzten Tagen 
aufs Neue aufgetaucht. Es sind dieselben schwer defini(!)rbaren Elemente 
der sogenannten Opposition, die sich in letzter Stunde wieder zusammenge
funden haben. um aus der Uneinigkeit der liberalen Partei für ihre Sonder
zwecke Kapital zu schlagen, und die Stin1menzersplitterung der ersteren zur 
Verherrlichung der auf ihre Kandidaten fallenden Stimmenzahl zu benüt
zen.>>4 

Zu den Artikeln und Aufrufen für den 2. und 3. Wahlgang wurde dann der 
Ton in der Thurgauer Zeitung äusserst aggressiv, wenn nicht gar gehässig. Da 
wurden die Anhänger Baumanns wieder als <<sogenannte Opposition>> abquali
fiziert5 oder als <,Offiziere und Unteroffiziere der sozialistisch-ultramontanen 
Heilsarmee>> tituliert." Baumann selber war der Kandidat der <<sozialdemokra
tischen Partei>> und der <<ultramontanen Presse>>.7 Auf einen Kommentar zum 
Sieg Baumanns verzichtete dann die Thurgauer Zeitung. Die Thurgauer Wo
chenzeitung, das konservative Organ, unterstützte hingegen konsequent den 
demokratischen Kandidaten,8 denn ihr Ziel war, was die Liberalen befürchte
ten: Das liberale Machtmonopol im Thurgau sollte gebrochen werden. Darum 
ging es ihnen und weniger um die politischen Postulate der Demokraten. Dies 
brachte die Wochenzeitung auch deutlich zum Ausdruck: 

<<Unser Platz in Wahlfragen ... ist also neben den Demokraten.>> 9 

Anderthalb Jahre später kämpfte dann der Demokrat Josef Anton Koch ge
gen den Konservativen von Streng, der von den Freisinnigen unterstützt wurde, 
um einen Nationalratssitz. Interessant ist hier vor allem der Kommentar der 

3 a.a.O. 
4 TZ 13.1.1889. 
5 TZ 26.1.1889. 
6 TZ 7.2.1889. 
7 TZ 6.2.1889. 
8 TWZ 10./ 13.1.1889; offizielle Aufrufe der Konservativen und redaktionelle Unterstützung für 

den demokratischen Kandidaten. TWZ 12.2.1889; unter dem Titel <<Der Sieg ist unsen> rekla
miert die Wochenzeitung einen Teil des Erfolgs von Baumann für sich und die Konservativen. 

9 TWZ 13.1.1889. 
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Thurgauer Wochenzeitung zur Niederlage ihres eigenen Kandidaten und zun1 
Erfolg des Den1okraten Koch: 

<<Nicht das Schli1nmste, was uns Konservativen passi( 1)ren konnte.,) 111 

Für die Thurgauer Zeitung waren die Anhänger Kochs hingegen <<Vertreter 
der sozialistisch-den1okratischen Richtung.>> 11 Ul tran1on tan durften sie ja dies-
1nal nicht sein! 

[)ie Gründung der Demokratischen Partei führte in der Thurgauer Wochen
zeitung zu einer vorsichtig freundlichen Berichterstattung. 12 Interessant in die
sen1 Zusan1menhang ist die Tatsache. dass das gleiche Blatt die freisinnigen als 
<<konservative Demokraten>> bezeichnete. 13 Für die Thurgauer Zeitung waren 
die Demokraten nichts als Spalter der <<freisinnig-demokratischen Mehrheit 
des thurgauischen Volkes>> 14 und zum eidgenössischen Programn1 der De1no
kraten ist an1 gleichen Ort zu lesen: 

<< ... , dass wir trotz der pompösen Zusam111enstellung aller n1öglichen halb 
oder gar nicht verdauten, von überallher zusammengelesenen Postulaten 
desselben eine Verschiedenheit der Grundsätze gegenüber der freis.-den10-
kratischen Partei nicht in den1 Grade finden können, dass es nothwendig ge
wesen wäre, eine Partei mit eigenem Programm zu bilden.>> 15 

Dies blieb freilich die einzige Reaktion der Thurgauer Zeitung zur Grün
dung der Demokratischen Partei. War es aber nur Zufall. dass die gleiche Zei
tung in den Wochen darauf verschiedene Artikel zur Sozialdemokratie und zum 
Marxismus publizierte? 16 

1.8.2 Von der Parteigründung bis zur Wahl Deuchers in den Ständerat 
In den folgenden siebzehn Jahren wurde das oben beschriebene Verhalten 

der Liberalen und Konservativen und ihrer Presseorgane den Demokraten ge
genüber zu einen1 fast feststehenden Verhaltensmuster. Die Liberalen versuch
ten ihre Mehrheitsposition zu behaupten; das konnten sie nur, solange sich 
Konservative und Demokraten nicht zu einer gemeinsamen Minderheitenpoli
tik. mindestens für Wahlen, zusammenfanden. Kam es aber trotz allem zu 
Wahlallianzen zwischen Demokraten und Konservativen, dann argumentierte 
die Thurgauer Zeitung sehr schnell mit dem <<rot-schwarzen Schreckgespenst>>. 

10 TWZ 30.10.1890. 
11 TZ 19.10.1890. 
12 TWZ 5.2.1891. 
13 TWZ 25.1.1891. 
14 TZ 4.2.1891. 
15 a.a.O. 
16 TZ 8./15./17.2.1891. 
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Als 1893 der Demokrat Koch versuchte. einen Regierungssitz zu erobern. 
unterstützten Konservative und Thurgauer Wochenzeitung den freisinnigen 
Kandidaten eigentlich nur in der Hoffnung auf späteres Gegenrecht. 17 Zu pole
n1ischer Propaganda liessen sie sich allerdings nicht hinreissen. Aehnliches 
können wir bei den Regierungsratswahlen von 1895 beobachten, bei denen sich 
ja ein Konservativer (Wild) und ein Demokrat (Hofn1ann) direkt gegenüber
standen. ()ffensichtlich hatte auf konservativer Seite nien1and ein grosses In
teresse. die Den1okraten allzu sehr zu verärgern. Den Anspruch auf diesen Re
gierungssitz begründeten die Wochenzeitung und die Konservativen n1it der 
Tatsache. älteste Minderheitspartei zu sein. 18 Hofmann warf n1an nur seine Ju
gend vor. 19 I)en1 freisinnigen Wähler n1usste die Thurgauer Zeitung natürlich 
zuerst einmal die Unterstützung für einen konservativen Kandidaten 
schn1ackhaft machen. So meinte sie einn1aL die Konservativen hätten sich ge
\vandelt und der Kulturkampf sei ja nun vorbei. 20 oder ein andermal, man müs
se eine konservative Obstruktionspolitik verhindern. 21 Einfacher war es. Hof
n1ann direkt anzugreifen: denn un1 diesen oder um die Den1okraten ging es ja in 
Wirklichkeit. Hofn1ann sei zu jung oder zu gut ausgebildet,22 wurde etwa vorge
bracht. Es ging aber auch gröber, wenn es sein musste. So warf man Hofmann 
auch vor, <<sozialdemokratisch)> zu sein,23 oder den Demokraten insgesamt ein 
<,zun1 Fanatismus gesteigertes demagogisches Gebahren)> ;24 und dies nicht etwa 
zugunsten eines eigenen, sondern eines konservativen Kandidaten! 

Die Wahl Emil Hofmanns in den Nationalrat ( 1898) war dann eindeutig das 
Ergebnis eines Zusamn1enrückens von De1nokraten und Konservativen, wie es 
die Freisinnigen i1nmer befürchtet und in1mer zu verhindern versucht hatten. In 
den ersten Wahlgang gingen die Konservativen noch mit einem eigenen Kandi
daten (von Streng). Aber schon in dieser frühen Phase verlangte die Wochen
zeitung zwischen den Zeilen einen gemeinsamen Kampf gegen die Freisinni
gen.25 Für den 2. Wahlgang erhielt dann Hofmann die erhoffte und auch nötige 

17 TWZ 12./ 16./ 19.3.1893. Gegen Koch sprach nach der TWZ vor allen1 dessen mangelhafte Bil-
dung. Ähnlich argumentiert auch die TZ (TZ 18.3.1893). allerdings sehr viel polen1ischer. 

18 TWZ 14.7.1895. 
19 TWZ 18.7.1895. 
20 TZ 19.7.1895. 
21 TZ 20.7.1895. 
22 TZ 20.7.1895. 
23 TZ 21.7.1895. 
24 a.a.O. 
25 TWZ 6./26.8.1898. Der konservative Anspruch auf diesen Sitz begründete die TWZ. wie auch 

schon. dan1it. dass der Kandidat der <<ältesten Minderheit auch ältestes Recht>) habe: siehe dazu: 
TWZ 20./24.8.1898. !111 Zusammenhang mit dem ersten Wahlgang kam es auch noch zu einer 
heftigen Pressefehde zwischen TWZ und TZ. die sich wechselseitig antikatholische und ultra
montane Hetzerei vorwarfen. 
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Unterstützung von konservativer Seite. Unter dem Titel <<Der Minderheit eine 
Vertretung>> begründete die Wochenzeitung das Verhalten der Konservativen. 26 

Dabei liess sie in diesem wie in anderen Artikeln keinen Zweifel aufkom111en. 
dass es nur darum ging. die Freisinnigen zu schädigen. 27 Ohne Konservative 
sollte es im Thurgau keine Mehrheit mehr geben: gegen die Konservativen soll
te niemand mehr alleine regieren können. 2x Die Thurgauer Zeitung rechnete 
anfänglich fest mit einem freisinnigen Sieg. In Hofn1ann sah n1an einen ver
kappten Sozialdemokraten,29 und in einem Kommentar zun1 l. Wahlgang hiess 
es, die Demokratische Partei sei eine <<demokratisch-sozialden1okratische Par
tei>>. 30 Dies widerspricht natürlich anderen Behauptungen aus diese111 Wahl
kampf: So meinte die Thurgauer Zeitung, es gebe kaum progran1111atische 
Unterschiede zwischen demokratischer und freisinniger R.ichtung, vieln1ehr 
handle es sich um eine rein personenbezogene Auseinandersetzung, 11 und das 
Wahlbündnis zwischen Demokraten und Konservativen sei eine <<unnatürliche 
ultramontane-demokratische-sozialdemokratische Allianz>>. 12 

Adolf Deuchers erfolglose Kandidatur für den Regierungsrat im Jahre 1907 
fand wohl eher wegen dessen katholischer Herkunft u.a.m. als aus parteipoliti
schen Gründen die Unterstützung der Konservativen: 

<< ... nicht aus parteipolitischen Gründen. sondern mit Rücksicht auf die Be
fähigung und Eignung des Kandidaten zum vorgesehenen Amte ... >> 33 

Wie wichtig das konfessionelle Moment in1mer noch sein konnte, zeigte sich 
dann vor allem i111 Kommentar des Wächters zur Niederlage Deuchers, wo den 
Freisinnigen vorgeworfen wurde, ihre Propaganda sei eine <<Entfesselung des 
wildesten Fanatismus und leidenschaftlichen Hasses gegen die katholische 
Konfession>> gewesen. 34 Dieses Moment zählte aber nicht nur für die Betroffe
nen, d.h. die Katholiken, sondern auch für ihre Gegner, in diesem Fall die 
Thurgauer Zeitung. So wetterte diese unter dem Schlagwort <<Gegen Rot und 
Schwarz>> gegen Deucher35 und hielt dessen Kandidatur für einen Versuch, 

<< ... Gesetzesvollziehung und Verwaltung des Kantons nach den Prinzipien 
und Rücksichten der katholisch-konservativen und sozialistisch-demokra
tischen Partei einzurichten.>> 36 

26 TWZ 5.9.1898. 
27 TWZ 3./9./ 10.19. 1898. 
28 TWZ 12.9.1898. 
29 TZ 26.8.1898. 
30 TZ 30.8.1898. 
31 TZ 16.8.1898. 
32 TZ 10.9.1898. 
33 DW 15.1.1907. 
34 DW 21.1.1907. 
35 TZ 16.1.1907. 
36 TZ 18.1.1907. 
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In den eingesandten Artikeln war dann die Wortwahl noch <<deutlichen>. Da 
war Deuchers Kandidatur eine <<pfäffische Spekulation>> u.a.m.17 (Dabei war 
Deuchers Vater in1111erhin freisinniger Bundesrat!) 

f)euchers Kandidatur für den Ständerat ( 1908) fand anfänglich die Unter
stützung des Wächters. 1K Die konservative Parteileitung hielt sich dann aller
dings aus den1 Wahlkan1pf heraus und sperrte den redaktionellen Teil des 
Wächters für sämtliche Einsendungen zur Wahl. Sie en1pfahl ihren Anhängern, 
leer einzulegen, un1 so die Stärke der Konservativen de111onstrieren zu können.19 

Die Thurgauer Zeitung argumentierte in bekannter Manier gegen Deucher. 
Daneben taucht hier auch ein Argument auf, das wir noch heute im einen oder 
anderen Kanton bei Ständeratswahlen zu hören bekommen: 

<<In unserer Zeit der unnatürlichen Allianzen und des Klassenkampfes ist es 
aber auch eine politische Notwendigkeit, dass die Gesinnung und der Wille der 
ji·eisinnig-den1okratischen Mehrheit des Thurgauer Volkes in1 Ständerat be
stin1mt und unve1fälscht zum Ausdruck kommen.>> 40 

Auf einen Kommentar zum Sieg Deuchers verzichtete die Thurgauer Zei
tung. 

1.8.3 Vom Tode Deuchers bis zum Untergang der Partei 
Die Auseinandersetzungen um die Nachfolge Deuchers brachte erstmals die 

Sozialdemokratie und ihr Presseorgan (Thurgauer Post) richtig mit ins Spiel. 
Für diese scheint Deucher innerhalb der Demokratischen Partei eine Art Ver
trauensmann gewesen zu sein. Im Nachruf schrieb die Thurgauer Post: 

<<Das Proletariat wird das Andenken seines Freundes, des guten und lieben 
Menschen Dr. Adolf Deucher in Ehren halten. Die schweizerische Sozial
demokratie senkt grüssend das rote Banner.>>41 

Ein solcher Nachruf lässt uns auch leichter verstehen, warum ein Mann wie 
Adolf Deucher bei der Gegenseite (Freisinn und Thurgauer Zeitung) derart 
Angst und Aggressivität auslöste. 

Für die Ersatzwahl selber unterstützten Sozialdemokratie und Thurgauer 
Post den demokratischen Kandidaten Wellauer, der <<aus dem arbeitenden Volk 
hervorgegangen>> sei und wissen müsse, <<wo das arbeitende Volk den Schuh 
drückt>>.42 Daneben argumentierten sie mit dem Anspruch auf Minderheiten-

37 TZ 19.1.1907. 
38 DW 17.10.1908. 
39 DW 20.10.1908. 
40 TZ 20.10.1908. 
41 TP 3.1.1910. 
42 TP 18.2.1910. 
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vertretung.4 ' Der Wächter und die Konservativen hielten sich wie bei der Wahl 
Deuchers ( 1908) zurück und empfahlen ihren Anhängern. leer einzulegen_-14 Die 
Freisinnigen wollten natürlich den 1908 verlorenen Sitz zurückerobern. Den 
Wahlkan1pf selber führten sie eigentlich völlig unpolitisch: d.h. ohne jeden 
ideologischen Aspekt. Nach ihrer Meinung hatten sie einfach einen historisch 
gewachsenen Anspruch auf die beiden Thurgauer Sitze in1 Ständerat: 

<< .... dass unsere Partei den Ständera tssi tz. der ihr unter besonderen U n1-
ständen durch einen übermütigen Handstreich entrissen worden ist und der 
ihr nach Tradition und Vernunft gehört. wieder für sich beanspruchen 
wird. >> 45 

<< .... oh dieser Anspruch einer politischen Minderheit auf Vertretung in1 Stän
derat nicht geradezu dem Sinn und Geist der Bundesverfassung tt·iderspre
che.>>46 

Daneben sprach man dem demokratischen Kandidaten jede Befähigung für 
dieses Amt ab.47 

1918 und 1921 kandidierte Emil Hofmann erfolglos für den Ständerat. In 
beiden Wahlkämpfen fand er Unterstützung in sozialdemokratischen und kon
servativen Kreisen. 1918 unterstützte ihn die Thurgauer Arbeiter-Zeitung- die 
Sozialdemokratische Partei gab ihren Anhängern allerdings keine Stimmemp
fehlung ab - als Repräsentanten der fortschrittlichen Richtung in der Demo
kratischen Partei.48 Dazu meinte sie, man müsse den Mitgliedern in der Demo
kratischen Partei, die gegen die Sozialdemokraten hetzen, zeigen, dass die So
zialdemokraten ihrerseits noch zur Zusammenarbeit bereit seien.49 

1921 erhielt dann Hofmann auch die offizielle Unterstützung der Sozialde-
mokratischen Partei. 

<<Genossen, der Freisinn ist frech und gewalttätig wie noch nie. Diese Frech
heit, Gewalttätigkeit und Unduldsamkeit muss gebrochen werden. Das ge
schieht am besten, wenn unsere Genossen als Ständerat Dr. Emil Hofmann, 
Regierungsrat, in Frauenfeld wählen.>> 50 

Während die Arbeiter-Zeitung und die Sozialdemokratische Partei vor allem 
die politische Einstellung Hofmanns in den Vordergrund stellten, begründeten 
die Konservativen dessen Unterstützung mit dem altbekannten Argument der 
Minderheitenvertretung. Daneben verwiesen sie auch auf Hofmanns Toleranz 

43 a.a.O. 
44 DW 14./ 15.2.1910. 
45 TZ 18.1.1910. 
46 TZ 11.2.1910. 
47 TZ lS./16./17./18./19.2.1910. 
48 TAZ 28.12.1918. 
49 a.a.O. 
SO TAZ 10.12.1921. 
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in religiösen Fragen. 51 hn Gegensatz zu 1910 (Nachfolge Deuchers) argumen
tierten Thurgauer Zeitung und Freisinnige Partei gegen Hofmann politisch. So 
\Vurde diesen1 1918 in einen1 Leitartikel etwa vorgeworfen, er stehe im General
streiklager.'2 1921 wurde er als <<Halbsozialist>> angegriffen" und wieder n1it 
Blick auf den Generalstreik gesagt, 1918 hätten die Freisinnigen und deren 
Kandidat Huber auf der richtigen Seite gestanden.54 

Mit den1 Tode Hofmanns gingen anscheinend die letzten Verbindungen der 
Demokratischen Partei zur Sozialdemokratie in Brüche. Die Demokraten 
n1ochten sich ausrichten, wie sie wollten, eigentlich hatten sie nur noch Gegner. 
Interessant waren sie für alle anderen nur noch als Erbmasse, der man jede 
Existenzberechtigung absprach. So meinte etwa die Thurgauer Arbeiter-Zei
tung nach dem Tode Hofmanns, dieser sei auch der Regierungsrat der äusser
sten Linken gewesen, die damaligen demokratischen Parteiführer seien aber in 
den Händen des Rechtsfreisinns gelandet. 55 <<Üb eine demokratische Partei 
existiert. ändert ... rein gar nichts.>> 56 Das Ergebnis der Regierungsrats-Ersatz
wahl sei ein Signal des Untergangs der Den1okraten und deren Partei habe fast 
nur noch von Hofmann gelebt. 57 Zum Ausgang der Nationalratswahl von 1928 
schrieb die Arbeiter-Zeitung dann: 

<<Die Demokraten hat das verdiente Schicksal erreicht, ... Damit nimmt ein 
natürlicher Zersetzungsprozess einer < Mittelpartei> seinen natürlichen 
Lauf. >> 5s 

Johannes Lymann, Hofmanns Nachfolger im Nationalrat, kam nicht besser 
weg: 

<,In Bern hat er sich als ihr59 Feind erwiesen.>> 60 

In den Nationalratswahlen von 1931 leisteten die Demokraten nach der 
Thurgauer Arbeiter-Zeitung nur noch <,Zuhälterdienste>> für die bürgerlichen 
Parteien; dafür seien sie von letzteren auch noch <,geohrfeigt>> worden. 61 Den 
Auflösungsprozess selber begrüsste die Thurgauer Arbeiter-Zeitung dann mit 
den Worten, die Demokraten hätten sowieso nur noch dazu gedient, eine <,halb 
proletarisierte Mittelschicht von Angestellten>> davon abzuhalten, für die So-

51 DW 27./30.12.1918 und 6./7.12.1921. 
52 TZ 28.12.1918. 
53 TZ 10.12.1921. 
54 TZ 8.12.1921. 
55 TAZ 20.4.1927. 
"6 T ) AZ 21.4.1927. 
57 TAZ 25.4.1927. 
58 TAZ 29.10.1928. 
59 Gemeint sind mit ,<ihn> Arbeiter und Angestellte. 
60 TAZ 27.10.1928. 
61 TAZ 26.10.1931. 
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zialdemokraten zu stimmen.62 Wie die Sozialden1okraten begrüssten letztlich 
auch die Konservativen den Niedergang der Dernokraten. So meinte etwa die 
Thurgauer Volkszeitung schon 1928: 

<<Die Demokraten hat das wohlverdiente Schicksal erreicht; sie sind in sich 
zusammengebrochen und fahnenflüchtig ist ihr linker Flügel dorthin gegan
gen. wohin er längst schon gehörte: zu den Sozialisten.)> 63 

Für die Thurgauer Zeitung war die Demokratische Partei n1it den1 Tode 
Hofmanns am Ende ihrer Geschichte angekomn1en: 

<<. ... dass nach dem Hinschied von Herrn Dr. Hofrnann die denzokratische 
Partei des Kantons Thurgau überhaupt als erledigt zu betrachten sei . ... 1> 64 

In der demokratischen Niederlage bei den Nationalratswahlen von 1928 sah 
die Thurgauer Zeitung geradezu eine <<Erlösung)> für den Kanton und n1einte 
weiter: 

<< ... man hat im Kanton St.Gallen wie im Thurgau Schluss gen1acht mit einer 
Politik der politischen Halbheiten .... >> 65 

Damit war eigentlich alles gesagt. was von dieser Seite zum Niedergang der 
Den1okraten zu sagen war. 

1.8.4 Zusan1menfassung 
Keine thurgauische Partei konnte einer Auseinandersetzung mit den Demo

kraten ausweichen. Dies geschah aber fast immer im Rahmen grösserer und 
übergeordneter Auseinandersetzungen. Anfänglich bedrohten die Demokraten 
die liberale Vorherrschaft im Kanton Thurgau; deshalb die liberale Feindschaft 
und das konservative Wohlwollen. Später gerieten die Demokraten in den 
Konflikt zwischen Bürgertum und Sozialdemokratie. der dann zu ihrem Unter
gang führte. 

Interessant war die Demokratische Partei für die anderen Parteien wohl im
mer nur als Mehrheitsbeschaffer oder Mehrheitsverhinderer. Ideologisch wur
de die Auseinandersetzung erst bei Wahlen mit unsicherem Ausgang. Sonst 
wurde den Demokraten gerade auf programmatischer und ideologischer Ebene 
die Existenzberechtigung immer wieder abgesprochen.66 

62 TAZ 11.12.1931. 
63 TVZ 29.10.1928. 
64 TZ 16.4.1927. 
65 TZ 29.10.1928. 
66 Siehe dazu 1.8.1 (Stellungnahme der TZ zur Gründung und zum ersten Parteiprogramm der DP) 

und 1.8.3 (Stellungnahmen von TZ. TAZ und TVZ zum Niedergang). 
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l)ie Progranune der Den1okratische11 Partei des Kantons Thurgau 

2.1 Die (7riindung der Partei und das erste Parteiprogranun von 1891 
Wie \\'ir gesehen haben. gab es in1 Thurgau im heutigen Sinne bis ins Jahr 

1890 keine Parteien. Die politischen Gruppierungen der Liberalen und Kon
servativen könnten höchstens mit dem Begriff <,Honoratiorenpartei>> 1 charak
terisiert \verden. 2 

Bei den Konservativen, als Minderheit und Opposition, waren die gemein
samen Interessen und die Verankerung in der katholischen Kirche so gross. dass 
zu dieser Zeit an eine Zersplitterung in verschiedene konservative Parteien, wie 
etwa später in eine katholisch-konservative und in eine christlich-soziale Rich
tung, nicht zu denken war. Aus denselben Gründen brauchten sie damals auch 
noch keine organisierte Partei, um gegen die Liberalen bestehen zu können. 

Ganz anderer Art war die Situation der Liberalen. Ihre Existenz und ihr Zu
sammenhalt begründete sich immer noch weitgehend in der Forderung nach 
dem <<liberalen Rechtsstaat>>. Der bestehende Staat, wie er auf Bundesebene mit 
den Bundesverfassungen von 1848 und 1874 und auf kantonaler Ebene durch 
die verschiedenen Verfassungskämpfe von der Regeneration bis zur 69er Ver
fassung entstanden war, entsprach in dieser Beziehung mehr oder weniger ihren 
Vorstellungen. 

Die Industrialisierung, das Auftreten neuer Gesellschaftsgruppen oder 
Klassen wie der Arbeiterschaft, das Verschwinden der Heimindustrie, das den 
Kleinbauern zum Fabrikbauern machte oder ihn ganz von der Scholle löste, 
und die wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Gewerbestandes führten zu ganz 
neuen sozialen Problemen und Forderungen. Dazu kam noch, dass diese Grup
pen als Folge des Majorzwahlsystems und der indirekten Wahl vieler politischer 
Behörden (so z.B. die Wahl des Bundesrates durch die Bundesversammlung 
oder im Kanton Thurgau die Wahl des Obergerichts durch den Grossen Rat) 
fast keine Vertreter in den entscheidenden staatlichen Instanzen hatten. Dies 
alles musste wohl auf die Länge zur Trennung der Liberalen in verschiedene, 
mehr an wirtschaftlichen und sozialen Interessen orientierte Parteien führen. 

Erste Vorläufer dieser Trennung und der Gründung neuer Parteien waren die 
Wählkämpfe der Jahre 1889 und 1890 um freiwerdende thurgauische Sitze in 
National- und Ständerat, die beide von <,demokratischen>> Kandidaten gewon
nen wurden. 3 Hinter den <,demokratischen>> Kanditaten stand vor allem das 
Thurgauer Tagblatt.4 Die Ideen und Forderungen, die in der Propaganda dieser 

I Flechtheim, 0., Artikel ,,Parteien>>. in: ,,Staat und Recht,>. Fischer Lexikon Bd. II S. 243 f. 
2 Näheres zur Gründung siehe oben I. I. I. 
3 Zu den beiden Wahlen siehe auch oben 1.2.3. 
4 In der Ausgabe vom 28.3.1890 bezeichnete sich dieses als ,,demokratisches Organ,>. 

121 



Wahlkämpfe auftauchten, fanden später in1 ersten Parteiprogramn1 der Den10-
kraten ihren Niederschlag. 5 

Die führenden Köpfe beider Richtungen im liberalen Lager n1üssen sich im 
Laufe des Jahres 1890 zusammengefunden und die Parteigründungen vorberei
tet haben. Allerdings ist im Thurgauer Tagblatt wenig darüber zu finden_r, Am 
28. Dezember 1890 fand in Frauenfeld die Gründungsversan1mlung der Frei
sinnig-den1okratischen Partei statt.7 Für das Thurgauer Tagblatt war das Wort 
<(den1okratisch>> in1 Namen dieser Partei geradezu eine Beleidigung, weil ja die 
wirklichen (( Demokraten>> gar nicht dabei gewesen seien und von den den10-
kratischen Forderungen im Programm der Freisinnig-demokratischen Partei 
überhaupt nichts zu finden sei.~ 

Die Demokraten ihrerseits gründeten ihre Partei am I. Februar 1891.Y Sie ga
ben ihr den Namen ((Demokratisch-volkswirthschaftliche Partei des Kantons 
Thurgau>>. An dieser ersten Versammlung wurde ein provisorisches Programm, 
welches das Initiativkomitee ausgearbeitet hatte, beraten und an eine Kon1mis
sion zur Überarbeitung überwiesen_HJ An einer zweiten Versammlung am 22. 
Februar 1891 wurde dann das definitive Progran1m gebilligt. 11 

Programm für die demokratisch-volkswirthschaftliche Partei des Kantons 
Thurgau 12 

I. Eidgenössische Angelegenheiten 
I) Wahrung der staatlichen Hoheitsrechte und der Volksinteressen gegen

über dem Spekulantenthum. Bundesmonopol für die Verwerthung der 
Wasserkräfte unserer Flüsse, beziehungsweise der elektrischen Kraft im 
Dienste der Gesamtheith. Verstaatlichung der Eisenbahnen auf dem 
Wege der Expropriation. Banknotenmonopol mit Bl.'J,ndesbank, Tabak
und Zündholzmonopol. Einführung der Postsparkassen. Staatliche Or
ganisation des Versicherungswesens und zwar ausser der bereits in An
griff genommenen Unfall- und Krankenversicherung namentlich der 
Feuerversicherung. 

2) Erweiterung der Volksrechte im Bunde: Wahl des Bundesrates durch das 
Volk, Abberufungsrecht des Volkes gegenüber den politischen Bundes-

5 TT 31.5.1891. In einen1 Vortrag an einer Volksversammlung in Romanshorn stellte Nationalrat 
Koch diesen Zusammenhang selber her. 

6 TT 26.6.1890. In einem Korrespondentenbericht wird die Gründung einer demokratischen Partei 
verlangt. 

7 TT 31.12.1890 und 3.2.1891. 
8 TT 3.2.1891. 
9 TT 3./4.2.1891. 

10 TT 4./5.2.1891 (Versammlungsbericht). Provisorisches Programm und weitere Dokumente zum 
ersten Programm siehe hinten Kapitel 2.5. 

11 TT 24.2.1891. 
12 TT 25.2.1891. 
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behörden. obligatorisches Referendum. Initiative in wirksamer. leicht zu 
handhabender Forn1. Einführung der Minderheitsvertretung. 

3) Wahrung des Asylrechts im Sinne der alten freiheitlichen Traditionen. 
keine politische Gehein1polizei. 

4) Soziale Refonnen durch Zentralisation des Zivilrechts (Hypothekar
recht. Erbrecht, Recht der Genossenschaften) und Zentralisation des 
Strafrechts. 

5) Ausdehnung des Fabrikgesetzes auf weitere schutzbedürftige Kreise 
(Personal des Konfektions- und des Wirthschaftsgewerbes etc.). Eidge
nössisches Gewerbegesetz mit gewerblichen Schiedsgerichten. 

6) Besserstellung von Unteroffizieren und Soldaten, beziehungsweise U n
terstützung nothleidender Familien derselben während der Dienstzeit. 
Beseitigung der bestehenden Ungleichheiten betreffend den Militär
dienst der Lehrer. Erleichterung des Avancements zum Offizier für Un
bemittelte. 

7) Eidgenössische Normen für die Mittelschulen (Kantonsschulen und Se
minarien). Innerhalb desselben Sprachgebiets einheitliche Lehrmittel für 
die Volksschule in der Muttersprache. in Gesang und Realien (incl. Va
terlandskunde, excl. spezielle Heimatkunde). Freizügigkeit der Lehrer im 
gleichen Sprachgebiet. 

2. Kantonale Angelegenheiten 
A) auf dem Boden der jetzigen Verfassung 
I) Reformen im Steuerwesen, gleichartig für Staats- und für Gemeinde

steuern. Steuerfreiheit für 800 Fr. Einkommen (Existenzminimum) und 
von 100 Fr. für jedes Kind unter 16 Jahren mit besondern Bestimmungen 
zu Gunsten von Gebrechlichen, sowie von Wittwen und Waisen. Mittel 
gegen Vermögensverheimlichung: Verpflichtung der Geldinstitute zur 
Auskunftsertheilung für Steuerzwecke betr. Geldanlagen bei ihnen und 
Öffentlichkeit der Steuerregister. Progression für die Vermögenssteuer. 
Angemessene Aktivbürgersteuer. Reduktion der Handänderungsgebüh
ren. Erhöhung der Erbschaftssteuer, Wechselstempelsteuer. Einschrän
kung der Erbberechtigung auf die vier ersten Verwandtschaftsgrade und 
Verwendung der so disponibel werdenden Verlassenschaften für öffentli
che Zwecke (Armenwesen etc.). Theilweise Verwendung des Reingewinns 
der Kantonalbank zu Gunsten ihrer Hypothekarschuldner. Einführung 
amortisierbarer Darleihen im Sinne der Beschlüsse des thurg. landwirt
schaftlichen Vereins zu Berg (Thesen Scherrer und Kollbrunner, ge
drucktes Referat). Abschaffung der gemeinderäthlichen Schatzungsga
rantien. Kreirung einer kantonalen Beamtung für volkswirtschaftliche 
Untersuchungen und sachbezügliche Antragstellung (in ökonomischen 
Fragen des landwirthschaftlichen, gewerblichen und Arbeiterstandes). 
Obligatorische staatliche Mobiliarversicherung. 
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2) Bessere Vertheilung der Strassenlasten und der Kosten für Gewässerkor
rektionen. Aufhebung der ausserordentlichen Vollmachten im Wasser
schadendekret von 1876. Staatsbeiträge für Schmalspurbahnen, im ent
sprechenden Verhältnis wie für Normalbahnen. Begehren un1 Erstellung 
eines zweiten Geleises für die Hauptbahnlinie Winterthur-Ron1anshorn 
und durchgreifende Verbesserung der Bahnverhältnisse Romanshorns. 

3) Weitere Entwicklung des Erziehungswesens: Unentgeltlichkeit des Un
terrichts sowie der Lehrmittel und Schulmateralien auf der Stufe der 
Volksschule (Primar- und Sekundarschule). Reduktion der wöchentli
chen Schulstundenzahl, namentlich für Mädchen, zu Gunsten der kör
perlichen Ausbildung. Reduktion des Schülermaximums der Primar
schulen bezw. strikte Durchführung der schon bestehenden Vorschriften 
hiefür. Hebung des Fortbildungsschulwesens, namentlich des freiwilligen 
(landwirtschaftlichen und gewerblichen). Erhöhte Staatsbeiträge für die 
Schulauslagen der Gemeinden und der Sekundarschulkreise. Reformen 
betreffend die Sekundarschule und ihre Verwaltung. Verbesserung der 
Lehrerbildung ohne Kreirung einer vierten Seminarklasse. Erhöhung des 
Minimums der Lehrerbesoldung. Kautelen (Vorsichtsmassregeln) gegen 
ein Übermass von Nebenbeschäftigung der Lehrer. Modifikationen der 
Verordnung betreffend Stipendien für Thurgauer an ausserkantonalen 
Mittelschulen. Schaffung einer kantonalen Anstalt für Ausbildung von 
schwachsinnigen und schwachbegabten Kindern. 

4) Unentgeltliche Beerdigung. Staatsbeiträge an die Armenauslagen der 
Gemeinden. Besorgung des Armenwesens durch die Munizipalgemein
den nach dem Wohnortsprinzip. Unentgeltlichkeit des Krankentrans
ports in die öffentlichen Krankenanstalten im Kanton. 

5) Gesetzliche Bestimmungen über die Unvereinbarkeit administrativer 
und richterlicher Beamtungen. Freigebung der Advokatur. 

6) Vertretung des Kantons an den Diözesankonferenzen durch eine ge
mischte Abordnung (Vertreter der staatlichen und der kirchlichen Be
hörde). 

7) Bessere Gebietseintheilung im Sinne der Vereinfachung. Verminderung 
der Beamtenzahl. Angemessene Regulierung der Besoldung von Beamten 
und Angestellten unter Reduktion der Sporteln. Abschaffung der Beam
tenwirthschaften. 

8) Revision der Zivilprozessordnung punkto Armenrecht. Öffentlichkeit 
der Berathungen des Obergerichts. Einführung des schriftlichen Vorver
fahrens. Revision des Strafprozesses und der Strafprozessordnung. 
Abänderung der gesetzlichen Bestimmungen über Ehrverletzung (Beweis 
der Wahrheit strafausschliessend). Berichtigungszwang der Presse. 

B) Auf dem Wege der Verfassungsrevision bzw. der Initiative für eine solche 
1) Erhöhung der Kompetenzsummen des Grossen Rathes und des Regie-
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rungsrathes. aber mit Einführung eines Finanzreferendums für Staats
steuern von mehr als I%. 

2) Einführung von Mittelbehörden. bzw. Fachkommissionen für Haupt
z,veige der Staatsverwaltung und für kantonale Anstalten (Sanitätswe
sen. Schulwesen. Bauwesen. Volkswirtschaft). Verfassungsbestimmung 
betreffend Wechsel der Departementsvorstände je nach 3 Jahren. 

3) Minderheitsvertretung. Wahl der Oberrichter und der Bezirksgerichts
präsidenten durch das Volk. 

4) Ergänzung des § 22 der Verfassung in dem Sinne. dass alle vom Regie
rungsrath gewählten Bea1nten vom Grossen Rathe ausgeschlossen sein 
sollen. dass in der Kantonalbankverwaltung keine Verwaltungsmitglie
der anderer Kreditinstitute im Kanton sitzen dürfen, und dass Personen, 
welche den Verwaltungen von zwei oder mehr gleichartigen Erwerbsge
sellschaften (Konkurrenzgeschäfte) angehören, nicht wählbar sein sollen 
für eine kantonale Beamtung (als Mitglied des Regierungsrathes und 
Obergerichts oder der eidgen. Räthe). 

5) Massnahmen zur weitern Vereinheitlichung der Gemeinden (Verschmel
zung der Bürger- und Ortsgemeinden) und zur Bildung genügend grosser 
Gemeindeverbände. 

Kon1n1entar: 
Abgesehen von der Einteilung in eidgenössische und kantonale Angelegen

heiten, die durch die verfassungsrechtliche Zuständigkeit von Bund und Kan
ton bei der Behandlung der betreffenden Programmpunkte bedingt war, sind 
hauptsächlich zwei Gruppen von Forderungen zu unterscheiden: 

Volksrechte und Volkssouveränität: 
Für weitere Behörden 13 werden Volkswahlen, gegenüber den Bundesbehör

den sogar ein Abberufungsrecht des Volkes verlangt. Die Forderung auf Ein
führung von Minderheitsvertretungen14 muss wohl als Änderung des Wahlsy
stems in Richtung Proporz verstanden werden, denn anders lässt sich dies kaum 
erreichen. Ebenfalls der Erweiterung der Volksrechte soll das obligatorische 
Referendum und das Initiativrecht dienen. 15 Weiter soll auch das Straf- und Zi
vilrecht zentralisiert werden. 16 

Wirtschafts- und sozialpolitische Forderungen: 
Die meisten und auch wichtigsten Forderungen liegen auf dem Gebiet der 

Wirtschafts- und Sozialpolitik. Ebenso dürfte in diesen Forderungen die ent
scheidende Abgrenzung zum damaligen Liberalismus und der Freisinnig-de
mokratischen Partei des Kantons Thurgau zu finden sein. 

13 Bundesrat. Obergericht: eidg. Teil § 2; kantonaler Teil Abschnitt B) § 3. 
14 a.a.0. 
15 Eidg. Teil § 2. 
16 Eidg. Teil § 4. 
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Bundes1nonopole für die Verwertung der Wasserkräfte und die Elektrizi
tätswirtschaft, Banknoten1nonopoL Tabak- und Zündholz1nonopol, Verstaat
lichung der Eisenbahnen durch Expropriation und Verstaatlichung des Versi
cherungswesens stamn1en nicht aus dem Gedankengut des dan1aligen Libera
lisn1us.17 Diese Forderungen sind eher auf den Einfluss der Grütli- und Arbei
tervereine zurückzuführen.1~ 

Besonders zugunsten der wirtschaftlich benachteiligten Bevölkerungskreise 
gehen die Forderungen nach Ausdehnung des Fabrikgesetzes 19 . Verbilligung 
und Verbesserung des Schulwesens20 , Reformen itn Steuerwesen21 und Armen
wesen 22. unentgeltliche Beerdigung23 und Verbilligung des Krankenwesens24 . 

Ebenso sollen mit den Reformen im Militärwesen den wirtschaftlich Schwä
cheren der Militärdienst erleichtert und der Zugang zur Offizierskarriere er
möglicht werden. 25 Während sich die oben erwähnten Monopole gegen einige 
besonders auffällige Auswüchse von Privatwirtschaft und -eigentum richten, 
zeigt die Forderung nach der Einschränkung der Erbberechtigung das Verhält
nis der datnaligen Demokraten zum Privateigentu111 in allgemeinerer, aber auch 
schärferer Form. 

Der Satz: 
<<Auf dem Boden des Erbrechtes wurde die soziale Ungleichheit grossgezo
gen, und auf dem gleichen Boden muss sie im Interesse der drei nothleiden
den Stände (Landwirtschaft, Kleingewerbe und Lohnarbeiter) bekämpft 
und ge111ildert werden.>> 26 

lässt darauf schliessen, dass das Privateigentum als Grundrecht nicht abge
lehnt wird, dessen uneingeschränkte Übertragung durch Vererbung, insbeson
ders an entfernte Verwandte und Nichtverwandte, aber ausgeschlossen werden 
soll. 

Zusammenfassung: 
Das Hauptgewicht auf politischem Gebiet liegt bei den Forderungen nach 

Beteiligung der Minderheiten am politischen Entscheidungsprozess und weite-

17 Eidg. Teil § 1. 
18 Die Grütlianer hatten schon ein halbes Jahr früher die Gründung einer de1nokratischen Partei 

verlangt. siehe dazu TI 14.6.1890. Der Redaktor des Thurgauer Tagblattes. Martin Vögelin. war 
zu jener Zeit auch Aktuar des kantonalen Grütlivereins. siehe dazu TI 16.12.1890. 

19 Eidg. Teil § 5. 
20 Eidg. Teil § 7 und kantonaler Teil. Abschnitt A), § 3. 
21 Kantonaler Teil, Abschnitt A), § 1. 
22 Kantonaler Teil. Abschnitt A), § 4 Wohnortsprinzip und Abschnitt B). § 5. 
23 Kantonaler Teil. Abschnitt A). § 4 
24 a.a.O. 
25 Eidg. Teil. § 6. 

26 Kantonaler Teil. Abschnitt A). § 1. Die Thesen von Scherrer-Füllemann und Kollbrunner <,Zur 
Kreditfrage,> sind unten 2.5 abgedruckt. 
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rer Zentralisation auf Bundesebene. Auf wirtschafts- und sozialpolitischer 
Ebene werden vor allen1 die Verhinderung privatwirtschaftlicher Auswüchse 
durch Monopole. Sozialreforn1en und gewisse Einschränkungen des Privatei
gentun1s verlangt. Die Bedeutung des Privateigentums i1n demokratischen Ge
dankengut erlaubt. wenn man diese in der ideologischen Auseinandersetzung 
unserer Zeit und der jüngeren Vergangenheit als entscheidenden Faktor vor
aussetzt. die klarste Abgrenzung der Demokraten sowohl vom Liberalismus als 
auch von1 Sozialisrnus. 27 

Hier in der Frage des Privateigentums finden wir also auch eine geistige Ver
wandtschaft mit Grütlianern (und Sozialisten). wie sie eigentlich auf Grund 
personeller und organisatorischer Verbindungen28 zu erwarten war. Den1 Pri
vateigenturn und Erbrecht (als Grundlage des Kapitalismus) kamen und kom
men noch heute in Ideologie und Politik jeder <<Linken>> i1nn1er grosse Bedeu
tung zu. Ausgehend vo1n beliebten. aber selten brauchbaren <<Links-Rechts>>
Schen1a darf wohl gesagt werden. dass die Demokraten zu diesem Zeitpunkt 
( 1891) und in dieser Frage eher <<sozialistischem>> als <<liberalem>> Gedankengut 
zuneigten. 

7 7 Das Parteiprogramm von 1907 

Vieles. was die Thurgauer Demokraten 1891 veranlasst hatte. ihr erstes Pro
gramrn aufzustellen, änderte sich in den folgenden Jahren. So waren zum Bei
spiel durch die Gründung der Schweizerischen Bundesbahnen und der N atio
nalbank oder durch die Aufgabe der Produktion von Phosphorzündhölzchen 
zugunsten der Sicherheitszündhölzchen I verschiedene Forderungen hinfällig 
geworden. Andere Forderungen warteten aber immer noch auf ihre Erfüllung 
und neue waren hinzugetreten. 

Mit der Gründung der Sozialdemokratischen Partei des Kantons Thurgau2 

anlässlich einer Delegiertenversammlung der thurgauischen Grütli- und Ar
beitervereine- diese hatten 1891 noch mitgeholfen eine demokratische Partei zu 
gründen - entstand den Demokraten bei der Arbeiterschaft eine ernstzuneh
mende Konkurrenz. Dieser konnte nicht nur mit einer Änderung des Parteina-

27 Die Demokraten lagen mit ihren Vorstellungen sicher in1 Trend der Zeit. Man denke hier etwa an 
die katholische Soziallehre. an deutsche Kathedersozialisten. an Lassalle oder auch an John 
Stuart Mills: zu den beiden letzten siehe auch: Sternberger. Gerechtigkeit.. ... S. 105 f. 

28 Siehe oben Anm. 18. 
1 Der intensive Kontakt mit Phosphor hatte für die Arbeiter sehr oft schwere Erkrankungen 

(Phosphornekrose) zur Folge. 
2 TT 23.10.1906. 
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n1ens begegnet werden. 1 Ebenso konnte ein an die Liberalen gerichteter Kon1-
1nentar des Thurgauer Tagblattes zur Gründung der Sozialden1okratischen 
Partei, in dem behauptet wurde, dass die <<bisherige Waffenbrüderschaft,> wei
terbestehen und in Zukunft das <<getrennte Marschieren,> ein <<vereintes Schla
gen>> nicht verhindern werde, die Veränderungen in der politischen Landschaft 
des Thurgaus nicht vergessen lassen.4 Noch im gleichen Artikel zeigt sich, dass 
die neue Partei in Wirklichkeit eher 111it gemischten Gefühlen begrüsst wurde. 
Anders als mit Angst vor der neuen Konkurrenz ist der Aufruf zur <<besseren 
Sammlung und Organisation der demokratischen Partei,>' nicht zu erklären. 

Inzwischen ( 1905) hatten sich die Demokraten auch in einer gesan1tschwei
zerischen Partei organisiert.6 Programme für die Politik der Demokratischen 
Partei auf Bundesebene wurden nun anscheinend von der Gesan1tpartei ausge
arbeitet, wobei der Einfluss der St. Galler Demokraten gross gewesen sein 
muss. Nur so lässt sich erklären, dass der eidgenössische Teil des neuen Pro
gramms der Thurgauer Demokraten von 1907 nahezu wörtlich n1i t dem der 
St. Galler Demokraten von 1904 übereinstimn1t.7 

Programm der demokratischen Partei des Kantons ThurgauK 

1. Eidgenössischer Teil: 

1) Vermehrung der Zahl der Bundesräte und Wahl derselben durch das 
Volk. Übertragung gewisser Kompetenzen von Bundesrat und Bundes
gericht an ein Verwaltungsgericht. 

2) Proportionale Wahl des Nationalrates. 
3) Erlass eines Gesetzes betreffend das Stimmrecht und seine Ausübung in 

eidgenössischen Angelegenheiten. 
4) Gesetzesinitiative. 
5) Durchführung der Rechtseinheit im Zivil- und Strafrechte in der Mei

nung, dass die auf diesen Rechtsgebieten realisierbaren sozialen Postu
late besonders angestrebt und unterstützt werden sollen. 

6) Erlass eines Gesetzes zum Schutz des Vereinsrechtes. 
7) Durchführung von Artikel 34 bis der Bundesverfassung (Kranken- und 

Unfallversicherung). 
8) Einführung der Alters- und Invalidenversicherung. 
9) Neuordnung des interkantonalen Armenrechtes. 

10) Ausbau der Arbeiterschutzgesetzgebung, speziell auch im Sinne der Re-

3 TI 10.10.1905: seit 1905 nannten sie ihre Partei <<Demokratische und Arbeiterpartei,,. 
4 TI 23.10.1906. 
5 a.a.O. 
6 Siehe oben 1.1.3. 
7 Siehe unten 2.5. 
8 TI 9.3.1907. 
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duktion der Normalarbeitszeit und eines vermehrten Schutzes der 
Frauen und Kinder (Erhöhung des fabrikfähigen Alters). 

11) Massnahmen zu Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in ihren Ursachen 
und Folgen. 

12) Einführung obligatorischer Berufsgenossenschaften. 
13) Schaffung eines Bundes-Monopols auf den hauptsächlichen Gebieten 

des Versicherungswesens (Lebens-, Unfall- und Feuerversicherung). 
14) Ausführung von Artikel 39 der Bundesverfassung betreffend das Bank

noten-Monopol durch Schaffung einer Eidgenössischen Staatsbank. 
15) Schaffung einer eidgenössischen Hypothekenbank. 
16) Einführung des Tabak-Monopols und Verwendung des Ertrages für eine 

Alters- und Invalidenversicherung. 
17) Wahrung der staatlichen und allgemeinen Interessen betreffend die 

Nutzbarmachung der schweizerischen Wasserkräfte, vorab zu dem 
Zwecke, un1 den elektrischen Betrieb der Bundesbahnen zu ermögli
chen. 

18) Zentralisation der Bundesbahnverwaltung. 
19) Reformen im Militärwesen, hauptsächlich nach folgenden Richtungen: 

a) durch möglichste Beschränkung der Militärausgaben, soweit es ohne 
Schwächung der Wehrkraft möglich ist; 

b) durch Entlastung der älteren Jahrgänge vom Militärdienste und an
gemessene Ausdehnung der Dienstzeit für die jüngeren Jahrgänge; 

c) durch Unterstützung Angehöriger bedürftiger Wehrmänner durch 
Bund und Kanton; 

d) durch bessere Anpassung des Dienstbetriebes an die Verhältnisse 
eines Milizheeres; 

e) Revision des Militärstrafrechtes im Sinne der Milderung der ange
drohten Strafen in Friedenszeiten. 

20) Weitherzige Gewährung des Asylrechtes für alle, welche wegen ihrer po
litischen und sozialen Meinungen und Handlungen verfolgt werden. 

21) Regelung des Submissionswesens. 
22) Freizügigkeit der Lehrer im gleichen Sprachgebiet. 

2. Kantonaler Teil: 

A) Auf dem Boden der jetzigen Verfassung 
1) Volkswirtschaftliche Reformen: 

a) Förderung des Genossenschaftswesens, der Bodenverbesserungen 
und der rationellen Güterzusammenlegung; Massnahmen gegen 
Güterschlächterei; 

b) Kleinviehversicherung; 
c) Erleichterung der Einbürgerung; 
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d) Kantonaler Arbeiterschutz (Lehrlingsgesetz und Arbeiterinnen
schutzgesetz); 

e) Kantonaler Arbeitsnachweis und staatliche Beaufsichtigung der pri-
vaten Plazierungsbüros; 

f) Regelung des Submissionswesens; 
g) Kantonales Einigungsamt; 
h) Förderung aller Bestrebungen zur Hebung der Volksgesundheit 

(kantonales Bau- und Wohnungsgesetz); 
i) Obligatorische staatliche Mobiliarversicherung und Revision des 

kantonalen Gebäudeassekuranzgesetzes; 
k) Möglichste Reduktion des Hypothekarzinsfusses und Einführung 

der Tilgungshypothek bei der Kantonalbank; 
I) kantonales statistisches Büro, Kantonsbaumeister, Kulturingenieur, 

Gewerbe- und Arbeitersekretär. 
2) Reformen im Steuerwesen: 

a) Erhöhung des Existenzminimun1s; 
b) Schriftliche Selbsttaxation; 
c) Inventarisation in allen Todesfällen; 
d) Reduktion der Handänderungsgebühren; 
e) Erhöhung der Erbschaftssteuer; 
f) Einschränkung der Erbberechtigung auf die vier ersten Verwandt

schaftsgrade und Verwendung der so disponibel werdenden Verlas
senschaften für öffentliche Zwecke (Armenwesen etc.). 

3) Weitere Entwicklung des Erziehungswesens durch Revision der Schul
gesetzgebung: 
a) Unentgeltlichkeit des Unterrichtes, sowie der Lehrmittel und 

Schreibmaterialien auf der Stufe der Volksschule (Primar- und Se
kundarschule); 

b) Reduktion der wöchentlichen Schulstundenzahl zugunsten der kör
perlichen Ausbildung der Schüler; 

c) Reduktion des Schülermaximums; 
d) Hebung des Fortbildungsschulwesens; Einführung der obligatori

schen Töchterfortbildungsschule im Sinne einer praktischen Ausbil
dung der weiblichen Jugend; 

e) Pflicht des Staates zur Schulung bildungsfähiger, aber körperlich 
anormaler Kinder (Taubstumme, Blinde); 

f) Revision des Sekundarschulgesetzes; 
g) Reorganisation der Kantonsschule und Schaffung einer Handelsab

teilung; 
h) Verbesserung der Lehrerbildung; 
i) Schaffung von Spezialklassen für Ausbildung von schwachbegabten 

Kindern; 



k) Fürsorge für Ernährung und Bekleidung armer Schulkinder; 
1) Ferienkolonien mit Unterstützung des Kantons und der Gemeinden. 

4) Reform des Armenwesens: 
a) Gerechte Verteilung der Armenlasten (Ausgleich zwischen Wohn-

orts- und Bürgerrechtsprinzip); 
b) Erhöhung der Staatsbeiträge an die Armenauslagen der Gemeinden; 
c) U nen tgeltlichkei t des Krankentransportes; 
d) Erweiterung des Kranken- und Greisenasyls. 

5) Kranken-. Invaliden- und Altersversicherung. 
6) Unentgeltlichkeit der Geburtshilfe und Fürsorge für Wöchnerinnen-

pflege. 
7) Revision des Expropriationsgesetzes. 
8) Bessere Wahrung der Verkehrs- und Eisenbahninteressen des Kantons. 
9) Uferschutz an1 Bodensee. 

10) Gesetzliche Bestimmungen über die Unvereinbarkeit der administrati
ven und richterlichen Beamtungen und gegen die Ämteranhäufung. 

11) Revision des Verantwortlichkeitsgesetzes im Sinne der direkten Haftung 
der Behörden für den durch sie gestifteten Schaden. 

12) Bessere Gebietseinteilung im Sinne der Vereinfachung. 
13) Angemessene Regulierung der Besoldung der Kreis- und Bezirksbeam

ten (Friedensrichter, Notare. Gerichtspräsidenten, Gerichtsschreiber, 
Bezirksstatthalter usw.) unter Wegfall der Sporteln und Provisionen. 

14) Reorganisation des Gemeindewesens: 
a) Regelung des Archivwesens der Gemeinden und periodische Inspek

tion desselben; 
b) Wahl der Gemeinderäte durch die Munizipalgemeinden, unter ange

messener Berücksichtigung der einzelnen Ortsgemeinden; 
c) bessere Handhabung der Aufenthaltskontrolle; 
d) Angemessene Besoldung der Gemeindebeamten unter Wegfall aller 

Sporteln und Provisionen. 
15) Revision des Zivilprozesses: 

a) Erhöhung der Kompetenzsummen bei den Kollegialrichtern; 
b) Einführung von Gewerbegerichten; 
c) Öffentliche Beratung des Obergerichtes. 

16) Revision des Strafprozesses: 
a) Bedingte Verurteilung und bedingte Entlassung; 
b) Besondere Strafbestimmungen für jugendliche Verbrecher und 

Unterbringung derselben in besonderen Anstalten; 
c) Mitwirkung der Geschworenen bei der Urteilsfällung durch die Kri

minalkammer. 
17) Departementswechsel bei der Regierung. 
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B) Auf dem Wege der Verfassungsrevision 
1) Wahl des Grossen Rates, des Regierungsrates, des Obergerichtes und 

der Bezirksgerichte nach dem Verhältniswahlsystem. Wahl des Grossen 
Rates nach der Wohnbevölkerung. Wahl der Oberrichter, des Staatsan
waltes, des Verhörrichters und des Gerichtspräsidenten durch das Volk. 

2) Ergänzung des Artikels 22 der Verfassung in dem Sinne, dass alle vom 
Regierungsrat und Grossen Rat gewählten ständigen Beamten in den 
Grossen Rat nicht wählbar sein sollten und dass in der Kantonalbank
verwaltung keine Verwaltungsratsmitglieder anderer Kreditinstitute 
sitzen dürfen. 

3) Massnahmen zur weiteren Vereinheitlichung der Gemeinden. 

Kommentar: 

I. Eidgenössischer Teil: 
Aus dem alten Programm von 1891 sind im neuen von 1907 folgende Punkte 

nicht mehr aufgeführt: 
Aus § 1) des alten Programms: Postsparkassen, Zündhölzchenmonopol.9 

Aus § 2) des alten Programms: Abberufungsrecht gegenüber politischen Be-
hörden und das obligatorische Referendum. 

Aus § 7) des alten Programms: Eidgenössische Normen für das Mittelschul
wesen.10 

Neu ins Programm aufgenommen wurden folgende Forderungen: 
Volksrechte und Volkssouveränität: 

§ 1) Vermehrung der Anzahl der Bundesräte und Einführung einer Verwal
tungsgerichtsbarkeit. 

§ 2) Wahl des Nationalrates nach dem Proporz anstelle von Minderheitsver
tretungen wie es das 9ler Programm verlangte. 11 

§ 3) Eidgenössisches Gesetz betreffend Ausübung des Stimmrechts in eidge
nössischen Angelegenheiten. 

§ 6) Schutz des Vereinsrechts. 

Wirtschafts- und sozialpolitische Forderungen: 
§ 8) Einführung der Alters- und Invalidenversicherung. 
§ 9) Neuordnung des interkantonalen Armenrechts. 

§ 11) Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
§ 12) Einführung obligatorischer Berufsgenossenschaften. 
§ 15) Eidgenössische Hypothekenbank. 

9 Siehe oben Anm. I. 
l O Solche Normen gab es eigentlich schon 1891; so z. B. den Bundesbeschluss für die eidgenössi

schen Medizinalprüfungen. siehe dazu: Hunziker. F., Die Mittelschulen in Zürich und Winter
thur. 1833-1933. S. 52. 62 und 78. 

l l 91er Programm, eidg. Teil, § 2. 
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§ 16) und 17) Schon das 91 er Programm forderte Tabakmonopol und die Mo
nopolisierung der Wasserkräfte, jedoch ohne Zweckbestimmung. 

§ I 8) Zentralisation der Bundesbahnverwaltung ( diese Forderung wurde erst 
durch die Schaffung der SBB aktuell). 

Reformen im Militärwesen: 
Zwischen 1891 und 1907 wurden im schweizerischen Heerwesen verschiede

ne Reformen durchgeführt 12 , die neben einer besseren Schlagkraft der Armee 
auch höhere Militärausgaben und längere Dienstzeiten des einzelnen Wehr
n1annes zur Folge hatten. Als in den Jahren 1903/04 eine Initiative zur Begren
zung der Militärausgaben ergriffen wurde 13 , unterstützte anfänglich auch das 
Thurgauer Tagblatt im Namen der Demokraten diese Bewegung.14 Die Militär
organisation von 190415 , die im Herbst 1907 vom Volk angenommen wurde, un
terstützten dann allerdings die Thurgauer Demokraten. 16 

2. Kantonaler Teil: 
Folgende Punkte des 91 er Programms sind im neuen nicht mehr enthalten: 

Aus Abschnitt A) des alten Programms: 
§ 1) Verpflichtung der Geldinstitute zur Auskunftserteilung an die Steuerbe

hörden. 
§ 2) Das zweite Geleise der SBB von Frauenfeld nach Winterthur war inzwi

schen gebaut worden. 
§ 5) Freigabe der Advokatur. 
§ 6) Vertretung des Kantons an der Diözesankonferenz. 

Aus Abschnitt B) des alten Programms: 
§ 2) Schaffung von Mittelbehörden.17 

Neu ins kantonale Programm aufgenommen wurden folgende Forderungen: 18 

Volksrechte und Volkssouveränität: 
Abschnitt B)§ 1: Wie der Nationalrat auf Bundesebene, soll der Grosse Rat 

auf kantonaler Ebene nach dem Porporzsystem gewählt werden. Minderheits
vertretungen, wie sie in Abschnitt B)§ 3 des 9ler Programms verlangt wurden, 
lassen sich auf andere Art und Weise ja kaum verwirklichen. Interessant ist, 

12 Martin. P. E .. Die eidgenössische Armee von 1815-1915. SKG Heft 12, S. 131-155; Junker B .. 
Eidg. Volksabstimmungen über Militärfragen um 1900. 

13 a.a.O. 
14 TT 23.1.1904. Es waren also nicht nur Sozialisten dabei, wie Martin in der SKG fälschlicherweise 

behauptet. Junker hat in überzeugender Weise die notwendigen Korrekturen angebracht. 
15 Martin, P. E., Die Eidg. Armee, S. 152. 
16 TT 24.9. und 29.10.1907. Den ersten Aufruf vom 24.9. unterschrieben alle thurgauischen Parla

mentarier bis auf Hofmann, den vom 29.10 unterschrieb auch er. TT 31.10.1907; das Zentralkom
mitee der Schweiz. Demokratischen Partei unterstützt in einem Aufruf die Vorlage. 

17 Eine dem zürcherischen Erziehungsrat entsprechende Behörde, die jedem Regierungsdeparte
ment zugeteilt werden sollte. 

18 Hier sind nur die wichtigsten Forderungen aufgeführt. 
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dass auch für die Wahl der Regierungsräte und der Ober- und Bezirksrichter das 
Porporzsysten1 gefordert wird. Oberrichter, Staatsanwalt, Verhörrichter und 
Gerichtspräsident sollen nicht mehr durch den Regierungsrat oder die betref
fenden Gerichte, sondern durch das Volk gewählt werden. 

Wirtschafts- und sozialpolitische Forderungen: Abschnitt A): 
§ l) a-h), l ): Diese volkswirtschaftlichen Reformen bezwecken vor allen die 

Förderung der Landwirtschaft, des Gewerbes und des kleinen Unterneh
mertums. 

§ 2) Im Steuerwesen soll die schriftliche Selbsttaxation die Einschätzung 
durch die Steuerbehörden ersetzen (b ), durch die <1lnventarisation in al
len Todesfällen)) die Vermögenssteuerhinterziehung bekämpft werden 19 

(C). 
§ 5) Auch auf kantonaler Ebene soll eine Alters-, Invaliden- und Kranken

versicherung eingeführt werden. 

Verschiedene Forderungen: 
§ 3) <<Einführung der obligatorischen Töchterfortbildungsschule im Sinne 

einer praktischen Ausbildung der weiblichen Jugend)). Ähnliche Bestre
bungen gab es in jener Zeit auch in anderen Kantonen. 20 

§ l 5) Das Zivilprozesswesen soll durch diese Revision den durch die Verände
rungen auf dem Gebiete der Wirtschaft (Gewerbe, Industrie, Verhältnis 
<1Arbeitgeber-Arbeitnehmen>) bedingten neuen Verhältnissen angepasst 
werden. 

§ 16) Grundgedanke dieser Forderung ist wohl, den Strafvollzug mehr unter 
dem Gesichtspunkt der Erziehung oder der Resozialisierung als der Stra
fe und Rache zu sehen. 

§ 14) und Abschnitt B) § 3) Reorganisation des Gemeindewesens: Wie schon 
im 9ler Programm (Abschnitt B) § 5) werden neben Neuerungen in der 
Gemeindeorganisation und Änderung des Wahlmodus für die Behörden 
der Munizipalgemeinden eine weitergehende Vereinheitlichung (beson
ders die Zusammenlegung von Orts- und Munizipalgemeinden) verlangt. 
(Ein Problem, das ja im Thurgau noch heute eine gewisse Aktualität hat). 

Zusammenfassung und Vergleich: 
Grundsätzlich hat sich in den programmatischen Forderungen wenig geän-

19 Schon das 9ler Programm verlangte «Mittel gegen die Vermögensverheimlichung>) (kantonaler 
Teil, Abschnitt A) § l ). Vergleiche dazu ZGB § 553, der in gewissen Fällen des Erbganges als Si
cherungsn1assregel das Inventar vorsieht und den Kantonen zugesteht in weiteren Fällen das In
ventar gesetzlich vorzuschreiben. Vgl. dazu die Verfassungsrevision von 1869. In der Diskussion 
im Verfassungsrat war bereits damals eine Inventarisation im Todesfalle verlangt worden, siehe 
dazu: Burkhart, M., Die Entstehung der thurg. Verf. von 1869, S. 161 f. 

20 Ähnliche Bestrebungen gab es auch in anderen Kantonen, so z.B. im Kt. Zürich ab 1899 der Aus
bau des Handarbeits- und Haushaltkundeunterrichts, siehe dazu: Gassmann, E., u.a., Volks
schule und Lehrerbildung 1832 - 1932, S. 670 - 675. 
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dert. Das 9ler Programn1 sollte vor allem ideeller und programmatischer Leit
faden für die zukünftige politische Arbeit einer neu zu gründenden Partei sein. 
Inzwischen hatten sich die Den1okraten im politischen Leben integriert und 
waren zu einen1, wenn auch bescheidenen, politischen Machtfaktor geworden. 
Immerhin stellten sie eine Anzahl Grossräte, einen National- und Regierungs
rat und waren an verschiedenen Orten in Bezirks- und Gemeindebehörden ver
treten. Allgemeine Forderungen, die 1891 ohne grosse Rücksicht auf Realisier
barkeit aufgestellt werden konnten, waren überholt. Inhaltlich und stilistisch ist 
das Programm von 1907 klarer und zielgerichteter. Besonders der kantonale 
Teil ist mehr auf die politische Alltagsarbeit ausgerichtet. Diese Forderungen 
betreffen eher sachpolitische Detailfragen als grosse ideelle oder utopische 
Zielvorstellungen. 

Ziel des demokratischen Programms bleibt aber der Ausbau der Volksrechte 
und der Volkssouveränität. Dies sollte auf dem Wege der Volkswahl weiterer 
Behörden und der Einführung des Proporzsystems für verschiedene Wahlen 
(Nationalrat, Grosser Rat, Regierungsrat, Gerichte) geschehen. Mit der Forde
rung nach dem Proporzwahlsystem, das nicht nur bei legislativen, sondern auch 
bei exekutiven Behörden und Gerichten Anwendung finden sollte, war die 
Hoffnung verbunden, auf diese Weise die freisinnige Mehrheit' in Bund und 
Kanton brechen zu können. Weiter wünschten die Demokraten eine weiterge
hende Zentralisation durch die Übertragung alter und neuer Aufgaben an den 
Bund. Eine entschiedene Sozial- und Wirtschaftsförderungspolitik sollte den 
ökonomisch schwachen Bevölkerungsgruppen zugute kommen. 

Die bereits erwähnte Gründung der <<Sozialdemokratischen Partei>> hatte 
den ideologischen und programmatischen Standort der Demokraten in einem 
gewissen Sinne präjudiziert. Die Demokraten, die sich ursprünglich neben an
derem auch als Arbeiterpartei verstanden hatten, mussten diese neue Partei, die 
damals eigentlich nur Arbeiterpartei war, zur Kenntnis nehmen. Dazu stamm
ten die Gründer der SP aus den gleichen Kreisen, die 1891 mitgeholfen hatten, 
die Demokratische Partei zu gründen (Grütlianer). Ideologisch gesehen verlo
ren die Demokraten also ihren <<linken>> Flügel an die SP. Diese Entwicklung 
widerspiegelt sich auch im Programm von 1907. Verschiedene, eher <<soziali
stische>> Forderungen des 91er Programms wie etwa eine Einschränkung des 
Privateigentums und des Erbrechts sowie Verstaatlichungsmassnahmen treten 
in den Hintergrund oder sind überhaupt nicht mehr zu finden. Der Schwer
punkt der Forderungen liegt hier eindeutig auf dem Gebiet der Sozialreformen 
und der Volksrechte. Auch in der Programmatik ist also ein gewisser <<Rechts
rutsch>> zu beobachten. 21 

21 Die Frage nach Ursache und Wirkung, d.h. ob dieser <<Rechts-rutsch>> Ursache oder Folge der 
Gründung einer eigenständigen SP war, lässt sich an Hand des Quellenmaterials nicht feststellen. 
Vergleichende Überlegungen lassen aber eher den Schluss zu, in der Gründung der SP ein selb
ständiges Ereignis zu sehen. 
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2.3 Das eidgenössische Progran1m von 1917 und das kantonale Progran1n1 
von 1918 

Für vier Jahre ( 1907-1911) traten sowohl in der kantonalen wie in der ge
samtschweizerischen Partei Programmfragen in den Hintergrund. Mit dem 
<<Schweizerischen Demokratentag>> von 1911 in Basel wurde die Progran1mdis
kussion wieder aufgenommen. 1 Grundlage blieb aber vorläufig das Programm 
von 1907. In einer Rede an diesem Parteitag fasste Parteipräsident Scherrer
Füllemann2 Gedanken und Absichten des demokratischen Programn1s folgen
dermassen zusammen: 

<<Die Hauptaufmerksamkeit der Partei richtet sich auf den Ausbau der 
Volksrechte im Bunde und die Sozialreform. Die reine Demokratie ist allein 
geeignet, eine gerechte und billige Lösung der sozialen Fragen herbeizufüh-
ren ....... Alle Staatswesen treiben einer schweren Krisis entgegen, wenn 
nicht den sozialen Fragen die grösste Aufmerksamkeit geschenkt wird ...... . 
Die Volksrechte sind uns nicht Selbstzweck, sondern Mittel zun1 Zweck 
einer radikalen Reformarbeit. Diese ist bitter notwendig und dem Staats
zweck entsprechend. Sie verhütet die soziale Revolution, die in einem demo
kratischen Staatswesen nicht notwendig ist>>. 3 

Sozialreformen sollten also revolutionäre Unruhen verhindern und die 
Volksrechte die Durchführung dieser Reformen ermöglichen. Am gleichen 
Parteitag wurde auf Antrag des Zentralkomitees das Programm in einigen 
Punkten abgeändert.4 Von besonderer Bedeutung ist nur der Abschnitt, der das 
Militärwesen betrifft. So sollen in Friedenszeiten die Militärgerichte abge
schafft werden. 

l TT l.5.1911. 
2 Zu Scherrer-Füllemann siehe oben l.7.l. 
3 TT l.5.191 l. 
4 a. a. 0. Es wurden folgende Änderungen beschlossen: 

« l. Durchführung der Rechtseinheit im Strafrecht, ferner der auf dem Gebiete des Zivil- und 
Strafrechts realisierbaren Postulate spez. im Familien- und Erbrecht. 
2. Als neues Postulat wird aufgenommen: Schiedsgerichtliche Erledigung der Streitigkeiten zwi
schen Arbeitgebern und Arbeitern aus dem Arbeitsvertrag, namentlich zun1 Zwecke möglichster 
Verhinderung von Streiks und Aussperrungen. 
3. Beim Postulat über die Verstaatlichung von Privatbetrieben namentlich auf dem Gebiete des 
Versicherungswesens wird ausdrücklich das Tabak- und Getreidemonopol beigefügt. 
4. Die Nationalbank soll verstaatlicht werden. 
5. Strengere Anwendung des Artikels 29 der BV im Sinne möglichster Reduktion der Zölle auf 
dem Lebensbedarf notwendiger Gegenstände. 
6. !In Artikel über das Militärwesen wird präziser gesagt: Beschränkung der Militärausgaben. 
soweit dies ohne Schwächung der Wehrkraft möglich ist. In Friedenszeiten soll die Militärge
richtsbarkeit den bürgerlichen Gerichten übertragen werden. 
7. Bessere Ordnung im Subventionswesen des Bundes.>> 
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In der Kantonalpartei kam die Diskussion un1 das Programn1 am Parteitag 
von 1913 im Amriswil in Bewegung.5 In einem Einleitungsreferat betonte Na
tional- und Regierungsrat Dr. Hofn1ann vor allem die <<formalpolitischen>>" 
und sozialpolitischen Postulate. In der anschliessenden Diskussion legte das 
Parteivolk das Hauptgewicht auf den Proporz. in dem man geradezu den 
Schlüssel zur Lösung aller Probleme sah. Geändert wurde allerdings am Pro
gram1n nichts. 

2.3.1 Das eidgenössische Programm von 1917 
Der Erste Weltkrieg und seine politischen, wirtschaftlichen und sozialen 

Folgen sollten das Gedankengut der Demokraten nachhaltig beeinflussen. Der 
Anstoss zur Programmrevision ging von der schweizerischen Partei aus. Am 
schweizerischen demokratischen Parteitag von 1916 ging der Parteipräsident 
Scherrer-Füllemann in seiner Eröffnungsansprache auf den Krieg und dessen 
katastrophalen Folgen für die ganze Welt ein.7 Ausgehend von den ökonomi
schen und politischen Schäden, die der Krieg verursacht habe, kam er zur 
Schlussfolgerung, die Zeit verlange von allen Parteien neue Programme, die 
sich nicht nur mit den nationalen Problemen, sondern ebenso eindringlich mit 
den internationalen auseinandersetzen sollten. Der Parteitag beschloss, durch 
eine Kommission auf die nächste, ausserordentliche Delegiertenversammlung 
im Frühjahr 1917 ein neues Programm im obigen Sinne ausarbeiten zu lassen. 

Am Parteitag von 1917 wurde den Delegierten das neue Parteiprogramm 
vorgelegt. 8 

Das Parteiprogramm von 19179 

Allgemeine Grundsätze 
1. Die schweizerische demokratische Partei steht auf dem Boden des natio

nalen Volksrechtes, nicht im Sinne von Chauvinismus und Nationalitä
tenhochmut, sondern in der tieferen Bedeutung, wie sie die Weltge
schichte und die ganze wirtschaftliche Entwicklung immer mehr als Ziel 
des Völkerlebens aufleuchten lässt, dass die verschiedenen Völker und 
Staaten in Freiheit und Selbständigkeit einander zu dienen berufen sind. 
Die Partei steht also grundsätzlich auf dem Standpunkt, dass Nationalis
mus und Internationalismus einander nicht auszuschliessen brauchen, 
dass vielmehr der rechte Dienst am eigenen Volk immer auch ein Dienst 

5 TT 27.10.1913. 
6 Mit <,formalpolitischen>> Postulaten meinte Hofmann hier u. a. Wahl von Bundesrat, Obergericht 

usw. durch das Volk. sowie Initiative und Referendurn. 
7 TT 23.10.1916. 
8 TT 25.6.1917. 
9 StATG, 8'631'0. 
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an der Menschheit bedeutet. und dass am Ende der heutigen Weltkrisis 
der Ausbau der internationalen Verständigkeit uns jedenfalls eine Pflicht 
aller wahren Demokratie bleibt. 

2. Innerhalb unseres Vaterlandes gründet sich die Dernokratische Partei auf 
die fortschrittlichen Traditionen in den Kantonen und in1 Bund n1it dem 
Hauptpostulat der Sicherung und des weitgehenden Ausbaus aller 
Volksrechte und staatlichen Institutionen zun1 Zweck der materiellen 
und geistlich-sittlichen Wohlfahrt des ganzen Schweizervolkes. 
Weil die wahre Demokratie nicht bestehen kann, so lange in1 wirtschaftli
chen Leben alle Glieder eines Volkes sich täglich wie Feinde gegenüber
stehen, und wenn der einzelne Bürger nie aus materieller Abhängigkeit 
und Not herauskommt, so bleibt die soziale Frage die Kernfrage für die 
Zukunft unseres Volkes wie für die Zukunft aller Völker. 
An der zielbewussten Lösung dieser Frage auf gesetzlichem Wege unent
wegt mitzuarbeiten, wird also stets eine der wichtigsten Aufgaben der 
Partei sein. 

3. Diese Grundsätze sollen auch wegleitend sein für das Verhältnis zwischen 
Bund und Kantonen. Der Selbständigkeit der letzteren und der Eigenart 
der verschiedenen Landesteile ist möglichst Rechnung zu tragen. Ander
seits darf der Bund nicht gehemmt werden bei der Lösung derjenigen 
Aufgaben, die die Kantone zu lösen nicht im Stande sind. Also weder 
Zentralisation, noch Kantönligeist als Prinzip, sondern von Fall zu Fall 
und auf der ganzen Linie: Ausgleich und Verständigung zu Kräftigung 
von Haupt und Gliedern. 
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Auch auf wirtschaftlichem Gebiet ist nach einem gesunden Ausgleich 
zwischen Privatwirtschaft und Gemeinwirtschaft (Bundes-, kantonale 
und Gemeindebetriebe) zu streben. Zu rein fiskalischen Zwecken ist die 
Verstaatlichung oder Kommunalisierung irgend welchen Tätigkeitszwei
ges oder Gebietes grundsätzlich abzulehnen; dagegen bildet sie das ein
zige Mittel, um faktische (wenn auch oft verdeckte) Privatmonopole oder 
Syndikate in den Grenzen des Gemeinwohles und des Staatsinteresses zu 
halten. Bei besonderen Verhältnissen kann der gemischtwirtschaftlichen 
Betriebsform (AG oder Genossenschaft mit überwiegender Staatsbetei
ligung) der Vorzug gegeben werden. 
Das Zollwesen ist einzig nach wirtschaftlichen und sozialen Gesichts
punkten zu orientieren und auszugestalten. 
Die Staatsfinanzen müssen in einem System gerechter Verteilung der La
sten nach der wirtschaftlichen Tragfähigkeit der Steuerzahler beschaffen 
werden. Dabei ist auf die Bedürfnisse von Bund, Kantonen und Gemein
den angemessene Rücksicht zu nehmen. Ein bescheidenen Ansprüchen 
genügendes steuerfreies Existenzminimum für die unteren Volksschich
ten, sowie eine unerschrockene Tätigkeit der Behörden an der Gesun-



dung der Steuennoral bilden die Voraussetzung einer gesunden demo
kratischen Steuer\virtschaft. 

4. Ihre Wirksan1keit entfaltet die Partei wesentlich nach zwei Richtungen: 
Erstens in der tatkräftigen Mithilfe beim Ausbau unserer staatlichen In
stitutionen, und zweitens in einer ständigen Aufforderung und Anleitung 
des einzelnen Bürgers zu positiver Mitarbeit an allen Fragen des öffentli
chen Lebens. 
I)iese Mitarbeit des einzelnen erfolgt ausser in der gewissenhaften Aus
übung der Bürgerpflichten bei Wahlen und Abstimmungen in einer 
strengen Kontrolle über die Tätigkeit von Behörden und Beamten, in 
wohlwollender, wenn auch unnachsichtiger Kritik von bestehenden 
Übelständen, sowie in Vorschlägen und Anregungen zu deren Beseiti
gung. 
Die Achtung vor den1 bestehenden, durch den Willen des Volkes geschaf
fenen Gesetz bleibt die Grundlage des demokratischen Staatswesens. 
I)as gesunde Alte, das sich bewährt hat, soll auch weiter erhalten bleiben. 
Aber Gesetze und Ordnungen, die sich überlebt haben und für die fort
schrittliche Entwicklung ein Hemmnis geworden sind, sollen unnach
sichtlich durch neue und bessere ersetzt werden. 
Jedenfalls n1uss den Pflichten des einzelnen Bürgers gegenüber jederzeit 
auch die Pflicht der Staatsorgane bestehen, wirkliche Leiter, Führer und 
Vertreter der Volksinteressen zu sein. 
So kommt das alte, gute Wort schweizerischer Demokratie: <(Alles für 
und alles durch das Volk>> zu neuer Geltung. 

5. Die Demokratische Partei vertritt grundsätzlich die Anschauung, dass 
der Völkerkrieg zu den Mächten gehört, die überwunden werden müssen, 
und die nur durch ein Erstarken des demokratischen Völkerideals über
wunden werden können. Die Demokratie bleibt darum eine Forderung 
der internationalen Politik und eine Voraussetzung für einen dauernden 
Völkerfrieden. 
Solange aber die Gefahr kriegerischer Verwicklungen in den uns umge
benden Grossstaaten fortbesteht, wird auch für das Schweizervolk zum 
Schutze seiner Neutralität die Bildung und der Unterhalt eines tüchtigen 
Milizheeres nötig sein. Die Partei wird aber jederzeit für eine weitgehende 
Demokratisierung des Militärwesens eintreten. 

Spezielle Postulate 

I. Internationale Postulate 
1. Die Partei unterstützt alle Bestrebungen, die geeignet sind, den Frieden 

unter den Kulturstaaten auf eine möglichst gesicherte Grundlage zu stel
len, speziell auch dadurch: 
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a) Dass eine, die Souveränität der einzelnen Staaten angemessen scho
nende, zwischenstaatliche Organisation geschaffen werden soll; 

b) dass auf Grund dieser Organisation diejenigen völkerrechtlichen In
stitutionen eingeführt werden sollen, welche eine friedliche Erledi
gung von internationalen Anständen ermöglichen, namentlich 
aa) durch internationale Konferenzen (Ausbau des Haager Werkes); 
bb) durch internationale Untersuchungs- und Vermittlungsräte; 
cc) durch internationale Schiedsgerichte und Vollzugsorgane; 

c) dass Kriegserklärungen nur durch die Volksvertretung stattfinden 
können; 

d) dass die auswärtige Politik einer wirksamen Kontrolle durch die Par
lamente unterstellt werden und geheime Verträge unverbindlich sein 
sollen; 

e) dass eine wesentliche Reduktion der militärischen Rüstungen zwi
schen allen Staaten auf dem Vertragsweg vereinbart, eventuell er
zwungen werden soll. 

2. Die Partei unterstützt alle Bestrebungen, die geeignet sind, den Arbeiter
schutz durch internationale Vereinbarungen zwischen allen Industrie
staaten zu ordnen, namentlich: 
a) Durch Festsetzung einer Maximalarbeitszeit; 
b) durch Aufstellung wirksamer Vorschriften zum Schutze der Gesund

heit der Arbeiter überhaupt und der Frauen und Kinder insbesondere. 
3. Die Partei verlangt von ihren parlamentarischen Vertretern, dass sie zur 

Realisierung der unter 1 und 2 aufgestellten Grundsätze mit den Parla
mentariern aller Kulturstaaten in Verbindung treten sollen. 

II. Nationale Postulate 
Die Partei tritt für eine Totalrevision der Bundesverfassung ein und unter
stützt alle Bestrebungen für einen angemessenen Ausbau der Volksrechte 
und zur Durchführung der notwendigen sozialen Reformen; sie verlangt 
speziell die Realisierung folgender Postulate: 

140 

1. Politische Postulate 
a) Proportionale Wahl des Nationalrates. 
b) Angemessene Vermehrung der Mitgliederzahl des Bundesrates und 

der Wahl des letzteren durch das Volk. 
c) Mitwirkung der eidgenössischen Räte bei den Hauptfragen der aus

wärtigen Politik. 
d) Eidgenössische Ordnung des Stimm- und Wahlrechts und schrittweise 

Einräumung desselben an Frauen. 
e) Gesetzgebungsinitiative. 
f) Durchführung der Rechtseinheit auf dem Gebiet des Strafrechtes, so

wie des Zivil- und Strafprozessrechtes. 



g) Erlass eines Bundesgesetzes zum Schutz des Vereinsrechtes. 
h) Massnahmen gegen eine Überfremdung der Schweiz und Erlass eines 

Bundesgesetzes zur Erleichterung der Einbürgerung. 
i) Weitherzige Gewährung des Asylrechtes für alle, die wegen ihrer poli

tischen und sozialen Meinungen und Handlungen verfolgt werden. 
k) Reformen im Militärwesen, namentlich nach folgenden Richtungen: 

aa) durch möglichste Beschränkung der Militärausgaben, soweit es 
ohne wesentliche Schwächung der Wehrkraft geschehen kann; 

bb) durch bessere Anpassung des Dienstbetriebes an die Verhältnisse 
eines Milizheeres; 

cc) durch Revision des Militärstrafrechts im Sinne der Milderung der 
angedrohten Strafen für Delikte in Friedenszeiten; 

dd) durch Revision des Strafprozessrechtes im Sinne der Übertragung 
der Beurteilung geringer Delikte an den bürgerlichen Richter; 

ee) durch klare Umschreibung der Kompetenzen der bürgerlichen 
und militärischen Instanzen auf allen Grenzgebieten; 

ff) durch Neuordnung der Soldverhältnisse in der Armee, speziell im 
Sinne einer Erhöhung des Soldaten- und Unteroffizierssoldes; 

gg) durch vollständige Ausrüstung der Offiziere aus Bundesmitteln. 

2. Soziale und volkswirtschaftliche Postulate 
a) Einführung der Alters- und Invalidenversicherung und Gründung 

einer starken Reserve für diesen Zweck. 
b) Einführung einer Hilfskasse für das Personal der allgemeinen Bun

desverwaltung. 
c) Ausbau der nationalen Arbeiterschutzgesetzgebung, speziell im Sinne 

einer Reduktion der Normalarbeitszeit und eines vermehrten Schut
zes der Frauen und Kinder. 

d) Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in ihren Ursachen 
und Folgen, speziell auch durch Gründung von Notstandsreserven für 
alle Hauptindustrien des Landes. 

e) Fortschrittliche Neuordnung des interkantonalen Armenrechtes, spe
ziell im Sinne der Einführung der Wohnortsunterstützung und der 
Herbeiziehung des Bürgergutes für die Armenunterstützung. 

f) Schaffung eines Bundesmonopols für die Einfuhr und den Grossver
kauf von Getreide, Mehl und anderen Hauptnahrungsmitteln, sowie 
von Kohlen, Petroleum usw. 

g) Einführung des Tabakmonopols zur Finanzierung der Alters- und In
validenversicherung. 

h) Einführung eines Bundesmonopols auf den hauptsächlichsten Gebie
ten des Versicherungswesens. 

i) Gründung einer eidgenössischen Hypothekarbank. 
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k) Wesentliche Einschränkungen des Erbrechtes in der Seitenlinie zu
gunsten des Bundes, der Kantone und der Gemeinden. 

l) Verwaltungsreform, speziell im Sinne einer Vereinfachung der Bun
desbetriebe. einer klaren Umschreibung der Kompetenzen und der 
Verantwortlichkeit der betreffenden Organe und Funktionäre, sowie 
einer angemessenen Besserstellung der unteren Klasse von Angestell
ten und Arbeitern. 

m) Finanzreform, speziell nach folgenden Richtungen: 
aa) durch Einführung einer direkten Bundessteuer; 
bb) durch entschiedene Verschärfung der Kriegsgewinnsteuer: 
cc) durch Revision der Gesetzgebung betreffend den Militärpflicht

ersatz; 
dd) durch Einführung indirekter Steuern, welche nur den Besitz er

heblich belasten; 
ee) durch bundesgesetzliche Einführung der amtlichen Inventarisa

tion in jedem Todesfall. 
n) Energische Massnahmen gegen jede übermässige Steigerung der Le

bensmittelpreise durch die Produzenten und die Spekulanten. 
o) Förderung des Genossenschaftswesens zum Schutze der landwirt

schaftlichen, gewerblichen und Arbeiterinteressen. 
p) Ordnung des Submissionswesens bei den Bundesbetrieben. 
q) Schaffung eines Volkswirtschaftsrates zur Vorberatung aller sozialen 

und volkswirtschaftlichen Fragen in dem Sinne, dass bei seiner Wahl 
die grossen Wirtschaftsverbände und Berufsorganisationen angemes
sen berücksichtigt werden sollen. 

r) Massnahmen zur Bekämpfung des Alkoholismus. 

Weinfelden, im Juni 1917 
Der Parteitag der schweizerischen demokratischen Partei. 

Parteipräsident Scherrer-Füllemann, Pfarrer Etter aus Rorschach, Natio
nalrat Weber (St. Gallen) und Nationalrat Hofmann (Thurgau) hielten die Re
ferate zu den einzelnen Teilen des Programms.W 

Kommentar: 

Die internationalen Postulate: 
Diese Referate und das <<Begleitwort zum Programm>> 11 zeigen den grossen 

Einfluss, den Krieg und Kriegsfolgen auf das Denken der führenden Demokra
ten hatten. Die gegenseitige Abhängigkeit von allgemeiner Politik und Wirt-

10 TI 25./26.6.1917. Zum Parteiprogramm von 1917 wurde ein kommentierendes Begleitwort pu
bliziert. Inhaltlich entspricht es ungefähr diesen Referaten. Dieses Begleitwort ist unten in 2.5.4 
abgedruckt. Siehe dazu auch oben Anm. 7. 

11 a.a.O.; in der Folge nur noch als <<Begleitwort>> zitiert. 
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schafts- und Sozialpolitik war für die Den1okraten immer eine selbstverständli
che Voraussetzung ihres Denkens und Handelns gewesen. Dieser Einsicht ent
sprachen auch die früheren Progran1me. Die Erfahrungen des Weltkrieges 
führten dann dazu, dass die noch wichtigere Interdependenz von nationaler 
und internationaler Politik im neuen Parteiprogramm allen anderen Postulaten 
vorangestellt wurde. 

Die internationalen Postulate betreffen hauptsächlich zwei Problemkreise: 
Friedenssicherung: 

Durch die Schaffung einer internationalen Organisation, auf deren Grund
lage in völkerrechtlich verbindlicher Form internationale Konferenzen, Unter
suchungs- und Vermittlerräte sowie Schiedsgerichte und Vollzugsorgane arbei
ten sollen, will man zwischenstaatliche Streitigkeiten auf friedlichem Wege 
schlichten und die Gefahr eines neuen Krieges verringern. Als zweite Massnah
me wird eine allgemeine Abrüstung verlangt. Schliesslich soll die Aussenpolitik 
der einzelnen Staaten durch die Parlamente kontrolliert, die Macht der Exeku
tiven (z.B. Kriegserklärungen) gebrochen und sollen Geheimverträge für un
verbindlich erklärt werden. 12 

Internationaler Arbeiterschutz: 
Zum internationalen Arbeiterschutz wird im <<Begleitwort>> 13 gesagt, dessen 

Ausbau sei ein selbstverständliches Ziel demokratischer Politik. 

Die nationalen Postulate: 
Leitsatz bleibt die Forderung nach Ausbau der Volksrechte und der Durch

führung von Sozialreformen. In seinem Einleitungsreferat zu den politischen 
Postulaten stellte Etter fest, dass das in Deutschland gepflegte Demokratie
und Staatsverständnis, das demjenigen der <<Demokraten>> geradezu entgegen
gesetzt sei, schlussendlich viel zum Ausbruch des Krieges beigetragen habe. 
Deshalb seien auch ähnliche Entwicklungen in der Schweiz entschieden zu be
kämpfen.14 

Die wichtigsten neuen Programmpunkte sind: 

Politische Postulate: 
c) <<Mitwirkung der eidgenössischen Räte bei den Hauptfragen der auswärti

gen Politik>>. Diese Forderung ist einmal eine Folge der in den <<Internatio
nalen Postulaten>> aufgestellten Grundsätze. Andererseits ist sie direkt auf 

12 Diese Ideen entsprachen durchaus den geistigen Strömungen jener Zeit. Man denke nur etwa an 
Wilsons <,Vierzehn Punkte>> vom 8.1.1918. 

13 Hinten 2.5.4 <<Begleitwort>> S. <<18>>. 
14 IT 26. 6.1917. 
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die Affäre Hoffmann und die Führung der schweizerischen Aussenpolitik 
während des Krieges zurückzuführen. 15 

d) Erstmals verlangen die Demokraten das Frauenstimmrecht. Diese Forde
rung wird mit der veränderten Stellung der Frau in der Gesellschaft begrün
det. Diese gehöre nicht mehr nur ins Haus, sondern sei bereits in Massen im 
Wirtschaftsleben integriert und kämpfe dort so gut wie der Mann um Fort
kommen und Erwerb. Deshalb könne man ihr auf die Länge auch die politi
schen Rechte nicht vorenthalten. I6 

h) <<Massnahmen gegen eine Überfremdung der Schweiz und Erlass eines Bun
desgesetzes zur Erleichterung der Einbürgerung.>> Nach dem <<Begleitwort1> 
liegt die Gefahr der Überfremdung nicht nur in der Zahl der Ausländer, 
sondern ebenso sehr in der wirtschaftlichen Überfremdung der Schweiz. 
Gemeint sind damit z.B. ausländische Aktiengesellschaften und Fabrikdi
rektoren sowie die Überschwemmung der Schweiz mit ausländischen Pro
dukten. Die Lösung dieses Problems glaubt man in einer Zwangseinbürge
rungsaktion gefunden zu haben: <<Denn die Fremdenfrage kann nur mit der 
Einbürgerungsfrage gelöst werden.>> 17 

k) Im Militärwesen sollen unschweizerische Erscheinungen wie <<preussischer 
Drill>>, <<blödes Absatzklopfen>> und <<Säbelrasslerei>> bekämpft werden. Die 
im Militärjustizwesen verlangten Reformen waren schon am Parteitag von 
1911 18 als Zusatzpostulate zum Parteiprogramm aufgestellt worden. 19 

Soziale und volkswirtschaftliche Postulate: 
Im sozialpolitischen Bereich werden neu eine Hilfskasse für das Bundesper

sonal (2b) und die Einführung des Wohnortsprinzips für die Armenversorgung 
(2e) verlangt. Auf dem Gebiet der Volkswirtschaft sollen Bundesmonopole für 
die Einfuhr und den Grosshandel von Getreide, Mehl und anderen Hauptnah
rungsmitteln sowie von Energieträgern eingeführt, die Preisspekulation im Le
bensmittelhandel bekämpft und das Genossenschaftswesen gefördert werden 
(2f, n, o). Die finanziellen Mittel zur Durchführung der Sozialreformen sollen 
durch eine Finanzreform (2m), deren Ziel eine höhere Besteuerung der grossen 
Einkommen und Vermögen ist, aufgebracht werden. Die Vermögen will man 
durch Einschränkung der Erbberechtigung und amtliche lnventarisierung im 
Todesfall besser erfassen und damit die Steuerhinterziehung erschweren (2k, 

15 TI 25.6.1917. In der Eröffnungsansprache am Parteitag kritisierte Scherrer-Füllemann, dass der 
Bundesrat über seine Aussenpolitik hinterher durch <<sogenannte Neutralitätsberichte>> dem 
Parlament Bericht erstatte. Es wäre besser, wenn er seine Aussenpolitik in Zusammenarbeit mit 
parlamentarischen Kommissionen führen würde. Dann wäre es auch nie zu einer Affäre Hoff
mann gekommen. 

16 Hinten 2.5.4. <<Begleitwort,>. S. <<21>>. Begründet wurde also dieses Postulat nicht etwa mit dem 
Ruf nach mehr Gerechtigkeit. sondern mit der veränderten sozialen Realität. 

17 <<Begleitwort,1, S. <<23,1 
18 TI 1.5.1911. 
I 9 a.a.O. und <<Begleitwort,> S. <<23 f.,> 
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m). 211 Zur Beratung dieser Fragen auf Bundesebene soll ein Volkswirtschaftsrat 
eingeführt \verden (2p ). 

2.3 .2 Das kantonale Progra1nn1m von I 9 I 8 
Nachden1 schon 1907 die kantonale Partei nur noch das kantonale Pro

gran1n1 selber aufgestellt und den eidgenössischen Teil einfach übernomn1en 
hatte. befasst sich das Progran1m von 1918 nur noch mit kantonalen Problemen 
und auf einen eidgenössischen Teil wurde verzichtet. 

Thurgauisches demokratisches Parteiprogra1nm von 191821 

I. Politische Postulate 
1. Wahl des Grossen Rates nach dem Verhältniswahlsysten1 auf Grundlage 

der Wohnbewölkerung; Wahl der Oberrichter und der Gerichtspräsi
denten durch das Volk. 

2. Erhöhung der finanziellen Kompetenzen des Regierungsrates und des 
Grossen Rates. 

3. Erleichterung der Einbürgerung. 
4. Erleichterung des Stimmrechtes der Aufenthalter. 
5. Einführung des Frauenstimmrechtes. 
6. Erleichterung der Stimn1abgabe durch Einführung der Samstagsurne. 

II. Volkswirtschaft und Sozialpolitik 
I. Obligatorische kantonale Krankenversicherung. 
2. Kantonale Alters- und Invalidenversicherung als Ueberleitung zur eid

genössischen. 
Ausbau der Alters- und Invalidenkasse für die Beamten, Angestellten 
und Arbeiter des Staates mit fakultativem Beitritt für Bezirks-, Kreis
und Gemeindebeamte. 

3. Einführung der A1ntsvormundschaft. 
4. Massnahmen zur Sicherstellung der Landesversorgung unter Mithilfe 

des Staates, der Gemeinden und Genossenschaften. 
5. Massnahmen gegen Güterschlächterei, Bodenspekulation und über

mässige Bodenverschuldung. Förderung des Genossenschaftswesens, 
der Bodenverbesserung und der Güterzusammenlegung. 

6. Wertzuwachssteuer auf Liegenschaften für grössere Gemeinden. 
7. Einführung der Tilgungshypothek. 
8. Obligatorium der Kleinviehversicherung. 
9. Kantonales Lehrlingsgesetz; staatlich subventionierte Berufsbera

tungsstellen mit Unterstützung der Lehrstellenvermittlung, Berufslehre 

20 Siehe oben 2.2. Anm. 19. 
21 StATG. 8'631'0. 
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und weiterer Fachbildung, namentlich zu Gunsten unbernittelter Lehr
linge und Lehrtöchter. 

10. Arbeiterinnenschutzgesetz. 
11. Kantonales Gewerbe- und Fabrikinspektorat. 
12. Gewerbliche Schiedsgerichte und Stickereifachgerichte. 
13. Bestimmungen über die Vergebung öffentlicher Arbeiten und Lieferun

gen in Kantonen und Gemeinden: staatlich unterstützte kantonale Be
rech n ungss tel le. 

14. Kantonales Einigungsan1t. 
I 5. Kantonaler Arbeitsnachweis und staatliche Beaufsichtigung der priva

ten Plazierungsbureaux: Unterstützung der Arbeitslosen- und Krisen
kassen durch Staat und Gemeinden. 

16. Bau- und Wohnungsgesetz. 
17. Obligatorische staatliche Mobiliarversicherung und Revision des kan

tonalen Gebäudeassekuranzgesetzes. 
18. Schaffung einer kantonalen Verkehrskon1111ission und bessere Wahrung 

der thurg. Verkehrs- und Eisenbahninteressen. 
19. Förderung des elektrischen Betriebes der in1 Kanton befindlichen Ne

benbahnen. 

III. Finanz- und Steuerwesen 
1. Revision des Steuergesetzes unter Berücksichtigung folgender Haupt

postulate: 
Erhöhung des Existenzminimums, Berücksichtigung der Kinderzahl 
und der Erwerbsunfähigkeit, Erhöhung des steuerfreien Betrages für 
Witwen und Waisen. 
Berücksichtigung der besondern Lage der Fixbesoldeten. Der Lei
stungsfähigkeit angemessene Besteuerung der Aktiengesellschaften, 
Erwerbsgenossenschaften und Warenhäuser. 
Amtliche Inventarisation in allen Todesfällen. Drucklegungen der Steu
erregister in den Gemeinden. Obligatorische schriftliche Selbsttaxation 
mit verschärften Strafen gegen Steuerbetrug. 
Wahl der Steuerkommissionen durch die Munizipalgemeinden. 

2. Erbschaftssteuergesetz mit mässiger Besteuerung der Erben der direkten 
Linie und erhöhten Ansätzen im dritten und vierten Glied. 

3. Einführung von Luxussteuern. 
4. Angemessene Beamtenbesoldungen unter Wegfall der Sporteln. 

IV. Erziehungswesen 
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1. Revision des Unterrichtsgesetzes mit folgenden Hauptzielen: 
U nentgeltlichkeit der Schulmaterialien. 
Herabsetzung des Schülermaximums auf 50-60 für eine Abteilung. 
Obligatorium des Handarbeitsunterrichts innerhalb der Schulzeit. 



Schaffung von Spezialklassen für Ausbildung von schwachbegabten 
Kindern in den grösseren Ge1neinden. 

2. Revision des Sekundarschulgesetzes mit Berücksichtigung folgender 
Hauptpostulate: 
Abschaffung des Schulgeldes. 
U nen tgel tlichkei t der Schuln1a terialien und Lehrmittel. 
Volkswahl der Sekundarlehrer und Sekundarschulvorsteher. 
Erhöhte Staatsbeiträge an die Sekundarschulen. 

3. Einführung des hauswirtschaftlichen Unterrichts in den Lehrplan der 
obligatorischen Mädchenarbeitsschule. 

4. Einführung der obligatorischen Töchterfortbildungsschule. 
5. Fürsorge für Ernährung und Bekleidung armer Schulkinder und für die 

Jugend ausser der Schule durch Kindergärten, Jugendhorte, Ferienko
lonien. 

6. Förderung des gewerblichen Bildungswesens. 
Vereinheitlichung von Lehrplan und Organisation der gewerblichen und 
kaufmännischen Fortbildungsschulen. 

7. Förderung des staatsbürgerlichen Unterrichts. 
8. Erhöhte Staatsbeiträge an mit Schulsteuern schwer belastete Gen1ein

den. 
9. Gründliche Verbesserung der Gehaltsverhältnisse der Lehrer und Leh

rerinnen aller Schulstufen durch Schaffung eines neuen Besoldungsge
setzes. 

V. Annenwesen 
l. Einführung des Wohnortprinzips. 
2. Vermehrte Betätigung des Staates auf dem Gebiete des Armenwesens. 
3. Unentgeltlichkeit des Krankentransportes durch die Gemeinde. 

VI. Rechtspflege 
l. Reform der Zivilprozess-Gesetzgebung. 

Erhöhung der Kompetenzsummen für Einzelrichter und Kollegialge
richte. 

2. Revision des Strafrechtes und der Strafprozess-Gesetzgebung. 
Verbeiständung der Angeklagten während der Untersuchung. 
Bedingte Verurteilung und bedingte Begnadigung. 
Erhöhung des strafmündigen Alters auf das zurückgelegte 16. Alters
jahr. 
Unterbringung jugendlicher Verbrecher in besonderen Anstalten. 
Einführung von Jugendgerichtshöfen. 
Entschädigung unschuldig Verurteilter. 
Schaffung grösserer Gerichtsbezirke. 
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3. Revision des Verantwortlichkeitsgesetzes irn Sinne der direkten Haftung 
der Behörden und Bearnten für den durch sie gestifteten Schaden. 

4. Wegfall der Untersuchungskosten und Entschädigung an die Angeklag
ten bei Niederschlagung von Strafklagen. 

Kommentar: 
Wie schon das Programm von 1917 beschäftigt sich auch dieses kantonale 

Program1n eher mit Problemen der Alltagspolitik. 

Die wichtigsten Neuerungen gegenüber dein alten Programn1 sind: 

I. Politische Postulate: 
I. Das Proporzsystem wird nur noch für die Wahl des Grossen Rates ge

fordert. Regierungsrat und Obergericht sollen wie bisher nach dein Ma
jorzsystem gewählt werden. Die Forderung nach Volkswahl des Oberge
richtes und der Gerichtspräsidenten bleibt bestehen. 

2. Dem Regierungsrat und dem Grossen Rat sollen weitergehende finan
zielle Kompetenzen eingeräumt werden. 

4.-6. Für die Ausübung des Stimmrechtes werden einige Neuerungen und in 
Uebereinstimmung n1i t dein eidgenössischen Programm die Einführung 
des Frauenstimmrechts verlangt. 

II. Volkswirtschaft und Sozialpolitik: 
2. Wie im eidgenössischen Programm für die Bundesbeamten soll für die 

kantonalen Beamten, Angestellten und Arbeiter eine Alters- und Inva
lidenkasse eingeführt werden. 

4. <<Massnahmen zur Sicherstellung der Landesversorgung unter Mithilfe 
des Staates, der Gemeinden und Genossenschaften.>> Die Schwierigkei
ten der Versorgung mit Verbrauchsgütern während des Krieges dürften 
zu dieser Forderung geführt haben. 

6. In den grösseren Gemeinden soll eine Wertzuwachssteuer auf Liegen
schaften eingeführt werden. 

11. und 12. Nach dem Vorbild anderer Kantone sollen mit Hilfe eines kanto
nalen Gewerbe- und Fabrikinspektorates und von Schiedsgerichten Ar
beitsbedingungen und das Verhältnis von Arbeitnehmern zu Arbeitge
bern verbessert werden. 

III. Finanz- und Steuerwesen: 
1. Den Fixbesoldeten22 widmeten sich die Demokraten immer besonders, 

da sicher ein beachtlicher Teil ihrer Anhänger und Wähler diesen Krei
sen entstammte.23 Höhere Besteuerung von Aktiengesellschaften, Er-

22 Bundes-. Staats- und Gemeindebeamte. Lehrer usw. 
23 Siehe dazu im gleichen Programm die Forderungen III 4) und IV 9). Zum besonderen Verhältnis 

der Dernokraten zu den Fixbesoldeten siehe TI 22.10.1917 <<Resolution zugunsten der Fixbesol
deten,>. 
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,verbsgenossenschaften und Warenhäusern sowie Luxussteuern ent
sprechen alten den1okratischen Forderungen nach stärkerer Belastung 
von wirtschaftlich bessergestellten Kreisen. 

IV. Erziehungswesen: 
N cu in diesem Teil des Programms ist nur die Forderung nach erhöhten 
Staatsbeiträgen an Sekundar- und Gemeindeschulen (IV 2 und 8) 

Y. Annenwesen: 
I. Nachdem man früher für die Armenversorgung immer einen Kompro

n1iss zwischen Bürgerorts- und Wohnortsprinzip gesucht hatte, wird nun 
das uneingeschränkte Wohnortsprinzip verlangt. 

VI. Rechtspflege: 
2. Strafrecht, Strafprozessgesetzgebung und Strafvollzug sollen besonders 

in1 Hinblick auf jugendliche Straftäter revidiert werden. 

Zusammenfassung 
Allen bisherigen Parteiprogrammen lagen hauptsächlich zwei Gruppen von 

Gedanken und Forderungen zu Grunde. Die eine Gruppe betraf den Ausbau 
der Volksrechte und der Volkssouveränität, während sich die andere mit wirt
schafts- und sozialpolitischen Problemen befasste. Dem ((demokratischen>> 
Staat -- d. h. dem Staat, dessen Behörden ein möglichst getreues Spiegelbild der 
politischen Gruppen der Bevölkerung sein und an dessen legislativer und exe
kutiver Macht das Volk in ausgedehntester Form teilhaben sollte - wurde die 
Aufgabe zugeordnet, mit Hilfe einer gezielten Wirtschafts- und Sozialpolitik 
die negativen Auswirkungen der privaten Wirtschaft zu korrigieren. Diese Pro
gramme entsprachen sicherlich weitgehend den damaligen Problemen schwei
zerischer und thurgauischer Politik. Die Erfahrungen des Weltkrieges brachten 
den Demokraten die Erkenntnis, dass die Fragen der internationalen Politik für 
ein Volk ebenso wichtig sein können wie irgend ein innenpolitisches Problem. 
Die Lösung dieser internationalen Probleme suchten und fanden sie selbstver
ständlich in ihrer eigenen Gedankenwelt. Sie waren der Ueberzeugung, dass das 
Zusammenleben der Staaten friedlich zu gestalten wäre, wenn alle Staaten <<de
mokratisch>> regiert würden und ihre Aussenpolitik ebenso ((demokratisch>> 
und für jedermann durchschaubar geführt würde. Dazu sollten internationale 
Organisationen und Konferenzen die friedliche Austragung von Streitigkeiten 
ermöglichen. 

2.4. Das kantonale Programm von 1931 (Kommentar) 

Die Programme von 1917 und 1918 bildeten in der programmatischen Arbeit 
der Demokraten einen Höhepunkt. In umfassender Weise wurde versucht, auf 
die Fragen der Zeit Antworten zu geben, die den Vorstellungen der Demokraten 
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entsprachen. Einige dieser Wünsche und Forderungen I gingen schon bald ein
rnal in Erfüllung. Die sicher erhofften Auswirkungen auf potentielle Wähler der 
Den1okraten blieben aber auf die Länge aus. Ende der zwanziger Jahre2 gingen 
in den (}rossrats- und Nationalratswahlen die Stin1111anteile der Den1okraten 
irnmer rnehr zurück und damit auch ihr Einfluss. Un1 dieser Ent\vicklung ent
gegenzuwirken, arbeitete der damalige Parteipräsident Alfred Düssli ein neues 
Parteiprogramrn aus. Dieses stellte er an einer Delegiertenversammlung der 
Demokratischen Partei in Kreuzlingen vor. Ein eigentliches Programn1 war es 
aber nicht mehr. Es handelte sich n1ehr urn eine programmatische Rede. In
haltlich enthielt es nichts wesentlich Neues. Dem langsamen, aber unaufhaltsa
n1en Niedergang der Den1okraten war auch rnit einem neuen Programn1 nicht 
beizukommen. Düsslis Programm blieb letzter Versuch. Gedanken und Ideen 
der Dernokraten in einem Programrn zusammenzufassen und einer weiteren 
Oeffentlichkeit vorzustellen. 

Im folgenden soll versucht werden. einige der wichtigsten Punkte des Pro
gramn1s herauszugreifen und zu interpretieren: 1 

Allgen1eine Grundsätze: 
Wenn. wie bereits gesagt wurde, diese programmatische Rede von Düssli 

auch kein Parteiprogramm in engerem Sinne war, so sind darin doch einige 
grundsätzliche Gedanken und Forderungen zu entdecken, die durchaus der de
mokratischen Tradition entsprachen. Die äusseren Umstände - d. h. die 
schwierige Wirtschaftslage und das langsame Auseinanderfallen der Demo
kratischen Partei - bedingten allerdings eine Schwerpunktbildung. Alle Forde
rungen entstammten dem Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik, oder 
wurden mit Blick auf die Wirtschaftskrise behandelt und ins Programm aufge
nomn1en. 

Im Hinblick auf die zu lösenden wirtschaftlichen Probleme betonten die 
Demokraten noch einmal die Bedeutung, die sie der Demokratie schweizeri
scher Prägung beimassen. Diese Demokratie war und blieb für sie die einzige 
menschengerechte Staatsform. 

<<Im Wesen jeder wahren Demokratie ist es tief begründet, dass ihre Sorge 
insbesondere auf die Unterstützung der Schwachen und Hilfsbedürftigen 
gerichtet ist. Ihr Ziel ist daher die Verbesserung und Sicherstellung der wirt
schaftlichen und sozialen Lage der Arbeiter, Angestellten, Kleinbauern und 
Kleinhandwerken>. 4 

1 So z. B. die Einführung des Proportionalwahlsystems in Bund und Kanton. 
2 Siehe ohen 1.5. 
3 Das Programn1 ist unten in 2.5.5 abgedruckt. 
4 Siehe unten 2.5.5 <<Kantonales Parteiprogramm von 1931,>, Allgemeine Grundsätze. 
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So wie sie sich selber als Partei der Mitte und des Ausgleichs verstanden. so 
sollte nach ihrer Ansicht der den1okratische Staat sein Ziel im Ausgleich der 
wirtschaftlichen. sozialen und politischen Interessen und Gegensätze suchen. 
Neben der klaren Ablehnung <<linksextremistischer>> Experimente brach hier 
\Vieder das alte Misstrauen und die Abneigung der Demokraten gegen das so
genannte <<C}rosskapitah> durch. 

<<Sie lehnen jede extre111e Standes- und Klassenherrschaft ab. Klassenkampf 
und Diktatur von links. Beherrschung und Ausbeutung des gesamten Wirt
schaftslehens durch das Grosskapital von rechts haben 111it wahrer Den10-
kratie nichts zu tun. Unser Strehen ist die Durchdringung der Volksgesan1t
heit für den schönen Gedanken und den notwendigen Ausbau der wirt
schaftlichen und sozialen Den1okratie>>.5 

Wortwahl und Stil und vielleicht sogar einige Gedankengänge erscheinen 
etwas verdächtig. Es ist sicher zutreffend. dass ähnliche Bevölkerungskreise mit 
nicht allzu verschiedenen politischen und ideologischen Vorstellungen in ande
ren Ländern faschistischen oder philofaschistischen Bewegungen zuströmten. 
Es ist aher sicher ein Verdienst der <<Demokratischen Partei>>, wenn auch ein 
bescheidenes. unter Umständen gerade diesen Kreisen eine politische Heimat 
in einer <<demokratischen>> Partei geboten zu haben. 

1. Politische Postulate: 
Neben der Totalrevision der Staatsverfassung, deren Sinn und Zweck aber 

mehr oder weniger im Dunkeln bleiben, verlangten die Demokraten die Ein
führung eines Verwaltungsgerichts und die Volkswahl der Gerichtspräsidenten. 
Diese Volkswahl wurde bereits in früheren Programmen verlangt. Das Verwal
tungsgericht hingegen strebte man früher auf eidgenössischer Ebene an. Auch 
diese Forderungen hatten vor allem eine weitere Demokratisierung des Lebens 
in Justiz und Verwaltung zum Ziel. Zögernd und mit Vorbehalten setzten sich 
die Demokraten in diesem Programm für die Frauenemanzipation ein. Vorläu
fig sahen sie aber den Wirkungskreis der Frau noch in Familie, Schule. Kirche 
und Armenwesen. Sollten sich Arbeit und Stimmrecht der Frau in diesen Berei
chen bewähren, so wären der Frau auch andere Bereiche des öffentlichen Le
bens zu öffnen. Allerdings glaubten sie nicht an eine baldige Realisierung des 
allgemeinen Frauenstimmrechts. 

2. Rechtspflege: 
Der heutige Begriff <<Resozialisierung>> umschreibt ziemlich genau die Ideen 

und Vorstellungen, die die Demokraten veranlassten, die Revision und Moder
nisierung der Strafrechtspflege zu verlangen. Den <<Grundsätzen>> und <<Vor
stellungen>> der Zeit entsprechend sollte die Sühne nur noch in besonders 
schwerwiegenden Straffällen Zweck der Verurteilung sein. Mit der Ausdehnung 

5 a.a.0. 
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des Schiedsgerichtswesens hoffte man die Rechtspflege billiger. speditiver und 
versöhnlicher gestalten zu können. In der einen oder anderen Forn1 sind auch 
diese Forderungen in früheren Parteiprogrammen zu finden. 

3. Steuer- und Finanzwesen: 
Richtige Forderungen enthält dieser Abschnitt eigentlich keine 1nehr. Er 

unterstreicht höchstens die Bedeutung, die die Demokraten dem Steuer- und 
Finanzwesen zugunsten der wirtschaftlich schwachen Bevölkerungskreise in 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik beimassen. 

4. Das Familienleben: 
Wohl zum ersten Mal verlangten die Demokraten hier eine aktive und un1-

fassende Familienpolitik des Staates. Etwas befremdend wirkt der konservative 
Grundton, der in diesen Gedanken zum Ausdruck ko1nmt. 6 

5. Das Kirchenwesen: 
In der Kirche sahen Düssli und seine Freunde eine Art Gegenkraft zun1 n1a

terialistischen Zeitgeist. Sie sollte vor allem auf das sittlich-religiöse und mora
lische Leben des Volkes einwirken. Neben der pastoralen Arbeit sollte sie sich 
aber auch sozial betätigen. Für diesen Abschnitt über das Kirchenwesen gilt 
ähnliches wie für den vorangehenden über das Familienleben. Denn in dieser 
Form hat keines der früheren Programme zu den Problemen von Familie und 
Kirche Stellung genommen. Diesen gegenüber zeigten die Demokraten bis an
hin kaum direktes Interesse. Dabei war ihnen die Familie nicht etwa gleichgül
tig, aber Familienpolitik war offensichtlich Teil der Sozialpolitik gewesen. 
Worauf könnte diese Wandlung zurückzuführen sein? Die Antwort muss wohl 
in der Person von Alfred Düssli gesucht werden, da uns hier <<sein>> Programm 
vorliegt.7 Familie und Kirche bedeuteten ihm persönlich sehr viel. Dabei ver
standen er und seine Freunde diese Gedanken und Forderungen wahrschein
lich weniger <<konservativ>>, als sie uns heute erscheinen. 8 

6. Erziehungswesen: 
Dem Erziehungs- und Schulwesen als Grundlage der Demokratie und der 

wirtschaftlichen Besserstellung des Volkes haben die Demokraten immer grosse 
Bedeutung beigemessen. Dies trifft auch auf die Person von Alfred Düssli zu.9 

6 Nach mündlichen Informationen aus dem Bekanntenkreis hat sich Alfred Düssli zeit seines Le
hens immer besonders für Familienfragen und das Vormundschaftswesen interessiert. Er liess es 
ahcr nicht nur beim Interesse bewenden, sondern hat sich auch persönlich für Bedrängte und Be
dürftige eingesetzt. Sein Engagement war sicher ehrlich. Seine Kenntnisse der wirklichen Zu
stünde dürften bei ihm aber Skepsis vor allzu <<fortschrittlichen,> Ideen geweckt haben. 

7 Düssli war kein «Frömmelen>. Für ihn hatte aber die Kirche mehr als nur eine seelsorgerische 
Aufgabe. 

8 Siehe oben Anm. 6. 
9 StATG, 8'631 '0. Hier befinden sich einige Manuskripte von Düssli. Die meisten waren für Vor

träge zu diesen Problemen hestimmt oder Präparationen für seinen Unterricht an obligatori
schen Fortbildungsschulen, wo er Staatskunde unterrichtete. 
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7, Fürsorge für die Schuljugend und für die Schulentlassenen: 
I)ie Demokraten forderten aber nicht nur eine schulische Betreuung der Ju

gend. I)arüber hinaus sollte ihr eine urnfassende Fürsorge zukommen. Diese 
Fürsorge ging von 1nedizinischer Betreuung, Gratisernährung, Bibliotheken 
und Schulsparkassen bis hin zur Berufsberatung und Berufsausbildung für alle 
Jugendlichen. Wenn wir den historischen Hintergrund (Krisenjahr) berück
sichtigen. versteht n1an diese Forderungen. Denn unter wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten leiden innerhalb der Familien Kinder und Jugendliche sehr oft 
a1n n1e1sten. 

8. Allgemeine soziale Postulate: Armenwesen, Volksgesundheit, Alkoholfrage 
Neben einigen sozialpolitischen Forderungen nimmt in diesem Abschnitt 

der Ruf nach der Bekämpfung des Alkoholismus breiten Raum ein. In ihm sa
hen die De1nokraten eine der grössten Gefahren für den sozialen und wirt
schaftlichen Fortschritt von Staat und Gesellschaft. Deshalb sollte er mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft werden. 

9. Landwirtschaft 
Die hier vorgeschlagenen Massnahmen sollten in erster Linie Handwerkern, 

Gewerbetreibenden und landwirtschaftlichen Klein- und Mittelbetrieben zu
gute kon1men, da diese nach der Meinung der Demokraten von der Krise be
sonders hart getroffen wurden. Dazu wollten die Demokraten als Partei jage
rade diese Kreise ansprechen. Alle diese Forderungen zielten in Wirklichkeit, 
gewollt oder ungewollt, auf eine Einschränkung der Gewerbefreiheit. 

10. Wohnungswesen 
Zur Hebung der Wohnkultur ( die ein <<Gradmesser für den Bildungsstand 

der Völken> sein soll) verlangten die Demokraten ein kantonales Bau- und 
Wohnungsgesetz. Bemerkenswerter ist aber die zweite Forderung, nämlich die 
Förderung der Eigenheimbestrebung. Dies heisst ja nichts anderes als Vermö
gensbildung. Diese Idee der staatlich geförderten Vermögensbildung, die im
mer eine Art Gegenstück zum Kampf gegen die grossen Vermögen ist, erscheint 
hier erstmals in einem demokratischen Parteiprogramm. Sie entspricht aber 
durchaus dem alten, demokratischen Wunsch nach Abbau und Ausgleich der 
wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den verschiedenen Bevölkerungs
schichten. 

Zusammenfassung: 
Im grossen und ganzen liegt dieses Programm in der Linie der früheren Par

teiprogramme. Der Einfluss der Wirtschaftskrise ist allerdings unverkennbar. 
Form und Stil charakterisieren es jedoch und unterscheiden es von jedem der 
früheren Programme. Wie schon einmal gesagt, ist es aber in dieser Beziehung 
eigentlich gar kein Programm, sondern eine programmatische Rede. Klar und 
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deutlich formulierte Forderungen gibt es kaun1. Man würde besser von Anre
gungen sprechen, da vieles offen und unklar bleibt. 

Worauf könnte das zurückgeführt werden'.' 
Es wäre denkbar, dass vorgesehen war. später ein richtiges Progran1n1 aus

zuarbeiten, dies aber aus uns unbekannten C1ründen unterlassen wurde. 10 An
dererseits könnte auch der Zustand der Demokratischen Partei. die in jenen 
Jahren ihren Regierungs- und Nationalratssitz und verschiedene Grossratssitze 
verloren hatte, einen Einfluss auf die Ausgestaltung dieses Programn1s gehabt 
haben. Das Bewusstsein,jeden politischen Einfluss verloren zu haben.<< Unter
gangsstirnmung>> und Hilflosigkeit könnten ebenso dazu geführt haben, ein 
Programm zu verfassen. dessen Aussagekraft im umgekehrten Verhältnis zun1 
Umfang steht. Dies lässt sich heute allerdings kaum mehr feststellen. 

Aus all diesen Gründen darf deshalb dem 31 er Programm nie die gleiche Be
deutung oder Gewichtung wie den früheren Programmen beigemessen werden. 
Ideengeschichtlich bedeutungsvoll für das Phänomen der Demokratischen 
Partei des Kantons Thurgau sind die Programme von 1891. 1907. 1917 und 1918. 
da nur sie eine gewisse politische Relevanz hatten. 

2.5 Dokumentensammlung 

2.5.1 Provisorisches Parteiprogramm vom 1891 1 

Programm für die demokratisch-volkswirthschaftliche Partei des Kantons 
Thurgau auf Bundesgebiet 
1) Wahrung der staatlichen Hoheitsrechte und der Volksinteressen gegenüber 

dem die schrankenlose Gewerbefreiheit ausbeutenden Spekulantenthum. 
Monopolisierung der Wasserkräfte. Verstaatlichung der Eisenbahnen auf 
dem Wege der Expropriation. Banknotenmonopol einer Bundesbank. 
Zündhölzchenmonopol, Tabakmonopol. Reformen in Kreditwesen (Hypo
thekarrecht) im Sinne der Beschlüsse des thurg. landwirthschaftlichen Ver
eins zu Berg (Thesen Scherrer und Kollbrunner). Einführung der Postspar
kassen. Staatliche Organisation des Versicherungswesens, und zwar ausser 
der bereits in Angriff genommenen Personenversicherung namentlich der 
Feuerversicherung. 

2) Erweiterung der Volksrechte im Bunde und Reformen in der Bundesverwal
tung. Wahl des Bundesrathes durch das Volk auf Grund des Proportionalsy
stems. Obligatorisches Referendum, Initiative in wirksamer, leicht zu hand
habender Form. Trennung der politischen Bundesbehörde von der Verwal
tungs- und Rechnungskammer für die technischen Administrativ-Zweige. 

10 Mindestens hat der Autor kein weiteres Programm gefunden. Es wäre also n1öglich. dass noch ir
gendwo eines existiert. 

I TI 3./6.2.1891. 
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3) Wahrung des Asylrechts im Sinne der alten freiheitlichen Traditionen, im 
Geiste Bornhausers, keine politische Geheimpolizei. 

4) Zentralisation des Zivilrechts und Strafrechts. 
5) Ausdehnung des Fabrikgesetzes auf weitere schutzbedürftige Kreise (Perso

nal des Konfektions- und des Wirthschaftsgewerbes). Eidgenössisches Ge
werbegesetz n1i t gewerblichen Schiedsgerichten. 

6) Besserstellung von Unteroffizieren und Soldaten während der Dienstzeit 
bzw. ange111essene Entschädigungen für ihre Familien. Beseitigung derbe
stehenden Ungleichheiten betreffend den Militärdienst der Lehrer. Erleich
terung des Avancements für Unben1ittelte zum Offizier. 

Programm für die demokratisch-volkswirthschaftliche Partei des Kantons 
Thurgau betreffend kantonale Angelegenheiten 
1) Reformen in1 Steuerwesen, gleichartig für Staats- und für Gen1eindesteuern. 

Steuerfreies Existenzminimum von 800-1200 Fr., mit Unterscheidung von 
cinzelstehenden Personen und Familienvorständen. Öffentlichkeit der 
Steuerregister. Progression für die Vermögenssteuer. Mittel gegen Vermö
gensverheimlichung. Angemessene Aktivbürger-, bzw. Kopfsteuer. Reduk
tion der Handänderungsgebühren. Erhöhung der Erbschaftssteuer, Wech
selstempelsteuer. Einschränkung der Erbberechtigung auf die vier ersten 
Verwandtschaftsgrade und Verwendung der so disponibel werdenden Ver
lassenschaften für öffentliche Zwecke (Armenwesen). Theilweise Verwen
dung des Reingewinns der Kantonalbank zu Gunsten ihrer Hypothekar
schuldner. Einführung amortisirbarer Darleihen im Sinne der Beschlüsse 
des landwirthschaftlichen Vereins (Thesen Scherrer und Kollbrunner, die 
wir morgen mittheilen werden). Abschaffung der gemeinderäthlichen 
Schatzungsgarantien. Kreirung einer kantonalen Beamtung für volkswirth
schaftliche Untersuchungen und fachbezügliche Antragstellung (in ökono
mischen fragen des landwirthschaftlichen, gewerblichen und Arbeiterstan
des). 

2) Bessere Vertheilung der Strassenlasten und der Kosten für Gewässerkorrek
tionen. Aufhebung der ausserordentlichen Vollmachten im Wasserschaden
dekret von 1876. Staatsbeiträge für Schmalspurbahnen und Normalbahnen. 
Begehren um Erstellung eines zweiten Geleises für die Hauptbahnlinie Win
terthur-Romanshorn (und durchgreifende Verbesserung der Bahnhofver
hältnisse Romanshorns). 

3) Unentgeltlichkeit des Unterrichts, sowie der Lehrmittel und Schreibmate
rialien auf allen Schulstufen. Hebung des Fortbildungsschulwesens, na
mentlich des freiwilligen (landwirthschaftlichen und gewerblichen). Erhöhte 
Staatsbeiträge für die Schulauslagen der Gemeinden und der Sekundar
schulkreise. Demokratische Reformen betr. die Sekundarschulverwaltung. 
Bessere Bildung der Lehrer mit angemessener Erhöhung des Minimums der 

155 



Lehrerbesoldung. Abänderung der Verordnung betreffend Stipendien für 
die Thurgauer an ausserkantonalen Mittelschulen. 

4) Unentgeltlichkeit der Beerdigung. Erhöhte Staatsbeiträge an die Armen
auslagen der Gemeinden. Besorgung des Armen\vesens durch die Ortsge
meinden nach den1 Territorialprinzip. 

5) Gesetzliche Bestin1mungen über die Unvereinbarkeit adn1inistrativer und 
richterlicher Beamtungen. Änderungen im Strafprozess. 1111 lnjurienprozess 
soll der Wahrheitsbeweis die Strafbarkeit ausschliessen. 

6) Vertretung des Kantons an den Diözesankonferenzen durch eine gemischte 
Abordnung (Vertretung der staatlichen und kirchlichen Behörde). 

2.5.2 Thesen zur Hypothekarkreditfrage2 

Zur Hypothekarkreditfrage 
Schon vor 7 Jahren sind an einer Versammlung des landwirthschaftlichen 

Vereins zu Berg folgende von den Herren Scherrer-Füllen1ann und Staats
schreiber Kollbrunner zur Hebung des landwirthschaftlichen N othstandes 
aufgestellte Thesen angenommen worden, welche im Programm der demokra
tisch-volkswirthschaftlichen Partei erwähnt sind. Hoffentlich sind sie von der 
<<Thur.Ztg>> inzwischen verdaut worden. 
1) Eine Hauptursache der gegenwärtigen landwirthschaftlichen Krisis liegt in 

der zu starken Verschuldung des landwirthschaftlichen Grundes und in der 
Verpflichtung des Schuldners, die daherige Zinsenlast ohne Rücksicht auf 
das Ergebnis des jeweiligen Jahresertrages voll zu übernehmen. 
Auch da soll der Gesetzgeber auf Abhülfe bedacht sein dadurch: 
a) dass er den lediglich zu Spekulationszwecken betriebenen Güterhandel, 

welcher die Überschuldung des landwirthschaftlichen Grundes mächtig 
gefördert hat, dadurch verunmöglicht, resp. einschränkt, dass die stück
weise Veräusserung von Bauerngütern nur denjenigen gestattet sein soll, 
welche dieselben während mindestens 3 Jahren besessen und betrieben 
haben; ausgenommen die Rechte der Erben auf völlig freie Liquidation 
der ihnen angefallenen Verlassenschaften und die Rechte der Vormund
schaftsbehörden auf völlig freie Veräusserungen des Immobiliarvermö
gens eines Mündels. 

b) dass er die Kündbarkeit der Hypothekarforderungen einschränkt, dage
gen dem Schuldner beliebige Abzahlungen daran gestattet und ihm im 
Fernern die Berechtigung einräumt, dieselben in höchstens 40 bis 50 An
nuitäten (jährlichen Abzahlungen) a 5 % des Kapitals zu amortisiren; 

c) dass er den in § 308 des schweiz. Obligationenrechts zu Gunsten des 
Pächters ausgesprochenen Grundsatz auch auf das zwischen Hypothe-

2 TI 7.2.1891. 
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kargläubiger und Schuldner bestehende Zinspflichtverhältnis zur An
\vendung bringt. 

2) Es ist Aufgabe des Staates, den bedrängten Theil der Landwirthe. welche 
den redlichen Willen. sich emporzuarbeiten, durch die That bekunden, nach 
Massgabe seiner Kräfte auch finanziell zu unterstützen. Um dies zu ermög
lichen. n1uss man auf die Öffnung neuer Erwerbsquellen für den Staat be
dacht sein. Bestrebungen, welche diesen Zweck verfolgen, müssen unter
stützt werden. Dahin gehört vor allem eine Änderung des hergebrachten 
Erbrechtes wo möglich auf eidgenössischem Boden mit den Hauptgrund
sätzen: 
a) Die Erbberechtigung in der auf- und absteigenden Linie soll fortbeste

hen, dagegen in der Seitenlinie jedenfalls mit dem vierten Verwandt
schaftsgrade abgeschlossen sein. 

b) Alle andern Verlassenschaften fallen dem Staate zur Erfüllung volks
wirthschaftlicher Aufgaben etc. zu. Ausserdem erhebt der Staat von den 
Verlassenschaften nach Ziffer 3 lit.a eine (nach dem Verwandtschaftsgra
de und der Erbsquote des Erbberechtigten) progressive Erbschaftssteuer. 

c) Verträge unter Lebenden oder Verfügungen auf den Todesfall, welche den 
Zweck und die Wirkung haben, die in Ziffer 3 lit.b geschaffenen Rechte 
des Staates zu schmälern, sind ungültig. Vorbehalten bleiben Verfügun
gen des Erblassers zu öffentlichen Zwecken und nach richterlichem Er
messen auch moralisch begründete Zuwendungen an Privatpersonen. 

Auf dem Boden des Erbrechtes wurde die soziale Ungleichheit grossgezogen 
und auf dem gleichen Boden muss sie im Interesse der nothleidenden Stände 
(Landwirtschaft, Kleingewerbe und Lohnarbeiter) bekämpft und gemildert 
werden. 

2.5.3 Eidgenössischer Teil des Programms der St. Galler Demokraten von 
19043 

Ein demokratisches Parteiprogramm 
1) Vermehrung der Zahl der Bundesräte und Wahl derselben durch das Volk, 

Gesetzgebungsinitiative. 
la: Übertragung gewisser Kompetenzen des Bundesrates und des Bundes

gerichts an einen Verwaltungsgerichtshof; 
1 b: Erlass eines Gesetzes betreff. das Stimmrecht und seine Ausübung in 

eidgenössischen Angelegenheiten. 
2) Durchführung der Rechtseinheit in Zivil- und Strafrecht in der Meinung, 

dass die auf diesem Rechtsgebieten realisierbaren sozialen Postulate be
sonders angestrebt und unterstützt werden sollen. Durchführung von Arti
kel 34 der BV (Kranken- und Unfallversicherung). 

3 TT 10.6.1904. 
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3) Einführung der Alters- und Invalidenversicherung. Erlass eines Gesetzes 
zun1 Schutze des Vereinsrechts. Neuordnung des interkantonalen Arn1en
rechts. 

4) Ausbau der Arbeiterschutzgesetzgebung, speziell auch in1 Sinne der Re
duktion der Normal-Arbeitszeit und eines Schutzes der Frauen und Kinder. 

5) Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in ihren Ursachen und 
Folgen. Einführung obligatorischer Berufsgenossenschaften. 

6) Schaffung eines Bundesmonopols auf den hauptsächlichsten C:,ebieten des 
Versicherungswesens (Lebens-, Unfall- und Feuerversicherung). 

7) Ausführung von Art. 39 der Bundesverfassung betr. das Banknotenn1ono
pol durch Schaffung einer eidgenössischen Staatsbank. 

8) Schaffung einer eidgenössischen Hypothekenbank. 
9) Einführung des Tabakmonopols. 

10) Wahrung der staatlichen und allgemeinen Interessen betr. die Nutzbanna
chung der schweizer. Wasserkräfte. Dezentralisation der Bundesbahnver
waltung. 

11) Reformen im Militärwesen, hauptsächlich nach drei Richtungen: 
a: durch Beschränkung der Militärausgaben. soweit es ohne Schwächung 

der Wehrkraft möglich ist; 
b: durch Entlastung der älteren Jahrgänge vom Militärdienst und ange

n1essene Ausdehnung der Dienstzeit für die jüngeren Jahrgänge; 
c: durch die Unterstützung der Angehörigen bedürftiger Wehrmänner. 

12) Weitherzige Gewährung des Asylrechtes für alle, welche wegen ihrer politi
schen und sozialen Meinungen und Handlungen verfolgt werden. 

2.5.4. Begleitwort zum Programm der Demokratischen Partei der Schweiz 
von 19174 

4 StATG, 8'631 '0. Dieses Begleitwort ist eines der wenigen Dokumente, dessen Zustand eine foto-
1nechanische Wiedergabe erlaubt. Alle Zitate und Hinweise in der ganzen Arbeit beziehen sich 
auf die Seitenzahlen des Originals. 
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QJegleitwott ~um cptogtamm 
bet f d)wei0et. ben1otratif d)e11 ~artei' 
•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

I. 

~{ l(g cnt ciu c{;. 
'Ilic b(utige· S{rifis, in bcc f l'it breicin1Ja(b ~1a1Jrcn bie ?l\öftcr 

CS;uropas fidJ bcfinben, gcl1t unrtuflJL1ftf nnt n1citcr. Q1ereits ftcl)t 
bic \lieft int vierten Striegs1uinter. llnb intntcr nodJ rnft bic Striens, 
furic 1uic c!Jen1es 2clJicff n( burcfJ ü:uropas f d1önftc ,tliinbcrftricl)e. 
llnb furdJibrtr finb bic ~oincn bes blutigen ~Hinnen?,: 'Ilns grrtu, 
f nntc Sterben unb ~\erberbcn bcr bcftcn 8iing(ings, unb :))1nnncs, 
frrtfC ein 1unlJnfinnig, 111:utaf es ;)crftörcn aUcs bcff cn, rorts bic 
~))1cnf cfJlJcit JUtn .~eben bra11rl)t ber 1uirtf dJaftiicfJc 'Ilruct ber balb 
auf ~)1eutrrtlcn 1uie Striegfii1Jrcnbcn in gfcidJer ~cif c lnftet ucr, 
bunben ntit f cl)nn1fofc1n Stricg01u11d1er, unb int geifti~1en ilcben eine 
~er1uüftung unb ~\crbrelJ111tg rtffcs beifen, 1uas fonft redJten :))1enfcl)en 
nfs n1nlJr, grofJ unb nut gegortcn l)nt. Cturopas Staatsßcbiiubc 
fragt in nffcn iYUßCn. '.t1Jronc 1uanfen unb Stöttißsfronen finb 
bereits in bcn ®trtub ßCroUt. 

llnb bodJ f cl)cint bann unb 1uann ein ilicl)tftra[Jf in bns 'Ilunfc{ 
1Jineiit'. C\JtUtA t'ilJniicl), roie n1cnn in bunf(cr (\yc1uittcrnacl)t 1nancl), 
1nal ein ~fitftrafJ1 eine ganAc G\Jcgenb erfeud1tct. 'Ilas ncfcl)iel)t 
bann, 1ucnn unter ben burcl) 9Jli(itarisnnt?, uerborbenc1t, burcl) 
'.Reßier1t1tßCll, 'Ilip(ontatie 111tb ®encraiftt'ibe irrenefiilJrtcn l.ßölfcrn 
Cruro:pas bas Jbca{ ber Si;cntofratie aufleugtet, 111cnn uuter 
.tauf enbcn, bic an ber ~ront ftel)en H1tb bn unb bort 11nter C 
figtißen, bic brt{\ ®taatsruber fii1Jrcn, brts ftiffe C~clöbnis a11froac9t: 
,,filsas iett nefcl)icfJt, barf fiel) in ber filseltßefcl)icl)te nie 1ne9r 
roieberl1olcn. filsir fä1n:pfen für eine neue Drbnunn in bcr l_ßö{fer, 
n1e{t, roo an etcfle uon ®e1un1t, 1oafJnfinnißer S-Trießsrüftung unb 

* '..fln?, r\e11trnlfo1nitee ber be111ofrntif clJen 1:ßnrtei gibt 31t1n reoibierten 
\+lnrteiµrogrnnnn bn?, nnc~f ofgcnbc 'Bcg(citmort f)ern1t?,. 
10 
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e1uigcr ,~rieg?igefal)r ba?i ~ed)t, bic 'Derftänbir11tnr1 llll'ö 
frucf)tbarc '>l{rbcit bes ~ricbens treten fann." :lJ1nn barf n1ol1l 
r1tl)ig fnr1en: ~ic groflcn ~lJ1aficn ber ~;ü(fcr f1abcn nlldJ in ben 
crften ilingnfttagen l 0 l-1- 11ic9t bcn S{rieg, i onbcrn bcn ~rieben 
qen10Ut. Sie finb non i{]rcn '.Hcgicrnngen 1uic bie 8dJnfc Altt' 2cl1lnd1t 0 

banf gcfiH1rt 1uorbcn. · ~a,:; 1unr nic((cidJt il1rc groflc 2d)ltfb, 'onf; 
j\e gcfc1)(afen ober bodJ nertra1tcnsfelig in ben lng f1incin gelebt 
gaben, 11n'ö 'önf; fie 'onrlltll uon bcn fic1) übcrftiir,1ienben (\;reignifi en 
überrafdJt 1nor'oen finb. :l)cnn 'onrf beifügen, 'oaf; iL'i\i bodJ ct1un?, 
ro i e c in G; r 1u n dJ c n 'D ll r dJ 'o i e IJJ1 e n f c1) f 1 e i t ß e [J t , H n 'o 'o n fi 'D i c 
,- f1eröcnr111ng fidJ ~1nlpt bridJt, erft 'oie 1unf1re J)c1nofrt1° 
t, 1 , c r u n f"\ b c ?, \.1,.\ o I f ?, l c b e n ~c, 1u i r b b n ?, ';\· lt n 'o n nt e n t f ü r 'o L' n 
blcibenbcn ~\ölfcrfricbL'lt n1crbcn. Qson oben l1ern(1 ift bcr 
e1uige ~rien nefonnncn. ~))1nn ft1tbicre bic @cfdJidJiL' nnb fel1c 'onnn, 
1uie regicrcnbc ';\·ürftcn unb ~ürftcnfJt'i1tfcr, rcgicrcn'oe .l{(nficn nn'o 
Gtänbe intntcr n1icber Striegc nnr1e6ctteft 1tn'o ncfiifJrt 1tnb bn(1ci 
il)re ~afdJL'll 1tnb .ltaffcn gcfüflt f1nbe11. 'Jhtr von 1111tcn f1ern1tf, 
uont Jriebcn,'.;1ui((cn 'ocr breiten :l)lnfi-en fnnn ci111nnl 'ocr IBöffL'r 0 

friebe fon11nc11. C5:s. 111nfi l1cutc bic nröfitc 2orgc bes ':JJ1cnfd1e11° 
freunbes fein, bic :l)1cnfd1l)eit fünnte uni 'oicie CfinjidJt, 1t111 'oicf c 
ITrucl)t bcr f1cutincn 'illcltfntnftropqc 1uic'ocr betrogen 1ucrbcn.* 
'illcnn bcniofrntif dJ ncfinntc :lJUinner unb Jraucn ficfJ frnncn: ll"Gcnt 
1cf)lnnen 'Denn jeiit 11nfcrc .pcri1lcn cntgenen? ~nnn {Jl'ifit 'oic 'l(ntn1ort: 
91icl)t in erftcr cl!inic bicf er ober jener ber fricgfüfJrcnbcn 'tit1rteien, 
nicl)t ben Giegen, bic obcrffädJlidJc ~l)1cnfdJctt innncr nodJ ntit JnlJncn° 
1d1n111cf 11nb (~>1octcn1äuten ~ll feiern uennögen, nic1)t bcn ncfrönten 
unb ungcfröntcn ~))1aj cf täten, 'oie einnnber nucf) jctt nocl) ilJrc 
12{nftanb,:;uifitcn ntndJcn unb innner nur bic .\"tricgsf ci'ocnf dJaft nuf, 
:peitfdJen, Jonbcrn unfcre .j)cr3c11 gel)örcn ber nroficn \l)1af1c 
ber m ö 1 f c r, 'o i e a 11 er orten u n g e lJ euer nie 1 u n b 6 dJ 1u c r c?, 
bulben un'o trngcn ntüffcn. llnfer ';jubl'f gl'fJört beni lliuf, 

* '.l\lcr f dJcn llliU, lllie li11ropns Q_lö(fer uor 100 Jn[Jn'11 11111 bie ~-ntdJt 
b, < 11npo(eo11 if d1en )Befrei 1111nsfricge betro11e11 morbcn finti, lllic tiie SHi II i nc bnm nls 
Q.lerfnfi1tnne11 nerfprodien 1111b bnnn ifJr gei:icbcnes 12\lort micticr gcbrod1c11 
[Jnben 1tnb rnie bic ~1u11fer 111it iqrcn nrobc11 Stiirniiirritiefd11 jn!Jr,,dJ11tc, 
Inng bnrnndJ nuf bcn '.Jlcd1tc11 n11b \}rcifJeiten ber Q_,ö[fcr lJent11111L'tretcn 
fi11b, ber Iei c Jurli11bc11: ~er '.21.leltfrieq, II. ){lnnb. \!iefentnq L 1t11b II. t10111 
l.[\Jiencr S{'ongrcil (1is ,\lllll tie11tfdJ 0 frn1t,\Öfifd1e11 S1ricn (crf c(Jil'llCll bei Crcll 
\}iiflli in 3iiridJi. 
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n, a cfJ e n u n b G; r ft n r f c n b e 1n o f rat i f cfJ er 3 eben s i b e a f e, roei{ 
n1ir I1offen, baf3 an bicf ein C\Jeift affein eilnnaf bie lffie{t (JCnef en fann. 

r::l) n llt i t i ft Ll [] 11 l' lU e i t er c 5 c r f ( ä r t, b ll f) e 5 I, c i t (\ e 111 ä Ü i ft 
1u e n n b i c f dJ 1u c i ~ L' r i f cfJ e b L' 111 o f rat i f clJ c 1ß arte i i !J r 1,ß r n" 
gra1n111 rcuibicrt f1at. lfficnn bie rGeft auf1uadJt, fn 1un!fe1t audJ 
1uir lttd)t trätt11telt 1tnb f clJiafcn, f nnbern an bic ~lrbeit ne1Jelt, bie 
auf 1tns 1unrtet. 11nb nienn 1uir nuclJ feine ~lJcajorität?,pnrtei jinb, 
fo 1un!fcn 1uir uns nidJt i111 nerinnften beirren laffen. '..lhel)t bie 
~1a!Jf af!cin 111L1cfJt bL'll \fiert einer pofitifd)en ':)sartei au?,, f onbcrn bie 
~bcn(e, ltllt bie l'inc 't1nrtei f{i111pft unb bic ':jscrf önficlJfcitcn, bie 
tJnn bcn ,1bcnien erfüllt finb. llnf crc ':jsartei f1nt fidJ bei bcr n' 'n 
'i1ernt1tnn iiber bas neue 'ßrnnra1nn1 uon 'Dcnt (ijrun'Dfnt lL.ien 
(nficn: lillir iiitb '.:Dc111nfratcn 1tltb 1uoI(clt es in1111cr 1nel1r 
1u erb c n. 1'enn bic 1'cntofratic ift ltielJt etiuns ~ertincs, f oltbern 
chDllS 'l"Bcr'Dcnbes. ~(1te9 1tltferc cefJ1uei1,erbcn1ofrntie ift 'Dnr1t1n 
für 11110 nh3 ~lnncf1örinc einer pof itif elJen ~1nrtci ci n ~) i c I, eilte 
~i u f g a 11 c, c i lt ~3 o r 1u l'i r t s f ä 1_n p f e n n n b ~ o r n1 t'i r t s 111 a r f dJ i er e n. 
lffiir 1Jahcn in 1tnf cnlt öffeltt(ielJen ~elien eine ~l)1enge lirrttngen° 
f cfJaftcn, bie 1uir (]oelJf dJt'iten ultb 'Die 1uir unt feinen l,ßrci'3 gegen 
bie :l)coltarelJie eintauf dien 1nöd1tc11, 1uir f1nbc11 nie{e Qlo(f'3reel)te, 
nuf bie 1uir ftoI 11 finb. ll(ber non nlf biefen 'llingen girt boelJ bns 
'lliel)ter1uort: ,, lffins b1t ererlit tJon bcinen Qlt'itcrn 1Jnft, G;r1uirb es, 
111n e'3 Alt liefitcn!" J)e1nofrntifelJ fein 1Jeifit: fiel) ant (1ja11 11 cn 
orientieren! c:Dns ttti unfcr neues l,ßronrantnt. lffiir n,ifien, es 
gefJi nuelJ iin 'nö{fer(eben inuner ntefJr 11n1s @nnile. lffiir lJalien 
barun1 in unf ernt ':jsrogrn1n1n nuf bn'3 gan6e ~offs{eben alinefteUt. 
'1:ßir uerfn{gen niel)t nur ff eine l;nrtei11roedc unb f nel)en niel)t nur 
~nrtei~u1uaclJs, mir fucfJcn bie ~ör'Derunn bes gef nntten ben1ofrntifcfJ 0 

f cfJroei 11 erif dJen ~o(fs{ebens unb 1u0Hen bnlici nid)t einn1af engf1er1iig 
nationniiftifelJ werben, 1 onbern als ff eilt es Qlo{f bcr gnnAen :lJlcnf elJfJeit 
bienen, bie atts llnredJt unb .\'tneclJif dJnft nHer ~(rt /\lt ITTeel)t, ~reilJiet 
1tnb ~rieben berufen ift. SDemofrntifcfJ 1 ein l)eif3t, fiel) für ein @,- ~s 
ueranhuortf icfJ füI1(en. <ts fnnn nientnnb in ~lbrebe fteHen, bnf3 fiu., 11e0 

rnbe 1ut'ifJrenb ber brcieinlJn{b JnlJre \ffieUfrieg ein @eift gcroifienfof er 
~ernniluortttngsfofinfcit oft auclJ int ee91uei11ernoif breit gentnel)t lJat. 
\So nttr f onnte ber ~uelJer non 5illoclJe 11u ®ocfJe erf cfJrecfenbere ~nr1nen 
nnne91nen. SDe1nofrntif elJ 1 ein lJeiflt: ntit einent liefti1nntten @Innben 
in bic ~ö(fer1uc{t lJinnusfcfJnuen unb a1lt öffentficl)en Beben 1 eines 
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?!lo(fes 1nitarbl'iten. llliir gfa11ben, 'oaß 'oic ?Bö(fcr 'on~u ber11fcn 
f i n 'o , i fJ r e (1$ e f cfJ i cf e f e I b e r i n b i e ,p n n b ~ lt 11 c (pn e 11 lt n 'o i i cfJ 
te(ber 5lt regieren. lllio(iin bic 2(11tofratie, bie :1)lonnrcfJic, bie 
'1lipfon1atic ltn'o 'oie :1)1i(itl'irlJe1-rjcfJnft es brinnen, l1nt 'oie :1)lenid)hL'it 
unter nie( 'Z~(11t ltnb :tränen in ben fett-en ,1n{]rcn 1uie'ocr (enH'n 
111üfien. 'J::ie S::e1nofrntic 1111113 fiel) nicfJt ftnrf nnftrenncn 11n'o fie fnnn 
es nucfJ f o rocit bringen. 2ie 1uir'o es nbcr 1vl'itcr bringc11. '.J.Bir 
(affen uns bas 'ocntofratif clJc Jbcn( nicfJt von n((crfci bcnffn11(cn, 
i e(bftfücfJtigcn 11nb fe11bn(gcfinntcn :1)lcnfcfJen ver'ocrbcn; 1vir F1fn11bcn 
'oarnn 1nit 'ocr nnn,\en ,\{rnft 11111 crcr 2ee(e. 

~((s \.8is111nrcf 1862 :prcußijcfJcr 2tnnE,1niniftcr r\l'Jllorbcn ninr, 
crf(ärte er: ,,;~cfJ i ucfJc bic pre11i3iid)L' G:(Jrc bnrin, bnf3 ,iire11flen 
nor nf1en1 von icber fclJntnclJuo((cn 'L\crbin'ott11n 1nit 'ocr '?L'1' 11Prntic 
ficfJ fern {1nfte". \.8isn1nrcf ijt 'otl'\cn1 (iiefö(inis treu ncbficb 11, 11n'o 
er f1nt vic(c 2.(nlJL'inger ßl'fnn'ocn bis n11f 'ocn fJL'tttincn :tnn 

· G:in bö\cr unb 1tnbc111ofrntif d1er (licift fpuft uidfndJ 
a1tdJ in nnfernt 'L\nter(nn'oc. (5;r jpnft in ltnicrn :),ntsfä(cn, 1uo 
11H1n oft i o n1cnin ;311trn11cn ~tun 'L\o(fc (Jnt 11nb 'onr11n1, ftntt 
nnn~e filrbcit ßll t11n, 1nnncfJ111n( 111it fn11(cn Sfo111pro1nijicn 1icfJ 
~ufrie'oen gibt. 

?Die( 1tnben1ofratif cfJer 0Jcift f1-111ft in unf crcn 8cih111nen. llnb 
1111cfJ 1nunbert 1uirf(icfJ, 1uas ifJrer uic(e 'oauon cincntiirfi bcnfen, llll'llll 
fie ein1nn( firfJ uergenen1uärtir1en, niie uie( ll11bc111otrGtiicfJef,, c;lfl'r 
gef unben 2cfJ1vei~ernrt f'lofJnfprecfJcnbes fie nffl'in in ben ~\n(]ren 
feit ~eginn bes 'llie(tfrieges igren 3ef ern 'onrgebotcn finbcn. '-1.lic( 
11nbe11tofratifcfJer @cif± fp11ft in 11nferen staf erncn, 1uo bnnn bie 
uie(en ,, 9J1ifitäraffären" if1ren l)c{1(1rboben befo111111cn, bei uic(cn fo, 
nenannten @ebiI'oeten, 'oie oft nenun fJocfJnäiin n11f 'ons ?!lo(f l1crnb 0 

fcfJn11e11, burcfJ 'ocffen Wlü(Je un'o ~(rbeit fic fcfJ(ießlidJ 'ocn '?oftor(iut 
un'o igre fJöfJere Q1i('o11nn e111pfnngen fonnten, jn er fp11ft (]inein 
bis in stircfJcn 11n'o auf stnni\e(n, 1vo f cfJmei~crif cfJe Stricgstfico(oßL'n 
ft ein po(itif cfJes ~'oea( ber 9J1ncfJt uerfJerr(icfJcn, 'ons für 'oic 2clb, 

1din'oigfeit unb rtreigeit unf eres ?Baterfltn'oes über f11r15 o'ocr (nnn 
nur 'oen llnternann bebeuten f önnte. ']) a r u 111 IJ n b e n 10 i r g L' r ab c 
in ber ®egenroart bo1-11-1e(t 0Jr1111'o, 'ons politifcfJe 'Jbea( 
ber '])e111ofratie 15u fJiiten unb ßU pf(enen. '1liefe @r11n'o 0 

ge'oanfen fJaben 11nf ere \ßnrtei bei 'ocr %eftfteffung igres \ßrogra111111s 
geleitet. 
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II. 

~ie interttationalen ~oftulate. 
2Bir fteUen bnbei bie internationalen ipoftufate norn11s. 

,8ft es nid)t nn111nf3enb, bnf3 1uir als r(eine ~dJ1uei~ non inter= 
nntionnfen '-l3oft11fnten reben'? Jft bns niclJt un5citgen1äf3, bnf3 1uir 
jctt, 1uo allerorten ber 1)1ntionn1isntus fidJ neu entfaltet lJnt, ben 
;}nternntionnfis11111s n((e1n uornn fte((cn'? ,l{onnnt niclJt 11nfer ?ßnterfnnb 
1iu fttt"/l, 1nenn niir unf ere no((e l2(11f1nerff nntfeit ßluif c1Jenftaatfic1Jen 
ürbn11ngen 1i1t1nenben '? \mir bürfcn a11f aUe bief e iragen eiri ge= 
troftes 1.Hein ~11r II{ntiuort geben. (5)erabe bie ff einen i5tnat-·· 
11nb ?ßö(fer lJnben bas gröf3te ;}ntereffe baran, bnf3 .., 
12( n n r dJ i e i 1n ?Bö ff er 1 e b e lt, b i e 1i 1n i f dJ e n b c nt b e nJ a ff n et e n 
i r i eben nt i t ro a 1J n finnigen St r i e g s r ü f tu lt g e n u n b b e nt 
offenen Strieg 111it a{{ feinen C~reue{n unb ?ßernJiiftultgen 
l1in unb l)er fdJroanft, überrounben unb burdJ eine r;inif d)elt= 
ftnntlicfJe ürbnung erfett werbe. Unb bnjj in ber \ffieltge= 
f clJidJtc nicfJt einfaclJ bie @rof3en bie Stfeinen nndJ Q3efieben auffreff en 
bürfen. llnb bnjj ber @runbf at ,, l)lot rennt fein @ebot" nicfJt einfacfJ 
irgenb eiltent f{einen ilanb gegenüber &ur @eltung ronunen barf, 
1nenn bie 8'tegier11ng unb ber @eneral ftab eines grof3en ilnnbes es 
für g11t finben. \ffias ja bocfJ nteiftens gfeidJ uief 1Jeijjt roie: \ffienn 
ber IJJ1acfJtl)unger eines 9J1onarc1Jen unb feiner .fiinter1nänner unb 
ber '-l3rofit1Junger bes @rojjfapitals es für g11t finben ! Unb gerabe 
jett ift es f elJr 3eitgentäf3, baf3 1nir an f olcfJe internationale ~agen 
lJerantreten unb niclJt etwa über ben f(einen '.:tagesfragen bie ,paupt= 
f adJe uergeffen, uon ber fd)fiejjfidJ bie 3ufunft ber 9J1enfcfJfJeit ab, 
1Jängt. ;}ett ift baöu bie recfJte 3eit. '1)enn burdJ ben 
~rieg finb bocfJ roofJl '.:tauf enben unb 9J1i{{ionen 9J1enf c1Jen 
bie lliugen aufgegangen. '1)er \ffie{tfrieg foUte bodJ enbfidJ bie 
Stöpfe uon nie{ Unrat unb '.:torlJeit gef äubert lJaben. 

IJJ1an mujj fidJ bie (5ac1Je nur iinmer ffar 1nac1Jen. 1Jlationa{ia0 

ntus nnb IJ1ationalis1nus finb eben bodJ 5roeierlei. Cts gibt eil 
gefunben, für uns ganr; f elbftnerftänbficfJen IJlationa{isntus. '1)er 
f agt: ;}ebes \Eolf unb jeber 9J1enf cfJ 1Jat natür{icfJerroeife feine 
.pehnat lieb. ;}ebes \Eolr, bas flehte f o gut roie bas grof3e, lJnt 
ein ffiecfJt auf Cttiften15, (5e{bftänbigfeit unb 1Yrei1Jeit. ;}ebes \Eo{f 
fJat audJ feine eigenen @aben, filnlagen unb guten Ctigenf d)nften, 
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feine 1uirtfdJaftlicfJe un'o öfono1nif cfJe ®on'oerfteHung, 'oie int <:!lienfte 
'oer ganTTen l)Jccnf cfJlJeit för'oer(icfJ un'o frudJtbrinßen'o fein fönnen. 
<:!las ift 'oer 'Soben bes gef unben 1Jcationalisn111s, auf bent 1uir als 
fc9n1ei 11 eriicIJe 'oentofratif cfJe ~artei fte!)en 1tn'o fte9en 1u0Hen. 
12lber iet)t ßeiit 1uic eine gefä9rlidJe SlinberfranflJeit ein 1uüftcr 
1Jcationalisn111s burcfJ 'oic lillelt, ber ftatt ®erte ~11 f cfJaffen unb 
~11 er!)alten, nur Illerte 11 erftört 1tn'o bie lßö(fer in ll"ßirrnis unb 
SDunfel lJineinfü!Jrt. eobalb ber 1:ßatriotisntus n1tr .p11rrapatrio 0 

tis1n11s un'o f c91ua'oronieren'oe ~!Jraf e mir'o, fobalb 'oer 1Jcationalisn111s 
in C\:9a11uinisnt1ts, lßölfer9oc9tn1tt un'o 1nonarcfJif cfJe CtroberunßsfucfJt 

1rtet, 'oann bebeutet er eine @efalJr fürs cißene Q1o(f unb ein 
Unßliict für bie llßelt, benn er fcfJreitet 'oann innner f äbelrajielnb 
'ourc!J 'oie @aff en, !)ölt bas lßolf beftänbig in 12!ie1n, 'oa\3 es nie 
fic!)er ift, ,,11.1ann es irgenb1uo losge!)t", treibt 111t uerrüctten ffhiftungen, 
Befä9rlicfJen Q3ün'onif1en unb ftets neuen 1Jni(itärau5ßaben an, unb 
bas Ctn'oe ift inuner 'oie stataftro.p!)e. eelbft 'oer alte ~lJ1oltfe 1Jat 
ja ßCf agt: ~eber strieg, audJ ein fiegreic!)er, be'oeutet für ein Ban'o 
ein Unglüct. SDie Slriegs!Jeter aHer Bänber 9aben feit balb vier 
D'a!Jren bas \illort uo1n,, 9eHigen" Ctgoisnt1ts in ber lßölfer1uelt geprägt 
un'o bie lßölfer 'oantit in ein IJneer uon Q31ut un'o 0an1nter ßeftiirbt. 
lßon aH 'oie1en1 SJcationalis1nus, ber ftatt bie '1Bo9lfa9rt 'oer lßölfer 
5u fucfJen, 1nit C\:lJa11uinisnn1s, 0n1.perialisn111s, ~lJ1ilitarismus un'o 
stapitaiisn111s ein ftarfes Q3ün'onis einge!)t, miH ficfJ bie 'oen1ofratif d)e 
1,l..\artei fli.p.p unb f{ar unb gan11 fern!)alten. 

:Dantit ift aucfJ unf ere 6teHung 11ttnt 0nternationalisnu1s beuHicfJ 
geßeben. ®ir uerfte!)en barunter nid)t bie bierf elige 6tin1111ung 
jener ll{Hermeltsn1enf c!)en, bie 'oann un'o 1uann finßen: ,, 6eib 1t111° 
1dJfungen, IJJtiffionen ! :Dief en .\'tu\3 'oer gani)en ®elt ! " un'o 'oie 
9an'ofe9r11n1 an ben näd)ften l.ßf(id)ten gegen 'oas eigene molf uorbei 0 

ßC!Jen fann. ®ir uerfte!)en unter 0nternationalisunts nic{Jt einen 
filHermeftsbrei in 'oer möffer1uelt, mo nie111anb me!)r 1uei\3, 1uo 'oic 

:n11en eines molfes anfangen un'o auf9ören. ®ir glauben, bie 
lcucen11en, bie Sßölfer, bie Sßaterlänber, 'oie uölfi1cfJen Ctigenarten unb 
filufgaben mer'oen befte!)en bleiben, aber nicfJt 10, ba\3 ein lßolf 'oas 
an'oere unterjod)t o'oer beftän'oig mit strieg be'oro!Jt, f onbern f o, 
ba\3 ein Sßolf 'oetn an'oern mit feinen @aben, 111aterieHen un'o geiftigen, 
bient un'o ntit fold)em :Dienen i)Ug{eid) 1ein eigenes Beben bereidJert 
unb 'oie eigene Cttiftenfj ficfJert. :Das ift ber 0nternationalisnnts, 
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ber ffnr unb 1Jcl1 nfs BieI 'ocr l!ßeltgefc1Jicf)te aufleucf)tet. ®er 
~Iunen IJnt, 5u f c(JL'n, fnnn feficn unb 1uer DIJrcn lJat, 5u lJören, fnnn 
Iiören. (S:5 1unr i cfJon uor bl'llt .\{riege f o, bnf3 ein iultioiertc5 
~o(f, nUein nur nuf jiclJ f clhft ncftcUt, nicfJt nuf bic 1:nuer I1ätte 
c~ifticrcn rönnen. t1ängft nH1ren bic mölfer bn tutf cinnnbcr nnge1uicf en 
unb uon einnnbcr nhl1iinnin. llnb nuclJ bn neiftinen ,\,_lclren 5eliren unb 
unb (ehcn bie ~ö(fcr liinnft uon cinnnber. SDn l1nt fein '!so(f llrf acf)c, 
chun vrotin nuf bie anbcrn f1erahA1tf dJn11en. ITT.\ifienf cf)aft unb Stunft 
finb f cfJon lnnnc intcrnntionafe 'llicne neganncn. llnb 1ua5 Iint ber 
.1trien ne~eint '! CS:r f1t1t crft rcdJt nn ben inn nchracf)t, baf, bie 
'!sölfcr nffc, bic frienfiilJrenbcn 1tnb 11e11trnlcn, in GclJu(b, 3eib 1p·" 
1)cot if1re5 1:nf ein,, in (nnncr f{cttc niit einanber ucrbunben fb, 
Sl;nfi fie ifJrc i1cftint111unn crft erreiclJen 1uerben, 1uenn fic ÜJre 
heften .\{räfte nidJt 1ncf1r für bie Berftörunns1oct-fe 'oc5 S{ricges, f onbcrn 
für bic filserfe bc5 ~rieben5 cinf cten. SDns Bie( 'ocr filseltgeJdJicfJte 
ift eine '!sölfernc1neinf clJaft 'oe5 ~riebens unb ber Drb1111nn. SDie 
'!söffcr 1nüffen internntionn( nierben int g1tt~n .Sinn bes m.lorte5 . 

. l)ier entftefJt nun eine grof3e ~ufgabe. CS>nn5 anbers nls his 0 

ficr ntttß unter ben '!lö1fern bie Jriebensnrlicit nn bie ,panb ge 0 

nonnnen werben. m:lenn bie ~1J1enf dJIJeit unb ilJre uernntroort(iclJcn 
IT:üfircr in ben fetten 30 ~5nlJrcn nur ein ßelJnte(, jn nur ein ,punbertfte1 
f o eifrig für ben Jrieben gearbeitet lJiitten, 1oie für ben Strieg, 10 fJiitte 
bns gegenniiirtine "S(uthnb 1oa1Jrf cf)ein1icf) uerfiütet 1uerben fönnen. 
~ns 'llierf ber ,\)aaßer Jriebensfonferen5en uon 1899 unb 1907 n111f3 
energif clJ fortgefüfJrt u,erben. SD11rc1J ben 2(1tshn11 uon internntionnfen 
St'onferenAen, bnrclJ "SefteUung von internationa(en '!ser111ittlnnns 0 

rt'iten unb bef onbers burclJ ben ~u5hnu eines ftarfen internationnlen 
Gcf)iebsnericf)t5fJofe5 rönnen ficf)er viel Gtreitinfeiten int, '!lölfe.rlel1en 
olJne frienerii clJe '!ser1oicflnnn beinefent 1uerbc11. 'lliir 1uiff en gan3 
gut, bnf,, unt bie l)J1enf cfJ{Jeit uont Strien5rol11Jnfinn ~lt befrtien, 
nacf) '.:to(ftoi rabifnfcre @ingriffe in ben franfen (Sjef e{(fc1Jnftsorgnnis 0 

ntn5 notiuenbig finb n(s nur .Ronfcrenl,beicf)lüjf e unb IT:rieben5re
Jo(utionen. .Rnpitari5ntns unb IJJ1an1n1oni5nt1t5 ntüjien in ifJrl 
@runblnnen er1c1Jüttcrt 1oerben. 121ber ungelJeuer uiel ift bocf) 1nnncf) 0 

ntn1 fclJon ge1uonnen, nienn bie 'Eernntniortiicf)en nnr b1tJn111111en° 
'011111te11, 1uen11 in einent 8eit1-11tn ft, ,, 1uo bie @ntf cf)eibung int 
'-1.lölferleben nuf bes 1))1eff ers Gcf)eibe ftelJt, uon Gtunben ober nnr 
IJJ1inuten nblJännt", nur nocf) eine ,3ufnnnnenfunft erfolgt ober 
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bnrd) filnrufnng 'oes 2d)ie'osqericlJh's f) c i t f1l'1uonl!L'n 1t1ir'o. Cfs ift 
11offcntliclj ein gute?, 3eicljen für 'oic Jnfnnft, bnf) 0:nropn?, nröjitl'r 
~1J1i(itiirftnnt, 'tlrL'niJen,1:entfdJ(nn'o, 'ons lciber (1is je11t bic 2:dJiebs, 
neridJtsf ncfJe nH1ndJn1nf fdJntiilJfidJ 1111 2:tidJL' (ief1, n1tn111ef1r f{üger 
gen1orbcn bnrdJ bie G;rfn!Jr1tngcn ber '2:L~e(tgef dJidJlL', bie ,l)nnb 
0un1 ~(usbnn bcr ~1uifdJL'1tjtnntlidJcn ~ölfcrorgnnifntion bieten 
lt) i(l. 

(5;in ,\)a1tpüJ1tnft un'o für unf er eincnL'0 'l_1nterfnn'o gernbL',\ll 
eine ~cbensfrane 1uir'o es fein, nun cinntn( ernft(1nftc ~l)litte( unb 
'filegc für 'oie 111i(itL'irif dJc ~fbrüftunn Att fndJen. ~nngc genug 

bn"' f1ei'onif dJe 2:prüdJ(ein: ,, Qui vis pace111, para bell um!" 
livcr 'oen 7\'rie'oen n1if1, rüjtc 1iun1 Strieg !) bic 'Bölfcr nn ber ~llnfc 
f1eruntgefii!Jrt un'o jie unt i[Jr '~Jefte?, betrogen. llnb bic 2:ncfJe n1irb 
nicfJt befjer, bnfi fognr bie :tlico(oqcn nnf ber .\Inn;c( unb bil' 
Strien?,profcfioren n((cr uier nnfurtiiten 1Jinter ifJrcn .\{ntlie'oern uon 
biefcr fJnnbnrcif(icljen S::orlicit fidJ intnter lJnbcn irrefül)rcn lnff en. 
~enn e?, ift eine S::ntjncfJc, bie nun 1uol1( jebcr einjielJt, bnil bie 
Striegsrüjh11tgen ber G>egcn1unrt bcn 'l_1ö(fcrn nicljt nur nnt ~l)lnrf 
gef onen unb iIJnen bie ~l)citte{ gernltbt fJnben, bic für jl\\in(c ';\:iir, 
forge 10 notiue1tbig geroefen 1u/iren; fonbern biefc c1uigcn :Hüjhtn(\L'n 
roaren 1nit eine llrfacfJe, bnfl bns 'l_lö{fl'runnfücf 191.J. überfJnupt lJnt 
fonnnen rönnen. 'filer innner ntit bent ';\:euer f pfrlt, bei bcnt 
1uirb',?, f)nlt einntal brennen. llnb 1ucr intntcr ~unt ,\{ricne rüftct, 
ber 1uirb eines S::at1es ben Stricn 1Jnben. 'l_liellcidJt lJel fen bic nUcrc 
orts grof3e1t Stricqsf clju(bcn ntit, bnfi ntit belt :Hüftunnen nun not, 
nebrunqen ehuns ~urücfnefJnften 1uerben 1nnf3. füber nH,tt tiiuf cfJc 
fidJ nicljt. ~er gnnße lfünfJnfinn 1uirb roeiter nel1en, 1uc1tn nicfJt bic 
®utnefiltnten nUer ~/inber ficlj ~ur 'fileIJr f el\cn. ;)llllt 2:olbnten, 
Jpielen ljnt mnn jn in111ter G>elb. CffJer {iijit ntnn bas 'l_1o(f uer, 
f)ungern unb uerberben. ®ir uerfnnnen 91brüftttltf1 nuf ber ßlllt,\cn 
Binie, /jtt ®afler unb 0u 8anb, in ber Buft unb auf bcr G:rbc, 
r· · .. n1if1en, bafl biefe irage nicljt uon einent 'Bo(f nI(ein, 
1 - . , b er n nur b ur clJ in t er n a t i o lt n I e m e r f t t'i n b i B n lt g B e l ö f t 
roerben fnnn. ~er W1en1d)fJeit ~ofung nutfl roerben: Qui vis 
pacem, para pacem! ®er ben irieben 1ui{{, rüfte ~11111 

irieben ! 
~ann roerben innner meljr nudJ bie lßölfer, beöiefJungs1ueif e 

ifJre lßertreter in ben l_ßar!amenten, bie Cfntf cljeibung über Strien 
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unb ~rieben fe(bft in bie .ponb nel11nen. ':!la niir an bas ,,®ottes 0 

gna'Dcntunt" nidJt 1nd1r glauiJL'n, 1ueber für ~l)1onardJicn, nocfJ für 
J1epublifen, erf djeint es un0 als eine 'Der IJJ1enfdJ1Jcit un1uürbige 
CtinridJtltng, 'Daf3 ein Ctin1iincr ober ein paar IJJ1t'inncr - 1Jeif3en 
fie nun ~önige, ~aif er, ~lJlinifter ober 1:j.)räfi'Dentl'n - ntit einent 
\}e'DerftridJ 'Das l1nglüct: eines Sfriege?, über bie möffer 9eroufbe0 

f d)luören fönnen. [ßenn fic nidJt uon grof3ent, autofrntifdJetn l)ünfel 
erfüllt 1uären, 1uür'Dcn fic übcrl1aupt f oldje merantiuortungen nidJt 
tragen 1uollen. D'a, 1uenn 'uief e merantiuortf idJen 'Dann ouclJ gleidj 
uor 'uie ~anonen un'u 'Bajonette treten ober f onft 'uie \}olgen bes 
f{rieges trogen n1üf3ten ! ~liJer 1ua?, lJnt Stunt, 'uer 'ueutf clJe 1ß1Jilof op 
fclJon uor 100 ~alJren gefdJrieben? 'llaf3 'Das Strieg erflären für 
f oldje IJJ1ajeftäten 'uie unbebcnflicfJfte eadJe uon 'Der "lßelt ift, weil 
'uer IJJ1onarc1J ,, in feinen :tafeln, D'og'uen, 3uftf clJlöff ern, .pof feften 
un'D 'uerglciclJen 'uurdJ 'Den .ltrieg nidjt 'Das niin'Dcfte einbüf3t, 'Dief en 
alfo 1uie eine llirt uon 3uftportie aus unbe'Deuten'Den l1rf aclJen 
bef ct1lief3en un'u 'uer llinftän'uigfeit 1uegen 'uent 'ua3u alle&eit fertigen 
'Diplontntif clJen .\'{orp?, 'uie ffiecf)tfertigung be?,f elben gleicfJgültig über 0 

laffen fnnn 11
• 'llnf3 in einent geiftig fo qodJftel)en'Den )Uo{f 1uie in 

'lleutf dJlnn'u 'uer ffieidj5tari bis 11ur Gtun'ue u crf a ff u n gs g e 111 {i B 
AHr ~rage uon ~rieg un'u ~rieben noclJ nidjt5 5u f agen qat un'u 
in Ctnglan'u in 'Den entfcl)ei'uen'Den :tagen ,0'uli un'D 12{uguft 1914 
nidjt ein1na1 bie Gtilnnten alfer IJJ1inifter 5un1 G;intreten in 'uen 
~rieg nötig 1unren, 5eigt 'Deutlidj, 1uo un'u 1uie ll{en'uerungen in 
'uer ~3ufunft nötig fin'u. lln'u 1uenn 'uie mölfer un'u Hire 1:ßarinntente 
'Den nHft'ifligen @ntfcl)ei'u über friegerifclJe mer1uicrlungen f elber in 
'uer ,pan'u gaben, 1uer'Den fie ein 1uac1Jf an1e0 lliuge nuclJ über 'uns 
lJaben, tun?, bent ~rieg ja innner uorausgelJt, auf 'uie ~iplontatie, 
'uief es ,Serrbif'D alles 'ueff en, 1ua?, ntan fonft "lßa1Jr1Jeit, Dffen{Jeit 
un'u <J:l)nrafter ßU 1Jeif3en pflegt. '.lhdjt umf onft fbtgen 'uic etu'uenten: 
11 "lßer 'Die "lßnl)rl)eit fennet un'u f ngt fie nie, bereitet fiel) uor auf 
bie ':!li,plontatie. 11 ~o n trolle 'D er g ef amten au 010 ärtig en Sß 
Iitif 'DurdJ 'uie Qsoifsuertretung un'D filbf dJaffung beL 
ge{Jeimen 'lli,pI01nntie 1uer'uen 'Datu1n 15or'uetunge11 'uer 
mötferbemofratie bleiben. lllll 'uas ift 1ua9re irriebensnrbeit 
geta'ue wie nHe ~eftrebungen 'Des internationalen llirheiter= 
f djut3es, 'ueffen filusbau ruir 5u 'uen felbftuerftän'u1idjen ,Sielen 
bemoftatif cl)et Sßolitif recl)nen. 
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III. 

'l3olitif d)co iuucrt,alb 1tttf creo ~atcrlaubco. 

i)1acfJ bief ein fttt6en SSiict in einen lJeHen, groflen ~1ufunfts, 
1norgen in ber möifernieft fe9ren niir 311 unf ernt I.Baterfanb ßttrüct. 
l.ffiir firaucfJen jett nicfJt 111e9r lange 3u f agen, baf3 unb 1uie niir 
eine nationale unb f c91uci3erif clJe 1-ßartei finb. llnb es ift flar, 
bl1fl uiefe grof3e lliufgaben uor uns ftelJen. l.ffienn bic ganöe I.fielt 
jett ern1ac1Jen miU, bann n10Hen 1uir aucfJ iln cinenen I.Bnterlanb 
auf ber ,\)ut fein l.ffienn bic i'.ofung uon ber i)1euorienticrung burcfJ 
1.. :;, l.ffie(t qa(It, bann 1uo(fen 1uir bief cn ffiuf audJ fürs eii1ene .~anb 

.iJt unge9ört Iafien. l.ffiir freuen uns nicfJt bioü über bic 2clJönlJcit, 
f onbcrn audJ über uicfe fficdJte unb ~reif1eiten, biL' 1uir in unf ern1 
fieincn ilanbc fJaben. l.ffiir finb eine ffiepubiict unb '.I:cn1ofratie. 2fbcr 
1uir fügen gieicfJ bei: l.ffiir finb nocfJ feine ibealc, uol{fo1n° 
111ene 'Ilentofratic, 1uir fof(en es erft 1uerben. I.Eie( unben10° 
fratifc1)e5 3eug unb l.ffief en fonnnt n1ancfJn1aI aucfJ in unf enn Banb 
nodJ uor. ffrecfJt unbrüberlicfJ, b. 9. unbe1nofratif clJ gclJt es in1n1er 
nocfJ in unf etnt mirtf clJaftfidJen ileben ()et unb 3u. 11111 erc SSunbes, 
uerfamnt!ung ift nodJ nidJt bas getreue llibbifb 11011 unf ernt I.Bolf{l, 
gan3en. 'Ilie I.Bertreter bes (;\>rof-ifapitals, 'Der 'tnntien1e111uirtf cfJaft 
unb bet 12Cftiengef eUfd1aften finb bort 11er9äitnisn1äf3ig uieI 3afJl0 

reidJer als bie I.Bertreter ber mirflicfJen SSebürfniff e be{l moifes. 
'Ilarunt f cfJrieb etn1a uor einem c'J'a9r bie 3eitf cfJrift für f cfJ1uei3erif dJe 
@emeinnütigfeit - ge1uif3 aHes ef1er als eine rcuo{utionäre .3eit, 
fcfJrift -, es gefJe bes9afb ntit aHen1 ~ortf dJritt unb 111it ber 
f 03ialen ®efetgebung fo furcfJtbar fangfam 11or1uärts int 6cf1mei11er 0 

Ianb, 1ueil in ber SSunbesucrf am111lung uie{ 1ne9r bie ;J'ntcreffen 
ber ~erren, als bie ;J'ntereff en ber breiten i))1affcn bes Qloffes 
uertreten feien. IJ1icfJt afi3 erftes, für bas 1uir auf bent @ebiet ber 
f cfJ1ueiberif d)en 1,ßolitif arbeiten, aber aHem uoran fteHen n1ir bie 
'1'-'otalreuifion ber SSunbesuerfajfung. llnfere SSunbe~uer, 

.fung uon 1874 ift nacfJ unb nacfJ burcfJ uiel ßufät)e reclJt löd)ericfJt 
geworben. ~s wäre an ber ,Seit, ba~ mir bie 71!er I.Berfafiung, 
ber mir ja allerbings uieI @utes uerbanfen, in neue1n @emanbe 
auferftelJen Iie~en. W1ancfJ ein altes ,SöpfcfJen fönnte babei 
abgef cfJnitten unb mancfJer 111icfJtige @runbf at ber 1Jlcu/jeit bt> 
rücrfid)tigt werben. ~reilid), wenn aud) bie ~otalreuifion ber 
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.13un'oe0verfnif ung nu?, bief ent o'oer jenent @run'oe nuf ficfJ ninrten 
frif3t, fJnbcn niir n1tf 'oe1n filsege 'oer (3jef e~gebung reid1hcfJ an'oere 
ll(rlicit 3n UL't:ridJten. :i~ir l't'inrpfen llO't: nUe1n für eine geredJte 
~1ertretung unfcrcs Qhi(fcs hn I.Hatiounlrnt, für 'oen \1cL1tionnI 0 

rtt ts v r o p o r 1,. lln'o 1uir fl'inq.1fen 'oafür, liis 'Das GdJ1uei11eruolf 
erfJiift, 1uns i91n geIJört. 'l)ereits uor bent .~rieg 1unr ein ~5nitiatiu 0 

begeIJren über 'oicf e Gac'ge 'oen eibgenöffif dJen \Hiiten überneben 
1uorbe11 . .1{1tr~ uor ~rieqf-lausbrucq, hn ~uni 1914 wurbe 'oie 'irrane 
int :Hntionn(rnt belJL1n'oelt un'o abnelelJnt. Go ging 'oie irage an 
'oen Gtän'oernt, 'ocr fic nngcficfJts 'oer filseltfnne int G';inuerftän'onis 
1nit 'oe111 "Jlntio1talrnt ,,bi~\ n1tf n1eiteres 11 uertngtc. reiber ,. ·1 
111n11 ficq 'oe~, G::in'orucfs nicgt crn1cI1rcn, 'onf3 'oie nnn1,e 15adJe ,10° 

fidJtf idJ ,, verf dJo6en II n1orben f ei, Iiis 'oie ®aqf en int JnlJr 1917 
n1ieber 1tnter SDndJ gebrndJt unb uiefe 1unctfine ~1cntiona1rntsf eff el 
1uil''oer für brei Jntire fidJL't: ge1uor'oen feien. SDenn f o nut 'ons 
2cq1uei1,eruolf lc11tf1in bie "Jlationa(rnt01un1Jfen vornnqnt 1tn'o ö1unr 
bei l1eftigcn1 '.l.~aqffL1n1pf, f o nut gätte es 1uolJf nudJ bei 'ocr ernftcn 
iSelt(agc ii6cr 'ocn "Jcntionnf ratsproporö nliftin1n1e11 fönnen. ~a, 
vielleidJt 1uäre es 'oen1 G:rnft 'oer "'1eit f eqr nngen1ef1en gen1ef en, 
1uenn n(le '.j_lnrtcien einnelenft un'o 5ur \Hcgefung 'oief er Jrage bie 
.ljnn'o gclioten qiitten. :Denn uor 'oer mo(fsabftimntung über bief es 
'{1cgel1ren ntiiffL'll 'oic spropor1ifreun'oe feine filngjt qa6en. SDief er 
filpfel 1uir'o reif von1 ~nunte fallen! Bur3eit belJrtn'oelt 'oer 
15tän'oernt 'oie ~nitintiue un'o 'on 'oie @egner 'oe1n morf dJlan unter ber 
~c'oingung A1t1,uftin1111en f cqeinen, 'onf, grofie ®aqlfreif e ntit be()n 
o'oer 1ncl1r lllbgcor'oneten netrennt 1verben rönnen, f o ijt filusficfJt auf 
frie'olidJe Ctinigunn uor1Jnn'oen. SDas ift nur redJt un'o gut. 6e1bft 'oie 
,, "Jleue ))iirdJer Beitung II gilit es im1ner 1negr bll, 'oaf3 'oer IJ1ntionaf, 
ratsproporii eine 1nol1lberedJtigte ior'oerung 'oer SDemofratie f ei. 
'J)ie tllicf]ften ~1cationalrnts1ual1len 1uür'oen fid) nicf]t meqr unter 'oen 
ßleidJen filsnfJfbiin'oniff en uol!11 icqen 1uie ,'oie von 1917. 

filsir uerlangen ferner bie @ef e~nebungsinitiatiue. cn,s 
jei1t fönnen 60,000 ftin1n1Iierec'()tigte 6c'()1ueiöerbürner nur ,,.,e 
ffieuifion 'oer 'B1111'ocsuerft1ffunn -- f ei es nfs nan1ies o'oer in irgen'o 
einent 1:ßunfte - anftrelien. llilier fie galien nicfJt 'oas ffiedJt, 1,u 
uerlnngen, 'onf3 ein befti1nn1t forntulierter @efetesvorf cfJlag 'oem 
)!3o{f 5ur fil(lftin1111ung uorgefegt wer'oe. SDie ei'ogenöffif cfJen ffiäte 
fin'o l)ttben1 befugt, 'oer ~erfaff ungsinitiative je1ueilen einen @egen• 
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uorf cfJfag entgegeniufteUen. So 1uirb oft bie befte cl1dJe t1er1tllntög, 
lidjt ober gar tröfen'D auf 'Die (anne ISanf ßl'1dJo1ien. 'l-Sir nerfnngen 
n1el)r \Hefpeft uor 'Dent molf01uifll'n. ~1)/nn f nnt f o oft: ,. ':ila(, ~3olf 
1uiff 11 o'Der ,,'.:t'ns mo(f 1t1i(( nidjt. 11 11n'D oft gcll1tg ftc!Jt 'Da!Jinh'r nur 
bie lßnrtei!JerrfrfJaft. '.:t'a ift es 'DoctJ redJt 11n'D bi(Jig, 'Daf, iiber beftin11nte 
IJ3orfrfJ1äge 'Der (1Jefetgebnng bas molf 'Direft nngcfrngt 1uer'Den fnnn. 

(\)rof;e merfdJieben!Jeit 11errfcfJt, 1neil 'Die Cr'Dnung 'Diefes (i$cbiete0 
ben stantonen ii!1erlnffen ift, int Stin1111, 11nb 'll\n(1lred1t bl'r 
ScfJ1uei1,erbiirger. JcfJ fiirdite, eine ;)1tfnn1ntenfteff11nn 'Dl's ncrf cfJie, 
'Denen, je{)t liefte!Jen'Den fnntonn(en :HedJtes, 1nür'Dl' eine 1t11111'Der, 
'\cfJe ~lJ1nfterfarte nns :rnnesf ic!Jt für'Dern. g)ie einen cdJHH'i1,cr fin'D 
nur in ei'Dnenüffif dJen, nn'Derc nur in fantonafen 1tn'D 'Die britten 
nur in (l)enteinbenngelegcnlJciten ftinnn, 1111b 1unl1lficred1tigt, uon 
'Den ;31ucr~1gebil'Den 'Der ,,ISilrnernentein'Dcn" gnn0 ,\11 fc!11ueinen. 
SDie ~(ufentfJalter finb liier fo unb 'Dort 1nie'Der an'Ders ge(1aftcn. '.};ic 
ei'Dgenüffifc!Je OrbHung bief er ~l)ratcric 1nirb innncr ntc!Jr 3ur ~llot, 
1uenbigfeit. ':tlnnn roir'D n1tdJ bie (1$e1uc1(1r1111n bc,~ ~ra11cnfti1n1n, 
recfJtes fcfJrittiucife erfofnen 111iiffen. ~·nft n11f feinc1n @cbiet lint 
bic Beit 111eIJr llienbernngen ntit fidJ nebrndJt a10 int ~eben 'Der 
~rnu. Gie nelJürt fängft nicfJt n((ein nur ins .l)nu-:,, in bie .\{üdJe 
ober in 'Die stin'Derftulie, fie ift in ~l)1nff en liereit0 ins 1uirtf dJaftiidJe 
Beben fJineingefteflt unb ringt nnb fdntpft 1nn i!Jr Jortfon11nen 11n'D 1nn 
Q':rroerli, f o gut roie ber 9J1ann. '.J)a 1uirb aucfJ bie ~rn11 nidJt 
eroig :politif cfJ recfJt(os lifeiben rönnen. 9-X(te Sc!J(an1uorte rcirfJcn 
auf bem ®ebiete ber /1rauenfrnne nic9t n1e!1r n11,$. '.J)ie 1te11c ~)cit 
roirb aucfJ ber 6rau eine ueränberte SteHung uerf dJt1ffen. merftelJt fie 
uom üffentficlJcn Beben her Cl)egen1uart nirfJt uie1 - - e5 gibt a11rfJ genun 
anbete lYäHe -, f o 1uirb fie uon ber \ßofitif bcr ;)nfunft 111e!Jr uer, 
ftelJen. llnb gernbe bie lYriebensf acfJe ber mölfer 1uir'D aucfJ eine SndJc 
her eb{en rrrauen unb ~l)1iitter 1uerben. '.1:er liunte Sof'Datenrocf qat 
fnnne genug aucfJ fnlf cfJe ~rauen, unb ~1)1ütteribeafe grof3ne0ogen. IJ(11cfJ 
iier 1nüfien neue ':ilinge fidJ ISnlJn 1nncfJen. CJs ift für ein 1101f eine 
GncfJe ber @erecfJtigfeit, 'Dnf3 nic!Jt hie eine ,l)älfte bcr 1nünbir1en 
WcenfcfJ!Jeit uon ber ISetätigung int öffentlidJen Beben en1ig aut<, 
gef djfoff en f ei.* 

* )21.ler über biefen 1\nnH ober über ir\lenb eine fl13inipolitif d1e 'f\'rn\le 
52iterntnr f1nben miff, bcr 1uenbe fidJ nn bie ;1cntrnffte((c für f o0infc 
12iterntur in 3üridJ. CS:r 1uirb riut (1ebient. 
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S!iingit n1ar es eine Jor'ocrnng 'oer 'oentofratif clJen ~artei, 
'oaf3 'oie 8a1)1 'oer ~ u n 'o es r ii t e angeftdJts 'oer 12Irbeits1aft un'o 
merantn:iortlidJfeit, 'oie anf ilJnen fafte, uon fieben auf nenn erlJölJt 
n1er'oe. 1,ßarteipofitif clJe ~))1ac1)triicrfidJten f:Jaben 'oas l,ßoftufat bis 
jett unberiicrfidJtigt ge(aff en. llnb nun ift wie über IJ1ac1)t auclJ bief e 
JrudJt 1,eitig ge1uorben. ;})er .~ricg nnb 'oie gewaltigen neuen 2(ufgaben, 
hie er unf erer oberften ilanbesbclJörbe bradJte, lJat für biefes ~es 
gelJren eine ga111, neue (Drttnbfage gef clJaffen. 0jegenwiirtig arbeiten 
bie \Hüte an einer biesbel)üg1ic1)en merfaff ungsreuifion. Unh hie 
neun ?Bnn'oesriite nierben af f o fonnnen .. Sfilir n1erben auc1J baran 
arbeiten, bafl über furö ober lang ün GdJwei11 er1anb hie ~unbr 
riite uont molf gen1/i[Jlt n1erben. 3:icnn f o gut ber ffieferenbum" 
bürger in unf ere111 materlanb uiele anbere, uie1 weniger widJtige 
SfilalJlen uorne91nen fann un'o n1nfl, f o gut wirb er fieben ober 
neun ~nn'oesriite 1uii91en fönnen. 3:iie GadJe 1uirb ntinbeftens f o 
gut l1eransfo1nmen, wie 1uenn nur ein fleiner 8irfef hie 12Iusers 
1uii91ten be1,eic1Jnet nnb etlidJe 3eitungen bann ~eifall ffatf dJen. 
Uno bafl 'oann etroa raf dJer audJ eine ~httauffrif dJung unb mers 
jüngung in unf ere oberfte ~anbesbelJör'oe 1Jinein feinte als: bei bent 
jetigen Gl)f±em, würbe her Gcf:J1uei1,errepublif ficlJer nidJt f dJaben. 
Unb 1,ube111 11.1iiflten bie (Sen:iiil)ften bann, bap l:Jinter ilJnen bas 
ßutrauen bes molfes ftünbe, bas 111üflte audJ bas @efülJf her 
merantwortrid)feit ftiirfen. 3:iie @rfal)rungen bei111 12IbtdJfup bes 
Gi111:p{ons unb (Sott1Jar'ooertrage0 1111b uiefe pofititdJe @reigniff e 
her jüngften 3eit fegen es nage ben eibgenötfif dJen ffiiiten bei 
'oen 1uidJtigften ~ragen her au~wiirtigen l,ßofitif eine ~mitwirfung 11u 
gew/i{]ren. mief beff er a(s ftunbenfange 3:iebatten über SJ1eutrafitäts 0 

beridJte unb 3:iinge, bie nidJt n1e1Jr /)lt iinbern waren, 1uiire e5 
wolJl gewe1en, wenn faclJs 1111b tadJgemiifle ~eratung be1n ~1u1besrat 
in fo ernfter 3eit 1iur Geite geftanben glitte. Sfilie wir 1eit 1912 ein 
1dJwei1ieri1dJes 8ioi{redJt gaben, fo arbeiten wir audJ an eine11t eins 
lJeit{iclJen GtrafreclJt, in 'oas bann aUerbings bas merbot b,· 
~obesftrafe gel)ört unb an eincnt einlJeitfid)en i:strafs unb 8iui. 
:p ro/)eflrec1)t. 3:iap ba~ Gtrafs un'o 8iuilproiJepredJt in aUen 22 S"tan° 
tonen uerf clJieben ift, 1nag gutes 12Ibuofatenfutter fein. 12Iber es erfdJwert 
bent ein&e{nen ~ürger fefJr, /)lt 1einen1 ffiedJt &U fonnnen unb paflt nidJt 
1nef:Jr in eine 8eit, 11:io 0Jetc1Jäft unb merfefJr nidJt an ber S"tnntonsgrenAe 
.palt 1nac9en rönnen. ®ie wir für eine 1ueitf:Jer5ige @ewiil)rung 'oe5 
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2Cf1Jirecf)te§ fin'o, fo b{ei6t aucfJ ein ei'ogc11öffifcfJes, uo11 1ueiter, 
freier '1lenfn1eifc nctrt1gcnefi Qlerei11srccfJt unfcr {3ieL 

G;ine 1uicf)tige ~rnne uni eref, öffentlidJcn ~ebens biei6t 'oie 
~rent'oenfrnge. filsir l1ntte1t uor 2(us6rucfJ 'oes filseltfriege0 chua 
GOO ,000 2(u0Iä11'oer in 'oer 2cfJ1uei3. '1:n~u fonnnt 'on1t1t 1tocfJ 'oie 
1uirtf cfJnft(icfJe ltebcrfrent'oung 'ourdJ bie uiefen aushi11'oif cfJen ~nbrif= 
'oireftore11, bic frent'oen 2(ftie11gefellfcf)nften, bie lleberf dJ1ue111n1u11g 
uon s:Jan'oeI un'o CiJen1erbe 1nit 2(usfan'o1unre un'o 'oie geiftige lleber= 
fre111'oung, 'ourcfJ 'oie ein u11f ernt 2tnats1uefen fre1n'oer @eijt uieffacfJ 
h0 i u11?, G':inßltfl gcfJn(ten 1Jat. (ff, uerf cf)Iin1111ert 'oie GacfJe nocf), 

13 1uir ~t1I1r für ~'i'nfJr 8e1Jntnnf en'oe non 2dJtnei0erbürgern 'ourcfJ 
2(b1unnbcrnnr1 in-3 2(u-3fnn'o ueriierc11. f{1tr/) vor G':i11tritt bcr ,l{atn= 
ftropfJe non l:JlJ 1uar 'oa?, poiitifdJe ~epnrten1ent i11 Q1er11 er11ft= 
1Jaft 111it 'oer S!öf u11n 'ocr ~ren1'oenfrngc lief dJliftint. ~abei 1uurben 
'oie >.BorfdJit'ige 'ocr fone11nnnten,, 'Jceunerfon1111iffion" 1nit 'oen1 ':Pliftu(at 
ber ~31un11gseinbürgcrung 'oen bu11'oc-'.irätXicfJe11 2(11tränen ,\lt (1Jru11'oe 
r1efegt. J::icnn bie ';S:rent'oenfrnne fnnn nur 111it 'ocr 0:inbürnerung-3= 
frnge gelöft 1uer'oen. 8e'oenfnU0 'oürfen 1uir nndJ 'oen1 .1{rien 1ticfJt ein= 
fncf) ,,~oge(ftra1tf3p0Iitif II trei6en un'o f o inn, a(::, ob 'oiei e gnn~e Jrnne 
nicf)t eine 'oringen'oe .~öfung uer(anne. ®ir fin'o fei11e (ff1auuinijten; 
nber unf ere .~of ung 'onrf 'oocfJ fein: ':t!ic GcfJ1ueib 'oen 2cfJtuei,1ern ! 
ltn'o ehoa0 1ueniger 8tniefaff uor 'oe1n (l'ren1'oen un'o 2Xu0fän'oif cfJen 
1oür'oe un0 nHu1cfJ1nnI niolJl anftc!Jen ! 

1)ie 2teffung 'oer 'oen1ofratif dJen 'ßartti 31tr ~))liiitLirfrnne ift 
'ourcfJ 'oen ~S1uang 'oer merIJäitniif e uorge~eidJnet. @ir finh für 'oie 
'Seibe(Jaftltnß unf ere0 IJJ1iiiöl)eere0, nicf)t au?, lJt'Cu'oe n1n Slricgs= 
fJan'o1uerf un'o unt 'oes IJJciiitt'ir-3 1uif(en, f on'oern 'oer \Jlot geIJorcl)e1t'o. 
':t!ic \Jlot aber ift 'oie: 2o Ianne 'oie un-3 1t1ngeben'oen 2tnnten in 
filsaffen ftnrre11 nn'o affe paar ~'i'afJrßeIJnte einnn'oer ntit ,l{rieg über= 
öiefJen, 1nüifen 1uir unfere @ren~en fcl)üten un'o für nnf er ,l)eer= 
1uef en grof3e Dpfer bringen. filsir IJaben bll.1l1t' a1tdJ unter 11110 gelegen±= 

:J ,, 8äbefraf3f er", 'oie nern'oe feit 2(1t0brucf) 'oe-3 filseHfriege-3 nncfJ unf er 
~olf in0 f{rieg0ungfücf f)inein neriff en l)ätten, 1uenn es nncfJ il)rent 
filsiHen geßnnnen 1ut'ire. J::iannift aber innner uon obtfn un'o uon u11ten 
abge1uunfen 1oor'oen. filsir fi11'o 1oal)rfcf)einlicf) eine-3 'oer 
roenigen mölfer, 'oie nn nar feine G':roberungen 'oenfen 
un'o einfacf) 'oie .pei1nat f cf)üten 1uo!len. ®ir fin'o für ntiii= 
tärifcf)e 2Cbrüfhtnß. 2Cber wir 1uiff e1t, biefe irage fann nicf)t uo111 
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2clJnH't\ernolf ober non irnen'D cinen1 \Jsolf allein nelöf± roer'Dcn. SDas 
eben ift eine internntionnle 2ncfJe. lln'D gera'De 1Jier ~eir1t es ficlJ, tnie 
1uiclJtin fiir ein ffei11e,, ~nn'D 'Die internationafe \Jserftän'Dinunn int 
\_Bö(ferlL'bc11 ift, ei11 niie nrofies ,111tcreffe roir an einer I.Hettorientierunn 
'Dcr'll\ertpo(itif l1abL'll. 'lL\ir tncr'Dcn niclJt aUcS{re'Dite ge1uiH1rcn, 'Die 'Die 
:lJli[itnriften ucrfn11ncn, 'Die oft ntelJr uon 'Der~reu'Dc nnt 11 ~1Jcilitl'irlc11, 11 

n[s uo11 lJölJern (ilcf1cl1tspu11ftc11 fiel] feiten laffen. \illir ftn'D für SD1trclJ, 
fülJr1tnn uon 2pnnunfl11nl1n1en a1tclJ a1tf 'Dent @ebiet 'Des~1Jci1itt'it:1uef ens, 
f onicit GdJfnr1fertinfeit un'D S:ücl)tinfeit unf erer ~frntee 'Dn'D1trclJ niclJt 
®clJn'Den nelJnten. (I;?, ift a1tclJ bei unf erent l)J1i(itär nicl)t nötin, 
'Daji niir iL'be ~lJ/o'Dc be,, ~f 1ts(an'Des einfaclJ naclJn9111en. \illir fin 
fiir L'in tiiclJtinc,, :lJ1i1i,\IJccr 111it ;)1tc9t, Cr'Dn1tnn un'D @e99rf n111, 
aber n1ir uer(nnnc11, 'Dnji 'Der 'Bürner un'D ~l)1cnf clJ nuclJ int eo(, 
bnte11 uon jci11e11 ~ornef ct1tc11 net1c9tet un'D 'Dnfl 'Der (5olbnt nic1Jt 
ei11fncf1 nf?, ":lJ/c11f clJe1tn1nterin(", n(s l)cuntn1er unb tote ;1nlJl -lic 0 

9n11'Delt 1ucr'Dc. (l;s ift ßltl, 'Daf3 bie tnifitt'irifclJcn eacfJnerftän'Dinen 
111t11 fefbL'r niit 'Dein 11prc1tf,ifcf1en 'J;riU" un'D 'Dcnt bfö'Den 11 ~ibf nt)• 
f(opfcn" 1uieber nb,\ufnlJren ne'Denfen. 1))1it etiuns 111el)r ~erftnn'D 
11nb nutent 'll\iUcn uon oben fiätte 1uolJ1 1nnnclJe liöfe 11 ~Ucilitär, 
afft'ire" ber lciiten JnlJre uerntie'Den 1uer'Den rönnen. \illir fin'D 
!ienen aUcs (i>inerf, u11'D @erfeniltnt un'D nenen 'Den fin'Dif clJen 
(i\a1naf d1en'Dienft, 1ucfdJc 1)inne jicfJ jn nern'De int ~l)1ifitt'irroef en innner 
r\L'rn breit 1nncI1en. ®ir 1uollen niclJt, 'Dnp unfer l)J1ilitär 11 ein Gtant 
iin etaate" 1ucr'Dc 1tn'D innner eine Sf(uft 11tuif clJcn einer ~l)1ifitär, 
fnftc 11n'D 'Den \lL'tni\lJnliclJen i!enten burclJ unf er moif gelJe. '.i:lic 
;)iuifneninft f oll je'Der0eit über 'Der ~l)1ifitärge1unlt ftelJen. \illir 1u0Uen, 
'Dnf3 'D11rclJ ~lJ1ifitärnerficlJcrunn un'D reicl)licl)e \illel)r1nnnns11nterf±ü~1111n 
'Die üfonontif clJ 2dJnlLtclJen un'D 'Deren zJaniilien uor lJnrter \Jcot, 
'Die et1un 'DurclJ ~lJli(itär'Dienft entftel)en fann, be1un9rt bleiben, un'D 
'Dnfl nndJ in 'Den eol'DuerlJäitniifcn ein billiger filusnleicl) uon unten 
nnclJ oben ftattfin'De. CJ)ic 9Jlotion eines 'DentL1frntif clJe11 1)1ationnl, 
rntes lictreffen'D (l;rl1ölJ1tnn 'Det Gol'Des für 'Die Golbaten ronr je'Den 
fnUs f e1Jr öeitnentäf3, 11n'D fic rour'De 'Dies1nnf t1ont 'Bun'Detrn1 
µro1npt, noclJ nnn~ f1tr~ t1or 'Den \J1ntionnfrntsronl)len 1917, erle'Digt. 
'.i:lie Gof'Dnten 1uer'Den für 'Dief e ffiaf clJlJeit 1t1olJl merftänbnis gelJnbt 
lJnlicn. cner @cift 'Der CJ)entofrntie 111uf3 auclJ in unf ernt 1))1ilitt'ir, 
1uef en oben n1tf bleiben! 
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IV. 

~ie f o~iale ~t'llf\t', 

2l((er ijragen 1uid)tinc ttn'o nrofie ift für bic (l)cncnn1art bic 
f o15 ia(e ~rane. :Sie ift ber 'flrüfftein für JL'be rccfJtl' 'J;c11tofrotic. 
SDenn 1uas f)e(fcn f ef)fiefilidJ bcnt ~1Jccni dJL'll eininc be111ofrntiielJL' 
~HeelJte, 1uie 2titnntrecfJt '1-Snfif rcdJt, ]nitintiurcc!Jt 11nb 2(cfJnlicfJL'5, 
1uenn er in f cinent ti"ißlicfJen Grnuer(i?,fcbcn nie über brücfenbc '..llot 
un'o :Sorge fJinausfonunt? '1-Sie f oUte int Q3offsfcbcn eine 1unf1r1Jnftc 
SDentofratie fiel) ui(ben fönnen, 1ucnn 1Jan'ofe!Jntnt bic (\Jficber 
1-,ief es ~offes fiel) im 1uirtf cf1nftlid1en 2eben c1uin 1uic .~onfurrc11tc11 

Jer gar 1uie ~ein'oe nenenübcrftelJen? llnb bodJ ift bic-:; ~nnt ntttcn 
steif bas ~Ulcrfinn( 'oes lJentincn ~chcns. 3nr0cit fJL'rrf elJt in ttnf er1n 
1uirtf d)nft(ie1Jcn 53eben 'ocr ffn1npf aUcr riegen nnc. lln'o eine nroflc 
SJJcen!,"je !Boffes fonnnt nie üher 'oie f1artc I.Hot f1inntt'3 unb fnnn 
nie frei un'o fro'f) nttfntincn. l.!ßns ®unber, 1uenn 'oic nn bcr 
Gd)nttenf cite 'oes 53eben'3 fie'f) ßlt einent ge1unitincn ;')ttfl ßttft11111nen° 
f d)aren 1tn'o uor1uärts 1uan'ocrn ntödJh'n, unt fidJ tutdJ cin1nn( ettuas 
an 'oer iSonncnfeite 'oes CI.Hücfes nieber0ufnffen. :Ilcnn nie'f)t bas ift 
'oas 3ief 'oer ®eftgef d)ic1Jte, bnf3 1l1ilfionen ~menf e'f)en cininen 
stauf enb ober .pun'oert ,, Grbef geborenen", (1$rof3in'ouftrielfen ober 
f onft uon 'oer heftef)en'oen llnorbnung \Begiinftinten ~ron'oienfte 
leiften. @rof3 un'o reidJ, n1eit un'o frei ift bie 9)cutter Grrbe unb 
fie brinnt alferorten f ofdJ eine ijülfe uon Gr~iften1i1nitte(n 'f)eruor, 
'oaf3 bie · SJJcenfd)en alfe bauon leben rönnen. llnb f d)fief31ie'f) ift 'oie 
fo1iiafe ~rage nudJ nid)t b(of3 eine 9J1agenfrage, eine @eI'o 0 o'oer 
Bo'f)nfrage, f onbern es ift 'oie ~rage bes SJJccnf e'f)f eins unb ber 
menf d)enroürbigen Beuensgeftnf ütn!,1. 3ur11eit liefteIJt uieff nd) noe'f) 
ein ganö fnlfd)es mölferibeaI. IJloe'fJ f el)en uiefe )ßö(fer i1Jre@röf3e 'oarin, 
'oaf3 fie bann un'o roann auf Grroberungen aus1iiefJen un'o in Striegen 
gan1ie Unfunnnen uerfd){eu'oern, roä'f)ren'o 'oie 9J1aff en 'oer eigenen 
moffsange'f)öri!,"jen in Unroifienf)eit 1tn'o 9(rnntt bU @run'oe ge'f)en. 
)arin aber befte'f)t 'oie roaf)re @röf3e eines moffes, baf3 es int 

eigenen 2an'oe Strieg füIJrt gegen alfe lln1uif1en'f)eit 1tnb gegen aUes 
Unred)t, gegen 'oie mernrmung 'oer ill1af1en un'o 'oie 9lot ber öfo 0 

nomif elJ Gd)road)en. '1lie tatfräftige SJJcitarueit an 'oer .2öf ung 'oer 
f oöialen ~ra!,"je roirb 'oas SJJcerflnnI für eine moffs:partei fein. 
9J1ögen menf dJ{idJe (5atHJeit o'oer alferf)anb Stnffeefrän5d)en etrua 
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nod) intnter 'oie IJJ1einung vertreten, mit ,paber1nues 0 @ff en (bei, 
läufig gef agt: etmas f el)r @ef un'oes !) un'o ntel)r 3ufrie'oenl)eit 'oer 
unteren 15tän'oe 1väre 'oie f oNia(e trrage geföft, 'oent :J:'.ieferbficfen'oen 
fann 'o!e beftelJen'oe \.Hot un'o 'oie ~ontpfi&icrtl)eit aHer 'oa1nit ver, 
bun'oenen \ßrobleine nicl)t tierbornen bleiben. lln'o n:,enn etma in 
einent ftaatsbiirßerlicl)en [1ortrnn neben einent gan/jen ,\)nufen winge 
1uie ein fron1n1e0 12(nqängf cl nteiftens nud) nocl) bie foßinle ~rngc 
auf1nnrfd1iert, 1ueil fie ,,nncl)" midJtig fei, fo 'oiirfen 1vir 1vol)( 
f ngen: 'llic f obinlc )Jrnge ift nid)t nnr eine 1uic9tige ~rnge neben 
vielen an'oern, fie 1virb itntner ntefJr 'oie mid)tige ~rage eines 
lßolres 1vcrben, bas feine l2(11fgabe verftel)t. SDas mir'o 1vol)l \--;~ 
eigentlicfJc ~1)1iffion bcr GdJ1vei/i in ber ?llie(tgef d)icfJte 1ver'oen, 
mir von einer 'llemofrntie auf betn \ßapier eine SDentorratie 
'oes Bebens m erben unb bic fobiale trrage 3u föfen verntögen. 
SDie beinorratif d)e \ßartei nrbeitet tatrräftig auf bief es 3ief l)in. 
llnf ere fo1iialen 11nb voffs1uirtfdJaftlid)en \ßoftufate greifen tief in 
bas beftelJenbe ffied)t unb in 'oie beftel)enbe Drbnung ein. 

@reifen n1ir aud) 'oa aus 'ocr triiffe nod) einige befonbers 
1viditige \ß11nrte qeraus. SDenfeu mir an SDinge, 'oie unf er gan3es 
lßolf angel)en, fo ftel)t ba n1ol)l in erfter Binie 'oie Bebensmitte{, 
frage. ?lliir l)nben befanntlicl) bc1lb nad) filusbrud) bes ~rieges bas 
@ e treibe nt o n o p o I befotnnten. llnb es iftfenn1ieid)nen'o, 'oas @etrei'oe, 
tnonopof ftel)t unter unf ernt ~J1ifitärbepartetnent; 'oas l)ei~t eben: 
erft 'oer ?llieltfrieg 1Jat es 3uftanbe gebrad)t. 3mar tJaben 'oe1no 0 

fratif cf)e unb f ObialbemorratifclJe filbgeorbnete ber Q3un'oesverfamm, 
fung je unb je auf 'Die IJJ1ifere in unf erer Q3rotverf orgung 1Jin= 
ge1uief en, aber (1eint Q3unbesrat ftets taube DlJren gefun'oen. Unb 
bann? @in paar 9J1onate naclJ 12{usbrud) bes ?llieftfrieges erflärte 
ber 1Eorfte1Jer 'oes f d)mei15erif d)en lßoffsmirtf d)afts'oepartements, er 
1Jabe fiel) nun aus einetn @egner bll einem ireun'o 'bes @etrei'oemono, 
pofs befe1Jrt. filfle :tage befonnnt es jett 'oer Q3iirger unf eres 
lßoffes blt fµiiren, mo ?lliud)er un'o mif'oe Bebensntitteffpefufation 
unf er SEoXf 1Jinfii1Jren. SDarum verfangen mir, 'Da~ burd) 15cfJaff 
eines Q3unbestnonoµofs nidJt bfo~ 'Das Q3rotgetreibe, f onbern bte 
für afle notmen'oigften Bebensmittel un'o Q3ebarfsartiref 'oer mifl, 
riirHd)en 1,ßreistreiberei entbogen merben. 9J1ögen ficfJ 'Die ,geute, 
menn fie Buft 1Jaben, 'oie 15pefufation 1nit ~fJamµagner un'o äfJnfid)en 
Cllingen gefaUen laffen, 1vas bas gan6e SEolf - 'Der einfad)e IJJ1ann 
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wie ber uornefJme - aUe '.tage afs notwenbiges <:r~iften31nitteI 
bebarf, fofi ber 1ui((für1ic9en ~ertenerung non 2:taates 1negen ent, 
/logen 11feiben. QBir finb nicIJt Jrenn'De 'Det~1)conoµo(e 1tn1 j eben 
~reis, es fnnn 'Dantit ja aurfJ afferfei unnötige 'S1trenufrntie ncr 0 

bunben fein. ')lbcr tuir jinb für bie Wconoµof e, 'Die bns ')(([gen1cin° 
intereffe nerfan!,1t. '1ßef cnt(irIJ in bc10 gfeirIJe ®efiiet recIJnen tuir 
bie ~örbernng bc0 (S)enoiicnfc9nft01uefcns. c:1)enn bie (\Jenoffcn, 
f rIJaft ift bie @en1einf rfJnft, 1uo aUgeineine ~1nterejfen über b(ofi 
µriuate ,Jntereff cn über1nienen fönnen. ~et ftnrfen ®enoficnfdJnft 
1uirb ünnter n1el1r eine µrei<:lregufierenbe 1Sebe1tt1tng in unf ernt 'lBirt, 

nftsieben n1tton1n1en. !Sie niirb aurfJ innner ntefJr bic ~ornt 
i..1etben, mit bet firIJ 'Die \JJ1enf rfJen gegen bic 2(1t01uiirfJf e bes Stnpi, 
ta1isn111s mit Crrfo(g wef1ren fönnen. 

~enfen 1nir an bic 1uirtf rIJnftiirfJ 2:rfJiunrfJen. 2ln bie 2(r1ncn 
ün eigent(irIJen Ginne bes 'l'ßortes ,1. Ql Cf0 ift firfJer bitter, nnn 
llu fein. ')(her A1uei1un( bitter ift es, 1uenn inan babei bann nnr 
norfJ einer I1er,l,fof en 2(r1nenbeI1örbe in bie .\Snnb fällt ober unter 
bie ffiäber einer riidfh'inbigcn ~(r1nengef et)geb1tnn gcrt'it. llnb unf erc 
auf rantonafent iHecfJt rufJen'De 2(rntennef etneb1tnß ift nn uicfen 
Drten norfJ rerfJt rücfftänbiß. Gie gefJt 1nciftens n1tf ~erfJii(tniff e 
unb Beiten 51trücf, bie {änfJft überIJoft finb. ~sct)t IierrfrfJt in 1tnfenn 
filr1nenn1ef en in ben 1nciften .1tnntonen norfJ bns 'Biirf1crort,,ilrin,\ip 
unb Beute, bie ifJr Beben (nng nn einent Ort firIJ n1tfncl1nftL'n 
fJnben, müff en, tnenn fie nrnt nc1norbcn finb, uieffeirgt /lll guter 
Bett norfJ non U:IJut narfJ ISaf eI ober non ®enf in ben stnnton 
'.tfJurgau 1uanbern, wenn bie lz(rntenbefJörbe fie IJeint r1tft, unb 
ein grof3et '.teif ber \JnüIJetuait int jetigen 2lr1nen1nef en nntf3 nnf 
auswärts wofJnenbe Beute uer1uenbet werben, bie bie 2(r1nenbef1örbe 
gnr nirf)t fennt, bie 1SefJörbe bas ®ofJnortes aber gan11 gut fenncn 
1uürbe. ~as filr1nen1nef en ber 3urunft muf3 bnru1n nuf bie @runb, 
Iage ber ®ofJnortunterftütung (®ofJnorts,~rin11iµ) gefteUt 

~rben. G;ine lzfnbafJI stantone fJaben nuf nleirf)er ®runbiane f rfJon 
_,n stonforbat vereinbart unb feit filusbr1trfJ bes strieges gat firfJ 
ber ~reis ber stonror'6atsrantone erweitert. 2lber gerabe bie, bie 
es am nötigften IJätten, treten ntanrfJntal nirfJt bei. G;ine eibge, 
nöffif rfJe, einfJeitiirfJe ffiegefung ber filrmenfrage wirb inuner 1ne9r 
&ur iHotwenbigreit. '])ann f oUten aurfJ bie f ogenannten 'Bürgergüter 
für ben 3wed ber filrmenunterftütung fJernngefjogen werben. Crs 

27 

176 



berührt fnft fo111i1d1. lillc1111 ic11t i11 bL'r lz11tnbc0t1crfant11111tng (etlt1n 
bei ber Ci'inbürr1erung~,frnnc: bic 1Jre111benfrL1ge ftrcift in bicf ent 
't(1111ft bic ;\rngc bes ;.)(r111L'1tnicfL'tt0) 11011 bc1n fogcnnnntcn ,,Q1ürgc1> 
~npfcn" bie \Hebe ift, bnnn fonnnt gnn,') fidJL'l' irgenb ein ')lntionn1 rnt 
1tnb crffiirt: ;.)((icr bie 'Sürgcrgütc.r f o([cn bocfi 1t111 bes .l)ilnnteis '1:Giflcn 
unnngctnftet (ifei6e11. li'IJL'r ficf;c nH,11 bns Q\1tcrfnnb ~u (~)r1tnbe 
gclJL'll. 2{fircibcr bics cri11ncrt fiel) ntit Lhtn,i(lcn nn eine Q1ürger 0 

f\L'nteinbt', bie jt1f1rlicIJ nebL'll nnbcrL'llt nn bic ortsaniucf cnbcn Q1ürgcr 
J0-50 Jr. )Snrgclb t1crteif te. SDic gnn~c 'Siirqcrf cfinft, n1tcfi ber 
~))1iflioniir 1t11b nl!c bie, 1uefdJc 50, 80 unb 100,000 ~r fficrtnögcn 
befnf3cn, ftridJcn bic pnnr Jrnnfcn in bie S:nfcqc; nur bic 'Sürgcr 
bic i1n ;.)(r111cn!Jn1ts bcr gfcidJcn (l\unci11be fidJ 6cfnnben, crI1ielte1c 
biL'fen ,,~iirgernutcn" nidJt. 2o 1uof1te es bns ffierifentcnt bcr 
)Sürncrnentcinbc, unb bic \Hegicrunri Iintte bns 81cglen1e11t ß1t±gc 0 

fJcif;cn. llnb bodJ, für 1t1ett 1t1iircn bie 40 ober 50 'i\:r. nötirier 
gt'lllt'f cn nls für bic ~t\iirger int ;.)(rnll'nf1n11s '? Q-Sir 1ncinen, bie 'Bürger, 
giitcr fo(lten ben )Sebürftigcn in erfter Binie ilngnte fo11111tcn. · 

~)lt ben öfono111ifdJ 2dJ1uncqc11 gc!Jören ancfJ bie, biei!Jr Beben fnng 
qct1r(1eitct nnb ßCf pnrt fJnben unb bocfJ ft'inen ~)cotpfennig für bie 
nftcn S:nr1e nnf bic 2eite fegen fonnten. Q-Ser erinnert ficfJ nicfJt 
oft 1nit ~3or1t unb 2cfJnnt bnrnn, 1t1ic f olcIJe Beute, 1t1iifJrenb bie 
nnbern in 2nns unb 'Srn11s Xelien, l1in° nnb I1ergefcfJ06en werben, 
uis fic fidJ f d11icf3Iicq in cine111 llir111enf1n11s ober Jonft eine1n f±iaen 
®infel ficfJ i\llr ffinfJe fegen fön1ten! SDn 1111tf3 bie llifters, unb 
0nunfibenuerficfJerung enbficq ~nnbef fcfJaffe1t. ffior bent strieg 
fJnts inuner geIJeif3en, es f ei für fofc1Je foöiafe ~{nfgnben fein @efb uor, 
f1nnben. SDcr Strief1 11nt gei\cigt, bnf3 nncfJ in unf ernt ffioff uief 1ncqr 
@cfb t1or9anbcn ift, nfs 1nn1t 1Jnben moate unb 5ube1n fJaben ja 
etiicqc sta11f enb n11cfJ in unf er111 1.Boff 1uä(1rcnb bes strieges ilJren 
g11tcn ,, Gcqnitt" gentncfJt. 0ctt bt,rf bann bie SDe1nofratic bie Sorge 
für bie lliften, @e(irecfJlicfJen unb 0nualiben in i1Jrer l)J1itte nicfJt 
weiter einfndJ bent ~3ufaf1 ü(icrfnHen. Wenn ne'fJnte bas @efb, mr 
es uorlJnnben ift. SDnnn 1uirb 11H1n aucfJ bie l)Jlittef für bief e<:, 
Goi\inhuerf finben. Unb 1uie inan f cfJon fnnge bat1on gerebet 1Jat 
bat cinft bie @rtrl'igniff e bes S:nbnf1nonop0Is für bie ~(fters, unb 
0nt1nHbent1erficfJcrung uermenbet 1uerben, f o 1Jaften mir an bief ein 
1.ßoftnfat aucfJ in 3ufunft feft. @inftmeifen ift bas S:nbafmonopof 
in ber 'Sunbesuerfn1nnth1ng nbge1e1Jnt morben. @s mirb bocfJ einmal 
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fontntcn 1tnb bn111t btL' ';yi1tn1t.\il'rll1tC\ eines C\l'OflL'll '~l)\tnf nH'rfL',; 
be?, ~ricbe1ts 111önlic!J ntndJen. ~(nf bie c1(cic!Jc ~i1tiL' ftcllc1t 1uir 
bic iiorfornc für bns 'l3crionn( bcr nUncntL'illL'll 1,1111bcsucrn1n(t111tC\ 
burclJ 6clJnff1tnn einer .pi(fsfnfic 1tnb bic ';yürforr\L' für biL' J1tbuftriL' 0 

nrueitcrfc!Jnft b1trdJ bcn ~(11s(1n1t unfcrcr ~-nbrifC\l'fl'ilC\l'llltllC\, fpc\id( 
ün Sinne ci1tcr ,\3crnbfL't1tnn bcr ~lrbcits\eit, 2dJtt\l uor ~(usbL'lltllllC\ 
ber ~rnuen unb Stinbcr, i1cft'i111pf1t11C\ bcr ~(rbcits(ofif1fcit n11b 
äfJnficfJer l"SeftrcbH1tf1en, bic f1(ciclJe ~)ic(c ucrfof11c11. 

~-reificlJ, ein Stnnt, bcr bie io,1in(en ~(1tfnnbcn (öf c1t 1ui((, n111f; 
nnclJ bic :l)citte( bn~ll l1nbcn. SDnru1n bilbet bie ~-inn1t.\rcfor111 
ci· 1prinqe1tbcr 't(1t1tft in ber fclJn1ei.1criidJe1t J1tft111ft,,politif. (ih' 0 

ft, 
1
,n 1uir es offe1t: filsir l)nbe1t fn1tge C\CllllC\ in 11nf cr111 ~lntcr 0 

fn1tb nnr feine ~:inn1t,1politif nel1nbt. "Ißir lJnbe1t C\fL'tclJfn11t ,,uun 
ber ,\)tutb i1t bc1t :l)lunb" ne(cbt 111tb bcn nn11.\c1t eibncnöifif clJL'll 
,\)nHsl1nft ci1tf eitin nHf bns lirnebnis ber Jölle nbncftd(t. "!Llir 
l1nben niclJt ncbnclJt bnf, e~, fnft über ')rndJt n1tbcrs fLJntntL'll fn1t1t. 
111tb es ift n1tbers nefonnne1t. Q::inc :\HiUinrbc :\lll1bilifntil11tsfd111lb 
bis G:nbe 1918 1tnb e!tun 100 :l)/i(lionen :i;cfi.\it in bcr cib\1l' 0 

nöffiicfJen StnntsrcclJn1t1tf} bis Q::nbe 1917, bns ift bn,, uncrfrc1t(iclJc 
'Bifb uniere?, ~ittnn,1iftnnbes. '.J;n ift es (1enrciflidJ, bnf; btL' Crb 0 

nung nnfcrcs ~innn1il1nnsf1nfte0 ii11111cr 111elJr L'inc niiclJtinc 'G;rnnc 
wirb. 1))1it b(of3cn 'l3ffL'ifterdJcn nnb l1nfbcn :l)lnf,t'l'f\l'lll fnnn bt1 
nicfJt ntel)r nef1olfcn n1crben. (5;?, 1nnf3 c!tt1L1,, (1\rnnbi t'itiic!JL'S unb 
@n111ies ßef dJnficn lllL'rbcn. ?.l.3on 11orn(1erein bnrf vcrlnnnt 1ucrbcn, 
bnfl bas uiefe (iJelb, bns 1uir 511r ?.l.3erßi11f1111n nnb ~(111ortifntio11 
ber ~mobilif ntionsf dJufb unb ~ur 'J;ecf11nn ber 'J;cfi,\iic bcr Stnnt~, 0 

reclJ1111nn brn11cl)e11, nidJt einfndJ bnrclJ erfJöl)te jö({e nu~'o bc1n ~1olf 
l)ern11snef clJlnne1t 111erben bnrf. filsir finb nuclJ für inbircftc 2tcncrn, 
nber für f ofrl)c, bic nur ben Q1cfit crlJeblidJ belnftcn 1111b niclJi bcn 
f(einen ~1J1nnn. 'J;ie (5;rlJö1J11nn ber 3öf1e nbcr f dJnfft mcrtc1tL'rn11n 
ber .13ebens1nittel 1tnb belnftct b11rclJf clJ11ittlidJ bic grof3e :l.Hnffc bes 
Sß,,ffe?,, ben ~))citte(ftnnb 1tnb bie fleinen ~e1tte 111it ilJrer 1ncift 
B, . crn Stinberf cl)nr viel 111el)r nls bie reidJen \.!e11te. ?.l.30111 i1H1tbcs 0 

rntstif cfJ nus, in isnrteiuerf n1n111lnngen 1tnb nltdJ von bcr freifinni~'l" 
bcn1ofrntif c!Jen 'l3nrtei nus ift in hen letten Jnl)ren oft erf(t'irt 
1uorben, hnf3 511r C])ecf1111g ber jetigen 6tnntsf cfJn(b uor nlle1n ber 
\Sefit l)ernnge1iogen 1uerben 1niiff e. 1))1nclJen mir enblidJ ernft 111it 
hiefem 1nel)r nls gerecl)ten @runbfnt. C])ie birefte 'B1111besfteHer, 
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bie tJont mer1nönen unb ISefit ntit befthn1nter ,ljö!Je eri)oben roirb, 
fn1111 llll5 nus bl'r il't1igen 1Yinan1not fJerausf,elfen. 2:ic fnnn er, 
Iiobcn 1tJerbe11, ol111c bnf3 ein eini\igcr ber reici)en 3eutc in unf cnn 
~nterlanb bcsitJcnen ".JJcnnne( leiben ntuf3 ! ~1u bicf ent :1)1itte( ntüffcn 
1uir ~1reifen, cIJe 11nb beuor ntnn 1uieber lJ(of; 1nit 't\f(äjterdJen nn 
unf ernt frnnfl'n tYinnn,)fJnnsf1nlt !Jernntboftext. <ts ift ba\'.i ge1uif; 
ein neuer @r11nbf ait bcr auf cibgenöffif dJetn ISoben 51n· ;)(n1uen, 
1ucnbnnn fontntt. ;){lier lll'lle ~)eiten tJerfangcn nnci) neue fil.lcge 
ttnb :lJhtte(. :1)1nn f nnc nidJt bie birefte 'Bunbesfteuer f ei unbe, 
111ofrntif dJ, 1tJei( fie nidJt n ( ( e 'Bürger lJelaftet. ~ie st:e111ofrntie 
bcftclit nidJt in einer i.\bl'n, f dJnfiloncn(Jnften @leidJn1nd1erei. ,,r 
uerlnngen jn nudJ nidJt, bttß je'ucr 'Bürger in einer mifia 1uotJnt'. 
ober int ~(nto1nobii l1cr1t1nfn(1rc. @ern'ue f o iuenig fnnn 1nnn uerlnngcn, 
bnf; nfie fo rcici) feien, bnf3 fic birefte Q_1unbesfteucr be0nfJ(en 1nüffen. 
~(bcr bie, bie c<'.i l1nbcn llllll tJer111ögen, bürfen in bent 'µHnft 1uof)l 
nudJ 111el1r lc_iftl'n. :Die (\)enner fträuficn ficfJ 5Hr~eit gcnen bie 
13unbt'5fteHcr nteift nodJ 1nit bent filrgu11tcnt, bei ben fieftefJcnben, 
tei!Judic fo frnf3 1tnnereci)ten 2:teuergef eten 'Der Derfci)ie'uenen S{antone 
fülJrc bic G;r1Jcbunn einer Q_1nnbe5fteuer nur iiu ne1tcn llngereci)tin, 
feiten. ~l)1nn 1tJeift nuf bie Striensfteuer IJin. SDn rann 111tu1 ru1Jin 
nntlnorten: Jfir 1Jnbt e5 Jlt in ber .panb, aucfJ fiir bie fantonnle iSte1tcr 0 

gefetnefi1t1tß :l13nnbet Crbnnng unb gef unbe @run'ulngen ~u fci)nffen. 
J1Jr fönnt burdJ ~HcDifion be<'.i (5;rbreci)te5 ün eibgenöffif ci)en 3iDi1teci)t 
bie n1ntlici)e <"}nucntnrif ation in allen 'tobc\'.ifällcn einfülJrcn 
unb bnnn lJnbt il1r uon lJeut nuf 1norgen für bn5 ®teuerttJef en bc5 
®c91uci~eruolfes eine nefunbe 'Bafi5 gef cfJnffcn. ~ie atntlici)e .;}nuentnri, 
f ntion ift nici)t bn\'.i ein0ige, nber ein f e(Jr 1uici)tige5 ~1)1itte{, 1t11t nUer, 
orten ben 6te1ter1unnen nus bent 2:uini:if ßlt lieben. ISaf el 11nb ~lppen, 
ACH 11nb nnbere Stnntone fJaben ba1nit nur gute G:rfalJrtutgen ne1nad)t. 
Bürici) lJat ant 25. 1Jcoue1nber 1817 fein ne11es ®teuergef et ntit bicf ent 
(Dr1t11bf at ntit grof3e1n ~melir anneno1n1nen. (St. @nUen, :1:IJurgnu unb 
anbere ®tdnbe n1erben nus ilJrer tYinan/r unb 6teuer1nif ere of• ' 

n1ntiici)e .;}nuentarif ation nid)t i)erausfonunen. llilf o 1oenn ber \_ . 
trioti5ntus 1oiU, f o 1oirb er 1tJolJl bie birefte ISunbesjteuer unb bie 
~,ef unbe fteuerteci)nif ci)e @runb(age bafür f d)nffen fönnen. Beid)t 
fönnen burci) si3erf d)ärfung ber striegsge1uinnjteuer unb eine IJ1eu, 
orbnung ber @runbfäte bei ber IBcHitärpffici)terf ntjteuer ber ~unbeg, 
tafle elJenfnU\'.i tJetntei)rte ?JJ1itte( &ugefüi)rt roerben. eo erlJlü(Jt bnnn 
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niieber eine @ibgenoff enf cfJaft, bie aucfJ finnn~ieH iqren ll(ufgaben 
geroacfJf en ift. 

'1Jas finb ein .paar 1uenige 2(nbeutungen unf eres neuen ißnrtei, 
:progran1111s. Unfere Jrcunbe Cf eqcn, 1uir 1,nbcn reic9lidJ (Stoff für 
bie ndc9ften 0a9r~eIJntc. 2Bir 1uiff en 1uol1{, ban nic9t aHes, 1uas 
1uir auf be111 ißrogrannn fJaben, uon Iieut auf n1orncn fonunt. '1lie 
'1le1nofratie ift eine 2nc9e ber (1$ebufb. 2(bcr jie ijt ~11nfeic9 eine 
Gnc9e ber 811funft, bns f c9öne, nrof3c Jie( bcr Sßöffcr, unb bcr 
~)J1enfcfJ1Jeib:lentiuict(unf1· llin bief es ~sbenI nfnllbcn 1uir. ~nfiir 1uoffen 
1uir - freubig nlit nnbern \,ßnrteien, 100 fie g1eic9e ~3ie1e uer, 
fo1gen, ge1neinfnnt - arbeiten unb unf er Sßoff begeiftern. '1lnfür 

önen unf ere Sßertreter in i_ßnrfnn1cntcn unb 'SefJörben eintreten. 
6iq1 t1cr9eif3enb foH uns bief es ~bca( 1nitten in afftdglidJer 1+5fficfJt 
unb bei aff unf rer ll(rbeit für Sßo(f ttnb i1nterlanb uornn(encfJten ! 

6t. illaflcn, in1 0nn1tnr 1n l,~. 

2.5.5 Kantonales Programm von 19315 

Allgemeine Grundsätze 

~n-:4 ßcntrnlfoutitcc. 

Seit den Verfassungskämpfen vor 100 Jahren, die unter der Führung von 
Thomas Bornhauser zum Sturze der frühem Aristokratie geführt hatten, liegt 
in1 Thurgau die öffentliche Gewalt in der Hand des ganzen Volkes. Der Grund
satz der Gleichberechtigung aller Bürger in politischen Fragen hat sich bewährt. 
Wir betrachten auch heute die Volksherrschaft (Demokratie) als die beste 
Staatsform und sind bestrebt, die dem Volke übertragenen Rechte und Freihei
ten zu verteidigen und zu mehren. 

5 StATG, 8'631'0. 
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Die Selbstregierung eines Volkes ist als ein hohes Kulturproble111 zu werten. 
Sie erfordert jedoch vom Einzelnen einen hohen Grad von Gemeinschaftsge
fühl und politischer Reife. Keiner darf sich der sittlichen Pflicht entziehen nach 
seinen Fähigkeiten an1 Wohl der Allgemeinheit mitzuarbeiten. In erster Linie 
muss von Jedem volle Erfüllung der beruflichen Pflicht und das Streben nach 
Vervollkommnung verlangt werden. Damit erwirbt er sich auch das Anrecht auf 
eine ausreichende, menschenwürdige Existenz. Dann verlangt das öffentliche 
Interesse ein geordnetes. harmonisches Familienleben, eine gewissenhafte, 
ernste Kindererziehung. Von der Ueberzeugung ausgehend, dass das Fortkom
n1en und Wohlergehen jedes Menschen besonders von einem kräftigen Willen 
und einem guten Bildungsgrade abhängt, betrachtet die demokratische Partei 
die kulturelle Hebung des Volkes im allgemeinen, die körperliche und geistige 
Ausbildung des Einzelnen als eine der vornehmsten Aufgaben. Sie fordert von 
jedem Menschen auch insbesondere ein starkes Interesse an allen 1\ngelegen
heiten von Ge111einde und Staat, ein tiefes Gefühl der Pflicht zur Mitarbeit und 
Mitverantwortung. 

<<Alles, was lebt, verändert sich.)> Das gilt auch für die öffentliche Verwal
tung, für die Gesetzgebung, für das Erwerbs- und Gemeinschaftsleben. Unter 
dem Einfluss von Wissenschaft und Technik sind die Produktions- und Ver
dienstverhältnisse des Menschen einer beständigen Umgestaltung und Verän
derung unterworfen. Diesem Wechsel in den Formen des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens muss sich jeder Mensch und jedes Gemeinwesen in fortwäh
render Entwicklung anpassen. Das ist ohne tatkräftige Mitwirkung aller Glie
der unmöglich. Jeder Bürger hat die Vorgänge im öffentlichen Leben zu verfol
gen und seine Beobachtungen und Erfahrungen in den gemeinsamen Beratun
gen zur Geltung zu bringen. Die Demokratie erblickt daher ihr vornehmstes 
Ziel in der politischen Schulung der Stimmberechtigten, in dem Bestreben, alle 
zum Bedürfnis gewordenen Änderungen und Verbesserungen herbeizuführen. 
Sie geht von der Erkenntnis aus, dass nur durch gründliche Auseinandersetzung 
im Streite der Meinungen, nötigenfalls im politischen und wirtschaftlichen 
Kampf, Abklärungen herbeigeführt werden und neuen, berechtigten Geistes
strömungen zum Durchbruch verholfen werden kann. Die demokratische Par
tei erwartet von allen Gutdenkenden unerschrockene, aber sachliche, nicht 
verletzende Kritik und den kräftigen Willen zur Unterstützung berechtigter 
Reformbegehren. Damit wecken wir im Volke ein reges öffentliches Interesse 
und leiten das Gemeinschaftsleben in gesunde, fortschrittliche Bahnen. Wir 
fördern auch das gute Einvernehmen und das gegenseitige Vertrauen zwischen 
der öffentlichen Verwaltung und dem gesamten Volke. 

Die demokratische Partei will nicht einer einzelnen Klasse, sondern dem 
Volke in seiner Gesamtheit dienen. Im Wesen jeder wahren Demokratie ist es 
tief begründet, dass ihre Sorge insbesondere auf die Unterstützung der Schwa
chen und Hilfsbedürftigen gerichtet ist. Ihr Ziel ist daher die Verbesserung und 
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Sicherstellung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Arbeiter. der Ange
stellten. Kleinbauern und Kleinhandwerker. Die Wirtschaftsordnung n1uss in 
eine Form gebracht werden. unter welcher alle Klassen nach ihrer Bedeutung 
sich behaupten und entwickeln können und wo jeder Mensch, sofern er seine 
Pflicht erfüllt, seines Lebens froh werden und an den Errungenschaften und 
C:iütern der Kultur teilnehn1en kann. 

Die Existenz einer starken, demokratischen Partei als ausgleichende Gruppe 
ist für jedes Gemeinwesen eine Notwendigkeit. Sie lehnt jede extreme Standes
und Klassenherrschaft ab. Klassenkampf und Diktatur von links, Beherr
schung und Ausbeutung des gesan1ten Wirtschaftslebens durch das Grosskapi
tal von rechts, haben mit wahrer Demokratie nichts zu tun. Unser Streben ist 
die Durchdringung der Volksgesamtheit für den schönen Gedanken und den 
notwendigen Ausbau der wirtschaftlichen und sozialen De1nokratie. Wenn die 
demokratische Bewegung auch einen schweren Kampf zu bestehen hat, indem 
sie nach zwei Fronten, nach links und nach rechts, kämpfen n1uss, so ist ihre 
Aufgabe doch jederzeit gemeinnützig und dankbar. 

Politische Postulate I 
In den Vordergrund stellen wir hier die Revision der thurg. Staatsverfassung. 

Sie ist heute nach manchen Richtungen hin eine Notwendigkeit. Vor gar nicht 
langer Zeit ist im Grossen Rat versucht worden, durch eine blosse Erhöhung der 
finanziellen Kompetenzen des Regierungsrates und des Grossen Rates dieses 
Revisionsbedürfnis abzutun und alles Übrige beim Alten zu lassen. Wir unter
stützen lebhaft diese Erhöhung der finanziellen Befugnisse, denn sie ist bei der 
eingetretenen Geldentwertung unumgänglich nötig. Aber mit diesem blossen 
Flick ist es nicht getan. Unsere Verfassung stammt aus dem Jahr 1869. Sie war 
ein gutes Werk und hat wertvolle Dienste geleistet. Aber die Zeit schreitet vor
wärts und ruft neuen Ideen. Die heutigen politischen, wirtschaftlichen und so
zialen Bedürfnisse verlangen eine Anpassung der staatlichen Aufgaben an die
selben und so ist denn auch von unserer Fraktion aus eine Totalrevision der 
Staatsverfassung verlangt worden. Dabei legen wir Wert auf die Erhaltung und 
Verteidigung unserer Volksrechte und auf einen wirksamen Schutz gegen die 
Verletzung von Verfassungsbestimmungen. Ferner ist nötig eine praktischere 
Einteilung der Verwaltungsgebiete und Zusammenlegung von kleinen Beam
tungen, wie dies die demokratische Fraktion in der Motion Deutsch verlangt 
hat. Eine möglichste Vereinfachung des staatlichen Verwaltungsapparates ent
spricht dem Sinne und Geist des Thurgauervolkes. Für die öffentlichen Beam
ten und Angestellten werden, entsprechend dem Grade ihrer Verantwortlich
keit, der zur Bekleidung des Postens nötigen Vorbildung und dem Dienstalter 
ausreichende Besoldungen verlangt, damit jeder ohne Bedrückung durch öko
nomische Sorgen, dagegen im Bewusstsein seiner grossen Verantwortung, dem 
Staate mit Freuden dienen kann. 
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Bereits ist für eine Reihe von Kategorien staatlicher Funktionäre diese Neu
regulierung vom Grossen Rate durchgeführt worden. Weitere werden noch 
nachfolgen. Dafür hat jeder seine volle Arbeitskraft in den Dienst der Allge
n1einheit zu stellen (Aufstellung von Arbeits- und Pflichtenheften). Durch die 
Einführung eines Verwaltungsgerichts soll ihm die Möglichkeit geboten wer
den, gegen allfällige ungerechte Behandlung und Übergriffe Schutz zu finden. 
Auf den1 Gebiete der Gesetzgebung sind in den letzten Jahren erfreuliche Fort
schritte erzielt worden und das Thurgauervolk hat gut ausgearbeiteten Vorlagen 
auch seine Sanktion erteilt, ein Zeichen dafür, dass es Vertrauen verdient und 
dieses auch zu würdigen weiss. Sofern in der gesetzgebenden Behörde bei der 
Beratung die Bedürfnisse des praktischen Lebens sorgfältig geprüft und be
rücksichtigt werden. Dagegen besitzen wir noch eine grosse Zahl älterer Geset
ze und Verordnungen. die einer Durchsicht unterzogen und in einem zeitgemäss 
revidierten Gewande dem Volke vorgelegt werden sollten. Die Gesetze haben 
den Zweck. dafür zu sorgen, dass sich das Nebeneinanderleben der Menschen 
nach den Normen der jeweiligen Rechtsanschauung vollzieht. Sie begünstigen 
aber die Übertretungen, wenn man unterlässt, nach gewissen Zeiträumen über
lebte gesetzliche Vorschriften der geschichtlichen Entwicklung und den neuen 
Bedürfnissen anzupassen. 

Von wesentlicher Bedeutung ist das Postulat der Wahl der Gerichtspräsi
denten durch das Volk. Bis jetzt werden diese durch das fünfköpfige Gerichts
kollegium bestellt. Im Laufe der Zeit sind dem Gerichtspräsidium derart zahl
reiche, wichtige und einschneidende Kompetenzen übertragen worden, insbe
sondere bei dem Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches (kantonales Einführungs
gesetz) und durch die neue Zivilprozessordnung des Kt. Thurgau, dass die Öf
fentlichkeit ein ganz grosses Interesse an der Art der Besetzung dieses bedeut
samen, verantwortungsvollen Postens besitzt, weshalb das Begehren nach 
Volkswahl seine volle Berechtigung hat. 

Bei den politischen Postulaten muss man heute auch auf die Frauenbewe
gung zu sprechen kommen. Die Frau als Lebensgefährtin des Mannes, als Mut
ter und Erzieherin der Kinder hat zur Förderung des Familienglückes, zur Her
ausbildung einer neuen hochwertigen Generation und damit zur Hebung der 
öffentlichen Wohlfahrt eine schöne Mission zu erfüllen. Ihr wichtigstes und se
gensreichstes Arbeitsgebiet soll nach der Natur ihrer Stellung der Familienkreis 
bilden. Je nach den persönlichen Anlagen ist sie geeignet, in speziellen Frauen
berufen (Gewerbe, Bildungswesen, Fabrikarbeit, in privaten und öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben) im allgemeinen Wirtschafts- und Erwerbsleben 
tätig zu sein. Die Wichtigkeit der Frauenarbeit in unserem Volkstum drängt da
her förmlich dazu, dass sich die Frau auch im öffentlichen Leben gemeinnützig 
betätige. Grundsätzlich und analog dem Vorgehen anderer Staaten sollte ei
gentlich das allgemeine aktive und passive Frauenstimmrecht postuliert wer
den. Dagegen hat in der Schweiz und insbesondere im Thurgau, wo die Volks-
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rechte weitgehend ausgebaut sind, der Gedanke des Frauensti1nmrechts noch 
nicht allgemein Wurzel gefasst. Man vergleiche nur die Ergebnisse der Volksbe
fragung in Arbon, wo eine ablehnende Mehrheit resultierte! Wenn überhaupt 
etwas Positives in nächster Zeit erreicht werden will, so ist es, praktisch genom
men, ratsam die Forderung heute auf die nach der Stellung der Frau wichtigsten 
Gebiete der öffentlichen Tätigkeit zu beschränken, nämlich die Schule bzw. das 
Erziehungswesen überhaupt, die Kirche und das Armenwesen (soziale Hilfsar
beit). Das Stimmrecht der Frau auf diesen Gebieten und ihre Mitarbeit in den 
betreffenden Behörden ist überall anzustreben. Lässt sich dieses Ziel erreichen 
und sind die gemachten Erfahrungen gut, so steht einer Überleitung zum allge
meinen Frauenstimmrecht nichts im Wege. Diesen Schritt zu tun bleibt voraus
sichtlich einer späteren Zeit vorbehalten. 

Rechtspflege 11 
Nachdem die revidierte Zivilprozessordnung, dank des Zusammenwirkens 

aller Parteien und Volkskreise glücklich unter Dach gebracht ist, dürfte für die 
nächste Zeit die Revision des Strafprozesses und des Strafrechtes im Vorder
grund des öffentlichen Interesses stehen. Eine bezügliche Motion unseres Par
teifreundes, Hr. Kantonsrat Dr. R. Keller, Frauenfeld, ist kürzlich nach ein
lässlicher Begründung vom Grossen Rate als erheblich erklärt worden. Die Be
strafung menschlicher Verfehlungen muss nach heute geltenden Grundsätzen 
erfolgen. Die Anschauungen über die Durchführung der Strafprozedur und die 
Ausmittlung des Strafmasses haben im Laufe der Zeit eine starke Milderung 
erfahren. Endzweck kann nur in besonders schweren Fällen die harte Sühne 
sein. Weit wichtiger ist der Gesichtspunkt der Vorbeugung und sodann der Bes
serung des Fehlbaren. Die Jugendgerichtsbarkeit, die in ihren Anfängen bereits 
besteht, muss noch weiter ausgebaut werden. Jugendliche, die einen Fehltritt 
begangen haben, vielleicht wegen unrichtiger Erziehung und aus Mangel an 
Aufsicht, kann man nicht wie eigentliche Verbrecher behandeln. Sie gehören 
auch vor eine besondere Instanz und sind im Straffalle von schlimmen Elemen
ten zu trennen, durch Unterbringung in besonderen Anstalten, wo sie den 
Rückweg zu einem einwandfreien Leben wieder finden können. Von einem hu
manitären Gedanken getragen ist auch unsere Forderung auf Schaffung und 
Verbesserung der Anstalten für Straf- und Untersuchungsgefangene. Nach dem 
durch die neue Prozessordnung die Spruchkompetenzen der untern Gerichts
instanzen eine wesentliche Erhöhung erfahren haben, sind die Bezirksgerichte 
sehr stark entlastet worden. Einzelne derselben <<leiden>> an einem förmlichen 
Arbeitsmangel. Aus ökonomischen Gründen dürfte daher heute das Begehren 
auf Bildung grösserer Gerichtsbezirke in allen Kreisen volle Beachtung finden. 
Sub Abschnitt I haben wir eine genügende Besoldung und Rechtsschutz für Be
hörden, Beamte und Angestellte verlangt. Analog dieser Forderung ist daher 
auch das Begehren auf Revision des Verantwortlichkeitsgesetzes vom Jahre 
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1851 in1 Sinne der direkten Haftung für den angerichteten Schaden. Eine stei
gende Bedeutung in der Rechtspflege gewinnt heute das Schiedsgerichtswesen. 
Es ist berufen. das kostspielige und entzweiende, oft auch hassauslösende Pro
zesswesen einzudämmen. In diesem Sinne dient es der Förderung des allgemei
nen Rechts und dein wirtschaftlichen Frieden. Grundsätzlich befürworten wir 
die Einführung von Handels- und Gewerbegerichten, die eine billigere und sehr 
beschleunigte Erledigung der Streitfälle garantieren, oder doch den Anschluss 
an solche. Leider hat der Grosse Rat die anhängig gewesene Motion auf Schaf
fung gewerblicher Schiedsgerichte, deren Behandlung unverständlich lange 
verzögert worden ist. abgewiesen, namentlich mit der Begründung, dass für den 
Thurgau keine Notwendigkeit vorliege. Es wird sich zeigen, ob die revidierte 
Prozessordnung dem Bedürfnis auf rasche und billige Rechtsprechung zu ge
nügen vermag. Vorläufig dürften alle Anstrengungen auf Erlangung von Ge
werbegerichten im Thurgau vergeblich sein, speziell im Hinblick auf die heutige 
Wirtschaftskrisis. Ihre Einführung könnte höchstens einer späteren Zeitwirt
schaftlichen Aufschwungs im Thurgau vorbehalten bleiben. Von grosser Wich
tigkeit ist die Einfügung von Schiedsgerichtsklauseln in die Verträge. Im Lehr
vertrag sind sie gesetzlich vorgeschrieben. Hausbesitzer und Mieterverbände 
nehmen solche in die Mietverträge auf, um Differenzen rasch und reibungslos 
aus der Welt zu schaffen. Aber auch in Dienst-, Kauf-, Werk- und Lieferungs
verträgen sollten Bestimmungen auf schiedsgerichtliche Erledigung von Strei
tigkeiten enthalten sein, und zwar auf allen Wirtschaftsgebieten. 

Steuer- und Finanzwesen III 
Die Heranziehung der Steuerpflichtigen zu den öffentlichen Lasten hat nach 

der persönlichen Leistungsfähigkeit des Einzelnen, hinsichtlich Einkommen 
und Vermögen, nach Arbeits- und Verdienstgelegenheit und -fähigkeit, sowie 
nach den familiären Verhältnissen zu erfolgen. Die Anstrengungen zur Erlan
gung eines gerechten Steuergesetzes sind seiner Zeit namentlich von der demo
kratischen Partei aus mit aller Energie und Zähigkeit erfolgt, unterstützt auch 
aus anderen Kreisen. Die Versuche revisionsgegnerischer Kreise im Grossen 
Rate, die Gesamterneuerung des veralteten und bei den heutigen Wertverhält
nissen ungerecht wirkende Steuergesetzes zu hintertreiben (und zwar allgemein 
oder doch durch die durchaus ungenügende Revision einzelner Paragraphen), 
sind von den Linksfraktionen und einigen einsichtigen Mitgliedern anderer 
Gruppen abgewiesen worden. Die Gesamtrevision liess sich nicht mehr aufhal
ten. Heute liegt ein modernes Steuergesetz in Beratung, das zwar nicht alle 
Wünsche erfüllen kann, aber doch bedeutsame Verbesserungen und Fort
schritte zeigt. Es bringt eine Erhöhung des Existenzminimums, die obligatori
sche Selbsttaxation und damit hoffentlich auch eine Hebung der Steuerehrlich
keit, eine schärfere Bestrafung der Vermögensverheimlichung, ferner unser al
tes Postulat für Schaffung einer kantonalen Rekurskommission in allen Streit-
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fällen, eine möglichste Gleichartigkeit der Steuereinschätzung in allen Ge
n1einden, Berücksichtigung der Verhältnisse von Witwen und Waisen, Entla
stung von kinderreichen Familien. Erleichterung bei Erwerbsunfähigkeit und 
Verdienstausfall. Den wirtschaftlich Schwachen bringt es ohne Zweifel eine 
wesentliche Verbesserung, verhindert jedoch. dass ganze Kategorien von Steu
erpflichtigen vollständig von Steuern befreit werden. Die zweite Lesung kann 
eventuell noch einige Änderungen bringen. Unsere Pflicht wird es dann später 
sein, bei der Volksabstin1mung zusammen mit andern Fortschrittlichgesinnten 
mit aller Kraft für die Annahme des Gesetzes zu wirken. Unter den weiteren 
Finanzquellen kommen für die Zukunft namentlich noch die Besteuerung der 
Erbschaften, der Vergnügungen und des Luxus in Betracht. Bei den letztge
nannten Steuern sollen insbesondere den Gemeinden die Haupterträgnisse zu
fallen, damit sie eher imstande sind, ihre stets zunehmenden sozialen Aufgaben 
zu lösen. Die Drucklegung der Steuerregister. die sehr zu empfehlen ist. übt nur 
dann ihre gute Wirkung aus, wenn sie in kurzen Zeitabständen wiederholt wird. 

Das Familienleben IV 
Die Familie, die auf sittlich-religiösen Grundsätzen aufgebaut ist, bildet das 

Fundament des Gesellschaftslebens. Sie allein kann das Gedeihen von Staat 
und Volksgesamtheit fördern. Die Stärkung des Familiensinnes erhöht die 
Kultur und weckt das Verständnis für die Klassenversöhnung. Rechtschaffen
heit der Eltern und ihr Gefühl der Verantwortung gegenüber den Kindern 
weckt bei diesen die nötige Achtung und Ehrfurcht und verpflichtet sie zu 
Dankbarkeit gegenüber den Eltern, auch in den Tagen des Alters. Dem in heu
tiger Zeit drohenden Zerfall des Familienlebens ist kräftig entgegenzuarbeiten. 
Es ist bedauerlich, dass nach dem heutigen Stande der Gesetzgebung für solche 
junge Leute, die nach ihrer Gesinnung und Lebensweise jede Gewähr für ein 
geordnetes Familienleben ausschliessen, die Eheschliessung nicht erschwert 
oder in gewissen Fällen gar verunmöglicht werden kann. Ein grosser Mangel 
aber ist es, dass in vielen Gemeinden die zuständigen Behörden oft nicht den 
Mut aufbringen, gegenüber liederlichen Eltern rechtzeitig die im Zivilgesetz
buch eingeräumten Rechtsmittel anzuwenden, die in ihrer Gesundheit, Erzie
hung und Zukunft gefährdeten Kinder frühzeitig genug zu schützen durch 
Unterbringung in guten Familien und dass die Behörden oft auch erst ein
schreiten, wenn der ökonomische Ruin bereits da ist. Alle Erfindungen und Er
rungenschaften der Technik können den rechten Familiensinn, die innere Ver
bundenheit zwischen den Familiengliedern nicht ersetzen. Die Erziehung der 
Kinder zu einem einfachen, naturgemässen Leben, die Weckung und Ange
wöhnung von Arbeitswillen und Arbeitsfreude, die Stärkung des Pflichtbe
wusstseins gegenüber den Angehörigen und Nebenmenschen schaffen allein 
die soliden Grundlagen familiärer und staatlicher Gemeinschaft. Unserer Ge
neration tut insbesondere eine andere Auffassung und Einstellung zur Arbeits-
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pflicht not. Als grösster Kulturfaktor bildet die Arbeit die Quelle unserer 
ExistenzmitteL sie gibt dein Leben Inhalt und Würde, dem pflichtbewussten 
Menschen Befriedigung und Glücksempfinden. Jede Arbeit, ob hoch oder 
niedrig, ist nach ihrem Werte einzuschätzen. Der Segen des Arbeitsertrages liegt 
aber auch in einer vernunftmässigen Verwendung. Verschleuderung von 
Existenzmitteln ist zu bekä111pfen. Soziale Reformen haben nur dann einen 
Z\\·eck, wenn sie das Proletariat eindämmen und Glück und Wohlbefinden för
dern. Die Weckung des Arbeitswillens und der selbst angestrebten Pflichterfül
lung ist allgen1eines sittliches Gebot. In diesem Sinne hat das Elternhaus die 
Kindererziehung aufzufassen und dem Staate dadurch starke Stützen zu schaf
fen. 

l)as Kirchenwesen V 
Das sittlich-religiöse Leben des Volkes ist von grossem bildendem und ver 0 

edelndem Einfluss auf Charakter, Denk- und Handlungsweise des Menschen. 
Es fördert den wirtschaftlichen Frieden, weckt das Pflichtgefühl und regt zu so
zialer und hun1anitärer Betätigung an. Die Wirksamkeit der Kirche als wert
volle Quelle moralischer Kraft wird anerkannt und unterstützt. Der heutige 
stark verbreitete rein materialistische Zug kann keine wahre Daseinsfreude 
aufkommen lassen. Die Befriedigung der geistigen Bedürfnisse, nach denen es 
jeden regsamen Menschen hungert, liegt zu einem grossen Teil im Pflichtenkreis 
der Kirche. Die Bildung vieler kleiner kirchlicher Gemeinschaften ist ein Be
weis dafür, wie stark und weit verbreitet das Verlangen nach geistiger Erbauung 
ist. Die zeitweise starke Entfremdung vieler Volkskreise vom kirchlichen Leben 
kann wesentlich behoben werden durch vermehrte soziale Betätigung der Kir
che und ihrer Organe, durch stärkere Würdigung der Nöte des täglichen Lebens 
in der Predigt, durch nachhaltigere Betonung und Anwendung der christlichen 
Glaubensgrundsätze im Erwerbsleben und im Verkehr mit dem Nächsten. Ge
rade in der heutigen Zeit der wirtschaftlichen Bedrängnis grosser Volkskreise ist 
es eine dankbare Aufgabe der Kirche, neue und stärkere geistige Bande zu 
knüpfen. 

Die religiöse Überzeugung des Einzelnen ist zu achten und das gute Einver
nehmen zwischen den Konfessionen zu fördern. Der versöhnende Einfluss der 
Kirche auf den wirtschaftlichen Kampf wird begrüsst. Dagegen sollte in Be
rufs- und Wirtschaftsfragen, in Sozialpolitik und humanitären Bestrebungen 
eine tiefgehende konfessionelle Scheidung, wie sie heute oft zu Tage tritt, besser 
vermieden werden können. 

Die demokratische Partei steht auf dem Boden unbedingter Toleranz. Sie si
chert den kirchlichen Gemeinschaften freie Ausübung ihrer religiösen Über
zeugung zu. Unter den speziellen Postulaten seien insbesondere der Erlass eines 
Gesetzes über die Sonntagsruhe, die Einführung von Kirchgemeindeabenden, 
die Schaffung von Gemeindebibliotheken etc. hervorgehoben. 
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Erziehungswesen VI 
Bildung macht frei. Die Erziehung unserer Jugend zu körperlich und geistig 

gesunden. leistungsfähigen und willensstarken Menschen. die sich ihrer Pflicht 
und Verantwortung gegenüber den Angehörigen und der Allgemeinheit be
wusst sind, bildet die Grundlage und Vorbedingung der Demokratie und ist der 
einzig richtige Weg zur Verbesserung der sozialen Lage des Volkes. Diese hohe 
Kulturaufgabe haben die Schule und das Elternhaus in möglichster Zusan1-
menarbeit zu erfüllen. Bei der von der Schule zu vermittelnden Allgen1einbil
dung sind vor allem die Bedürfnisse des praktischen Lebens n1assgebend. Un
nötiger Wissensballast ist auszuscheiden. Insbesondere müssen die Lehrpläne 
der Oberschulen und der Sekundarschule auf die Anforderungen der späteren 
Existenz eingestellt sein. Ein Hauptgewicht in der Kindererziehung ist auf die 
Bildung von Charakter, Gemüt, Nächstenliebe, Arbeitswillen und Förderung 
des Gemeinschaftsgedankens zu legen. Das sind die sittlichen Kräfte, die ein 
friedliches Zusammenleben der Menschen und Nationen ermöglichen und den 
kulturellen Aufstieg der Volksgesamtheit sicherstellen. 

Der Religionsunterricht in der Volksschule hat sich ausser der ethischen und 
sozialen Bildung auf diejenigen religösen Begriffe zu beschränken, die von allen 
christlichen Kirchen und Gemeinschaften anerkannt sind. Im übrigen wird er 
den Konfessionen überlassen. 

Die dringendste Aufgabe im Schulwesen ist die Revision der gesamten ver
alteten Schulgesetzgebung. Sie soll in einem logischen Aufbau sich den heuti
gen Bedürfnissen und Erziehungsgrundsätzen anpassen. Der Eintritt in die 
Schule soll nicht schablonenhaft auf eine bestimmte Altersstufe, sondern auf 
den Grad der Entwicklung und den Gesundheitszustand der Kinder abstellen. 
Die gesundheitliche Stärkung der Schüler muss eine Hauptaufgabe der Schule 
sein. Die in vielen Gemeinden mit grossen Opfern durchgeführte Reduktion 
der Schülerzahlen ermöglicht heute weit mehr einen vertieften und individuel
len Unterricht. Sie soll mit der Zeit überall auch eine schrittweise Einführung 
des Arbeitsprinzips in der Volksschule bringen. 

Die demokratische Partei tritt jederzeit in voller Anerkennung der grossen 
und schweren Erziehungsaufgabe auch für eine ausreichende Besoldung der 
Lehrerschaft ein und verlangt vor allem eine Revision des Lehrerbesoldungsge
setzes im Sinne einer wesentlichen Heraufsetzung des kläglichen Besoldungs
minimums, von der Erkenntnis ausgehend, dass ökonomische Sorgen des Er
ziehers keine volle Berufsfreude aufkommen lassen und daher den Unterricht 
nachteilig beeinflussen. Umgekehrt muss die in Vorbereitung befindliche Än
derung des vorsintflutlichen Sekundarschulgesetzes die längst und überall mit 
Recht geforderte Demokratisierung bringen, nämlich die Volkswahl der Se
kundarlehrer wie auch der Sekundarschulvorsteherschaften, ferner das Bud
getrecht und das Recht der Rechnungsabnahme durch die Gemeinde. Von den 
übrigen Schulpostulaten kommt insbesondere der allgemeinen Einführung des 
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hauswirtschaftlichen Unterrichts eine ganz hervorragende Bedeutung zu. Lei
der ist es nur zu wahr, dass heute die Vorbildung der Mädchen und Töchter für 
den spätern Hausfrauen-und Mutterberuf vielfach eine ganz unzulängliche ist. 
Wo aher eine Frau nicht kochen, nicht flicken, nicht einteilen und sparen kann, 
wo sie hlind und gedankenlos draufloswirtschaftet, da reicht kein Verdienst des 
Mannes aus, da wird es nie möglich sein, eine Familie vorwärts und aufwärts zu 
bringen. Gewiss gibt es auch manche unerfreuliche Familienverhältnisse, wo 
die Schuld auf der Seite des Mannes liegt. Aber seit bald 17 Jahren habe ich es in 
unzähligen Fällen erfahren müssen, dass Unfähigkeit, Oberflächlichkeit und 
Leichtsinn der Frau an den ökonomischen Sorgen und dem innern Zerfall einer 
Familie schuld sind und ständig Zerwürfnisse erzeugen, von den schweren Fol
gen für die Erziehung der Kinder nicht zu reden. Einführung der weiblichen Ju
gend in die Hauswirtschaftslehre, der später die obligatorische Töchterfortbil
dungsschule als Abschluss angegliedert werden soll, ist eine der dringlichsten 
Aufgahen der heutigen Zeit. Auf dem Gebiete des Fortbildungsschulwesens 
müssen die Unterrichtsstoffe immer mehr den Bedürfnissen des praktischen 
Lehens angepasst werden, unter Berücksichtigung der jeweiligen wirtschaftli
chen Anforderungen (Landwirtschaft, Gewerbe, Kaufmannschaft, Frauenbe
rufe). Die Gründung spezieller Fachschulen, die eine wertvolle Vertiefung des 
beruflichen Unterrichts ermöglichen, und sehr erfreuliche Resultate zeigen, 
muss auch auf weitere Berufsarten ausgedehnt werden. Der hiezu nötige 
Schüleraustausch lässt sich nach den bisherigen Erfahrungen reibungslos 
durchführen. 

Fürsorge für die Schuljugend und für Schulentlassene VII 
Der Jugend gehört die Zukunft. Die Schule hat ihr nicht nur eine gute Allge

meinbildung zu vermitteln, sondern auch ihr Wohlergehen zu fördern, körper
liche und seelische Schäden abzuhalten. Die ärztliche Untersuchung der in die 
1. Klasse eintretenden Schüler hat sich gut eingelebt und als äusserst wertvoll 
erwiesen. Aber auch die weitere Überwachung des Gesundheitszustandes der 
Kinder durch den Schularzt ist dringendes Erfordernis. Es darf nicht vorkom
men, dass Schüler, die dem Unterricht nicht zu folgen vermögen, als unfähig 
oder geistig abnormal taxiert und behandelt werden, während eventuell ein or
ganischer Fehler vorliegt, der Spezialbehandlung des Kindes verlangt und 
durch diese ganz befriedigende Unterrichtsresultate ermöglicht. Für wirklich 
Schwachbegabte, die der Normalschule eine Last und ein arges Hindernis be
deuten, sind besondere Abteilungen zu errichten, wenigstens an grösseren Or
ten. In kleineren Gemeinden können durch Nachhilfestunden solche Bildungs
mängel ausgeglichen oder doch gemildert werden. Geistig und körperlich zu
rückgebliebene Kinder (Abnormale) sind in besonderen Anstalten zu versor
gen, wobei die Anstaltskosten, entsprechend der ökonomischen Lage der El
tern, teilweise oder ganz durch staatliche oder kommunale Subventionen zu 
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decken sind. Die an manchen Orten eingeführte Milchabgabe an schwächliche 
und unterernährte ärmere Kinder, ebenso die Errichtung von Suppenanstalten 
im Winter, haben sich überall als wohltätig erwiesen und verdienen Nachah-
1nung und Unterstützung. Von ganz besonderer Bedeutung ist für unsere 
Schuljugend die Schaffung von Schulzahnkliniken. die eine regelmässige Un
tersuchung und Pflege der Zähne ermöglichen. Die behördlichen Erhebungen 
an grossen Orten haben ein erschreckendes Bild über die Verheerungen erge
hen, die durch Vernachlässigung der Zahnbehandlung, insbesondere durch die 
Zahnfäulnis, eintreten. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass der frühzeitig be
gonnene Kampf gegen diese Schäden von grossen1 Erfolg begleitet ist und dass 
dadurch viele Verdauungsstörungen. Magen besch\\ erden und Nach tci lc i n1 

Allgemeinbefinden der Schüler behoben \\·erden können. Durch C1ründung 
und fleissige Benützung von Jugend- und Volksbibliotheken kann und soll 
überall, auch auf dem Lande, eine vorzügliche geistige Kost geboten und da
durch dem schädlichen Einfluss der Schundliteratur gewehrt werden. Einen 
sehr grossen Wert lege ich auf die unerbittliche Angewöhnung der Schuljugend 
zur Sparsamkeit und Genügsamkeit (Schulsparkassen). Allen Eltern, die die 
moralische Kraft nicht aufbringen, ihre Kinder vor Näschereien und unnützem 
Geldverbrauch zu bewahren, wenn nötig mit aller Strenge, die versündigen sich 
schwer und gefährden oder untergraben zum voraus die Zukunft der jungen 
Generation. Eltern, die in diesem Punkte unnachgiebig sind. beweisen, dass sie 
ihre Kinder lieb haben. Wir leben heute in der Zeit des Sports mit seinen Licht
und Schattenseiten. Wollen wir ihn bekämpfen? Nein. Es wäre auch nutzlos, 
denn es handelt sich um eine starke Bewegung. Soweit der Sport die Gesundheit 
stärkt, die Ausdauer erhöht, den Körper abhärtet, den Willen stählt und die 
Selbstdisziplin fördert, so hat er seine Berechtigung. Verwerflich sind nur seine 
Auswüchse: Die Übertreibungen, die gesundheitlich schaden, die Rekordsucht. 
die Aufstachelung ungezähmten Ehrgeizes und etwa eine gewisse Verrohung. 

Eine der wichtigsten und schönsten Aufgaben der Jugendfürsorge ist die 
Berufsberatung, die zumal an grösseren Orten, bereits bedeutende Erfolge er
zielt. Wir wissen, dass die wirtschaftliche Stärke unseres Landes in dessen Ar
beitsproduktion liegt. Jede Entwicklung von Fähigkeiten bedeutet einen 
Kraftgewinn. Das Lebensinteresse der Schweiz verlangt, dass wir alle Volks
kräfte zur Entfaltung bringen und die Leistungen erhöhen. Wir müssen mög
lichst viele und gute Berufssoldaten an die wirtschaftliche Front des Landes 
stellen können. Statt dessen lassen wir uns lohnende Berufszweige ganz oder 
teilweise von fremden Nationen wegkapern. Fragen wir nach bei den Arbeits
ämtern, den Armenpflegschaften, der grössere Teil ihrer Klienten gehört dem 
Heere der Berufslosen an. Die geordnete, planmässige Einführung der austre
tenden Schüler in das Erwerbsleben ist heute unerlässlich. Richtige Berufswahl 
ist die beste Quelle des Lebensglückes und sichert die künftige Existenz. Die 
Berufsberatung sollte von jeder Gemeinde durch Beschluss eingeführt und in 
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Verbindung mit der Lehrerschaft und den Schulbehörden konsequent alljähr
lich durchgeführt werden (lokale Berufsberatungsstellen). Durch die Anwen
dung der Psychotechnik können wir schwere Missgriffe in den Berufswahlen 
verhüten. Jedem arbeitsfreudigen jungen Menschen muss die Erlernung eines 
Lebensberufes er1nöglicht werden. Für unbemittelte Lehrlinge und Lehrtöchter 
werden schon jetzt nahmhafte staatliche Subventionen ausgerichtet. Die be
währte Praxis im Kanton Appenzell A.Rh .. in jeder Gemeinde besondere Fon
dationen für die Lehrlingsbildung zu schaffen, sollte auch im Thurgau mit der 
Zeit Nachahmung finden. Förderung der Berufsbildung entlastet in hohem 
Masse das Ar1nenwesen. Unser thurg. Lehrlingsgesetz hat Ordnung in unser 
Lehrlingswesen gebracht und leistet durch Vermittlung des vorzüglich geleite
ten Lehrlingsamtes dem Kanton wertvolle Dienste. Wir müssen aber für die 
Zukunft noch weiter gehen. Begabten Unbemittelten muss auch nach der 
Lehrzeit die Möglichkeit der weiteren Fortbildung (Besuch von Fachschulen, 
Tcchnikun1. Sprachstudien) geboten werden. Die Förderung aller dieser Bil
dungsbestrebungen liegt in hohem Masse im Interesse unserer Volkswirtschaft 
und sollte durch staatliche Beiträge oder durch Vorschüsse unterstützt werden. 
(Gesetz über die Berufslehre und Berufsbildung). 

Allgemeine soziale Postulate I Arrnenwesen / Volksgesundheit / Alkoholfrage 
VIII 

Die wirtschaftliche Entwicklung geht fortwährend dahin, dass kleine 
Existenzen im Konkurrenzkampfe vom Grossen und Kapitalkräftigen (sei es 
ein Privater oder ein Gesellschaftsgebilde) ausgeschaltet und abhängig gemacht 
wird. Wir konstatieren auf allen Gebieten eine fortwährende Zunahme des 
Heeres der unselbständig Erwerbenden. Es liegt im öffentlichen Interesse, dass 
Gesundheit und Arbeitskraft vor zu weit gehender Ausnützung geschützt wer
den. Der Ausbau der Arbeiterschutzgesetzgebung ist daher ein dringliches Be
dürfnis. 

Wo die Verhältnisse es erfordern, sollten die Beziehungen zwischen Arbeit
gebern und Arbeitern, bzw. Angestellten in Handel, Gewerbe, Industrie, in Ge
meinde- und Staatsbetrieben durch Arbeits- und Anstellungsverträge geordnet 
werden. 

Diese bringen eine Regelung der Rechte und Pflichten und können manche 
Reibungen verhüten. Die vom Bunde zu schaffende Alters- und Hinterbliebe
nenversicherung muss so bald als möglich durch eine kantonale Zusatzversi
cherung ergänzt werden. Die Errichtung von öffentlichen Stellen für unentgelt
liche oder verbilligte Rechtsauskunft, für Minderbemittelte, die von demokra
tischer Seite schon angeregt worden ist, würde als eine Wohltat empfunden. Im 
Armenwesen hat sich infolge der starken, durch die Erwerbsverhältnisse verur
sachten Verschiebung der Bevölkerung das alte Bürgerortsprinzip überlebt und 
zu unhaltbaren Zuständen geführt. Die beste Lösung dieser Frage wird in dem 
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Beitritt des Kantons Thurgau zum interkantonalen Konkordat über die wohn
örtliche Armenpflege bestehen. In der Bekämpfung der verheerenden Volks
krankheiten sind grosse Fortschritte gemacht worden. Die Schaffung und der 
Ausbau von Gemeinde-Tuberkulosestellen und deren staatliche llnterstützung 
soll überall fortgesetzt werden. 

Eine überaus ernste Angelegenheit ist die Alkoholfrage. Sie betrifft nicht nur 
einzelne Personen, sondern sie ist eine wichtige Frage der Allgemeinheit. Ange
sichts der Verheerungen, die der Alkoholismus an der Volksgesundheit, in der 
moralischen und ökonomischen Zerrüttung von Familien, in der Kindererzie
hung und der erblichen Belastung der Nachkommen, ferner in der ungeheuren 
Vern1ehrung der Armenlasten. Entstehung von Unglücksfällen und Begehung 
von Verbrechen, sodann in der Überfüllung von Strafanstalten und Irrenhäu
sern anrichtet und im Hinblick auf die gewaltigen Lasten, die dadurch für Ge-
1neinden und Staat entstehen, bedeutet der Alkohol für die Allgemeinheit eine 
grosse Gefahr. Wenn die demokratische Partei bezüglich der in imn1er weiteren 
Kreisen Boden fassenden Nüchternheitsbewegung auch auf niemanden einen 
Zwang ausüben will, so betrachtet sie es im öffentlichen Interesse doch als ihre 
Pflicht, alle Bestrebungen zur Eindämmung des Alkoholismus zu unterstützen. 
Im Interesse der Volksgesundheit ist es wüschenswert, dass die Einführung von 
gährungsfreien Fruchtsäften in möglichst vielen Familien immer weitere Fort
schritte mache. Besonders schwere Folgen hat der Alkoholgenuss für die Ju
gend. Gänzliche Verschonung derselben von jeglichem Alkohol, auf alle Fälle 
ein Alkoholverbot bei Schulreisen und Ausflügen, ist unbedingtes Erfordernis. 
Die Frage der Revision des Wirtschaftsgesetzes, das zwar sehr viel Gutes ge
wirkt hat und nur noch besser gehandhabt werden sollte, darf ernstlich geprüft 
werden. Die Verminderung der Zahl der Wirtschaften, die doch zum kleinsten 
Teil rentieren und dann gelegentlich durch unkorrekte Führung zur morali
schen Gefahr werden können, ist mehr als gerechtfertigt. Sie ist eine Notwen
digkeit. Die freiwillige Überführung solcher Lokale zu Wohnungs- und 
Geschäftszwecken unter gewissen Bedingungen ist des Versuches und 
der Erdauerung wert. Nicht weniger erscheint das Verbot des Schnapsaus
schankes am Morgen als eine Notwendigkeit. Es ist zu wünschen, dass das ver
langte Gesetz über die Trinkerfürsorge baldigst vorgelegt werde. 

Handel, Gewerbe, Industrie, Verkehr IX 
Diese Wirtschaftsgebiete haben im Thurgau eine achtunggebietende Be

deutung erlangt. Eine stets zunehmende Zahl von Existenzen ist von ihnen 
abbhängig. Es liegt also im allgemeinen öffentlichen Interesse, wenn diese 
grossen Arbeitszweige gedeihen und vielen Menschen Arbeit und Brot bringen. 
Alle Bestrebungen, Handel, Gewerbe, Industrie und Verkehr zu beleben und 
ihnen zu Beschäftigung zu verhelfen, verdienen Unterstützung. Insbesondere 
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ist es jedermanns Pflicht, beim Bezug des täglichen Verbrauchs die einheimi
sche Produktion zu bevorzugen und das Geld der nationalen Wirtschaft zu er
halten. 

Unter dem Schutze der Gewerbefreiheit haben sich im Laufe der Zeit in 
Handel und Gewerbe allerlei Missbräuche und Gepflogenheiten eingeschli
chen. die mit den Grundsätzen geschäftlicher Moral nicht vereinbar sind. Aus 
den Kreisen reeller Geschäftsleute ist daher schon lange und mit Recht einer 
Bekämpfung des unlautern Wettbewerbes und des Ausverkaufsunwesens geru
fen worden. Insbesondere wird eine Neuregelung des Markt- und Hausierwe
sens verlangt durch Revision des bezüglichen veralteten Gesetzes. Ein von den 
Interessentenverbänden aufgestellter Entwurf liegt vor der Regierung, und es 
wird seit langem die bezügliche Vorlage erwartet. Die von vielen aufstrebenden 
Ortschaften des Kantons gewünschte Einführung neuer lebensfähiger Indu
trien und lohnender Gewerbe wird erst nach Überwindung der jetzigen grossen 
Wirtschaftskrise suksessive erreicht werden können. Während für kantonale 
Arbeitsvergebung und -lieferung eine gut aufgebaute Submissionsverorpnung 
besteht (ein Verdienst unseres früheren demokratischen Vertreters im Regie
rungsrat, Hr. Dr. E. Hofmann sel.), bedarf das Submissionswesen in den Ge
meinden noch einer durchgreifenden Regelung. Der Erlass kommunaler Sub
missionsreglemente, wenigstens in den grösseren Gemeinwesen, sollte ange
strebt werden. Romanshorn ist auf diesem Wege längst mit gutem Beispiel vor
angegangen. Auf dem Gebiete des Lehrlingswesens sollte seitens der Berufs
verbände die Aufstellung vollständiger Lehrprogrammme an die Hand genom
men werden, mit der Pflicht zur Vornahme von Zwischenprüfungen, damit da
durch eine gründliche und regelmässig vorwärtsschreitende Einführung der 
Lehrlinge und Lehrtöchter in die Berufskenntnisse gesichert wird. Hand in 
Hand damit soll die Förderung des gewerblichen Freizeitwettbewerbs gehen. 
Ein erstrebenswertes Ziel ist die Durchführung von Meisterprüfungen, die vor
läufig auf dem Wege der Freiwilligkeit erfolgen dürften, als Vorläufer für ein 
späteres Obligatorium, das in vielen andern Staaten bereits mit Vorteil gehand
habt wird. Lokale und regionale Gewerbeausstellungen, an denen besonders 
der reelle Kleinbetrieb zur wirkungsvollen Geltung gelangen kann, haben bis 
jetzt überall gute Erfolge erzielt und sollten in gewissen Zeitabständen wieder
holt werden. 

Auf dem Gebiete des Strassenwesens sind in den letzten Jahren im Ausbau 
der wichtigern Strassenzüge bedeutende Fortschritte gemacht worden. Es ist zu 
wünschen, dass die Revision des unzugänglichen alten Strassengesetzes, womit 
eine wesentliche Entlastung der Gemeinden gesetzliche Regelung finden soll, in 
Angriff genommen wird. Neben der Förderung des Uferschutzes am Bodensee 
und Rhein nimmt besonders die längst angestrebte Rhein-Bodensee-Schiff
fahrt das öffentliche Interesse stark in Anspruch, eine Aufgabe von ungeheurer 
wirtschaftlicher Tragweite, die aber nur auf dem Wege internationaler Über-
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einkunft gelöst werden kann. Von den thurgauischen Schienensträngen ist bis 
jetzt erst die Thurgaulinie n1it Fortsetzung nach Ron1anshorn und Rorschach 
elektrifiziert. Die Strecke Sulgen-Gossau ist für das nächste Bauprogran1m 
vorgesehen. Die baldige Inangriffnahme der Elektrifikation der Seetallinie und 
der Mittelthurgaubahn wird von den interessierten Gegenden lebhaft ge
wünscht und angestrebt. Für die von den Schienensträngen abgelegenen Ort
schaften hat der Ausbau der Postauto-Verbindungen eine starke Verbesserung 
und Belebung des Verkehrs gebracht. Die Zahl der Routen dürfte für die Zu
kunft eine weitere Vermehrung erfahren. 

Landwirtschaft X6 

Dieselbe bedeutet einen starken wirtschaftlichen Faktor für unsern Kanton. 
Schicksal und Existenzaussichten der Bauernsame haben eine nachhaltige 
Rückwirkung auf das Wohlergehen anderer Stände, insbesondere für Gewerbe 
und Kleinhandel. Jede durch die Umstände gerechtfertigte und wirksame Hilfe 
für die Landwirtschaft ist deshalb zu unterstützen. Die demokratische Partei 
hat gegenüber den landwirtschaftlichen Bedürfnissen jederzeit volles Ver
ständnis gezeigt. Sie setzt sich insbesondere ein für die Interessen des bäuerli
chen Mittelstandes und der Kleinbetriebe und betrachtet als eine der ersten 
Aufgaben die Eindämmung der allzustarken Bodenverschuldung durch Unter
bindung ungerechtfertigten Zwischenhandels und der Überzahlung bei Hand
änderungen. Von unserer Seite aus ist seinerzeit der Erlass eines Gesetzes zur 
Bekämpfung der Güterschlächterei und der Auswüchse im Liegenschaftenver
kehr verlangt worden. Leider wurde vor Jahren eine bezügliche Vorlage mit ge
ringer Mehrheit abgelehnt. 

Als eine Partei des Fortschrittes möchten wir insbesondere dem Ausbau des 
landwirtschaftlichen Bildungswesens das Wort reden. Mit Befriedigung dürfen 
wir auch heute noch feststellen, dass wir Demokraten seinerzeit mit aller Kraft 
und gutem Erfolg mitgeholfen haben, um die Gründung der landwirtschaftli
chen Winterschule in der Volksabtimmung durchzusetzen. Den jetzigen drin
gend nötigen baulichen Erweiterungen und Verbesserungen werden wir unsere 
kräftige Unterstützung nicht versagen. Zu erwägen ist, ob nicht durch Anglie
derung einer Gutswirtschaft auch die praktische Ausbildung der Zöglinge im 
Sommer ermöglicht werden könnte, evtl. auf einer staatlichen Domäne. Insbe
sondere ist es aber eine Aufgabe der heutigen Zeit, die berufliche Tüchtigkeit 
des Landwirtes durch freiwillige Fortbildungs- und Fachkurse für Obst- und 
Weinbau, Obst- und Traubenverwertung, Viehzucht, Rechnungswesen, Buch
führung, Kalkulation etc. zu heben. 

6 In Düsslis Manuskript fehlt Kapitel XI. Es dürfte sich aber um einen reinen Numerierungsfehler 
handeln. Trotzdem wurde hier die Originalnumerierung beibehalten. 
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Die Erfahrungen der letzten Zeit bei verschiedenen Seuchengängen, die un
sere Landwirtschaft aufs Schwerste geschädigt haben, mahnen zu einer besse
ren einheitlichen Organisation in der Seuchenbekämpfung. Der thurgauische 
Obstbau, der einst zu den wichtigsten Erwerbsquellen der Landwirtschaft zäh
len konnte, hat infolge der ausländischen Konkurrenz bezüglich der Ausfuhr 
eine starke Schmälerung erfahren. Konzentration auf eine kleine Zahl von 
wertvollen Obstsorten, straffere Organisation im genossenschaftlichen 
Obsthandel, bessere Erfassung des Inlandbedarfs und teilweise Umstellung auf 
den rentableren Tafelobstbau dürften die wesentlichsten Mittel sein, um dem 
thurg. Obstbau wieder zu grösserer Bedeutung und Rentabilität zu verhelfen. 

Wohnungswesen XII 
Die Stufe der Wohnkultur bildet einen der besten Gradmesser für den Bil

dungsstand der Völker. Die Freude an einem traulichen Heim gehört zum 
Schönsten, was uns das Leben zu bieten hat. Den Aufenthalt in unseren Wohn
stätten, in denen wir doch den Grossteil unseres Daseins verbringen, recht ge
sundheitsfördernd und angenehm zu gestalten, das Wohlbefinden zu stärken, 
ist für die Hebung des Familiensinnes und des häuslichen Glückes von grossem 
Werte. Das Wohnungsproblem ist daher im Sinne einer durchgreifenden Ver
besserung zu fördern. Der Erlass eines kantonalen Bau- und Wohnungsgesetzes 
mit Vorschriften über die hygienischen Anforderungen an die Wohnstätten, 
zum Schutze von Leben und Volksgesundheit dürfte einem offenbaren Bedürf
nis entsprechen. Die Eigenheimbestrebungen, die an verschiedenen Orten zu 
beachtenswerten Erfolgen geführt haben, und eine Verbesserung der Wohnver
hältnisse bezwecken, verdienen wirksame Förderung. 

Schlussworte 
Das Ziel der demokratischen Partei nach politischer Betätigung ist nicht 

Selbstzweck, sondern nur darauf gerichtet, den nötigen Einfluss im öffentlichen 
Leben und damit auf die Gesetzgebung und Verwaltung auszuüben, damit die 
Wahrung der allgemeinen Volksinteressen, der Ausgleich der wirtschaftlichen 
und sozialen Gegensätze, namentlich zum Schutze der Schwachen und Hilfs
bedürftigen, möglich und durchführbar ist. Wir möchten damit auch die Ein
stellung anderer Parteien und Kreise zur Lösung aller dringlichen Probleme 
beeinflussen. Aus diesem Grunde wird die demokratische Partei jederzeit allen 
reaktionären und auf Bevorzugung einzelner Klassen und Erwerbsgruppen ge
richteten Bestrebungen entgegentreten. Sie will ferner durch politische Schu
lung der Stimmberechtigten dieselben veranlassen, die wirtschaftlichen und 
sozialen Vorgänge zu beobachten und ihren Einfluss auf das öffentliche Leben 
im Sinne einer wahren Volkssolidarität geltend zu machen. Ihr Ziel ist die Ver
teidigung und Förderung der Volksrechte und deren zielbewusste Handhabung 
im Dienste der gesamten Volkswohlfahrt. 
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Dadurch bezweckt und fördert die demokratische Partei den wirtschaftli
chen und sozialen Frieden, eine Verständigung in allen Streitfragen, sie hilft mit 
an der Hebung des Wohlstandes und des Fortkommens jeder Familie, an der 
Beseitigung von Not und Sorge und unterstützt damit den kulturellen Aufstieg 
der jetzigen und künftigen Generation. 

Unsere Gesetze und ihre Handhabung sollen vor allem dazu dienen, dass das 
Rechtsempfinden des Volkes gehoben und gestärkt und ein wohlgeordnetes 
Zusammenleben und -wirken erreicht wird. Sie sollen auch durch wirksame 
Massnahmen gegen die wachsende Übermacht des Grosskapitals (Monopol 
der Ringe, Trusts, Syndikate usw.) in der Produktion, im Warenabsatz und in 
der Preisbildung den Fortbestand der kleinen soliden Ezistenz in Handel, Ge
werbe, Industrie und Landwirtschaft ermöglichen. 

Die demokratische Partei ist bestrebt, auf den vorgezeichneten Gebieten von 
sich aus, sodann in Verbindung mit andern Parteien, mit beruflichen Verbänden 
und Wirtschaftsgruppen tätig zu sein. Sie betrachtet das vorstehend skizzierte 
Programm als Wegweiser für eine fortschrittliche Wirtschafts- und Sozialpoli
tik und bekundet ihre Arbeitsbereitschaft durch einen kräftigen, unablässigen 
Willen zur Tat, im Bewusstsein ihrer Pflicht und Verantwortung gegenüber der 
Allgemeinheit. 

Möge ihren Bestrebungen jederzeit ein schöner Erfolg beschieden sein! 

3 Ideen und Ziele der Demokratischen Partei des Kantons Thurgau 

Parteiprogramme können uns wohl einen ersten Einblick in Gedankengut 
und Ziele einer Partei und ihrer führenden Leute geben. Sinn und Zweck eines 
Programms lassen aber ein abschliessendes Urteil nicht zu. Der Erkenntniswert 
wird immer relativ sein. Ein Programm soll ja nicht nur die Ideen einer Partei 
einem weiteren Publikum zur Kenntnis bringen; es soll ebenso sehr Propagan
da sein, deren Ziel die Gewinnung einer politischen Basis ist, die ihrerseits der 
betreffenden Partei die Durchsetzung ihrer Ideen ermöglichen soll. Propagan
da bedeutet aber immer auch, Leistungen zu versprechen, die erst später zu er
bringen sind. Für den Wähler ist ein Parteiprogramm sehr oft nur ein Wechsel 
auf die Zukunft. Dies dürfte auch einer der Gründe für die Schwierigkeiten 
sein, eine neue Partei zu gründen und diese zum politischen Erfolg zu führen. 

Ein Programm allein wird uns also nie eine endgültige Bewertung und Ein
ordnung einer Partei erlauben. Die ideellen Komponenten werden immer von 
anderen Faktoren, die den politischen Erfolg der Partei ermöglichen sollen, be
gleitet oder überlagert sein. Zeitungen, Zeitschriften und andere Publikationen 
können diese Lücke z. T. füllen.' 

l Besonders viel publizierte Emil Hofmann, Regierungs- und Nationalrat, der wohl bedeutendste 
Vertreter der Thurgauer Demokraten. Leider geben diese Arbeiten für die Ideengeschichte der 
Den1okraten zu wenig ab. Schrifttumsverzeichnis siehe: Gruner, E., Bv, S. 702 f. 
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Besonders un1fangreich liegt derartiges Material für die Thurgauer Demo
kraten vor. Im Thurgauer Tagblatt hatten diese während vierzig Jahren ein offi
zielles Parteiorgan, das täglich erschien. Diese Zeitung war sowohl durch die 
Besitzverhältnisse wie durch die Person des langjährigen Redaktors Martin 
Yögelin eng n1it der Partei verbunden. 2 Viele Artikel, die in Form von Korre
spondenzbeiträgen oder redaktionellen Berichten oder Kommentaren im 
Thurgauer Tagblatt erschienen sind, erlauben uns einen guten und teilweise er
staunlich tiefen Einblick in das Ideengut der Thurgauer Demokraten. 

Parteiprogramme enthalten Forderungen und Gedanken meistens in eher 
allgemeiner Form. Dazu sollen sie noch beim Bürger für die Partei werben. All
zu aktuell sind sie oft nicht, da immer das Problem die Forderung bedingt. In 
der Presse hingegen - hier z.B. im Thurgauer Tagblatt - spiegelt sich dauernd 
die geistige und politische Auseinandersetzung der Demokraten mit den Pro
ble1nen der Zeit. In einem Artikel zum Jahreswechsel 1891 /92 gibt sich das 
Thurgauer Tagblatt und sein Redaktor selber diese Aufgabe: 

<<Was wir wollen und wofür wir alle Kräfte einsetzen, lässt sich in kurzen 
Worten zusammenfassen: 
Wir stehen ein und kämpfen für die Interessen des arbeitenden Volkes, wir 
halten unentwegt hoch das Banner der Demokratie, nicht weil das jetzt 
Mode ist, sondern aus Überzeugung. Wir werden auch fernerhin kein Blatt 
vor den Mund nehmen; unbekümmert ob wir nach oben anstossen oder 
nicht, werden wir unsere Meinung frei heraussagen und uns nicht kümmern 
um das Geschrei von solchen, die meinen, nur was ihrem Kopf passt, dürfe 
gesagt und geschrieben werden und die jeden, der es wagt, eine andere Mei
nung zu haben als sie, nicht bloss mit scheelen Augen ansehen, sondern ihn 
noch in den Staub, in dem sie sich bewegen, zu ziehen suchen. An solchen 
Leuten gehen wir mit Verachtung vorüber. Wir achten dagegen jede ehrliche 
politische Ueberzeugung, wir sind nur Feind jener Speichellecker, die stets 
die offizielle Politik als die allein seligmachende vertheidigen. Wir verlan
gen, dass man auch unserer politischen Ansicht, die diejenige von Hundert
tausenden von Schweizerbürgern ist, Gerechtigkeit widerfahren lasse. Unser 
politisches Glaubensbekenntnis findet sich niedergelegt in dem vor unge
fähr Jahresfrist aufgestellten Programm der demokratisch-volkswirth
schaftlichen Partei .... 
Wir stellen unser Blatt durchaus nicht bloss in den Dienst einer Partei, wir 
werden jeder guten Idee, komme sie von welcher politischen Partei sie wolle, 
unsere Unterstützung angedeihen lassen .... 
Wir werden den Kampf nicht scheuen,jedoch bestrebt sein, denselben sach
lich zu führen.>> 3 

2 Zur Geschichte und den Besitzverhältnissen des Thurgauer Tagblattes siehe oben 1.7.6: zu Martin 
Vögelin siehe oben 1.7.1, 1.7.2 und 1.7.4. 

3 TI 1.1.1892. 
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Bei der Behandlung der Parteiprogra1nme sind viele Ergebnisse lückenhaft 
und oft auch oberflächlich geblieben. Zusan1menhänge und Herkunft von 
Ideen und die wirklichen Ziele von Wünschen und Forderungen sind leider 
nicht immer erkennbar. Mit Hilfe des Quellenmaterials, das im Thurgauer Tag
blatt zu finden ist, kann dieses Gerippe ergänzt und vielleicht sogar ausgefüllt 
werden. Thematisch soll diese <<Ideologie>> der Demokraten in drei Proble1n
und Fragekreisen erarbeitet werden: 

- I. Das Weltbild der Demokraten: Unter <<Weltbild;> ist hier das Verhältnis 
der Demokraten zu allgemeinen Problen1en ihrer Zeit zu verstehen; Proble
n1e wie Imperialismus, Kolonialismus, Militarisn1us, Weltkrieg, Friedensbe
wegungen (Pazifismus, Völkerbund usw.) und die aufko1nmenden faschisti
schen und marxistisch-bolschewistischen Diktaturen. 

- 2. Der Staat: Hier soll vor allem versucht werden, das Staatsideal der Demo
kraten herauszuarbeiten. Gefragt wird hauptsächlich nach dem Aufbau des 
Staates und der Verteilung, Ausübung und Kontrolle der Macht. 

- 3. Wirtschafts- und Sozialpolitik: Wie beurteilten die De1nokraten die so
ziale Lage ihrer Zeit? Für welche sozialpolitischen Ideen und Aktivitäten 
traten sie ein? Wie war ihr Verhältnis zu den verschiedenen wirtschafts-, so
zial- und gesellschaftspolitischen Modellen (sozialistische/marxistische, ge
nossenschaftliche und kapitalistische)? Hatten sie eigene Modellvorstellun
gen oder nicht? 

Der Grund dieser Einteilung ist einerseits im vorliegenden Quellenmaterial 
und andererseits in der Gewichtung und Beurteilung der betreffenden Proble
me in den früher besprochenen Parteiprogrammen der Demokraten zu suchen. 
Als Ergebnis dieser Untersuchung wird kaum eine <<Ideologie>> der Demokraten 
vorliegen; eine Ideologie, wie siez.B. der Marxismus, Liberalismus oder Kon
servativismus in ihren verschiedenen Erscheinungsformen entwickelt haben. 
Jede Ideologie wird und muss irgendwann einmal den Anspruch erheben, eine 
<<Wahrheit>> gefunden zu haben, welche allein und endgültig die Lösung der 
Probleme des menschlichen Zusammenlebens in der Gesellschaft gewährlei
sten könnte. Dazu ist unter dem Titel <<Demokratische Weltanschauung>> in 
einem Artikel des Thurgauer Tagblattes zu lesen: 

<<Kein Sterblicher und keines Sterblichen Weisheit verwaltet und beherrscht 
das Reich der Wahrheit, weder in der Wissenschaft noch in der Kunst der 
Politik>>4 

Im gleichen Artikel wird weiter geschrieben, dass jede Zeit neue grosse Pro
bleme habe, die immer wieder neue Lösungsformen verlangen würden. Einma
lige und endgültige Lösungen gebe es nicht. 5 

4 TI 13.11.1916. 
5 a.a.O.; dieser Vorwurf richtete sich vor allem gegen den Marxismus und Liberalismus. 
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Die geistige Auseinandersetzung der Den1okraten mit ihrer Zeit war also 
n1ehr eine Auseinandersetzung mit einzelnen Problemen und Phänomenen 
oder genauer mit Fehlentwicklungen der bestehenden politischen. wirtschaftli
chen und gesellschaftlichen Ordnung, als n1it der bestehenden Ordnung selbst. 
Den1 ist bei der Behandlung des vorliegenden Themas Rechnung zu tragen. 
Ferner n1uss beachtet werden, dass in der vierzigjährigen Geschichte der Thur
gauer Demokraten nicht alle Ideen Bestand hatten und viele neue laufend in 
das Gedankengut dieser Partei aufgenommen wurden. Da das Wesentliche und 
Bleibende behandelt werden soll. sind der Arbeit auch von diesem Gesichts
punkt aus Grenzen gesetzt. 

3.1 Das Weltbild im engeren Sinne 

In den Zeitabschnitt, in dem die Demokratische Partei des Kantons Thur
gau existierte, fiel der Höhepunkt der Machtentfaltung der europäischen Na
tionalstaaten. Gleichzeitig setzte aber auch der Zerfall ihrer Weltgeltung ein. 
Ihre gegenseitigen Beziehungen, ihr aussen- und innenpolitisches Grundver
halten - wenn auch nicht in allen Staaten im gleichen Ausmasse - und ihr Ver
hältnis zur übrigen Welt waren weitgehend vom Imperialismus, Kolonialismus 
und Militarismus geprägt. Der Erste Weltkrieg war zugleich Höhepunkt und 
Endpunkt dieser Entwicklung und dieses Systems. Das alte Staatensystem, das 
scheinbar weiterexistierte, wurde nach dem Kriege durch nichts Neues ersetzt. 
Der Völkerbund blieb ein Versuch, und die in ihn gesetzten Hoffnungen konn
ten nicht erfüllt werden. Mit dem Faschismus in Italien und dem Marxismus
Leninismus in Russland wurden der bürgerlich-demokratischen Welt Alterna
tiven entgegengesetzt, die von vielen Betroffenen schon bald einmal nicht mehr 
als Fortschritt auf eine bessere Zukunft hin verstanden wurden. 

Ein parteioffizielles Weltbild der Demokraten gab es nicht. Nur einmal, 
nämlich im Parteiprogramm von 1917 und im Begleitwort dazu6, nahmen sie 
ausführlich Stellung zu allgemeinen Problemen der internationalen Politik. Das 
Thurgauer Tagblatt hingegen, setzte sich immer wieder mit diesen Problemen 
auseinander. Dabei ist allerdings zu beachten, dass das Thurgauer Tagblatt eher 
eine Lokalzeitung war. Das weltpolitische Geschehen stand üblicherweise nicht 
im Mittelpunkt der Berichterstattung. In Kommentaren zu besonderen Ereig
nissen und immer wieder in Artikeln zum Jahreswechsel und anderen Fest- und 
Feiertagen (Ostern, Pfingsten, 1. August, Bettag usw.) versuchte es aber oft, zu 
diesen grossen Zeitproblemen Stellung zu nehmen. Meistens waren diese Arti
kel äusserst kritisch und ablehnend. So wurden z.B. in einem Artikel zur Jahr
hundertwende die Kolonialstaaten scharf angegriffen und ihnen das Recht auf 
Kolonien überhaupt abgesprochen.7 

6 Siehe oben 2.3.1 und 2.5.4. 
7 TT 30.12.1900. 
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3.1.1 Imperialismus, Kolonialismus und Militarisn1us 
Die gegenseitige Abhängigkeit von Imperialismus, Kolonialisn1us und Mili

tarismus sind allgemein bekannt. Einzeln können sie deshalb nur 1nit Ein
schränkungen betrachtet werden. Es soll hier gezeigt werden, was die Demo
kraten und ihre Exponenten in Presse und Politik unter diesen Begriffen ver
standen, wie sie sich die Entstehung dieser Phänomene erklärten und welche 
Gefahren sie in ihnen sahen. Da nur vereinzelte Äusserungen zum Imperialis
mus zu finden sind, muss das Schwergewicht auf den Kolonialismus und Mili
tarismus gelegt werden. 

3.1.1.1 Imperialismus 
Im Ersten Weltkrieg sahen die Demokraten das Ergebnis jahrelanger zwi

schenstaatlicher Beziehungen, deren Grundlage <<Gewalt>> und <<Anarchie>> 
waren.8 <<Hurrapatriotismus und säbelrasselnder Nationalis1nus>>, die in 
<<Chauvinismus, Völkerhochmut und monarchische Eroberungssucht>> ausge
artet seien, hatten nach ihrer Meinung die Völker in eine Katastrophe geführt.9 

Aber nicht erst die Erfahrungen des Krieges verursachten diese Erkenntnis. 
Unter dem Titel <<Machtpolitik und Kultur>> befasste sich das Tagblatt in einem 
Artikel schon 1902 ausführlich mit dem Problem des Imperialismus. 10 Imperia
lismus wurde in diesem Artikel wie folgt definiert: 

<<Das heisst mit anderen Worten, sie hat den Imperialismus erzeugt,jene po
litische Lehre, welche durch die kriegerische Eroberung neuer Länderstriche 
und Vergewaltigung schwächerer Völker neue Ausbeutungsgebiete sichern 
will und darum die Nationen zur äussersten Anspannung ihrer militärischen 
Machtmittel treibt>>. 11 

Als Beispiele dieser Politik werden der Burenkrieg, die Interventionen der 
Vereinigten Staaten auf Kuba und in den Philippinen und die Besetzung von 
Kiautschau durch Deutschland genannt. 12 

Der Imperialismus war für das Tagblatt keine neuartige Erscheinung. Dies 
unterstreicht der Hinweis auf England, das eine bis ins Zeitalter Elisabeths zu
rückgehende imperialistische Tradition gehabt habe. Erst die Fortschritte auf 
dem Gebiet der Naturwissenschaften (wohl nicht nur die der Naturwissen
schaften im engeren Sinne, sondern auch der Technologie und des Verkehrs
und Energiewesens) hätten aber den Grossmächten die Mittel in die Hand ge
geben, eine imperialistische Politik zu führen, wie sie in der Geschichte ohne 
Vorbild dastehe. 13 Den Hauptgrund dieser Erscheinung glaubte das Tagblatt 

8 Begleitwort zum Parteiprogramm von 1917, S. <<10-14>>. 
9 a.a.O .. S. <<15>>. 

10 TI 11.7.1902. 
11 a.a.O. 
12 a.a.O. 
13 a.a.O. 
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letzten Endes im Zusammenhang von Imperialismus und sozialer Frage gefun
den zu haben und kam zu folgender Erklärung: 

<<Die <Welt- und Kolonialpolitiker> wollen neue Ländereien erschliessen, um 
den Überschuss an Bevölkerung aufzunehmen und für die Industrie neue 
Absatzgebiete zu schaffen .... 
Männer wie Chamberlain und Rhodes proklamieren das Recht des Stärke
ren und eine rücksichtslose Gewaltpolitik als wirtschaftliche Existenzbe
dingung ihrer Nation>> .14 

Diese von wirtschafts- und sozialpolitischen Überlegungen begründete im
perialistische Politik war für das Tagblatt schon in ihrem Ansatz falsch. Nach 
seiner Ansicht war der wirtschaftliche Fortschritt nur durch die Arbeit der ei
genen Industrie zu sichern: 

<<Die schweizerische Industrie verdankt ihre einflussreiche Stellung auf 
dem Weltmarkt der Qualität und Intensität der Arbeit und nicht ihren Pan
zerschiffen und Torpedos>> .15 

Den oft im Zusammenhang mit der kolonialistischen Komponente des Im
perialismus vorgebrachten Anspruch der Kolonialmächte auf Verbreitung von 
Kultur und Zivilisation lehnte das Tagblatt energisch ab. Verbreitet würden 
nicht Kultur und Zivilisation, sondern nur die Gier und Rohheit der Kolonial
mächte. Dies wirke ebenso zerstörend auf die geistigen und sittlichen Kräfte der 
zu kolonisierenden Völker wie der Völker der Kolonialmächte. Die Konse
quenzen hätten die Kolonialmächte in der Zukunft einmal selber zu tragen; 
nämlich dann, wenn die aus ihren althergebrachten Lebensgewohnheiten her
ausgerissenen und nur mit den negativen Seiten europäischer Zivilisation in 
Berührung getretenen unterdrückten Völker sich von den Kolonialmächten lö
sen und diesen als Konkurrenten entgegentreten würden. 16 

Für die Demokraten war der Begriff <<Imperialismus>> also hauptsächlich 
von zwei Erscheinungen, nämlich dem Kolonialismus und Militarismus, ge
prägt. Die imperialistische Politik der betreffenden Staaten führten sie auf das 
in diesen herrschende politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche System 
zurück. Ausgehend von moralischen und sachpolitischen Überlegungen 17 spra
chen sie imperialistischer Politik jede Rechtfertigung ab. 

Wahrscheinlich dem Verständnis und Wissen der Zeit entsprechend befasste 
sich das Tagblatt mehr mit Fragen des Kolonialismus und Militarismus als mit 
dem Imperialismus, der sich dem Betrachter eben oft und beispielhaft in den 
ersten beiden Phänomenen zeigt. 

14 a.a.O. 
15 a.a.O. 
16 a.a.O. 
17 Zu diesen sachpolitischen Überlegungen siehe oben Anm. 15 und dazugehöriges Zitat im Text. 
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3.1.1.2 Kolonialismus 
Eine interessante Beobachtung muss gleich vorweggenon1111en werden. Das 

Tagblatt hat sich nur im letzten Jahrzehnt vor und in den ersten Jahren nach der 
Jahrhundertwende n1ehr oder weniger intensiv mit dem Kolonialis111us be
schäftigt. Später wurde dieses Thema in der Zeitung kaun1 mehr aufgegriffen. 
Eine Erklärung kann im vorliegenden Material nicht gefunden werden. Die all
gemeine Tendenz des Tagblattes weist auch nicht auf einen Sinneswandel des 
Redaktors hin. Andere, den Lesern und der Redaktion wichtiger erscheinende 
Fragen, wie Abrüstung, Pazifisn1us, Militarismus, Weltkrieg und Nachkriegs
probleme, n1üssen wohl das Problem des Kolonialismus in den Hintergrund 
gedrängt haben. 

Zu den ersten Auseinandersetzungen mit dem Kolonialismus kam es irn 
Tagblatt bei der Behandlung von Fragen der Sklaverei, des Sklavenhandels und 
der Bekämpfung dieser Missstände. Dabei zog das Tagblatt erstaunliche 
Schlussfolgerungen, die man kaum erwarten würde. So wurde in einem von 
einer Wiener Zeitung übernommenen Artikel nach den Beweggründen euro
päischer Antisklaverei-Bewegungen gesucht und diese Bestrebungen aufs 
schärfste verurteilt: 18 

<<Sie 19 richtet sich zwar nicht gegen den Sklavenhandel, wohl aber gegen die 
Sklavenhändler, gegen eine bestimmte Sorte von Sklavenhändlern, die 
sämtlichen handeltreibenden Nationen Europas ein Dorn im Auge sind, an 
deren Niederwerfung sie alle ein Interesse haben. Man bekämpft sie nicht, 
weil sie Sklavenhändler sind, sondern weil sie erfolgreiche Konkurrenten 
sind und überhaupt den Profit schmälern.>> 20 

Eine nicht viel bessere Note erhielten in diesem Artikel die Kirchen, die sich 
ja an diesen Antisklaverei-Bewegungen stark beteiligten: 

<<Wo die mohammedanische Religion in Afrika eindringt, da hört sofort jede 
Möglichkeit einer Bekehrung der Eingeborenen zum Christenthum auf. 
Gleichzeitig damit beginnt auch ein bewusster und energischer Widerstand 
derselben gegen alle Versuche kapitalistischer Ausbeutung. 
Es ist ein Malheur für das Christenthum, dass es heute in Afrika nicht auf
treten kann, ohne vom Kapitalismus gefolgt zu sein. Wo immer ein christli
cher Missionar sich niederlässt, da findet sich auch gleich einer jener zahl
reichen Handelsreisenden ein, ... Ihm folgt der Schnaps, mitunter auch die 
Syphilis, die einheimische Industrie erliegt der Konkurrenz der eingeführten 
billigen Fabrikate, die Eingeborenen verfallen der Schuldsklaverei, ... die 
verschuldeten Eingeborenen werden zur Arbeit herangezogen; wenn sie sich 
wehren, verjagt man sie, konfisziert ihr Land, führt Kontraktsklaven ein, 

18 TI 19.2.1889; der Artikel wurde von der Wiener <<Gleichheit,> übernommen. 
19 Nach Ansicht des Tagblattes wurde diese Antisklavereibewegung von Bismarck geschürt. 
20 a.a.O. Anm. 18; gemeint sind mohammedanische. 
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beginnt den Plantagenhau. Dies ist der Gang der kapitalistischen Zivilisa
tion in Ost- und Westafrika, ... Sie bedeutet für die Eingeborenen ihre sozia
le, n1oralische und physische Degradation, Aufhebung ihres primitiven Bo
denkon1n1unismus, Auflösung ihrer Gentilverfassung, damit Beseitigung 
jeglichen festen Haltes, Untergang und Proletarisierung.>> 21 

Für den Verfasser dieses Artikels waren also die Missionsbestrebungen der 
christlichen Kirchen nicht nur erfolglos, sondern förderten geradezu Unter
drückung und Zerstörung des schwarzen Afrikaners. Ähnliche Gedanken ent
deckt inan in einem Bericht über den sogenannten <<Lavigerie-Kongress>>. 22 

Ausgehend von der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Arbeiter, Kleinbau
ern und -handwerker in Europa -

<i Wird er nicht der Sklave einer Macht, die da heisst Konkurrenz und Gross
kapital7>>21 

- wurde dort die Frage aufgeworfen, wie es sich denn überhaupt vertrage, die 
Sklaverei in Afrika zu bekämpfen, wenn man gleichzeitig bereit sei, bei sich zu 
Hause ähnliche Zustände zu tolerieren. 

Wie schon am Anfang des oben zitierten Artikels24 zu lesen ist, wurde also 
nach der Meinung des Tagblattes nicht der Sklavenhandel als solcher, sondern 
der ihn teilweise tragende Islam bekämpft. Denn dieser allein konnte nach dem 
Urteil des Verfassers der Ausbreitung sowohl des Christentums wie der kapita
listischen Kolonialwirtschaft im Wege stehen. Der Autor führte seine Gedan
ken und Schlussfolgerungen aber noch weiter und kam zur Überzeugung, dass 
sich der Afrikaner, der zum Islam übertrete, viel besser stelle als der, der sich 
zum Christentum bekehren lasse: 

<<Der Islam ist eine Religion des Welthandels in seinen Anfängen, wo noch 
einfache Warenproduktion herrschte, neben und unter der die urwüchsigen 
Produktionsweisen sich forterhalten. Er ruiniert sie nicht, er erhebt sie; er 
löst den Gentilverband nicht auf, er macht ihn nur wehrhafter und kraftvol
ler, indem er ihm die Waffen der Neuzeit in die Hand drückt. Er schützt den 
Neger vor der Schnapspest, so weit es möglich ist, und er schützt ihn vor der 
Versklavung. Das Gesetz Mohammeds verbietet nicht bloss den Genuss gei
stiger Getränke, es verbietet auch, einen Mohammedaner in Sklaverei zu 
halten. Der Neger, der zum Islam übertritt, wird dadurch geschützt vor der 

21 a.a.O. 
22 iiLavigerie- Kongress>> benannt nach Lavigerie, Charles Martial Allemand; * 1825, + 1892, 1867 

Erzbischof von Algier, 1882 Kardinal, 1884 zugleich Erzbischof von Karthago. Er gründete 1868 
die Kongregation der (i Weissen Väten> zur Christianisierung Afrikas, bekämpfte die Sklaverei, 
trat politisch für die Annäherung der französischen Katholiken an die Republik ein. 

23 TT 12.5.1889. 
24 TT 19.2.1889; siehe oben Anm. 18. 
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Sklaverei. Der Neger, der das Christenthum annin1mt, entgeht dan1it kei
neswegs der Kontrakt- und Lohnsklaverei.)) 25 

In einer ganzen Anzahl weiterer Artikel befasste sich das Tagblatt imn1er 
wieder mit dem Kolonialismus.26 Ausganspunkt und Ziel der Kritik in diesen 
Artikeln waren meist die Behandlung der Eingeborenen in den Kolonien. Die 
von den Verfechtern des Kolonialismus vorgebrachten Beweggründe wie Ver
breitung von Kultur und Zivilisation, Befriedung kriegerischer Stämme und 
Völker, Missionierung usw. wurden nie akzeptiert: 

<<Denn die Greuel der Kolonialpolitik kommen nicht von ungefähr. Sie lie
gen vielmehr im Wesen derselben begründet. Die Grundlage, auf der sie be
ruht, ist eine falsche. Nicht um die Verbreitung von Bildung und Gesittung, 
Wohlstand und Menschlichkeit handelt es sich bei derselben. Der Beweg
grund, der zu ihr führt, das Ziel, das ihr vorschwebt, ist viel mehr der mate
rielle Vorteil, die eigene Bereicherung, die Ausbeutung fremder Länder und 
Völker, mit einem Worte der Profit>>. 27 

Ähnlich beurteilte das Tagblatt den Burenkrieg. So nannte es diesen einen 
<<Kolonialkrieg der Spekulanten>> (auf die südafrikanischen Goldfelder), und 
die von den Engländern vorgebrachten Rechtsansprüche hielt es für reine Spie
gelfechterei.28 

Neben diesen eher humanitären und moralischen Vorbehalten sind auch 
noch andere Gründe zu finden, welche die Demokraten und das Tagblatt ver
anlassten, den Kolonialismus so entschieden abzulehnen und zu verurteilen. 
Die Kritik richtete sich ja in Wirklichkeit gegen dieselben Wirtschaftskreise 
und -interessen, von denen sich auch die der demokratischen Partei und dem 
Tagblatt nahestehenden Bevölkerungsgruppen bedroht fühlten. 29 Kolonial
wirtschaft wurde in erster Linie von Grossunternehmern aller Art und nicht 
von Handwerkern, Bauern, Arbeitern und Angestellten geführt. Diese fürchte
ten sich höchstens vor der Konkurrenz billiger Arbeitskräfte und Produkte aus 
den Kolonialgebieten. Wenn diese These auch nicht gerade bewiesen werden 
kann, so weist doch ein Artikel zur Intervention der Vereinigten Staaten auf 
Kuba und den Philippinen in diese Richtung: 

25 a.a.O. 
26 Eine Auswahl der wichtigsten Artikel im Thurgauer Tagblatt: 4.5.1889, <,Es tagt>>; 19.1.1890, 

<<Umschau>>; 12./ 13./ 14.10.1892, «Nach Sumatra>>; 28.7.1896, <,Wie es die Weissen in Afrika trei
ben,>: 20.2.1900, <,Deutsche Kultur in Afrika>>; 28.4.1900, <,Unmenschlichkeiten am Congo>>; 
19.7.1900, <,Das Trauerspiel im fernen Osten>> (Boxeraufstand); 21.7.1900, <,Weiss oder Gelb>>: 
24.3.1901, <<Heuchelei der Grossen>>. 

27 TT 28.4.1900. 
28 TT 25.11.1900. 
29 Siehe oben 1.3. 2.1, 2.2, 2.3, 2.4 und unten 3.3. 
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<<Den amerikanischen Arbeitern war weisgemacht worden, es sei ihr eigenes 
Interesse, was die Annexion fremder, noch halbwilder Länder erheische, 
während sie die Geschäfte der Grosskapitalisten und Spekulanten besorg
ten.>>10 

Die Kritik am Kolonialismus beruhte aber nicht nur auf moralischen und 
humanitären Einwänden und der Angst vor der wirtschaftlichen Konkurrenz. 
Den Fragen nach dem Rechtsanspruch der Kolonialstaaten auf Kolonien und 
nach dem wirtschaftlichen Wert und Nutzen dieser Gebiete kam in der Argu
mentation ebenfalls eine gewisse Bedeutung zu. Wie in anderem Zusammen
hang schon mehrmals gesagt wurde, gab es für das Tagblatt keinen, irgendwie 
begründeten Rechtsanspruch eines Staates irgendein Gebiet dieser Welt zur 
Kolonie zu n1achen. Schon sehr früh vertrat es die Meinung, dass diese Gebiete 
in jeder Beziehung ausschliesslich Eigentum der Eingeborenen seien. 31 Eine be
sondere Gelegenheit, um zu diesem Problem Stellung zu nehmen, sah das Tag
blatt in1 Boxeraufstand in China. Der Boxeraufstand war eine besondere Gele
genheit, weil China im Gegensatz zu afrikanischen Kolonialgebieten selbst für 
europäische oder abendländische Begriffe alle Merkmale eines Staates aufwies 
und auch von möglicherweise positiven Seiten europäischer Kolonialpolitik 
(Zivilisation, Kultur usw.) nur wenig hätte profitieren können. Trotzdem geriet 
China in ein Abhängigkeitsverhältnis, das sich von dem der Kolonien nicht all
zu sehr unterschied: 

<<Dass die Dinge in China diese erschreckende Wendung genommen haben, 
dass nun so viel kostbares Leben vernichtet wurde, daran tragen die Mächte 
selber einen grossen Teil der Verantwortung, denn sie haben sich benommen 
als ob China herrenloses Gut sei. Die Dinge in China weisen die europäi
schen Völker mit zwingender Gewalt darauf hin, dass es ausser den Weissen 
noch andere Rassen gibt, die von den Gütern dieser Welt bei einer Auftei
lung des Erdballs für sich ein voll gerütteltes Mass verlangen.>> 32 

Der wirtschaftliche Wert und Nutzen der Kolonialgebiete für ihre Mutter
länder war und blieb bis in unsere Zeit ein Streitpunkt zwischen Anhängern und 
Gegnern des Kolonialismus. Unbestritten ist sicher, dass je nach den sozialen, 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen in den Mutterländern und in 
den Kolonien kleinere oder grössere Kreise der Wirtschaft und der Bevölkerung 
direkt oder indirekt Profit aus den Kolonien ziehen konnten. Wie weit dies aber 
für die Gesamtheit der Kolonialstaaten und ihre Völker und Volkswirtschaften 
zutraf, müsste wohl von Fall zu Fall abgeklärt werden. Das Tagblatt selber be
fasste sich nicht oft mit dieser Seite des Problems. Wie allerdings schon oben 

30 TI 24.3.1901. 
31 TI 19.1.1890. 
32 TI 19.7.1900. 
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einmal gezeigt wurde,'3 mass es der Förderung der eigenen Wirtschaft mehr 
Wert bei als einer durch Imperialismus und Kolonialismus getragenen territo
rialen und wirtschaftlichen Expansionspolitik. Einmal schrieb das Tagblatt so
gar, Kolonien seien in Wirklichkeit <<wert- und zukunftslos.>> 34 

3.1.1.3 Militarismus 
Wie schon in den beiden vorangehenden Kapiteln gezeigt wurde, waren In1-

perialismus, Kolonialismus und Militarismus für das Tagblatt eigentlich nie 
oder fast nie selbständige Erscheinungen. Es hat diese Phänomene imn1er unter 
Beachtung ihres Zusammenhangs, ihrer gegenseitigen Abhängigkeit und ihres 
gemeinsamen Ursprungs interpretiert und kritisiert. 35 

In folgendem Artikel, der teilweise in einem anderen Zusammenhang36 

schon einmal zitiert wurde, kommt dieser Gesichtspunkt der Interpretation 
und Kritik besonders zum Ausdruck: 

<<Den amerikanischen Arbeitern war weisgemacht worden, es sei ihr eigenes 
Interesse, was die Annexion fremder, noch halbwilder Länder erheische, 
während sie die Geschäfte der Grosskapitalisten und Spekulanten besorg
ten. Vom Kolonialbesitz ist Weltmachtpolitik unzertrennlich, diese braucht 
aber als Hauptstütze den Militarismus, der nun auch auf das freie Amerika 
seinen schweren Fuss gesetzt ... Mit der Herrschaft des Militarismus aber 
geht die Freiheit flöten.>> 37 

Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass für das Verständnis des 
Tagblattes der Militarismus eine Folgeerscheinung von Imperialismus und Ko
lonialismus war. Gleichzeitig sah es in ihm auch das Werkzeug zur Durchset
zung dieser imperialistischen Politik. 

In welchen Erscheinungen oder Auswüchsen im politischen, gesellschaftli
chen und militärischen Leben glaubte es nun den Militarismus zu erkennen? 
Hauptmerkmale des Militarismus waren für das Tagblatt u.a. das Übergreifen 
militärischer Verhaltensnormen in zivile Bereiche der Gesellschaft, eine Über
bewertung des gesellschaftlichen und moralischen Ansehens des Militärischen 
und die Einflussnahme militärischer Behörden und Kommandostellen auf die 
allgemeine Politik eines Landes; also eine wohl auch heute mehr oder weniger 
allgemein anerkannte Definition des Militarismus. 

Besonders angegriffen wurde das Ansehen, das der <<Mann in Uniform>> und 
vor allem der <<Mann in Offiziersuniform>> auch ausserhalb des von seiner 
Funktion und seinem Rang bedingten Wirkungskreises genoss. Dies haupt-
33 TI 11.7.1902 und oben Anm. 15. 
34 TI 20.2.1900, <<Deutsche Kultur in Afrika>>. Das Tagblatt meinte in diesem Artikel, Kolonien 

seien volkswirtschaftlich ohne Wert, d. h. sie seien für die Mutterländer Zuschussgebiete. 
35 Siehe unten 3.1.1.4. 
36 TI 24.3.1901 und oben Anm. 30. 
37 a.a.O. 
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sächlich wegen der geistigen Haltung, die das Tagblatt hinter dieser scheinbaren 
Formalität zu sehen glaubte. wie ein Komn1entar zu einem Erlass Wilhelms II., 
der für höhere Staatsbeamte bei offiziellen Anlässen das Tragen von Uniformen 
anordnete. zeigt: 

<<Zuletzt haben im deutschen Reich nur noch Uniformierte ein Recht über
haupt zu leben. Vielleicht bekommen dann Strassenkehrer und Arbeiter 
Sklavenn1onturen und Finanzn1inister Lieutenantsuniformen, so dass der 
eigentliche Mensch unter den Bürgerlichen erst mit dem Minister beginnt.>> 38 

Aber auch die Schweiz war nach der Meinung des Tagblattes nicht frei von 
diesen Erscheinungen. So wurde immer wieder das <,Gigerltum>> 39 gewisser Of
fiziere und die Preussenverehrerei40 höherer Offiziere verurteilt. Auf ähnliche 
Überlegungen dürfte die Ablehnung des am 4. Oktober 1896 zur Volkabstim
n1ung gelangten Bundesgesetzes betreffend die Disziplinarordnung für die eid
genössische Armee durch die Thurgauer Demokraten zurückzuführen sein: 

<<Auf Grund des Artikels 30 der neuen Disziplinarordnung könnte aber in 
Zukunft gegen jeden Angehörigen der Armee eingeschritten werden, der im 
Zivilverhältnis sich Äusserungen erlauben würde, in welchen ein militärisch
diktatorisch veranlagtes Gemüt einen <Ordnungsfehler> erblickte. Man sage 
nicht, dieser Fall werde nie eintreten; der nun glücklich gegangene Säbel
rassler Wille hat letztes Jahr verlangt, das Oberst Bircher wegen seiner an 
einer Volksversammlung gesprochenen freien Worte vor ein Disziplinarge
richt gestellt werde. Bei der Annahme des neuen Gesetzes könnten sich leicht 
solche Fälle mehren, weil dann eine gesetzliche Handhabe geboten wäre. Es 
muss eine klare Grenze gezogen werden zwischen Militär und Zivil, und nun 
will plötzlich die neue Disziplinarordnung auf einmal die militärische Straf
gewalt sich auch auf das bürgerliche Leben ausdehnen lassen! Das lassen wir 
uns nicht gefallen und verwerfen schon aus diesem Grunde das Gesetz.>> 41 

Ähnliche Überlegungen veranlassten 1906 den Thurgauer Demokraten Emil 
Hofmann im Nationalrat, anlässlich der Beratung eines neuen Bundesgesetzes 
betreffend die Militärorganisation, sich für die Besetzung hoher Kommando
stellen der Armee durch Berufsoffiziere einzusetzen (Berufsdivisionäre); dies in 
der Absicht, die <,politisierenden Obersten>> an die Zügel zu legen und die Poli
tik auch personell vom Militär zu trennen.42 

Ein besonderer Anlass zur Auseinandersetzung mit dem Militarismus 
schweizerischer Prägung bot sich dem Tagblatt bei der Behandlung der soge-
38 IT 31.3.1889. 
39 IT 12.7.1906; gemeint sind damit Modegecken in nicht ordonnanzgemässen Uniformen. 
40 IT 20.11.1895 und eine ganze Anzahl weiterer Artikel in der zweiten Hälfte des Monats März 

1896. Angegriffen wurden vor allem Wille und Gertsch. 
41 IT 4.10.1896. 
42 IT 21./22.12.1906; das ganze Votum wurde am 18./ 19.1. 1907 abgedruckt. 
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nannten <<Meuterei an der Flüela>>.43 Der unter dem Titel <<Kadavergehorsam>> 
publizierte Artikel war eine einzige Abrechnung mit der <<Schule Wille>> und mit 
Wille selber. Diesem wurde rundweg das Recht abgesprochen, überhaupt zu 
dieser Meuterei Stellung zu nehmen, da er sich in Vergangenheit und Gegen
wart selber so viele Disziplinlosigkeiten geleistet habe, dass er gar nicht qualifi
ziert sei, <,an andere den höchsten Massstab punkto Disziplin anzulegen>> .44 

Darüber hinaus wurden Wille bei dieser Gelegenheit, sicher teilweise zu Un
recht, noch einiges mehr an Unredlichkeiten unterschoben: 

<< Eine Disziplin nach preussischem Muster wäre ein Unglück für die schwei
zerische Armee, auch ohne Kadavergehorsam wird diese im Ernstfalle ihre 
Pflicht bis zum letzten Blutstropfen tun. Aus dem schweizerischen Volksheer 
lässt das Schweizer Volk keine Prätorianertruppe schaffen, die sich zu allem 
möglichen missbrauchen liesse, sogar unter Umständen aufs eigene Volk zu 
schiessen. >> 45 

Diese Kritik, in der die Meuterei wohl mehr Vorwand zur allge1neinen Ab
rechnung mit gewissen Tendenzen in Armee und Staat war, spiegelt aber nicht 
die Meinung der gesamten Demokratischen Partei, sondern eher die extremer 
Exponenten. Zumindest weist die Stellungnahme von Nationalrat Emil Hof
mann in diese Richtung. Dieser ging in seiner Interpellationsbegründung am 
7. Oktober des gleichen Jahres im Nationalrat nicht nur mit den <<schriftstel
lernden Offizieren>> und ihren <<Schreibereien>>, dem Brigadekommandanten 
und dessen <<Soldatenschindereien>>, sondern ebenso sehr mit der Disziplinlo
sigkeit der Bündnertruppen scharf ins Gericht.46 Diese im ganzen sachliche 
Kritik von Hofmann weist uns darauf hin, dass in Bezug auf das Problem <<Mi
litarismus in der Schweiz>> bei den Thurgauer Demokraten kein allzu grosser 
Konsens der Meinungen bestanden haben kann.47 

Im übertragenen Sinn darf das Militarismusbild der Thurgauer Demokraten 
sicher als <<klassisch>> bezeichnet werden, wobei ein Teil der Überlegungen und 
Schlussfolgerungen zweifellos <<sozialistischem>> Gedankengut entnommen 
wurden. Auf diese Herkunft weist u.a. auch die Analyse des Ersten Weltkriegs 
im Begleitwort zum Programm der Demokratischen Partei der Schweiz von 
1917 hin.48 Andere Argumente zeigen dann wieder eher einen christlichen Ein-

43 Während einer Manöverkritik waren Bündner Truppen entgegen dem erhaltenen Befehl wegen 
der schlechten Witterung ins Tal marschiert. Die wenigen anwesenden Offiziere waren nicht in 
der Lage, sich durchzusetzen und dies zu verhindern. 

44 TT 25.9.1913; zu Willes Artikel in NZZ 23.9.1913 und seinem Rapport an den Bundesrat: Schuh-
macher, E .. Ulrich Wille, S. 395 f. 

45 TT 25.9.1913. 
46 TT 8.10.1913. 
47 Vgl. dazu Anm. 5 I und dazugehöriges Zitat im Text. 
48 Begleitwort, S. ,<10- 18>>. 
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fluss. So wurde etwa das rön1ische Sprichwort <<Qui (!) vis pacem, para bellun1>> 
als heidnisches Sprüchlein abgelehnt und dessen Un1kehrung verlangt: 

<<Der Menschheit Losung muss werden: <Qui (!) vis pacem, para pacem>>> 49 

Wieweit ging nun der <<sozialistische>> Einfluss bei den Den1okraten? Die 
Antwort gibt uns das Tagblatt in einem Bericht über einen antimilitaristischen 
Kongress ,velscher Arbeiterverbände selber. Sein Kommentator schrieb dazu, 
dass Auswüchse wie Soldatenschindereien, <<Gigerltun1>> usw. zu bekämpfen 
seien, wer aber gegen das Militär (in der Schweiz) als solches sei, werde in Wirk
lichkeit zun1 <<unbewussten Handlanger der Reaktion>>. 50 

Die Kritik der Demokraten am Militarismus- dies gilt weitgehend auch für 
die Kritik a111 Imperialismus und Kolonialismus - richtete sich also zuerst ein
n1al gegen Auswüchse, während Sozialisten und Marxisten immer auch eine 
Kritik an1 bestehenden wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Sy
sten1 n1iteinschlossen. 

Mussten also die Letzteren getreu ihrer Überzeugung jede Armee (zumin
dest jede bürgerliche Armee) ablehnen, so kann man bei den Demokraten 
schon sehr früh das Argun1ent vom <<notwendigen Übel>> finden, das allein das 
Bestehen einer Armee rechtfertige. So musste sich das Tagblatt, selbst bei allem 
rnenschlichen Verständnis, gegen die Militärdienstverweigerung wenden: 

<<<Naine> (ein Verweigerer) ist also ein Opfer seiner politischen Überzeu
gung. Immerhin ist es gut, wenn der Mann keinen Nachfolger findet. Die 
Auswüchse des Militarismus zu bekämpfen ist das gute Recht aller freiheit
lich Gesinnten, an den Grundlagen unseres Heerwesens rütteln zu wollen ist 
eine Torheit und ein Verbrechen. Die Schweiz bedarf zur Behauptung ihrer 
Unabhängigkeit, solange die uns umgebenden Mächte in Waffen starren, 
einer tüchtigen Miliz.>> 51 

Im Zusammenhang mit der Frage nach dem Recht auf eine Armee wirft sich 
immer auch die Frage nach dem gerechten Krieg auf. Ein Marxist (als Beispiel) 
wird in Wirklichkeit nur den Krieg zur Befreiung des Proletariats billigen; für 
den nationalen Krieg wird er nur in Ausnahmefällen eintreten und versuchen, 
diesen als Teil eines klassenkämpferischen Krieges zu interpretieren. Die De
mokraten sahen dagegen im Verteidigungskrieg den einzig legitimen und ge
rechten Krieg. So schreibt das Tagblatt unter dem Titel <<Der Tod fürs Vater
land>> zum Burenkrieg: 

<<Nur den Verteidigungskrieg, den Kampf um die Freiheit und die Unab
hängigkeit billigt die heutige zivilisierte Menschheit noch, das ist der heilige 

49 a.a.0. Richtig heisst das Sprichwort übrigens <<Si vis ... >> und nicht <,Qui vis ... >>. 

50 TI 12.7.1906. 
51 TI 12.9.1903. 
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Krieg, aber zum verdammenswürdigen Morde wird er, wenn Neid, Hab
sucht, Ruhm- und Ehrsucht seine Triebfedern, seine Ursache sind, der 
Mensch Jagd macht auf seinen Nebenmenschen ....... wir bedauern den ar-
men Söldner, der in Englands Heere dient, ... Arme Schotten, brave Iren, ihr 
weiht einer unwürdigen Sache euer Leben.>> 52 

Selbst in der grössten Abrüstungs- und Friedenseuphorie nach den1 Ersten 
Weltkrieg, von der auch die Demokraten geblendet wurden, und in der sie sich 
stark für die Herabsetzung der Militärausgaben und die allgemeine Abrüstung 
einsetzten. blieben sie in Wirklichkeit ihrer Grundhaltung treu. 5' So zog das 
Tagblatt an1 Schluss einer Artikelserie zur Abrüstungsfrage daraus folgende 
Konsequenzen für die schweizerische Politik: 

<< Den Antin1ilitarismus der schweizerischen Linksparteien, wie er sich seit 
1916 auswirkt, der sich gegen alles, was Annee hiess. richtete und die Wehr
männer systematisch zur Gehorsamsverweigerung verleiten wollte. haben 
wir in1mer als eine verfehlte Methode betrachtet, und auch heute noch, wo
mit der Friedensgedanke nicht gefördert wird, wie es auch verfehlt ist. wenn 
man gegen Staat und Staatsordnung demonstrieren will. .. 
Hier geht der Trennungsstrich zwischen den politischen Antimilitaristen der 
kommunistischen Partei und denjenigen, die für eine zeitgemässe Abrüstung 
und überzeugte Friedenspolitik einstehen und für die Wahrung demokrati
scher Grundsätze auch in der Armee.>> 54 

Die Demokraten sahen im Militarismus aber nicht nur eine Gefahr für das 
friedliche Zusammenleben der Völker, sondern ebenso eine Gefahr für den 
Frieden und Fortschritt im Innern der Staaten. Ausgehend vom oben Darge
legten kann gesagt werden, dass für die Demokraten die meisten Kriege ( d.h. 
die <<imperialistischen>> oder <<militaristischen>>, beziehungsweise <<ungerech
ten>> Kriege) zugunsten wirtschaftlicher Interessen geführt wurden. In ihren 
Überlegungen gingen sie aber noch weiter und kamen zur Überzeugung, dass 
hingegen die Lasten des Krieges nur von den wirtschaftlich nicht direkt Inter
essierten, dem kleinen Volk, getragen werden müssten: 

<<Es geht bei diesem Kriege also wie bei allen anderen: sowohl die Blutsteuer 
wie die Geldsteuer wird im Wesentlichen dem Volke, den kleinen Leuten 
aufgebürdet. >> 55 

Einerseits wurde also im Tagblatt die These vertreten, dass militaristische 
Politik und in ihrer Konsequenz Kriege meistens um wirtschaftlicher Interessen 
willen geführt würden; andererseits kam es in einem Artikel zum russisch-japa-
52 TT 30.3.1900. 
53 Begleitwort, S. <<10-18»; TI 8.2.1922: 17.7.1922; 13.11.1926 und 17./18./19.7.1928. 
54 TT 17./18./19.7.1928; das Zitat selber stam1nt aus der Ausgabe von 19.7. 
55 TT 6.4.1900. Artikel zum Burenkrieg. 
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nischen Krieg zur Schlussfolgerung, dass gerade diese Politik letzten Endes 
auch ihren Urhebern gefährlich werden könnte: 

<1 Der heutige Kapitalisrnus ist auf den Militarismus zugespitzt, aber die 
Konsequenz des Militarisn1us, der Krieg, droht vor allem den kapitalisti
schen Interessen.>> 56 

N achden1 die Stellung des Tagblattes und der Demokraten zu1n Militaris-
111us nun von verschiedenen Seiten her beleuchtet worden ist, sollte auf das 
schon an1 Anfang angeschnittene Problem des Verhältnisses von Militarisn1us 
zu Idealen wie Den1okratie und Freiheit zurückgekommen werden. Der Milita
ris1nus ( dies gilt in gleicher Weise auch für den Imperialismus und Kolonialis-
111us) \var für das Tagblatt und die Demokraten nur in seiner Konsequenz ein 
Problen1 zwischenstaatlicher Beziehungen. Die Ursache glaubten sie aber in 
gestörten wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnissen in
nerhalb der einzelnen Staaten gefunden zu haben. Diese Fehlentwicklungen 
verursachten und förderten nach ihrer Meinung also bestimmte Tendenzen in 
der internationalen Politik. Gleichzeitig war für sie der Militarismus eine der 
grössten Gefahren für den demokratischen Staat. Dazu aus einem Artikel zu 
eine111 der Revisionsprozesse in der Dreyfuss-Affäre: 

<1Die Affäre Dreyfuss zeigt so recht, dass zwischen der demokratischen Re
publik und den1 Militarismus ein unüberbrückbarer Gegensatz besteht.>> 57 

3.1.1.4 Zusammenfassung 
()bwohl die Thurgauer Demokraten (und mit ihnen die Schweizer Demo

kraten) nie mehr als eine regionale Bedeutung58 erlangten, befassten sie sich 
immer wieder mit Problemen, die weit über den Rahmen tages-, sach- und lo
kalpolitischer Fragen hinausgingen. Dieser Versuch, das Alltägliche hinter sich 
zu lassen, sich allgemeinen Problemen der Menschheit zu stellen und diese zu 
ergründen, muss festgehalten werden. Dies ist für eine kleine Partei, die dazu 
nur in einem kleinen Teil eines ebenfalls kleinen Landes eine gewisse Bedeutung 
erlangte, aber trotz ihres bescheidenen Spielraumes versuchte, neben den gros
sen politisch-ideologischen Strömungen der Zeit (Liberalismus, Konservati
vismus und Sozialismus) eine eigenständige Position einzunehmen, sicher be
merkenswert. 

Hier kann bereits eine erste ideologische Abgrenzung dieser Position vorge
nommen werden. Die Demokraten müssen generell irgendwo im Grenzbereich 
von Liberalismus und Sozialismus eingeordnet werden. In den Gründungs- und 
Anfangsjahren der Partei scheint <1sozialistisches>> Gedankengut überwogen zu 
haben. So ist doch anfänglich die Auseinandersetzung mit dem Imperialismus, 

56 TT 19.2.1904. 
57 TT 8.6.1899. 
58 In der Ostschweiz. 
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Kolonialisn1us und Militarismus in1mer auch eine recht deutliche Kritik a1n be
stehenden und weitgehend liberalen wirtschaftlichen. politischen und gesell
schaftlichen System. Gegen Ende des Ersten Weltkrieges tritt dann noch einn1al 
diese ursprüngliche Tendenz in den Vordergrund. 59 um dann aber in den Nach
kriegsjahren un1 so deutlicher verdrängt zu werden. Einerseits dürfte dies auf 
das Aufkommen der Sozialden1okratie zurückzuführen sein. die sich gerade in 
diesen Jahren als einzige Arbeiterpartei (neben den Kommunisten) durchzu
setzen vermochte und damit den Demokraten mit Erfolg einen Teil ihrer Posi
tion - ideologisch und in der Wählerschaft- streitig 1nachen konnte. Anderer
seits dürfte auch die Revolution in Russland und das Verhältnis der schweizeri
schen Sozialdemokratie zu Sowjetrussland nicht ohne Einfluss auf die Den10-
kraten geblieben sein. 

3.1.2 Der Erste Weltkrieg 
Der Ausbruch des Krieges. besonders der Zeitpunkt des Ausbruches. kam 

für die Demokraten und ihre Zeitung. wie für die meisten ihrer Zeitgenossen. 
überraschend. Allerdings vertrat das Tagblatt bereits in einem Komn1entar zum 
Mord von Sarajewo die Meinung, dass dieses Attentat60 eine reale Kriegsgefahr 
für den Balkan und ganz Europa bedeute. Der Kriegsausbruch selber wirkte 
dann aber doch wie ein Schock.61 Die Berichterstattung erfolgte in den ersten 
Monaten bis in den Dezember 1914 hinein nahezu kommentarlos. Eine erste 
Gelegenheit zur Stellungnahme bot sich den Demokraten am kantonalen Par
teitag vom 18. Oktober 1914.62 In der Eröffnungsrede ging der Parteipräsident 
(Vögelin) aber nur kurz auf den Krieg selber ein. Haupttraktandum waren die 
durch den Krieg bedingten Wirtschaftsprobleme der Schweiz.63 Eigentlich erst 
mit einem Kommentar zur bekannten <<Spittelerrede>> begann eine wirkliche 
Auseinandersetzung mit dem Kriege.64 Die Antwort auf die Fragen nach Ursa
che. Schuld und Folgen dieser Katastrophe konnte nur in einer ganz be
stimmten Richtung ausfallen. Für die Demokraten war dieser Krieg die tragi
sche, aber logische Konsequenz der Maximen internationaler Politik und der 
innerstaatlichen Zustände der vorangegangenen Jahrzehnte.65 In einer ganzen 
Anzahl von Artikeln und Publikationen wurde diese These zur Grundlage aller 
Überlegungen und Schlussfolgerungen.66 

59 Begleitwort. 
60 TI 2.7.1914. 
61 TI 3.8.1914. 
62 TT 19.10.1914. 
63 a.a.O. An diesem Parteitag herrschte noch allgemein die Meinung, der Krieg werde nicht allzu 

lange dauern. Deshalb glaubte man auch. dies seien alles nur kurzfristige Probleme. 
64 TI 18.12.1914. 
65 Siehe oben 3.1.1.1 bis 3.1.1.4. 
66 TI 28.6.1915, <<Zum Jahrestag von Sarajevo,>; 12.9.1916. <<Spiel mit dem Feuer)); 5.2.1917. (Zum 

Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen den U .S.A. und Deutschland); Begleitwort. 
S. «10-18,>. 
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Der Krieg selber nahm für die Den1okraten die Ausn1asse einer alles mit sich 
in den Abgrund reissenden << Kulturkatastrophe>> an. Noch Jahre nach Kriegs
ende nannte das Tagblatt ihn ein <<geistiges und moralisches Debakel der gan
zen Zivilisation.>> 67 

<,Aber alle diese riesenhaften Opfer. welche die Völker seit bald Jahresfrist 
bringen, sind in den Dienst der Zerstörung gestellt. Sie werfen Europa um 
ein Jahrhundert zurück und mühsam muss nach dem Krieg wieder Stück für 
Stück aufgebaut werden, \vas dank einer raffinierten Technik in kurzen Au
genblicken niedergerissen wurde. Wenn man zurückdenkt an die Zeit vor 
dem Krieg, wo Geld für kulturelle. für humanitäre Zwecke kaum flüssig ge
macht werden konnte und dem die Tatsache gegenüberstellt. dass heute von 
den Parlan1enten der kriegsführenden Staaten ohne Wimpernzucken Mil
liarden für den Moloch bewilligt werden. der seine Kinder verschlingt. 
krampft sich einem das Herz im Leibe zusammen ... Die heutige Generation 
weiss es nun. welch furchbar wütend Schrecknis der Krieg ist. Die Blüte der 
rnännlichen Jugend. die hingesunken wie Kräuter im Maien, die zerstörten 
Städte und Dörfer. die zerstampften Fluren, die Menge Krüppel, die ein 
grauenhaftes langes Leben des Siechtums vor sich haben, die gramerfüllten 
Witwen, denen der Krieg ihr Liebstes nahm, die Waisen, die unbehütet von 
Vaterliebe aufwachsen müssen, sie alle sind die beklagenswerten Opfer 
menschlichen Wahnsinns, der in diesem Krieg wahre Orgien feiert, wie in 
keinem je zuvor. Sie wollen gute Christen sein, alle die Kriegshetzer und Ur
heber des grauenhaften Mordens, ... Möchten wenigstens die wenigen Staa
ten Europas, die vom Hexentanz noch nicht ergriffen sind, nicht in diesen 
hineingerissen werden. Möchte unter dieses blutigste Kapitel der Weltge
schichte bald der Schlusspunkt gesetzt werden können und die Menschheit 
befreit sein von dem schrecklichen Alp, der ihr seit Monden den Atem 
raubt.>> 68 

Nichts ist in diesem Artikel übriggeblieben von der nüchternen, kalten und 
gefühllosen Kriegsberichterstattung der ersten Kriegsmonate. Das hohle Pa
thos, das die Presse der Kriegsstaaten auszeichnete, und das leere Gerede über 
den <<Segen des Krieges>>,69 die beide hin und wieder sogar in schweizerischen 
Köpfen herumspukten70 , waren im Tagblatt sowieso nie zu finden. Dabei sahen 
die Demokraten nicht nur die wirtschaftlichen Folgen des Krieges und das Leid 
der betroffenen Menschen; für sie war dieser Krieg eine <<Weltkatastrophe>>.71 

die das ganze Fundament der abendländischen Welt bedrohte. 
67 TT 19.7.1928. 
68 TI 28.6.1915. 
69 a.a.O. 
70 TI 12.9.1916. <<Spiel mit dem Feuen>; dieser Artikel wurde von Pfarrer Etter in Rorschach ver

fasst und erschien zuerst im <<Religiösen Volksblatt>>. 
7 I Begleitwort, S. <il l >>. 
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<<Die blutigste Krisis, in der seit dreieinhalb Jahren die Völker Europas sich 
befinden, geht unaufhaltsam weiter. Bereits steht die Welt in1 vierten 
Kriegswinter. Und in1n1er noch rast die Kriegsfurie wie ein ehernes Schick
sal durch Europas schönste Landstriche. Und furchtbar sind die Folgen des 
blutigen Ringens. Das grausame Sterben und Verderben der Jünglings- und 
Manneskraft, ein wahnsinnig-brutales Zerstören alles dessen, was die 
Menschheit zum Leben braucht, der wirtschaftliche Druck, der bald auf 
Neutralen wie Kriegsführenden in gleicher Weise lastet. verbunden mit 
schamlosem Kriegswucher, und in1 geistigen Leben eine Verwüstung und 
Verdrehung alles dessen, was sonst rechten Menschen als wahr. gross und 
gut gegolten hat. Europas Staatsgebäude kracht in allen Fugen. Throne 
wanken und Königskronen sind bereits in den Staub gerollt>>.72 

Es wäre falsch hier den Eindruck erwecken zu wollen, die Demokraten seien 
in der Verurteilung des Krieges so etwas wie ein Einzelfall gewesen. Bemer
kenswert ist aber die Intensität und Ehrlichkeit, mit der sie ihre Überzeugung 
vortrugen. 

Die Abscheu ( der Demokraten) vor dem Krieg war und ist eine Sache des 
Gefühls und Glaubens oder der Moral und Ethik und nicht eine des Wissens 
und Erkennens. Die Diskussion um die Kriegsschuldfrage war hingegen ganz 
anderer Natur. Die meisten Vorgänge und Verwicklungen, die dann wirklich 
den Krieg verursachten, waren dem Zeitgenossen ganz oder teilweise unbe
kannt. Wollte er zur Schuldfrage Stellung nehmen, so musste er entweder den 
vordergründigen Propagandaargumenten der Kriegsführenden, Sympathien 
oder seiner allgemeinen Einstellung zum Krieg folgen. Die Demokraten zeigten 
am Anfang des Krieges gewisse Sympathien für Deutschland, was wahrschein
lich auf die besonders akzentuierte Antipathie gegen Russland zurückzuführen 
ist.73 Spätestens mit der Erklärung des unbegrenzten U-Boot-Krieges74 ver
schwinden aber die letzten Sympathien für Deutschland.75 Gerade in einem 
Satz wie diesem -

<<Deutschland fühlt sich offenbar so stark, dass es die ganze Welt in Schran
ken fordern kann.>> 76 

- kam bereits die Kritik am <<Völkerhochmut>> zum Ausdruck, die dann noch 
im gleichen Jahr im Begleitwort zum neuen Programm der Demokratischen 
Partei der Schweiz zu finden war und dort als eine der kriegsverschuldenden 

72 a.a.O .. S. << 10>>. 
73 TI 3.8. und 18.12.1914. Ähnliches ist schon sehr früh zu beobachten. So z. B. in: TI 29./30./ 

31.12.189!: TT l.l.1892; hier wurden die Dreibundstaaten als friedliebend und die sich abzeich
nende russisch-französische Allianz als besonders kriegerisch dargestellt. 

74 1.2.1917 
75 TI 5.2.1917. 
76 a.a.O. 
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Verhaltensnormen verurteilt wurde.77 Gegen Ende des Krieges vertrat dann das 
Tagblatt in1mer n1ehr die Meinung. Deutschland und Österreich-Ungarn hätten 
ein grösseres Mass an Verant\vortung und Schuld zu tragen als die anderen 
Staaten.7:; 

Für die Den1okraten hatte aber diese Art der Betrachtung, Beurteilung und 
Verurteilung, d.h. die Frage nach eiern Mass der Schuld der einzelnen Staaten, 
keine allzu grosse Bedeutung. Wie schon einmal dargelegt wurde,79 glaubten sie 
die Ursachen eines Krieges eher im gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und po
litischen Bereich suchen zu müssen. Dieser Krieg war für sie eine direkte Folge 
des Imperialisn1us, der die gesamte Politik ihrer Zeit geprägt hatte. 80 Rückblik
kend auf den Krieg schrieb das Tagblatt 1928 in einen1 Artikel zur Abrüstung 
zur Kriegsschuldfrage: 

<<Gewiss gibt es auch bei uns prinzipielle Gegner der Abrüstung, wobei wir 
von denjenigen Kreisen absehen wollen, die sich von geschäftlichen Interes
sen leiten lassen. In den Grossstaaten waren diese die Hauptschuldigen an1 
Kriege. >> 81 

Den Regierungen sei es nur möglich gewesen, den Krieg zu erklären und 
durchzuhalten, weil sie in der Aussen- und Militärpolitik keiner demokrati
schen Kontrolle durch Volk und Parlament unterworfen gewesen seien. 82 In 
dieser Behauptung fanden dann die Demokraten auch den Ansatzpunkt zu 
ihrer These über die Möglichkeiten der Kriegsverhinderung und der Friedens
sicherung. 

3.1.3 Frieden, Friedensbewegungen und Völkerbund 
In der Auseinandersetzung der Demokraten mit dem Problem <<Frieden>> 81 

sind zwei Tendenzen zu erkennen. Auf der einen Seite führten sie, wie am Ende 
des vorangehenden Kapitels gezeigt wurde, die Friedensgefährdung und den 
Krieg auf Fehler oder Fehlentwicklungen in der bestehenden wirtschaftlichen, 
politischen und gesellschaftlichen Ordnung zurück. Daneben betrachteten sie 
dieses Problem immer auch unter dem Gesichtspunkt idealistischer oder hu
manitärer Forderungen im Sinne eines Henri Dunant oder einer Bertha von 

77 Begleitwort. S. << 13 und 15,>. 
78 Dieser Meinungsumschwung im Tagblatt lässt sich kaum mit einzelnen Zitaten belegen. Man 

kann aber sagen. dass sich die Sympathien im Februar 1917 (U-Boot-Krieg) endgültig auf die 
Entente-Mächte verlagert haben. 

79 Siehe oben 3.1.1.1 bis 3.1.1.4. 
80 Begleitwort. S. <<10»; TT24.!27.8.1918. <<Ideen und Interessen des Krieges,>; dieser Artikel wurde 

ko1nmentarlos von der ,,Wiener Arbeiterzeitung,> übernommen. 
81 TI 19.7.1928. 
82 Begleitwort, S. <<18,>. 
83 <<Frieden,> soll hier als Problem im umfassendsten Sinne verstanden werden. 
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Suttner. Das Verhältnis der Menschheit zun1 Frieden war für sie eine Art Lern
prozess. 

<< Den grossen Erfolg haben jedenfalls die Friedenskongresse, dass die Sy1n
pathie der Völker für den Weltfrieden imn1er n1ehr gewonnen wird: dass in1-
mer mehr der Krieg als ein ungeheures Elend en1pfunden und als ein Verbre
chen verabscheut wird. das zu begehen Jeden ein tiefes Grauen anwandeln 
muss.>> 84 

<<Wer hätte vor der kurzen Zeit von 200 Jahren an eine Aufhebung des Skla
venhandel. an eine religiöse und persönliche Freiheit. an eine allgemeine 
Volksbildung gedacht! Nun wie ists heute? Sklaverei. religiöse und politische 
Knechtschaft sind verpönt- nun möge doch bald der Massenn1ord Krieg als 
allgemeines Verbrechen angesehen werden.Nur den Glauben an eine Macht 
der Wahrheit nicht verlieren und vorwärts gerungen dem hehren Ziele zu. 
Wer für die Ideale eines Völkerfriedens arbeitet. der lebt sein Leben würdig
er lebt der Menschheit.>>85 

Tagblatt und Demokratische Partei fühlten sich deshalb eng mit allen Verei
nigungen und Personen verbunden. die für diese Bestrebungen kämpften. So 
schrieb der Verfasser eines Artikels zum Friedenskongress in Bern. er sei << be
fremdet und unangenehm berührt>>. weil das Konkurrenzblatt (Thurgauer Zei
tung) seinerseits ziemlich skeptisch zu diesem Kongress Stellung bezogen hatte. 
Für ihn war dieser nicht <<lächerlich>>. und in den Teilnehmern sah er keine 
<<Idealisten>>, die <<dem Regenbogen nachjagen>>, sondern <<Idealisten im wahr
sten und schönsten Sinne des Wortes>> und Menschen, die von einer <<aus tief
stem Herzen emporflammenden Begeisterung für das Ideal des Weltfriedens 
von Innen heraus durchglüht>> seien.86 Heute mag diese Bewunderung inhaltlich 
wie stilistisch naiv und vielleicht sogar lächerlich klingen. Damals, als nach der 
Meinung des Tagblattes in der Öffentlichkeit <<Soldatentugend und -ehre>> mehr 
zählten als <<Bürgertugend und -ehre>>, 87 entsprach sie aber sicher der ehrlichen 
Überzeugung des Verfassers und seiner Leser. Dies bestätigt auch ein Artikel 
zum 60. Geburtstag von Bertha von Suttner: 

<<Man mag in ihren Schriften vieles als tendenziöse Übertreibung bezeich
nen, in Wahrheit wird man doch zugeben müssen, dass sie um ein edles Ideal 
ringt, dass sie mit Recht dem Krebsübel des Militarismus engegentreten will 
und dass ihr Name verdient, mit den besten genannt zu werden.>> 88 

84 TT 4.9.1892: Kommentar zum Friedenskongress in Bern. 
85 TI 29.9.1898 
86 TI 4.9.1892. 
87 TI 29.9.1898. 
88 TI 26.6.1903. 
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()h und wie weit sich Thurgauer Den1okraten vor dem Ersten Weltkrieg per
sönlich an irgendeiner Friedensbewegung beteiligten, lässt sich an Hand des 
vorliegenden Materials nicht feststellen. hn Tagblatt kamen aber diese, direkt 
oder indirekt, in1mer wieder zu Wort. So druckte es etwa den Aufruf des Frie
densvereins Konstanz zur 25-Jahr-Feier des Frankfurter Friedens, den Pfarrer 
Pflüger aus Dussnang verfasst hatte, ab. Pflüger schrieb u.a. in diesem Artikel: 

<< ••• der Krieg ist eine schreckliche Krankheit. der Militarismus ein zehrendes 
Siechtun1, der Frieden allein Bürgschaft der Gesundheit! Die Zukunft ge
hört den1 Weltfrieden. Dem Recht die Bahn! Die Waffen nieder!>> 89 

Solche Artikel druckt eine Zeitung üblicherweise nur ab, wenn sie sich mit 
ihnen wenigstens teilweise identifizieren kann. Zusan1menfassend lässt sich sa
gen. dass die Demokraten diese Friedensbemühungen unterstützten und dass 
ihr Publikationsorgan diesen immer offen stand. 

Das Tagblatt und die Demokraten selber sahen die erfolgversprechendsten 
Friedensbestrebungen auf folgenden Ebenen: 

- Schiedsgerichte zur Lösung internationaler Streitigkeiten 
- Abrüstung und damit Herabsetzung der Rüstungsausgaben zugunsten so-

zialer Aufgaben. 

Mit der zweiten Forderung glaubte man, kurzfristig die Kriegsgefahr und 
langfristig, durch den wachsenden Wohlstand der Völker, deren Interesse an 
einem Krieg verringern zu können. 90 

Nach dem Ersten Weltkrieg richtete sich das Interesse der Demokraten 
hauptsächlich auf den Völkerbund und die Abrüstungsbemühungen. Ihre Vor
stellungen und Forderungen zum Problem an sich änderten sich kaum. In An
lehnung an die im Begleitwort zum Parteiprogramm von 1917 aufgestellten 
Thesen setzten sich die Demokraten (auf kantonaler wie auf eidgenössischer 
Ebene) stark für den Völkerbundsbeitritt ein.91 Einige führende Thurgauer De
mokraten verstanden dies auch als persönliche Aufgabe; so war z. B. der dama
lige Parteipräsident Dr. Frey Mitglied des Vorstandes der schweizerischen Völ
kerbundsvereinigung und Dr. Keller (Mitglied des Parteivorstandes) Präsident 
der thurgauischen Völkerbundsvereinigung. 92 

89 TT 13.5.1896. Pflüger zog später nach Zürich und wurde dort als sozialdemokratischer Politiker 
bekannt. 

90 TT 11.2.1897; 4.9.1892 und 29.9.1898. 
91 TT 1.9.1919; am eidg. Parteitag vom 31. 8. beschlossen die Demokraten einstimmig den Beitritt zu 

en1pfehlen. Das Referat von Scherrer-Füllemann <<Die Schweiz und der Völkerbund,>. das er an 
diesem Parteitag hielt. ist in TT 3./4./5.9.1919 abgedruckt; derselbe im Nationalrat i1n Nan1en 
der Partei in TT 12.11.1919. TT 8./ 15.5.1920; Aufrufe der Demokratischen Partei zugunsten des 
Völkerbundbei tri ttes. 

92 TT 22.10.1925 (Frey); 20.12.1926 (Keller). 
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Das Verhältnis der Demokraten zur Abrüstungsfrage war trotz allem sowohl 
in der Vor-wie in der Nachkriegszeit i1nn1er etwas zweideutig. Sie haben nie eine 
sofortige oder totale Abrüstung verlangt. Besonders in bezug auf die Schweiz 
folgten sie dem Motto <<ja, aber. .. )>. Dies belegen beispielsweise der Kon11nentar 
zum Friedenskongress von Bern itn Jahre 189293 oder andere bereits zitierte Ar
tikel.94 Wohl bewunderten sie den Idealismus einer Bertha von Suttner und de
ren Gesinnungsfreunde; nichtsdestotrotz waren sie selber zu sehr Realisten, un1 
nicht zu wissen, wie schwierig und nahezu unmöglich die Durchsetzung dieser 
Forderungen sein würde. Die gegen Ende des Krieges von der Forderung nach 
Ausbau der demokratischen Kontrolle (Volkssouveränität und direkte Den10-
kratie) der Aussen- und Militärpolitik getragene Hoffnung auf Frieden und 
Abrüstung zerschlug sich schon bald nach Kriegsende. Sicher auch als Folge 
dieser Erfahrung griff bei den Demokraten Skepsis und Pessimismus un1 sich. 
Wohl verlangten sie in den zwanziger Jahren noch hin und wieder eine Reduk
tion der Militärausgaben in der Schweiz,95 von einer Abrüstung der Schweiz -
an eine allgemeine glaubten sie kaum mehr - war aber nie die Rede. Gegen 
Ende des Jahrzehnts vertraten sie dann eher die Meinung, die Zeit verlange eine 
Stärkung und nicht eine Schwächung der Armee.96 Im Tagblatt wurde dies 
hauptsächlich mit der Aggressivität und Gefährlichkeit des italienischen Fa
schismus begründet. Erstaunlich früh erkannte es die besondere Gefährdung 
der Schweiz durch den nun faschistisch geprägten Irredentismus.97 

Die am Anfang des Kapitels erwähnte <<gesellschaftskritische>> Tendenz in 
der Argumentation der Demokraten zum Friedens- und Kriegsproblem, wie sie 
vor allem im Begleitwort zum eidgenössischen Programm von 1917 zu finden 
ist, erlebte mit diesem Programm selbst ihren Höhepunkt. In den folgenden 
Jahren wurde sie immer mehr in den Hintergrund gedrängt. Es darf sicher ge
sagt werden, dass für die Demokraten bis Kriegsende die Machtverhältnisse 
innerhalb des bestehenden wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen 
Systems für die katastrophale Entwicklung verantwortlich waren.98 Daneben 
gab es wahrscheinlich auch Demokraten, für die das System selbst schuld war. 
Als Partei haben die Demokraten aber nie den sozialistischen oder gar marxi
stischen Standpunkt übernommen. Sie waren überzeugt, dass ohne revolutio
näre Veränderungen und nur durch den Ausbau der Volksrechte und die Ein
führung der direkten Demokratie dieses System auf den rechten Weg gebracht 
werden könnte.99 Ihr Ziel war also der Ausgleich; d.h. ein Ausgleich der Inter
essen innerhalb der Staaten wie auch zwischen den Staaten. Diese Hoffnung 
93 TT 4.9.1892. 
94 TI 11.2.1897; 29.9.1898 und 26.6.1903. 
95 TI 17.7.1922 und 12.11.1920. 
96 TI 20.6.1930. 
97 TI 17./ 18./ 19.7.1928. 
98 Begleitwort S. ,, 10-18>>. 
99 a.a.O. 
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erklärt auch ihre Empörung über die Friedensverträge, die dem Kriege folgten. 
So verurteilten sie schon i1n Juni 1919 die Friedensbedingungen als <<Gewalt
frieden,>.11m Dabei verstanden sie darunter nicht einen Gewaltfrieden im Sinne 
gewisser nationalistischer Kreise Deutschlands. Aber für sie trug er bereits die 
Wurzeln der Revanche und eines neuen Krieges in sich. 101 Deshalb und nicht 
et\va aus Deutschlandfreundlichkeit konnte das Tagblatt zu diesem Friedens
vertrag sagen: 

<<Der Friedensvertrag aber, auch wenn er unterzeichnet wird, kann nicht von 
Dauer sein, denn er bedeutet ein Verbrechen am deutschen Volke, ein grös
seres noch als es der Kriegswille von I 914 war.>> w2 

3.1.4 Die faschistische und kommunistische Diktatur 
Neben dein italienischen Faschismus gab es bekanntlich noch eine ganze 

Anzahl weiterer faschistischer oder philofaschistischer Bewegungen in Europa. 
Das Tagblatt betrachtete aber den italienischen als geistigen Vater aller. Das 
Aufkommen des Nationalsozialismus in Deutschland fiel in die Zeit des Zu
san1menbruches der Demokratischen Partei des Kantons Thurgau und wurde 
kau1n mehr beachtet. Es mag etwas problematisch sein, den italienischen Fa
schismus stellvertretend für alle ihm verwandten Bewegungen zu betrachten. 
Da aber das Tagblatt sich in den zwanziger Jahren gezwungenermassen nur mit 
dein Faschismus in Italien auseinandersetzen konnte, drängt sich dies auch hier 
aur.111:, 

Im Nationalsozialismus sah es noch mehr als im italienischen Faschismus 
eine reaktionäre und konservative Bewegung. 

<<Der deutsche Nationalsozialismus, dem heute so viele Intellektuelle und 
Geistliche zuströmen, huldigt Zwecken und Zielen, die nur Unheil für die 
Menschheit bedeuten, er schafft Uferlosigkeit und setzt sich für Schichten 
ein, die mitschuldig sind an dem furchtbaren Unheil, das 1914 über die 
Menschheit hereingebrochen und dessen Auswirkungen noch nicht abzuse
hen sind.>> 104 

Sowohl das faschistische Italien wie das kommunistische Russland waren in 
ihrer Art Antworten auf die Katastrophe der bürgerlich-liberalen Welt. In bei
den Ländern verursachte weitgehend der Krieg die politisch-wirtschaftliche 
Lage, die den beiden Bewegungen erst erlaubte, die Macht zu ergreifen. Beide 
waren trotz aller Unterschiede aus der Opposition zum bürgerlich-liberalen 
System entstanden und standen diesem in ausgeprägter Feindschaft gegenüber. 
100 TI 5.6.1919. 
101 TT 7.6. und 20.6.1919. 
102 TI 19.6.1919. 
103 TI 7.1.1927. <<Diktatur oder Demokratie,>. 
104 TI 4.9.1931, zu den Nationalratswahlen 1931. 
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Auch die Demokraten waren, wie gezeigt, nicht die grössten Freunde der Zu
stände ihrer Zeit. Trotzden1 fühlten sie sich den1 bürgerlich-liberalen System 
in1mer noch verbunden und auch zugehörig. Sie waren und blieben davon 
überzeugt, dass nur die <<bürgerliche>> Demokratie die Möglichkeiten und Mit
tel biete (Volkssouveränität und direkte Demokratie). u1n die anliegenden Re
for1nen in <<demokratischem>>. d. h. in ihrem Sinne durchzuführen. 

Die Auseinandersetzung mit beiden Bewegungen beschränkte sich fast aus
schliesslich auf eine Auseinandersetzung mit dem äusseren Erscheinungsbild. 
Auf die ideologischen Hintergründe, die sich vor allem in der totalen Andersar
tigkeit im gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereich der beiden Staaten 
äusserten, traten sie kaum ein. Wie schon gesagt, befassten sie sich fast aus
schliesslich mit dem äusseren Erscheinungsbild: denn dieses, nämlich die Dik
tatur, war für sie die Negation all der Ideale. für die sie eintraten. Deshalb war 
für das Tagblatt nicht die ökonomische Struktur, sondern die Diktatur Mass
stab der Kritik. Von seinem Standpunkt aus und auf Grund seiner Erfahrungen 
konnte es daher ruhig sagen: 

<<Diktatur ist Gewalt, ob sie von links oder rechts kommt. und was Gewalt 
ist, das haben wir auch in den Jahrhunderten der Zivilisation erfahren.>> 105 

Den Erfolg der beiden Bewegungen führte es auf die Folgen des Weltkrieges 
und auf wirtschaftliche und gesellschaftliche Ungerechtigkeiten zurück. Dabei 
förderte nach seiner Ansicht die Angst vor dem Kommunismus die Chancen 
des Faschismus noch. 

<<Woher die Hochkonjunktur des Faschismus? Das ist die Folge des Krieges. 
Er hat den Sinn für Wert und Heiligkeit des Menschenlebens ertötet. Er hat 
den Aberglauben an die Heilkraft der Gewalt erzeugt. Er hat die Menschheit 
in wirtschaftliches Elend gestürzt, an dem sie noch Jahrzehnte zu leiden ha
ben wird .... 
Die Angst vor der in Moskau gepredigten Weltrevolution liess die Weltbour
geoisie die Arme zu dem vermeintlich Stärksten, dem Diktator ausstrek
ken. >> io6 

An einem anderen Ort meinte das Tagblatt aber dazu, der <<Kampf>> des Fa
schismus gegen den Kommunismus sei mehr Vorwand als echtes Anliegen. 107 

Hingegen glaubte es, die Ursachen für den kommunistischen Erfolg in Russ
land eindeutig im wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Bereich gefunden zu 
haben. Ein Artikel zur kommunistischen Gefahr in der Schweiz, der mit folgen
der Aufforderung an das schweizerische Bürgertum endete, belegt dies: 

105 TI 3.9.1931; zu den Nationalratswahlen 1931. 
106 TI 7.1.1927. 
107 TI 19.1.1926. 
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<< Die Anhänger der Diktatur des Proletariats werden um so eher den kürze
ren ziehen, wenn die bürgerlichen Parteien sich ihrer Pflicht gegenüber dem 
Volksganzen bewusst werden und Hand bieten zur Einführung grosszügiger 
sozialer Refonnen. Trotten sie aber in kurzsichtiger Weise in den alten aus
gefahrenen Geleisen weiter_ verkennen sie die Zeichen der <<Zeit>>, so wird 
sich dies an ihnen selber schwer rächen. Das alte Gewaltsysten1 hat furcht
bares Unglück über die Welt gebracht. Die Diktatur des Proletariats würde, 
wie das Beispiel von Russland auch dem blödesten Auge zeigt, dieses Elend 
noch vergrössern. Nur in der wahren Demokratie, der Herrschaft des ganzen 
Volkes. nicht eines Teil desselben, beruht das Heil der Welt.>> 108 

In dieser Analyse der Ursachen ist gleichzeitig auch das <<demokratische>> 
Rezept zur Bekämpfung des Kommunismus zu finden. Der <<Ausbau des sozia
len Rechtsstaates und Schutz des demokratischen Staatsgedankens>>,109 die im
n1er das Ziel der demokratischen Politik gewesen seien, wie das Tagblatt bei an
derer Gelegenheit schrieb, seien eben die beste Abwehr der kommunistischen 
und faschistischen Gefahr. Diese These haben die Demokraten und das Tag
blatt in1n1er wieder vertreten. 110 

3.1.5 Zusammenfassung, Ergebnisse, Fragen 
Das demokratische Weltbild wird fast nur von der Reflexion auf Fragen und 

Problen1e des wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Bereichs geprägt. 
Selbstverständlich sind auch für die Demokraten Phänomene wie der Imperia
lismus oder der Weltkrieg zuerst Probleme eigener Art. In der Analyse werden 
sie aber imn1er wieder auf Probleme des wirtschafts- und gesellschaftspoliti
schen Bereichs zurückgeführt. Meistens werden für die Entstehung Fehlent
wicklungen in der bestehenden wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politi
schen Ordnung verantwortlich gemacht. Hin und wieder suchten sie die Schuld 
auch im System selbst. Dieses sogenannte <<kapitalistische>> System, das zumin
dest auf wirtschaftlicher Ebene eindeutig vom Liberialismus geprägt war (wenn 
es auch sonst, wie z. B. in Deutschland, alles andere als liberal sein konnte), hat
te wohl die europäischen Industriestaaten auf eine nie geahnte Höhe wirt
schaftlicher, politischer und militärischer Macht gebracht. Gleichzeitig stellte 
es sich aber durch seine ungelösten Sozialprobleme, den Weltkrieg usw. selbst in 
Frage und leitete damit auch seinen eigenen Untergang ein. Es wäre Unsinn zu 
behaupten, die Thurgauer Demokraten seien die einzigen gewesen, die diese 
Grundproblematik erkannt hätten. Interessant und bemerkenswert ist aber, 
dass diese in Wirklichkeit bürgerliche Partei schon sehr früh ihr ganzes Denken 
und Handeln auf diesen Problemkreis ausrichtete. 
108 TI 22.3.1919. 
109 TI 17.6.1919. 
110 Siehe dazu TI: 31.12.1919. <<Rückblick aufs Jahr 1919,>; 7.6.1930, <<Zum 5. Parteitag der KPS in 

Baseh; 5.8.1919. ,,Die thurg. Demokraten zur inneren Lage,>; 4.6.1924, <<Richtlinien demokrati
scher Politik>>; 31.7.1925, <<Zum l. August,>; 20.3.1928, <<Richtlinien demokratischer Politik>>. 
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Ihr Ziel war der soziale Rechtsstaat 111 und der Ausbau der direkten Den10-
kratie und der Volkssouveränität. Der Idee und dem Ideal von der Macht des 
Volkes kon1n1t hier eine grosse Bedeutung zu. Allein das Volk als Gesamtheit 
der Bürger vermag eben mit Hilfe der Volksrechte diese Ideen und Ideale in die 
Realität un1zusetzen. Nur so kann beispielsweise ein Krieg verhindert oder der 
soziale Rechtsstaat errungen werden. Deshalb verlangten die Schweizer De
mokraten in ihrem Programm von 1917 den Ausbau der Volkssouveränität. un1 
damit Regierungen und Parlan1ente aller Staaten einer direkten Kontrolle 
durch das Volk zu unterwerfen. Eine gewisse Anlehnung an Rousseau ist hier 
nicht zu verkennen. Wie weit diese Anlehnung bewusst oder unbewusst war. 
lässt sich heute kaum mehr beurteilen. Man muss aber bedenken, dass diese 
ideale Vorstellung von Volk, Volkswille und Volkssouveränität in der Schweiz 
eine alte Tradition hatte und immer noch hat. Besonders Parteien oder politi
sche Gruppierungen, die sich selbst als Opposition verstehen, greifen imn1er 
wieder gern darauf zurück. 

Der soziale Rechtsstaat, der für die Demokraten Wunsch, Forderung und 
Hoffnung blieb, ist heute in der Schweiz in vielen Bereichen Wirklichkeit ge
worden oder auf dem Wege der Realisierung. Schon zur Zeit der Demokraten 
begannen auch die anderen bürgerlichen Parteien ihren Widerstand - sofern er 
überhaupt bestanden hatte - gegen die Sozialreformen abzubauen. Die Ent
wicklung der Schweiz nach dem Zweiten Weltkrieg hat gezeigt, dass die Grund
these der Demokraten richtig war. Nur Staaten und Gesellschaften, die versu
chen sämtlichen Bürgern in allen Lebensbereichen Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen, haben eine Zukunft. 

3.2 Der Staat 

Während für den Marxisten der Staat grundsätzlich ein Phänomen des 
Überbaues ist, und er ihn deshalb als eine Art Werkzeug oder <<Mittel zum 
Zweck>> interpretiert, kommt diesem Organismus in den meisten anderen poli
tisch-ideologischen Bewegungen eine zentrale Bedeutung zu. Die Diskussion 
über die Organisation des Staates und die Machtverteilung und Machtkontrolle 
innerhalb dieses Gebildes berührt eines der Grundprobleme menschlichen Zu
sammenlebens. Diese Diskussion ist bis heute offen geblieben und wird es 
wahrscheinlich immer bleiben. Aber spätestens mit Locke, Montesquieu und 
Rousseau - um nur die wichtigsten Staatstheoretiker der vorrevolutionären 
Zeit herauszugreifen - wurde ein Weg eingeschlagen, auf dem sich noch heute 
alle westlichen Demokratien befinden. Selbst die osteuropäischen Staaten ha
ben nie darauf verzichtet, diese Tradition mindestens der Form nach weiterzu
führen. 

111 TI 17.6.1919. 
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Einige der Grundwerte dieser Staatsidee (Gewaltentrennung, Volkswahl der 
Legislative usw.) sind zu Dogmen geworden, an denen niemand mehr zu rütteln 
wagt. An1 Beispiel der Geschichte des schweizerischen Bundesstaates sieht 
inan, dass diese Grundwerte wohl zum Fundament aller Stufen dieses Staates 
(Ge1neinden, Kantone, Bund) wurden, deren Ausgestaltung aber gleichzeitig 
eine ganze Reihe neuer Problen1e aufwarf. Proporz oder Majorz bei der Wahl 
der Parlan1ente, direkte oder indirekte Wahl der exekutiven und judikativen 
Behörden und das Mitspracherecht des Volkes in Verfassungs- und Gesetzes
fragen wurden zu Streitpunkten, die ihre Aktualität bis heute nicht verloren ha
ben. Man denke nur etwa an die Problematik der Totalrevision der Bundesver
fassung. Das <,formalpolitische>> Interesse der Thurgauer Demokraten richtete 
sich, wie bereits bei der Behandlung der Parteiprogramme gezeigt wurde, gera
de auf diesen Fragenkomplex. Die Antwort auf die Frage nach dem Staatsideal 
der Den1okraten 1nüssen wir ebenfalls hier suchen. Die Demokraten interes
sierten sich in diesem Zusammenhang aber nicht nur für spezifisch schweizeri
sche Proble1ne. So konnte der Redaktor des Tagblattes nur mit dem Kopf 
schütteln, als sich Norwegen nach der Trennung von Schweden als Monarchie 
konsti tuierte. 1 

Für ihn als Demokrat und Schweizer war die Frage <,Monarchie oder Repu
blik>> nicht rhetorisch. Dies scheint uns absurd; es wird zu zeigen sein, dass das 
für ihn nicht so war. 2 

Für die Den1okraten war der durch Volksrechte und Volkssouveränität ge
prägte Staat ilnmer das Ziel ihrer Politik. In ihm sahen sie die einzige erstre
benswerte Forn1 n1enschlichen Zusammenlebens. Dieser Staat sollte aber im
mer von Menschen für Menschen geschaffen sein. Eine Eigendynamik dieses 
Gebildes <<Staat>> lehnten sie ebenso ab wie den Versuch, dessen Entstehung 
oder Existenzberechtigung auf irgend einen überirdischen oder übermenschli
chen Willensakt zurückzuführen. 

<<Es ist deshalb traurig genug für ein vorgerücktes Zeitalter, wenn mit gänz
licher Verkennung natürlicher Menschenrechte in gewissen Staaten das 
Gottesgnadentum von der Regierung selbst immer wieder betont wird, da
mit man nicht vergesse, dass der usurpierte Thron durch ein göttliches un
antastbares Recht begründet sei. Aber diese Ansicht begegnet selbst in ab
solutistischen Staaten mehr und mehr dem Widerspruch der wirklich Gebil
deten, die ein für allemal daran festhalten, dass die Staatsform keine göttli
che, sondern eine menschliche Einrichtung sei, somit auch das Recht der 
Regierenden nur aus den Rechtsanschauungen der Völker entspringe.>> 3 

I TI 16.8.1905. 
2 Siehe unten 3.2.1. 
3 TI 18.2.1897. «Üher einige Grundfragen der demokratischen Staatsordnung,>. 
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Ein demokratischer Staat darf also seine Entstehung nie auf einen göttlichen 
oder übermenschlichen Willensakt zurückführen. Dadurch würde er nämlich 
eines seiner Hauptmerkrnale verlieren; d. h. die Möglichkeit der Veränderung 
und Entwicklung. Gottesgnadentum trägt die Entwicklung zu aristokratischen. 
monarchischen und diktatorischen Staatsformen immer in sich.4 

Wenn also Staat oder Staatsform immer wandelbar sein müssen. dann kann 
man konsequenterweise kein absolutes Staatsideal vertreten. Wohl waren die 
Volksrechte für die Demokraten Ideale. aber erst durch das, was die Menschen 
damit anzufangen wissen, wird der Staat zum <<idealen Staat>>.) 

3.2.1 Demokratie in Monarchie und Republik 
Heute ruft die Frage, ob eine Monarchie denn überhaupt eine Den1okratie 

sein könne, höchstens ein Lächeln hervor. In diesem Zusammenhang würde je
dermann an England oder an skandinavische Staaten denken. Und das sind 
doch Demokratien! Viele Zeitgenossen der Demokraten hätten wohl ähnlich 
reagiert, die Demokraten nicht. Einerseits hatten sie ein ganz anderes Monar
chiebild, als wir und viele ihrer Zeitgenossen: Wenn sie <<Monarchie>> sagten. 
dachten sie sofort an Deutschland und besonders an Wilhelm II. Andererseits 
verbanden sie, wie bereits gezeigt,6 Monarchie immer auch mit Aristokratie. 
Absolutismus, Diktatur oder Gottesgnadentum. Diese bedingten sich nach 
ihrer Meinung alle gegenseitig. Dazu waren sie alle gleichzeitig Ursache und 
Folge fehlender demokratischer Institutionen. Auch bei der Entstehung dieser 
Überzeugung hatte das Bild der deutschen Monarchie einen nachhaltigen Ein
fluss. 

So vertrat dann das Tagblatt auch eine höchst eigenwillige Interpretation des 
<<Wohlgemuth-Handels>>.7 Wohlgemuth hatte nach seiner Meinung als <<Lock
spitzel>> und <<agent provocateun> nicht Sozialdemokraten und Anarchisten zu 
überwachen, sondern anarchistische und sozialistische Umtriebe zu provozie
ren und zu produzieren, um damit die Existenzberechtigung der deutschen 
Monarchie und ihres repressiven Systems zu beweisen.8 Diese Interpretation 
mag für damalige Ohren gesucht, wenn nicht gar skurril geklungen haben; die 
spätere Forschung9 hat aber gezeigt, dass das Tagblatt mit seinen Verdächti
gungen kaum neben der historischen Wahrheit lag. Auf alle Fälle entsprach 
diese Sicht der Dinge dem Monarchiebild der Demokraten. Dieses Monarchie
bild und besonders das der deutschen Monarchie hing nie vom Monarchen ab; 
d.h. in Deutschland von Wilhelm II. Das <<persönliche Regiment>> von Wilhelm 

4 a.a.O. 
5 a.a.O. 
6 Siehe oben Anm. 3 und 4 und dazugehörige Textstellen. 
7 Zum Wohlgemuth-Handel: Bonjour. Gesch. der schweiz. Neutralität, Bd. II. S. 473-484: 

Renk, H., Bismarcks Konflikt mit der Schweiz. 
8 TT 7.5.1889. 
9 Siehe oben Anm. 7. 
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II. war für die Demokraten Folge und nicht Ursache dieser Monarchie. Wil
helm I I. war nicht das <<Böse)> an sich, sondern der <<Vielredner auf dem deut
schen Kaiserthron)>. 10 In den Kommentaren zu dessen berühmt-berüchtigten 
Reden - sei dies nun jene an den brandenburgischen Provinziallandtag 11 oder 
irgend eine andere - ist mehr Spott als Empörung über ihn zu finden: 

<< ... hat der deutsche Kaiser sich mit seinem Blutsbefehl bloss blamiert. Wir 
Republikaner haben jedoch keinen Grund, traurig zu sein, wenn sich Kaiser 
und Könige blamieren.)> 12 

Leider sollte die spätere Entwicklung zeigen, dass weder dieser Spott noch 
diese Beurteilung der Person des deutschen Kaisers berechtigt waren. 

Die Monarchie selbst war für die Demokraten eine vorübergehende Er
scheinung. Nach ihrer Meinung war die Staatsform genauso einer Entwicklung 
unterworfen wie etwa das Wirtschaftsleben eines Staates. Im Übergang von der 
Monarchie zur Republik sahen sie nicht nur eine Entwicklung zu einer höheren 
Stufe der Staatsform, sondern ebenso sehr eine Anpassung an veränderte 
Lebensbedingungen. 

So gesehen verlangt jede Stufe von Wirtschaft, Kultur und Bildung die ihr 
eigene Staatsform. 

<<Nein, die eigenthümliche Bedeutung, wir dürfen sagen, die göttliche Sen
dung unseres Volkes, zeigt sich auf dem Gebiet des innenpolitischen und so
zialen Lebens. Unser Vaterland hat eine bedeutsame politische Aufgabe, 
nicht im Sinne politischer Machtenfaltung, sondern im Sinne der Ausbil
dung der Idee einer freien Bundesgenossenschaft, der republikanischen 
Einrichtung des Gemeinwesens. Diese Idee ist - abgesehen von den Frei
staaten der antiken Welt- zum ersten Mal durch jene Männer verwirklicht 
worden, die auf dem Rütli sich den Bund der Treue und Zusammengehörig
keit schwuren. Seither sind eine Reihe Völker dem Beispiel der Eidgenossen 
gefolgt und haben an Stelle aristokratischer oder monarchischer Zustände 
republikanische Verfassungen gesetzt. Es ist keine Frage, dass die Idee der 
republikanischen Einrichtung des Staatswesens im Fortschreiten und Sieg 
begriffen ist; auch ist durch die Erfahrung bewiesen, dass der republikani
sche Gedanke auch in einem ausgedehnten Reiche verwirklicht werden 
kann. Für viele Staaten ist jetzt noch- teilweise für unabsehbare Zeit - die 
monarchische Staatsform die geeignetere; man darf eben nie vergessen, dass 
ein Volk zur republikanischen Staatsform reif sein muss und dass nur einem 
zur Freiheit erzogenen und entwickelten Volke diese höchste, der menschli
chen Gesellschaft würdigste Staatsform zum Segen gereicht. Die monarchi-

10 TI 3.8.1900. Es handelt sich hier um einen Kommentar zur sogenannten Hunnenrede Wilhelms 
II. Die Rede selber ist abgedruckt in: Johann, E .. Reden des Kaisers. S. 90 f. 

I I TI 27.2.1892. Auch diese Rede in: Johann. S. 56 f. 
12 Siehe oben Anm. 10. 
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sehe Staatsform n1uss nothwendig den Völkern als ein Übergangsstadiun1 
dienen, als eine Etappe, auf der sie vorbereitet werden für die Freiheit der 
Demokratie. Aber früher oder später muss die Reife kommen, wo das Volk 
der republikanischen Selbstbestimmung bedürftig ist und sie auch ertragen 
1nag. >> 13 

Wenn man das Problem <<Monarchie oder Republik>> von diesem Stand
punkt aus betrachtet, muss man zur Überzeugung kommen, dass sich Monar
chie und Demokratie auf die 1,änge ausschliessen. Denn so gesehen ist Demo
kratie unteilbar und muss von der untersten bis zur obersten Stufe des Staates 
und für alle Entscheidungsprozesse verwirklicht sein. Von diesem Standpunkt 
aus wurde für den Redaktor des Tagblattes die norwegische Königsfrage zu 
einem Problem. 14 

Misst man aber die ~1onarchie an diesen Kriterien, so muss man für die Re
publik und erst recht für eine mit Volksrechten ausgestattete Republik einen 
noch viel strengeren Massstab anlegen. Gerade hier lag ein zentraler Punkt de
mokratischer Kritik am bestehenden Staat. Kritik an fehlenden Volksrechten, 
am Majorzwahlsystem und an indirekten Wahlen hiess für die Demokraten, auf 
fehlende demokratische Institutionen hinweisen, die in der Schweiz noch der 
Verwirklichung harrten. Dazu glaubten sie, dass der dem monarchischen ver
wandte aristokratische Geist in der Schweiz noch nicht endgültig ausgerottet 

. 
sei: 

<<Die Verfassung von 1869 ist wohl in demokratischem Sinne verfasst, aber 
der Geist der Aristokratie, der einst in sämtlichen Schweizer Kantonen der 
vorherrschende war, spukt noch jetzt vielerorts und sucht mit verletzender 
Einseitigkeit und Beschränktheit jede andere Ansicht zu unterdrücken.>) 15 

3.2.2 Demokratie und Volksrechte 
3.2.2.1 Die Volksrechte als Ausdruck der Volkssouveränität 

Bevor über Volkssouveränität und Volksrechte gesprochen werden darf, 
muss man sich über deren Bedeutung Klarheit verschaffen. Während in der all
gemeinen Staatsrechtslehre kein Junktim zwischen Volksrechten und Volks
souveränität gesetzt wird- d. h. für sie ist die Volkssouveränität in einer reprä
sentativen Demokratie ebenso gewährleistet wie in einer unmittelbaren oder 
direkten Demokratie - wurde und wird in der Schweiz und besonders in der 
schweizerischen Politik ein enger Zusammenhang zwischen diesen beiden Be
griffen gesehen. 16 Volkssouveränität heisst bei uns eben nicht, dass die Reprä-

13 TI 16.9.1894. 
14 Siehe oben Anm. I. 
15 TI 18.2.1897; ähnliches in einem Artikel vom 11.4.1889. <<Die Demokratie im Thurgau>>, in dem 

zur Gründung einer demokratischen Partei aufgerufen wurde, weil im Thurgau die demokrati
sche Gesinnung darniederliege. 

16 Siehe dazu: Zippelius. R .. Allgemeine Staatslehre, S. 82-92. 
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sentanten des Volkes diese Souveränität vertreten. sondern dass das Volk sie 
selber wahrniinn1t. Teilweise ist dies ja n1öglich (Initiativen, Referenden), teil
weise ist sie aber eine Fiktion (Aussenpolitik). 

Woher kommt nun diese schweizerische <<Eigenart>>? Mindestens zum Teil 
kann die Antv,ort in der Bundesverfassung gefunden werden. In BV 6 verlangt 
der Bund von den Kantonen nicht etwa. dass sie <<Demokratien>> seien. Die 
Kantone müssen sich nur als Republiken konstituieren. Darüber hinaus ist es 
ihnen freigestellt, den Bürgern die Ausübung ihrer Rechte in <<repräsentativer 
oder demokratischer Form>> zuzugestehen. Ausgehend von diesem Artikel der 
Bundesverfassung und der oben erwähnten Tradition, sehen wir, dass der Be
griff <<demokratisch>> in der Schweiz eine ganz besondere Bedeutung hat. De
mokratisch ist eben der Staat, der die Volksrechte kennt und in dem das Volk die 
Möglichkeit hat, diese Rechte wahrzunehmen. Wie bei der Behandlung der 
Parteiprogramme gezeigt wurde, bildeten gerade diese Volksrechte bei den De
mokraten die wichtigsten Forderungen. Diese waren aber nicht nur Forderun
gen der Demokraten, sondern demokratische Forderungen. Hier dürfte auch 
die Herkunft des Parteinamens und die Verwandtschaft zu den 69er und 74er 
Demokraten zu suchen sein. Demokrat sein heisst so gesehen, für diese demo
kratischen Ideen, d.h. für die Volksrechte kämpfen. Die Wahrnehmung dieser 
Volksrechte durch das Volk ergibt dann erst die Volkssouveränität. 

Heute versteht man unter Volksrechten im engeren Sinne Initiative und Re
ferendum. Die Demokraten haben die Volksrechte nie weder so genau noch so 
eng umschrieben. So forderten sie beispielsweise im 9ler Programm unter dem 
Titel <<Ausbau der Volksrechte>> nicht nur diese beiden klassischen Rechte. Ne
ben Initiative und Referendum ist dort auch die Forderung nach der Volkswahl 
des Bundesrates und der Einführung eines Proporzelementes zu finden. 17 Ähn
liche Vorstellungen von den Volksrechten sind 1892 in einem Artikel des Tag
blattes zur Volkswahl des Bundesrates zu finden. Obwohl es in diesem Artikel 
eindeutig um die Wahlart des Bundesrates geht, ist die Idee des Volksrechts 
nicht zu übersehen. 18 Für die Demokraten waren also Wahlmodus von Bundes
rat und Parlament ebenso ein Volksrecht wie Initiative und Referendum. 

Der St. Galler Demokrat und Nationalrat Scherrer-Füllemann erweiterte 
den Kreis dieser Volksrechte noch. 19 Er vertrat die Ansicht, dass dem Kampf um 
die Volksrechte die gleiche Bedeutung zukomme, wie früher dem Kampf um 
Glaubens- und Gewissensfreiheit. Die Schweiz sei aber beim Ausbau der 
Volksrechte noch zurückgeblieben. Dabei zählte er neben der Gesetzgebungs
initiative auch die Volkswahl des Bundesrates, den Nationalratsproporz, den 
Schutz des Vereinsrechtes, eine Kranken-, Unfall-, Alters- und Invalidenversi
cherung u.a.m. zu den Volksrechten. Irgendwie wurde so jede Forderung der 

17 Siehe oben 2.1. 2.2 und 2.3. 
18 TT 9.2.1892. 
19 TT 16.1.1906. 
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Demokraten, die sie mit Hilfe der klassischen Volksrechte durchzusetzen hoff
ten, selber zu einem Volksrecht. 

Besonderes Gewicht haben die Demokraten auf das Finanzreferendun1 und 
die Gesetzgebungsinitiative auf Bundesebene gelegt. 20 Der Ruf nach dem Fi
nanzreferendum entzündete sich meist an irgendwelchen Militärkrediten. Die 
Kritik richtete sich dabei weniger gegen die Militärkredite an sich, als die nach 
ihrer Ansicht fehlende Verhältnismässigkeit. So empörte sich das Tagblatt 1903 
über den Ankauf von Kanonen für zwanzig Millionen, weil das Volk nichts 
dazu zu sagen habe, während es 1884 über die Erhöhung der Besoldung des Ge
sandten in Washington habe abstimmen können. 21 Die Gesetzgebungsinitiative 
hingegegen sollte das Instrument zur Durchsetzung sozialer und politischer 
Reformen werden. 22 

Die Volksrechte waren für die Demokraten nicht etwas an sich Erstrebens
wertes. Die Institution <<Volksrecht>> wird nicht durch die Einführung, sondern 
durch den Gebrauch zum Ideal. Dazu sagte Scherrer-Füllemann in seinem be
reits zitierten Referat, dass der von den Demokraten postulierte Ausbau der 
Volksrechte nicht <<Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck>> sei. 23 Scharf 
wandte sich das Tagblatt gegen die oft vertretene Meinung, dass die Volksrechte 
(z.B. das Referendum) konservative Tendenzen begünstigen. Sollte sich dies 
bewahrheiten, so sei es die Aufgabe der richtigen Demokraten, das Volk poli
tisch zu erziehen. 24 

3.2.2.2 Die direkte Volkswahl25 

Was oben zu den Volksrechten im allgemeinen gesagt wurde, gilt mehr oder 
weniger auch für das Postulat der direkten Volkswahl. Man sollte die ideellen 
Motive nicht ganz übersehen, aber für die Demokraten waren diese eindeutig 
zweitrangig. Auch die direkte Volkswahl war Werkzeug und nicht Ziel ihrer Po
litik. So wie die klassischen Volksrechte die Durchsetzung ihrer Forderungen 
und Ideen ermöglichen sollten, so hofften sie, mit Hilfe der direkten Volkswahl 
Einsitz in die betreffende Behörde nehmen zu können. Diese Hoffnung war und 
wäre noch heute berechtigt. Während es kleineren und sogenannten <<Opposi
tionsparteien>> immer wieder gelingt in Kantonsregierungen, die durch das Volk 
gewählt werden, Einsitz zu nehmen, ist es bis heute nie jemandem gelungen, ge
gen den Willen der Bundesratsparteien einen Sitz in der Landesregierung zu er
obern. 

Diese <(wahlarithmetischen>> Überlegungen dürften die wesentlichsten 
Gründe der demokratischen Forderung nach Einführung der direkten Volks-
20 TI 6.5.1903 und 23.4.1909 (beide Finanzreferendum); 22.10.1904 (Gesetzgebungsinitiative). 
21 TI 6.5.1903. 
22 TI 22.10.1904. 
23 Siehe oben, Anm. 19. 
24 TI 25.4.1900. 
25 Das Thema wird hier am Beispiel des Bundesrates behandelt. 
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wahl (und des Proporzes) gewesen sein. Bewusst oder unbewusst, dafür aber 
ziemlich geschickt. verstanden sie es, dieses Motiv in den Hintergrund zu schie
ben. Wenn Nationalrat Curti (St. Gallen) in einer Rede zur Doppelinitiative26 

sagte: <<Man soll endlich an die Stelle des Rechtes der Macht die Macht des 
Rechts setzen>>, so meinte er mit dem <<Recht der Macht>> eben die Macht der 
regierenden freisinnigen Partei. Der Ausspruch <<Macht des Rechts>> tönt heute 
schön. Dabei verstand Curti darunter natürlich in erster Linie die Teilnahme an 
der Macht durch die Demokraten und andere Parteien (SP, K-K). 27 Jede Partei, 
ob Minderheits- oder Mehrheitspartei, sollte das ihr zustehende Mass an Macht 
ausüben können. 

In diesen1 Sinne begrüsste das Tagblatt bereits 1891 die Wahl Zemps in den 
Bundesrat und sah darin nicht einen Akt des Wohlwollens, sondern der Ge
rechtigkeit und auch der Notwendigkeit für den Fortschritt der Schweiz. 28 Mit 
ganz ähnlichen Argumenten forderte es fast vierzig Jahre später die bürgerli
chen Parteien auf, einen Sozialdemokraten zum Nachfolger von Bundesrat 
Haab zu wählen. 29 

Der grosse Kampf in der Schweiz um die Einführung der Volkswahl des 
Bundesrates und des Nationalratsproporzes war die bereits erwähnte Doppel
initiative, die am 4.11.1900 zur Abstimmung gelangte und verworfen wurde. 30 

Die Thurgauer Demokraten und das Tagblatt engagierten sich stark für diese 
beiden Initiativen. Während zweier Jahre führten sie durch unzählige Zei
tungsartikel und Vorträge führender Demokraten innerhalb und ausserhalb des 
Kantons einen wahren Propagandafeldzug. 31 Wie weit sie an der Vaterschaft an 
dieser Initiative beteiligt waren ist unklar. Im Herbst 1898 berichtete das Tag
blatt von einer Vertrauensmännerversammlung von Sozialdemokraten und 
Linksdemokraten, an der die Einreichung der beiden Initiativen beschlossen 
worden sei.32 

26 Die <,Doppelinitiative,> waren zwei Initiativen. die darauf abzielten BV 73 (Verhältniswahl für 
den Nationalrat) und BV 95, 96, 100 und 103 (Wahl des Bundesrates durch das Volk) zu revidie
ren. Beide Vorlagen wurden am 4.11.1900 abgelehnt. Siehe dazu: BBl 1899 IV 741; 1900 III 634, 
669, 673, 675; IV 775. 

27 Zu Curtis Referat siehe: TI 11.2.1899. 
28 TI 19.12.1892. 
29 TI 18./ 19.11.1929. 
30 Siehe oben Anm. 26. 
3 l Einige Bsp. zum Einsatz der Demokraten für die <<Doppelinitiative:>> TI 19.10.1898; das Komitee 

der DP des Kts. TG beschliesst am 17.10. Unterstützung der Doppelinitiative; TI 29./30.12.1898; 
>> Historische<< Abhandlung über Vorgeschichte und Herkunft der beiden Forderungen; TI 10./ 
11.2.1899; Vortrag von Nationalrat Curti (SG); TI 7.3.1899; Vögelin spricht an einer Versamm
lung der Metallarbeitergewerkschaft Turgi; TI 15.3.1899; Regierungsrat Hof1nann spricht an 
einer Versammlung des thurg. Bauernbundes; TI 9.10.1900; Hofmann an einer Volksversamn1-
lung in Märstetten. Diese Liste liesse sich fast beliebig verlängern' 

32 TI 30.9.1898. 
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Die Thurgauer Demokraten scheinen als Partei nicht vertreten gewesen zu 
sein. Martin Vögelin, der Redaktor des Tagblattes, war nach diesem seinen1 ei
genen Artikel aber nicht nur als Korrespondent, sondern auch als Teilnehn1er 
an der Versammlung. Ob er im Auftrag der Partei handelte, lässt sich de111 Arti
kel allerdings nicht entnehmen. 

Drei Hauptargumente haben die demokratische Propaganda für die Volks
wahl des Bundesrates getragen. Über eines haben wir schon gesprochen. In er
ster Linie wollte man damit die Macht der Freisinnigen im Bund brechen. Di
rekt wurde dieses Ziel höchst selten erwähnt. Zwischen den Zeilen ist es aber 
überall zu finden. Kurz vor dem Abstimmungstag wurde es sogar ziemlich 
deutlich gesagt: 

<< Wir brauchen eine schweizerische Regierung, die getragen ist vom Vertrau
en des gesamten Schweizervolkes. Nicht die Mehrheitspartei der Bundes
versammlung soll die Auswahl ... treffen und bestimmen können ... >> 11 

Der Ausbau der Volksrechte war das zweite Argument, mit dem die Demo-
kraten fochten. Die Bedeutung der Volksrechte in der Schweiz im allgemeinen 
und bei den Demokraten im besonderen wurde bereits behandelt. Es dürfte also 
erlaubt sein, sich hier kurz zu fassen. Der Ausbau der Volksrechte war ein zen
traler Punkt der demokratischen Politik. Jede mögliche Form der Mitsprache 
des Volkes war für sie ein Volksrecht. Ähnlich wie den Proporz - <<Wer das ge
samte Volk als den Souverän betrachten will, stimme für den Proporz ... >> 34 - be
urteilte das Tagblatt die Volkswahl des Bundesrates: 

<,In der Republik will das Volk der oberste Herrscher sein, also ist es nur fol
gerichtig, wenn es die Verwalter des Landes, die Regierung selber wählt. Dies 
ist ein demokratisches Postulat, es ist der Ausbau der politischen Rechte des 
Schweizervolkes und aus diesem Grunde sollte sich dieses am 4. November 
dieses schönste aller Volksrechte durch Annahmen des Initiativbegehrens 
sichern. 
Volkswahl heisst Volkswohl!>) 35 

So gesehen ist die Souveränität des Volkes keine abstrakte und nur theore
tisch durchführbare Idee, sondern eine konkrete Forderung. Demokratisch sein 
heisst dann konsequenterweise, sich dafür einsetzen, dass das Volk in jeder Fra
gemitentscheiden kann. Die Wahlart selbst wird so zum Volksrecht.Nur die di
rekte Volkswahl entspricht aber diesem Volksrecht und ist deshalb die einzig 
mögliche demokratische Form, eine Regierung zu wählen. 

33 TT 4.11.1900. 
34 TI 30.10.1900. 
35 a.a.O. 

230 



Das dritte wichtige Argument fanden die Demokraten in der ständig wach
senden Macht des Bundes. Diese Machtverschiebung von den Kantonen auf 
den Bund, die ganz auton1atisch zu einer gewissen Zentralisation führte und 
imn1er noch führt, bedauerten und bekämpften sie überhaupt nicht. Föderali
stische Bedenken hatten sie keine. Nach ihrer Ansicht war aber diese Macht 
völlig unkontrolliert. 

<< Die geradezu ungeheure Machtfülle des Bundesrates einerseits, anderer
seits sein Verhältnis zum Parlament, zur Bundesversammlung, machen seine 
Wahl durch das Volk zur absoluten Notwendigkeit. Wir brauchen angesichts 
der Erscheinungen im wirtschaftlichen Leben der Schweiz einen Bundesrat, 
der getragen ist vom Vertrauen des gesamten Schweizervolkes .... 
Im Verhältnis des Bundesrates zur Bundesversammlung herrschen immer 
Flitterwochen. Letztere wählt den Bundesrat, dieser verleiht seinerseits vie
len Mitgliedern der Bundesversammlung Ämter und Würden, wählt sie in 
Kreiseisenbahnräte, in den Verwaltungsrat der Bundesbahnen etc. Aus der 
Hand des Bundesrates ergiesst sich alle Jahre ein Millionen starker goldener 
Stron1 von Subventionen. Die Kontrolle der Bundesversammlung gegen
über dem Bundesrat ist eine ganz ungenügende, wie das bei der grossen Aus
dehnung der Geschäfte nicht anders zu erwarten ist, die Verwaltungsreform 
lässt immer auf sich warten, weil die Volkswahl des Bundesrates erst der 
grundlegende Teil derselben ist.>> 36 

<<Die Wahl des Bundesrates durch das Volk will der ganz von selbst mit der 
Ausdehnung der Verwaltung wachsenden Machtfülle des Bundesrates ein 
Gegengewicht anhängen, in dem sie diesen vom Volk, das eifersüchtiger als 
die nach Offiziers- und anderen Stellen lüsternen Parlamentarier über die 
Integrität und Popularität der staatlichen Einrichtungen wacht, abhängiger 
machen.>> 37 

Unter dem Titel <<Neues Herrentum und Schweizerfreiheit>> hieb das Tag
blatt in einem anderen Artikel drei Tage vor der Abstimmung dann ziemlich 
demagogisch in die gleiche Kerbe.38 Nachdem das Schweizervolk zweimal eine 
Aristokratie überwunden habe (den Adel im Mittelalter und die Aristokratie 
des Ancien regime), werde es eine dritte nicht aufkommen lassen: 

<<Und wiederum erhebet nun eine dritte Aristokratie ihr Haupt, ein neuer 
Adel, ein neues Herrentum, ein Ämter- und Beamtenadel: die Bureaukratie. 
Diese wollen wir nicht erst gross werden lassen, damit sie uns nicht so viel 
wie die beiden anderen zu schaffen mache.>> 39 

36 TT 9.10.1900: Hofmann am 8.10 in Märstetten. 
37 TT 13.10.1900. 
38 TT 1.11.1900 
39 a.a.O. 
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Hier sollte eindeutig die freisinnige Mehrheit in Bundesrat und Bundesver
sammlung getroffen werden. Trotz aller Demagogie erkannte der Verfasser die
ses Artikels die ganze Problematik des modernen Verwaltungsstaates, obwohl 
dieser damals noch in den Kinderschuhen steckte, erstaunlich gut. 

<<Im Apfel Teils, dem Sinnbild der Schweizerfreiheit, sitzt ein Wurm. Das ist 
umso gefährlicher, als der moderne Staat in hohem Grade ein Verwaltungs
staat ist und immer mehr werden wird. Sorgen wir rechtzeitig, dass die Frei
heit in den vielen Bureaux nicht verloren gehe. Das ist umso gefährlicher. als 
jede neue Zentralisation die Macht des Bundes vermehrt und jedes neue 
Bundesgesetz unsern kantonalen Regierungen, Kantonsräten und Bevölke
rungen ein Stück von ihren politischen Rechten wegnimmt. Schaffen wir 
dafür rechzeitig den notwendigen Ersatz durch die Vermehrung der Volks
rechte im Bunde! 
Machen wir die Bundesversammlung zur wahren Repräsentation, zur treuen 
Volksvergegenwärtigung durch die Abschaffung des Vorrechts einer künst
lichen Parlamentsmehrheit, durch die Rechtsgleichheit der Parteien! Wäh
len wir den Bundesrat durch das Volk, damit er eine Regierung sei, im Ver
trauen des ganzen Volkes wurzelnd, der Mehrheit wie der Minderheit, dem 
Volk verantwortlich, und stark durch solches Vertrauen auch gegen aus
sen! >> 40 

Die Angst und das Misstrauen vor der Macht und Anonymität der Bundes
verwaltung und Bundesgewalt im fernen Bern ist leicht zu erkennen. Die Ant
wort war aber nicht der bis in die heutigen Tage hinein bekannte Ruf nach mehr 
Föderalismus und weniger Zentralismus, sondern die Forderung auf Volkswahl 
des Bundesrates. 

In diesem Ausmass haben sich die Demokraten nie wieder für die Volkswahl 
des Bundesrates eingesetzt. Von der Forderung selbst sind sie aber bis zur Auf
lösung der Partei nicht abgegangen. Die Volkswahl aller Behörden blieb für sie 
immer die einzig demokratische Wahlart. 41 

3.2.2.3 Der Proporz 
In der Doppelinitiative ging es bekanntlich nicht nur um die Volkswahl des 

Bundesrates, sondern auch um die Einführung des Proportionalverfahrens für 
die Nationalratswahl. Die Demokraten haben beide Forderungen immer in 
einem sehr engen Zusammenhang gesehen. Dies springt beim Durchlesen all 
der zitierten Artikel zur Doppelinitiative, die im vorangehenden Kapitel immer 
unter dem Gesichtspunkt der Volkswahl des Bundesrates behandelt wurden, in 
die Augen. Wenn für die Demokraten die Volkswahl die einzig demokratische 
Wahlart für den Bundesrat war, so war eben der Proporz das einzig demokrati-

40 a.a.O. 
41 TI 19.12.1903; 30.5.1914 und 25.8.1921. 
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sehe Wahlverfahren für den Nationalrat. Die freisinnige Vorherrschaft konnte 
nur beendet werden, wenn ihre Vormachtstellung in Bundesrat und Nationalrat 
gebrochen wurde. Die Institutionen in Bund und Kantonen konnten nur in de
rnokratischen1 Sinne verändert werden, wenn man für sämtliche Volksrechte 
eintrat. Die Volksrechte als Ausdruck einer unteilbaren Volkssouveränität wa
ren für die Demokraten alle gleichwertig und wurden von ihnen mit denselben 
Argun1enten und Zielsetzungen vertreten. Eine blosse Wiederholung des bei 
der Behandlung der Volkswahl Dargelegten rechtfertigt sich nicht. Deshalb sei 
hier auf zwei Nebenaspekte der demokratischen Argumentation zum Proporz 
hingewiesen. Gemeint ist damit das Problem der Gerechtigkeit des damaligen 
Wahlsysten1s und der Regierbarkeit der Schweiz unter diesem Wahlsystem. 

Die Demokraten hielten den Majorz für ausgesprochen ungerecht. Bei aller 
Subjektivität dieses Urteils darf ihnen die Objektivität nicht ganz abgesprochen 
werden. Mit den1 Aufkommen der Parteien als Träger der politischen Willens
bildung und Macht war ein bestimmendes Element in die Politik gekommen, 
das bedeutend jünger war als der Bundesstaat, seine Institutionen und das diese 
bis anhin in seiner Zusammensetzung bestimmende Majorzwahlsystem. Dieses 
n1acht bekanntlich die Person zum Träger der politischen Macht und Vertreter 
einer geographisch bestimmten Bevölkerungsgruppe. Die Parteien hingegen 
vertraten und vertreten Gruppierungen, deren Entstehung mehr auf wirt
schaftliche, ideologische oder soziologische Ursachen zurückzuführen ist. Das 
Tagblatt meinte dazu, früher habe es einen <<einheitlichen Willen des Volkes>> 
gegeben. Deshalb sei das Parlament trotz Majorz ein Spiegel des Volkes ge,ve
sen. Heute seien hingegen die Sonderinteressen der einzelnen Gruppen so gross, 
dass diese nur noch von deren Vertrauensleuten wahrgenommen werden könn
ten. Unter dem Majorz werde nun aber die relativ stärkste Sonderinteressens
gruppe zur Mehrheit im Parlament. Nur durch den Proporz könne das Parla
ment wieder zum Spiegel des Volkes gemacht werden.42 

Während das in den USA und in Grossbritannien angewandte Majorzsy
stem (Einerwahlkreise) üblicherweise das Entstehen zweier grosser Parteien zur 
Folge hatte, die sich schon bei kleinen Verschiebungen der Wähleranteile an der 
Macht ablösten und ablösen, verhinderte das schweizerische Majorzsystem ge
rade diese Machtablösung. Sind nämlich in einem Wahlkreis mehrere Parla
mentssitze zu besetzen, so ist es für eine Minderheitspartei genauso schwer wie 
im englischen System gegen den Willen der Mehrheitspartei einen eigenen 
Kandidaten durchzubringen. Besonders nachteilig war nun dieses System für 
Minderheitsparteien, die in gewissen Teilen eines Wahlkreises Mehrheitspartei 
waren. Hätte eine solche Minderheitspartei in einem Einerwahlkreis einen Sitz 
erobert, so verlor sie unter dem schweizerischen System ihre Stimmen. Wäh
rend also das englische System wohl die kleinen Parteien benachteiligt, begün
stigt es dafür die Machtablösung der grossen Parteien. Das schweizerische Sy-
42 TI 6.11.1897. 
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stem hingegen benachteiligte auch grosse Minderheitsparteien und verhinderte 
praktisch den Sturz der Mehrheitspartei. Mag das englische System aus Grün
den der Mehrheitsbildung, die aber dort nach beiden Seiten spielen, akzeptabel 
und begründbar sein; das schweizerische System hingegen war (und ist) unge
recht und entsprach Aufgabe und Bedeutung schweizerischer Parlamente (Na
tionalrat, Grossrat) überhaupt nicht mehr.43 

Die Demokraten als Minderheitspartei, die dazu zusammen mit anderen 
Minderheitsparteien (SP, K-K) den Freisinnigen gegenüberstanden, was sie 
eher noch mehr benachteiligte, haben die Ungerechtigkeit des Majorz immer 
wieder hervorgehoben. 

<< ... jede Partei erhält die ihr gebührende Vertretung aus eigener Kraft und 
mit eigenen Stimmzetteln .... Der Proporz dient der Wahrheit, der Gerech-
tigkeit und dem Frieden ... Proporz heisst Gerechtigkeit!>> 44 

<<. .. , dass sie 45 sich als Totengräber des hohen Ideals der Wahlgerechtigkeit 
aufspielen.>> 46 

<<Der Proporz will etwas Höheres, Wahlgerechtigkeit. Letzteres ist für die 
Herren Forrer und Cie. ein leerer Wahn, weil sie mit Vorrechten aufräumt, an 
denen jene mit allen Fasern ihres Herzens hängen, weil sie von denselben 
unrechtmässig profitieren ... Der Proporz gibt jedem das Seine. Die Pro
porzgegner wollen aber mehr, sie wollen auch noch was ihnen nicht gehört, 
sie wollen sich das Recht vorbehalten, die Minderheit zu vergewaltigen. 
Freiwilliger Proporz, wenns ihnen passt, sonst alles <üs> ... Der Proporz 
schafft wahres Wahlrecht. Das Parlament soll ein getreues Spiegelbild des 
gesamten Schweizervolkes sein.>>47 

<<Der Proporz ist weder konservativ noch radikal, aber ist gerecht. Er gibt je
der einzelnen Stimme die gleiche Stimmkraft.>>48 

Soweit sich die Demokraten durch den Majorz benachteiligt glaubten, war 
ihr Urteil sicher subjektiv. Es ist aber kaum zu bestreiten, dass der schweizeri
sche Majorz nicht nur die Mehrheitspartei bevorzugte, sondern ebenso sehr de
ren Ablösung als Regierungspartei praktisch verhinderte. Verdankt eine Partei 
ihre Mehrheit und die Erhaltung dieser Mehrheit nur noch einem bestimmten 
Wahlsystem, so wird dieses Wahlsystem selbst zur Ungerechtigkeit. So gesehen 
war das Urteil der Demokraten und aller anderen Majorzgegner objektiv. 

Ein weiteres Argument, das die Demokraten immer wieder zugunsten des 
Proporzes vorbrachten, war die Frage, ob die Schweiz unter einer vom Majorz 

43 Siehe dazu unten, Erläuterungen zu den Zitaten 44-48. 
44 TI 30.10.1900. 
45 Gemeint sind die freisinnigen. 
46 TI 14.1.1909. 
47 TI 8.3.1909. 
48 TI 18.10.1910. 
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getragenen Legislative und Exekutive überhaupt noch regierbar sei. Um auf 
dieses Argument eingehen zu können, muss man sich kurz Aufgaben und Be
deutung schweizerischer Parlamente (Nationalrat, Ständerat, Grossrat) vor 
Augen halten. Die Aufgabe unserer Parlamente beschränkte sich in Wirklich
keit auf Beratung von Gesetzen. Dabei muss die Betonung auf Beratung gelegt 
werden. Ausgearbeitet werden sie in der Regel ja von der Exekutive. Je nach Art 
der Vorlage kann oder muss dann das Volk die Entscheidung fällen. Der Ge
setzgebungsprozess ist also geteilt und der entscheidende Akt dieses Prozesses 
ist dem Parlament entzogen. In dieser Zweiteilung des Gesetzgebungsprozesses 
haben die Demokraten mit ihrer Argumentation für den Proporz eingehängt. 
Nationalrat Curti meinte dazu in seinem bereits zitierten Vortrag, den Minder
heitsparteien sei es auf Grund ihrer numerischen Stärke in den Parlamenten, 
die in keiner Weise ihrem Rückhalt im Volke entspreche, unmöglich auf die Ge
setzgebung Einfluss zu nehmen. Ihre Opposition gegen ein Gesetz, die sich viel
leicht nur gegen einzelne Teile oder gewisse Punkte richte, könne im Parlament 
nicht <<aktiv>> werden. Ihre Rolle beschränke sich dann auf Opposition in den 
Volksabstimmungen. So werde aus der Oppositionspolitik der Minderheits
parteien gezwungenermassen eine reine Obstruktionspolitik.49 Da die Freisin
nigen damals nicht mehr auf die absolute Mehrheit der Stimmbürger zählen 
konnten, war es den Minderheitsparteien durchaus möglich mit dieser Waffe zu 
drohen. Sicher nicht ganz zu Unrecht hatte das Tagblatt bereits 1891 die Wahl 
Zen1ps zum Bundesrat in diesem Sinne interpretiert.so Es schrieb damals, diese 
Wahl sei kaum mehr zu umgehen gewesen und man könne nur hoffen, dass die 
Konservativen bereit seien, ihre <<prinzipielle Obstruktionspolitik>> aufzugeben. 

Auf kantonaler Ebene haben es die Demokraten ausgezeichnet verstanden, 
diese Obstruktionspolitik als Droh- und Druckmittel in der politischen Propa
ganda einzusetzen. Im Kampf um die Einführung des Proporz auf kantonaler 
Ebene (1919) und als von freisinniger Seite her in den zwanziger Jahren zweimal 
versucht wurde, den Proporz wieder abzuschaffen (1925/ 1927), haben sie zu
sammen mit den Sozialdemokraten und den Konservativen sehr geschickt mit 
dieser Drohung gearbeite1.s1 

Fassen wir zusammen: Der Proporz war für die Demokraten ein Volksrecht. 
Nach ihrer Ansicht war er das einzige demokratische und gerechte Wahlverfah
ren, weil nur er jeden einzelnen Stimmbürger gleich behandelt und jeder Partei 
den ihr zukommenden Teil an der Macht gewährleisten kann. Gleichermassen 
entsprach nur er den Anforderungen der Zeit und der Bedeutung unserer Par
la1nente. Nur eine vom Proporz getragene Legislative und eine aus direkten 

49 TI IO./ l l.2.1899. 
SO TI 19.12.1891. 
SI TI 1.2.1919; 2.7.1924; 27.8.1924; l.9.192S; 31.1.1927; 9.2.1927 und 14.3.1927. Dieses Mittel konnten 

die Demokraten natürlich nur auf kantonaler Ebene einsetzen. Auf eidg. Ebene waren sie für sol
che Manöver zu schwach. 
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Volkswahlen hervorgegangene Exekutive waren nach ihrer Überzeugung in der 
Lage, die Schweiz zu führen und zu regieren. 

3.2.3 Zentralismus oder Föderalismus 
Kein Staat und erst recht nicht ein Bundesstaat kann der Diskussion aus

weichen, wie er Macht und Aufgaben zwischen der Zentrale und den nachge
ordneten staatlichen Verbänden verteilen will. Für den Bundesstaat hat diese 
Frage existentielle Bedeutung. Wohl hat sich einerseits jeder Bundesstaat ein
mal grundsätzlich für eine föderalistische Struktur entschieden und damit den 
Einzelstaaten ein gewisses Mass an eigener Souveränität zugesprochen. Ande
rerseits muss dieser Entscheid für jede neue Aufgabe, die an den Staat heran
tritt, wieder gefällt werden. Dazu verändern sich laufend viele der Umstände, 
die zu einer bestimmten Aufgaben- und Gewaltenteilung zwischen Bund und 
Einzelstaaten geführt haben. Diese Grundsatzdiskussion muss also im födera
listischen Staat immer offen bleiben. Für die Demokraten war dies keines der 
dringendsten Probleme. Sie haben aber, wie bereits oben gezeigt wurde,52 dieses 
Problem durchaus erkannt. Gesucht haben sie die Diskussion eigentlich nie. 
Bot sich aber die Gelegenheit dazu, so sind sie ihr auch nicht ausgewichen. 

Ausgehend von den Parteiprogrammen und den Ideen, die in den vorange
gangenen Kapiteln behandelt wurden, kann folgende Tendenz festgestellt wer
den: Generell wollten die Demokraten wichtige Forderungen auf Bundesebene 
verwirklichen. Wie bei der Behandlung der Volkswahl des Bundesrates und des 
Proporzes gezeigt wurde, waren sie sich der Konsequenzen bewusst. Dies 
musste (und muss noch heute) gezwungenermassen zu einer gewissen Zentrali
sierung führen; d.h. zu einem Abbau kantonaler zugunsten bundesstaatlicher 
Kompetenzen. Dies haben sie bewusst in Kauf genommen, denn sie waren nie 

. Freunde eines zu weit gehenden Föderalismus. Als das <<Zündhölzchenmono-
poh>53 am Standesmehr scheiterte, meinte das Tagblatt dazu: 

<<So wäre doch wenigstens die Volksmehrheit dagewesen, wenn auch nicht 
die Ständemehrheit, die man einmal in die Rumpelkammer werfen sollte.>> 54 

Ähnliche Überlegungen veranlassten das Tagblatt nach der Volkszählung 
von 1910 zur Bürgerrechtsfrage Stellung zu nehmen. Der relativ hohe Auslän
deranteil an der Bevölkerung (15%) löste schon damals einige Unruhe aus. Das 
Tagblatt hielt eine vereinfachte, obligatorische, geschenkte oder aufgezwunge
ne Einbürgerung durch die Gemeinden für verfehlt. Das Problem sei nur durch 

52 Siehe oben Ann1. 40 und dazugehöriges Zitat im Text. 
53 <<Zündhölzchenmonopoh>: Initiativbegehren zwecks Revision BV 31 und Aufnahme eines Arti

kels 34ter. Die Initiative wurde in der Volksabstimmung von 29.9.1895 verworfen. Siehe BB I 1891 
V 413; 1895 II 647; III 653, 656; IV I. 

54 TI 3.10.1895 und TI 25.6.1892. Zu diesem Problem sagte Curti in einer Rede: <<Was den Födera
lismus betrifft. so haben wir Demokraten immer zu den Zentralisten gehört>>. 
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ein <<allgemeines, gleiches Schweizer Bürgerrecht zu lösen.>> 55 Die Vereinheitli
chung der Rechtspflege wurde von den Demokraten immer auch als eine Hin
wendung zu mehr Zentralismus verstanden und begrüsst. So schrieb das Tag
blatt zur Strafrechtsvereinheitlichung, ein eidgenössisches Strafgesetz diene 
nicht nur dem Fortschritt, der Vereinheitlichung und der Modernisierung der 
Strafrechtspflege, sondern auch der Zentralisation.56 Selbst die Einführung 
einer eidgenössischen Verwaltungs- und Disziplinargerichtsbarkeit wurde un
ter diesem Aspekt betrachtet. 57 

Die Thurgauer Demokraten waren also keine grossen Verfechter des Föde
ralismus. Einen Einheitsstaat nach französischem Muster erstrebten sie sicher 
nicht. Am schweizerischen Föderalismus wollten sie aber einige deutliche Ab
striche vornehmen. 

3. 3 Wirtschafts- und Sozialwesen 

Einleitung: 
Wahrscheinlich sind in keinem anderen Bereich der Politik in den letzten 

hundert bis hundertfünfzig Jahren grössere Veränderungen oder Fortschritte zu 
beobachten als in der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Während im vorigen 
Jahrhundert die Gründerväter des <<liberalen>> Staates überall darauf abzielten, 
Staat und Wirtschaft sorgfältig voneinander zu trennen, wobei in erster Linie 
dem Staat jede Einflussnahme auf die Wirtschaft entzogen werden sollte und 
nicht umkehrt, prägen heute wirtschafts- und sozialpolitische Probleme weit
gehend unsere Politik. Man erinnere sich hier nur etwa an den ständig wach
senden Anteil der Sozialausgaben am gesamten Bundesbudget. Der Wahrheit 
halber muss aber festgehalten werden, dass die Schweiz nie ein liberaler Staat 
im extremsten Sinne war. So hatte bereits der Zweckartikel der Bundesverfas
sung1 dem Bund eine Aufgabe gegeben, die in Wirklichkeit in den Bereich der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik gehört. Trotzdem hätte sich damals wahrschein
lich niemand vorstellen können, dass AHV /IV /EO, SUVA und Arbeitslosen
versicherung oder Konjunktur- und Währungspolitik einmal zu den wichtig
sten Aufgaben unseres Staates werden könnten. 

Einerseits erlaubte und förderte dieser liberale Staat den industriellen und 
wirtschaftlichen Aufschwung in einem bis anhin unbekannten Ausmass. An
dererseits zeigte es sich bald einmal, dass er nicht nur unfähig war, die anliegen
den Sozialprobleme zu lösen, sondern diese zu einem beachtlichen Teil sogar 

55 TI 15.4.1912. 
56 TI 18.8.1927. 
57 TI 16./ 19.10.1914. Bericht vom Parteitag der Thurgauer Demokraten vom 18.10. Die eidg. Ver

waltungs- und Disziplinargerichtsbarkeit (Revision BV 103 und Aufnahme von Artikel 114 bis) 
wurde am 25.10.1914 angenommen. Siehe dazu: BBl 1914 III 627, 779, 731; IV 668. 
BV 2. 
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selber verursachte. Während z.B. in der vorindustriellen Zeit der alternde 
Mensch schrittweise aus dem Produktionsprozess in Landwirtschaft und 
Handwerk ( dort arbeiteten die meisten Menschen) austrat und von der Familie 
relativ leicht versorgt werden konnte, war und ist der grosse Teil der Bevölke
rung des Industriezeitalters dazu nicht in der Lage. Vor allem die Wohnverhält
nisse und das Einkommen der Arbeiterschaft erlaubten dies nicht mehr. 

Nicht von ungefähr wurde dann in Deutschland und nicht in England die 
erste gezielte staatliche Sozialpolitik betrieben (wenn man einmal von Einzel
fällen wie dem Fabrikgesetz im Kanton Glarus absieht). Für Bismarck, als kon
servativ-paternalistischen Politiker, war eben Sozialpolitik, die ja immer einen 
Eingriff des Staates in die Wirtschaft verlangt, keine Erbsünde. So kamen auch 
in vielen anderen Staaten die ersten Anstösse zur Sozialpolitik meistens aus 
nichtliberalen oder nur bedingt liberalen Kreisen; d. h. aus konservativen, 
christlichen, linksbürgerlichen, sozialistischen usw. 

Auch die Demokraten hatten schon früh gesehen, dass der Liberalismus und 
der liberale Staat in Erscheinungsbild und Grundkonzeption seine Schwach
stellen hatte und zeigte. Mit den wirtschafts- und sozialpolitischen Postulaten 
in den Parteiprogrammen betrieben sie im allgemeinen Symptombekämpfung, 
während dann mit den Forderungen nach der Einführung von Staatsmonopo
len schon eher Grundsätzliches in Frage gestellt wurde. Die Ursachen für die 
Fehlentwicklungen und Probleme des liberalen Staates und des Liberalismus 
wurden im besonderen Verhältnis dieses Staates zu seiner Wirtschaft gesucht. 
Einerseits hatte die Trennung von Staat und Wirtschaft und die Freiheit des 
Einzelnen im Bereiche der Wirtschaft den industriellen und wirtschaftlichen 
Aufschwung gefördert; andererseits hatten gerade dieses Abseitsstehen des 
Staates und die Freiheit ( des Unternehmers) den wirtschaftlich Schwachen dem 
Schutz des Staates entzogen. Dies war eindeutig die Kehrseite des Systems. Ge
rade in dieser Problematik haben die Demokraten mit ihrer Analyse und Kritik 
am Wirtschaftssystem jener Zeit eingehängt und daraus ihre wirtschafts- und 
sozialpolitischen Ideen entwickelt und begründet. 

<<Die Freiheitsidee, welche unseren Schweizerbund bis auf die Gegenwart 
beseelte und zusammenhielt, darf nicht zu einem Freibrief für Zügellosigkeit 
und Zuchtlosigkeit werden, weder auf wirtschaftlichem noch auf politi
schem oder auf persönlichem Gebiete. Gerade die Demokraten haben schon 
frühzeitig, zum Teil zusammen mit den Sozialisten, den Christlich-Sozialen, 
den Sozial- und Religiösgesinnten im Volke mit Bedauern die Verheerungen 
konstatiert, welche durch die Betätigung der Idee der schrankenlosen Frei
heit beim Einzelnen in der Gesellschaft und im Staate angerichtet wurden. 
Auf wirtschaftlichem Gebiete hat das laisser faire, laisser aller (gehenlassen), 
der Manchesterfreisinn zur rücksichtlosen Ausbeutung grösserer Massen 
des Volkes auf der einen Seite und zur Ansammlung bedeutender Kapitalien 
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in den Händen weniger auf der anderen Seite geführt. Das war der eine 
Grund, weshalb die Demokraten sich von den Freisinnigen loslösten, um 
hier im Gegensatz zum einflussreichen Fabrikantenfreisinn dem Miss
brauch des Freiheitsprinzips auf wirtschaftlichem Gebiete entgegenzutreten 
und um das Recht des Staates zu kämpfen, zum Schutze der Schwachen ein
zugreifen. Diese urchig demokratische Gesinnung legte den Grundstein zu 
der sozialpolitischen Bewegung und Gesetzgebung des letzten halben Jahr
hunderts und der Gegenwart. Auf politischem Gebiete ist der schrankenlo
sen Freiheit Einzelner und einer privilegierten Schicht in der Leitung des 
Staates durch den Ausbau des Volksstaates und die Sicherung der Volks
rechte entgegengewirkt worden. 
Nicht nur wird durch die politische Demokratie die politische Macht privi
legierten Ständen und Kreisen entrissen und in die Hände des Volkes gelegt, 
sondern ihr Erfolg sichert auch die beste Grundlage für die Schaffung und 
den Ausbau der wirtschaftlichen und sozialen Demokratie. Durch die Erhe
bung des Volkswillens zum entscheidenden Faktor wird die beste Garantie 
dafür geschaffen, dass eine 1nöglichst grosse Zahl der Volksgenossen nach 
Möglichkeit unter glücklichen Verhältnissen lebt. Dass eine derartige 
Staatsordnung, welche auf einen Mittelstand hinarbeitet, nicht ohne erheb
liche Beschneidungen und Freiheitsbeschränkungen für den Einzelnen und 
von Gruppen abgeht und dass vor allem der Gewissenlose, Rücksichtslose 
oder Gewalttätige in seine Schranken zurückgewiesen werden muss, ist ge
geben. Nur nebenbei sei bemerkt, dass auch auf dem Gebiete der persönli
chen Lebensführung der Grundsatz der unbedingten Freiheit Bankerott ge
macht hat und auch die moderne Pädagogik demselben nicht huldigen kann. 
Das wahre Volksinteresse verlangt nicht schrankenlose Freiheit, sondern 
politische, wirtschaftliche und soziale Demokratie.>>2 

Wie wir in diesem Artikel sehen, lehnten die Demokraten die uneinge
schränkte Freiheit des Einzelnen im Wirtschaftsleben ab. Das Wohl der Be
nachteiligten bedeutete ihnen mehr. Selbst in den übrigen Bereichen waren sie 
gegen einen weiten Freiheitsraum und zuviel Individualismus. Nur so konnte 
nach ihrer Meinung der Volkswille durch die Ausübung der Volksrechte zum 
Tragen kommen und der demokratische Staat geschaffen werden. Beide sind 
dann <<die beste Grundlage für die Schaffung und den Ausbau der wirtschaftli
chen und sozialen Demokratie.>> 3 Der letzte Satz dieses Artikels - <<Das wahre 
Volksinteresse verlangt nicht schrankenlose Freiheit, sondern politische, wirt
schaftliche und soziale Demokratie>> - drückt irgendwie in kürzester Form 
sämtliche Ideen und Forderungen der Demokraten aus. Über diese <<politische>> 
Demokratie, d. h. ihre Idealvorstellungen vom Staat, haben wir bereits gespro-

2 IT 25./27.7.1922. 
3 a.a.O. 
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chen. Offen und zu behandeln ist jetzt noch die Frage, wie sie diesen Staat in 
wirtschaftlicher und sozialer Beziehung ausgestalten wollten. 

Was hiess nun für die Thurgauer Demokraten Wirtschafts- und Sozialpolitik 
überhaupt? Welche Bedeutung massen sie ihr bei und welches Ziel gaben sie 
ihr? Wenn man die Parteiprogramme durchliest, kann man auf die eine oder 
andere Frage eine Antwort bekommen. Es ist klar, dass die Forderungen nach 
der Einführung einer AHV oder des Zündhölzchenmonopols Antworten auf 
ganz bestimmte Missstände waren. Aber hinter der Gesamtheit dieser Forde
rungen müssen noch mehr und tiefere Ideen und Gedanken gestanden haben. 
Am einfachsten und besten lassen wir dazu einmal das Tagblatt zu Wort kom
men: 

<<Bei allen Völkern, unter allen Rassen die gleiche Jagd nach dem Glücke. 
Mutig ringen die unteren Schichten der Bevölkerung um ihr Daseinsrecht; es 
lebt und arbeitet in ihnen mächtiger denn anderswo der Erhaltungstrieb und 
ist das Leben noch so kärglich, noch so elend, mit Aufbietung der ganzen 
Kraft wird es geschützt, denn es ist eben heilig. Die Gedrückten vereinigen 
sich unter einer eigenen Fahne und vorwärts gehts in den heiligen Kampf 
wider der Menschheit Geissel, wider den goldenen Fluch, wider Gewalt
herrschaft und Ausbeutung. 
Die Freunde der Sozialreform der verschiedensten Parteien reichen sich die 
Hand, um bessere menschenwürdigere Zustände zu schaffen. Vergeblich ist 
das Bemühen der finsteren Mächte, der sozialen Bewegung Stillstand zu ge
bieten, denn mit der Wucht eines Elementarereignisses bricht sie sich Bahn. 
Der erfinderische Menschengeist hat Mittel gefunden, die das irdische Le
ben vielfach verschönern, sorgloser und lieblicher gestalten und alle sollen 
teilhaftig werden der Bequemlichkeit des modernen Lebens. Es wächst hier 
nieden Brot genug für alle Menschenkinder. Wie arm wäre die Welt, wenn 
jeder bloss für sich sorgen würde, wie leer, wie öde ginge dann der Mensch 
durchs Leben! Nein, edlere Ziele, höhere Ideale schwellen des Menschen 
Brust. Nicht was dem Einzelnen nützt, sondern was dem ganzen Volk 
frommt, das sei unser Ziel. Die Selbstsucht muss besiegt werden, damit Ge
meinsinn erblühe. Der Glaube an den Sieg der Wahrheit und Gerechtigkeit, 
an eine bessere Zukunft ist der Kompass, der unserm Lebensschifflein den 
Weg weist. 

Auch das neue Jahr soll uns wieder im Kampf um die gute Sache der ge
drückten Volksklassen auf dem Posten finden. Wir zählen weiterhin auf die 
getreue Mitarbeit unserer Freunde, deren Zahl sich erfreulicherweise täglich 
mehrt. Vereint sind auch die Schwachen mächtig. So mancher steht noch ab
seits, vereinzelt, der in der grossen demokratischen Fortschrittsarmee einen 
Platz als einfacher Soldat einnehmen sollte. Möchte doch das neue Jahr un-
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ser Volk wieder einen kräftigen Schritt vorwärts führen und Institutionen ins 
Lehen treten sehen, die den1 Volk zum Segen gereichen.>> 4 

<<Und doch gibt's für die Den1okratie kein anderes Ziel, keinen anderen Weg 
zur Erfüllung ihrer hohen Aufgabe, ein Hort der Schwachen und Gedrück
ten zu sein, als dass über die trennenden Schranken der Partei, der Konfes
sion und der Sprache hinweg alle, die guten Willens sind, 1nitarbeiten an1 
grossen Werke des sozialen Fortschritts. In der Demokratie müssen alle 
Volksschichten Opfer bringen können für die allgemeine Wohlfahrt.>> 5 

<< ... Aufgabe der demokratischen Partei, auf einen Ausgleich in der Sozial
politik hinzuarbeiten, die Gegensätze unter den Wirtschaftsgruppen nach 
Möglichkeit ausgleichen zu helfen, statt zu verschärfen.>> 6 

<<Wir glauben als Idealisten an eine wahrhaft menschenwürdige Gestaltung 
des Gemeinschaftslebens auf der ganzen Erde und allen Gebieten desselben, 
also an die Lösung vor allem der sozialen Frage.>> 7 

Wie bereits im ersten zitierten Artikel8 zu lesen ist, wollten die Demokraten 
die gesan1te Gesellschaft in den Mittelstand hineinführen. Zwischen den Zeilen 
ist dieses Ziel auch in den folgenden Zitaten zu finden. Dabei ging es ihnen 
kaun1 un1 eine Mittelstandspolitik im üblichen Sinn. Selbstverständlich kam 
auch der Wunsch zur Stärkung des bereits bestehenden Mittelstandes zum 
Ausdruck. Hauptsächlich sollte aber die wirtschaftliche Lage der unteren 
Volksschichten verbessert und die der Oberschicht <<verschlechtert>> werden. Ihr 
Ziel war also eine Art <<Mittelstands-Gesellschaft>>. Der Weg zu diesem Ziel 
führte über die Lösung der sozialen Frage. Auch hier sollten die Volksrechte das 
Werkzeug zur Durchsetzung dieser Ideen sein. 

Dieser Ausgleich der wirtschaftlichen und sozialen Gegensätze war nach der 
Meinung der Demokraten und ihrer Zeitung für jede Gesellschaft von lebens
wichtiger Bedeutung. Denn eine Gesellschaft, die nicht auf dieses Ziel zusteu
ert, hat keine Zukunft und wird einem diktatorischen Regime linker oder rech
ter Observanz verfallen. 9 

Wirtschafts- und Sozialpolitik dient also nicht nur dem wirtschaftlichen und 
sozialen Ausgleich, sondern auch der Vorbeugung unerwünschter politischer 
Entwicklungen. 

Wie beurteilten nun die Demokraten das damalige Wirtschaftssystem der 
Schweiz und die sozialen und wirtschaftlichen Zustände in unserem Land? De
tails sollen hier noch nicht besprochen werden. Deshalb genügen einige einfüh
rende Bemerkungen. Eine differenzierte Betrachtung soll später vorgenommen 

4 TT 1.1.1899. 
5 TT 1.1.1903. 
6 TT 2.1.1912. 
7 TT 13.11.1916. 
8 Siehe oben Anm. 2. 
9 a.a.O. 
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werden. Ganz allgemein können wir aber festhalten, dass die Antwort desto ne
gativer ausfällt. je mehr wir zeitlich zurückgehen. Es ist also auch hier eine ge
wisse Links-Rechts-Verschiebung festzustellen. Falsch wäre es aber zu sagen, in 
den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts seien die De111okraten <,Sozialisten>> 
und in den 20er Jahren dieses Jahrhunderts <<Liberale,> gewesen. 

In den 90er Jahren war aber ihre Opposition auf dieser Ebene der Politik 
schärfer und eindeutiger. 

<<Der Giftbaun1 der Börse hat zahlreiche Opfer gefordert. In Winterthur 
fing's an, in Uster und Basel war Fortsetzung, wo der Schluss sein wird, wis
sen die Götter. Man ruft nach staatlichen Massregeln gegen das Börsenun
wesen. Das Einfachste wäre. der Staat verböte das Börsenspiel überhaupt. 
Das ist in1 heutigen Staat allerdings ein Ding der U n111öglichkeit. aber irgend 
etwas sollte geschehen, um den1 Börsenschwindel ein Ende zu n1achen. 
Der Tanz um das goldene Kalb hat grauenerregende Din1ensionen ange
nommen; Tausende wollen ernten, wo sie nicht gesät, Tausende wollen reich 
werden nicht durch redliche Arbeit, sondern durch mühelose Spekulation. 
Ein Jagen und Hasten nach materiellem Genuss ist nicht bloss die Signatur 
des abgelaufenen Jahres, sondern unserer Zeit überhaupt. Mit Gesetzespa
ragraphen gegen das Börsenunwesen ist daher nicht zuviel gewonnen, wenn 
nicht die Gesellschaft selbst zur Einsicht kommt, dass das Übel an der Wur
zel ausgerottet werden sollte.>> 10 

<<Dann aber ist der Hauptgrund der Abneigung- ist Hr. Curti antikapitali
stisch, während die Mehrheit unserer Rathsn1itglieder dem Kapitalismus 
wohl will. Das letztere ist sehr erklärlich. Denn die meisten National- und 
Ständeräthe sind Kapitalisten, entweder einfache Geldkapitalisten, die be
haglich die Zinsen einstreichen, welche ihr Geld ihnen ohne jegliche Mühe 
und Arbeit bringt, oder Unternehmer, aktive oder passive, die um ihren Un
ternehmergewinn besorgt sind; besorgter natürlich, als um das Wohl ihrer 
Arbeiter. Noch andere Rathsmitglieder sind zwar weder das eine noch das 
andere, wenigstens nicht in hervorragendem Masse, aber ihr durch unsere 
Gesellschaftsordnung bedingtes reichliches Einkommen macht sie zu na
türlichen Allierten der Kapitalisten. Endlich gibt es wohl auch solche, die in 
durchaus uneigennütziger Weise des Glaubens sind, die uneingeschränkte 
Konkurrenz, die eigentliche Lebensluft des Kapitalismus, sei immer noch 
das beste, ordnende und regulierende Prinzip des Wirtschaftslebens. Sie 
vermögen sich vom Banne des Manchesterthums nicht loszureissen, stecken 
sie doch seit ihren Jugendjahren darin und ist es doch für Ältere so schwer, 
lang gehegte Anschauungen aufzugeben und mit der Zeit fortzuschreiten . 
... Wir wiederholen: die grosse Mehrheit der Mitglieder unserer obersten ge
setzgebenden Behörden ist dem Kapitalismus durchaus nicht abgeneigt. 

10 TT 29.12.1891. 
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Daher ihre natürliche Abneigung gegen das kleine Häuflein der Demokra
ten, der Träger der modernen Anschauung, wonach der wilde Konkurrenz
kampf durch gesetzgeberische Erlasse eingedämmt und die Arbeit geschützt 
werden tnuss. Daher ihre offene oder versteckte, grössere oder geringere 
Abneigung gegen die Sozialpolitik und deren einflussreichste Repräsentan
ten. Der Arbeitsschutz schmälert die Dividenden, tastet <wohlerworbene 
Privatrechte> an und macht die Geschützten <begehrlich>; die Staatsmono
pole verengen das Feld der Spekulation; die genauen statistischen Erhebun
gen (Enqueten) bringen Dinge ans Tageslicht, welche den Kapitalismus dis
kreditieren. Alles das ist unbequem und, wenn möglich zu vermeiden. Über
haupt wäre es nach dem kapitalistischen Katechismus am besten, wenn sich 
die Massen gar nicht oder möglichst wenig um ihre Klasseninteressen und 
um ökonomische Fragen bekümmerten. Anstatt ihr zeitliches, sollten sie lie
ber ihr ewiges Heil bedenken!>> 11 

Man merkt hier sofort, dass in dieser frühen Zeit sozialistisches Gedanken
gut nicht ganz spurlos an den Demokraten vorbeigegangen war. Für viele libe
rale oder freisinnige Ohren tönten diese demokratischen Stimmen damals 
wahrscheinlich ziemlich suspekt. Dabei ging es den Demokraten - soviel lässt 
sich wohl diesem Artikel entnehmen - kaum um die Abschaffung des <<kapita
listischen>> Systems an sich. Einige dieser Forderungen und Ideen, die uns heute 
vielleicht selbstverständlich erscheinen, rüttelten für das Verständnis der da
maligen Zeit wohl doch bereits am Fundament. Im Laufe der Zeit <<milderte>> 
sich die Einstellung der Demokraten zu diesen Problemen etwas. Man sollte 
diese Entwicklung aber auf keinen Fall mit dem <<Zorn der Jugend>> oder ähnli
chen Argumenten begründen, denn im Prinzip blieben sie ihren ursprünglichen 
Ideen immer treu. So hielt etwa Vögelin 1907 in Weinfelden zum 1. Mai ein Re
ferat, in dem er an Hand des <<wissenschaftlichen Sozialismus>> Ursachen und 
Ziele der sozialen Kämpfe darlegte und darauf hinwies, <<dass es Pflicht des 
Staates werde, die Privatmonopole zu verunmöglichen und an sich zu reissen.>> 12 

Was Vögelin im einzelnen unter <<wissenschaftlichem Sozialismus>> verstand, 
bleibe dahingestellt; aufschlussreich ist dieses Referat trotzdem. Noch 1929 
schrieb das Tagblatt über die freisinnige Partei, diese sei immer noch die Partei 
des <<Grosskapitals>> und <<Manchesterliberalismus>>, sei sozial wenig bis gar 
nicht aufgeschlossen und halte den Staat für ein notwendiges Übel und sei 
trotzdem die dominierende Kraft in der schweizerischen Politik geblieben. 13 

Der Rahmen der Ideen der Demokraten zur Wirtschafts- und Sozialpolitik 
ist in dieser Einführung grob abgesteckt worden. In den folgenden Kapiteln soll 
nun versucht werden, auf einige Aspekte besonders einzugehen. Das Schwerge
wicht liegt dabei bei folgenden Bereichen: 
11 TI 25./26.6.1892. 
12 TI 2.5.1907. 
13 TI 28.3.1929. 
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- <<Soziale Frage)): 
Was verstanden die Demokraten unter dem i1nn1er wieder verwendeten Be
griff <<soziale Frage>>? Wie beurteilten sie ganz allgen1ein die sozialen Zu
stände ihrer Zeit? Wo setzte ihre Kritik ein? Wo glaubten sie die Gründe und 
Ursachen der sozialen Missstände entdeckt zu haben? 

- << Wirtschafts- und sozialpolitische Ideen)>: 
Mit welchen Massnahn1en wollten sie diese Missstände bekämpfen und be
heben? 

- << Wirtschafts- und sozialpolitische Aktivitäten>>? 
Abgehend von der Konzeption dieser Arbeit soll hier versucht werden, eini
ge der wichtigsten Aktionen der Demokraten auf dem Gebiete der Wirt
schafts- und Sozialpolitik herauszugreifen. 

- <<Kapitalismus>> 
Hier soll ganz speziell der Frage nach dem grundsätzlichen Verhältnis der 
Demokraten zum <<kapitalistischen>> Wirtschaftssystem nachgegangen wer
den. 

- <<Marxistisch-sozialistische und genossenschaftliche Modelle>> 
Diese Betrachtung ist als Gegenstück zum vorangehenden Kapitel zu ver
stehen. 

3.3.1 Die Demokraten und die soziale Frage 
In verschiedenen Zusammenhängen sind wir bis jetzt immer wieder Ausein

andersetzungen der Demokraten mit der sozialen Frage begegnet. Wir haben 
gesehen, dass sie die Entstehung vieler Probleme, mit denen sie sich beschäftig
ten, auf wirtschaftliche und soziale Missstände zurückführten. In ihren Pro
grammen nahmen wirtschafts- und sozialpolitische Postulate immer einen sehr 
breiten Raum ein. Wenn wir, ohne weiter darauf einzugehen, unter <<sozialer 
Frage>> einmal die Summe aller wirtschaftlichen und sozialen Probleme verste
hen, so sehen wir, dass diese <<soziale Frage>> und die Auseinandersetzung mit 
ihr für die Demokraten von grösster Bedeutung war. Vögelin hielt diese in sei
nem Antrittsartikel als Redaktor am Thurgauer Tagblatt sogar für das wichtig
ste Problem seiner Zeit: 

<<Weitaus die wichtigste Frage, die die heutige Welt in Atem hält, ist die so
ziale. Zu dieser Frage Stellung zu nehmen, ist die erste Pflicht eines Redak
tors. Sind auch die Zustände in der Schweiz und speziell im Kanton Thur
gau, der doch vorwiegend ein ackerbautreibender ist, glücklicherweise noch 
nicht so schlimm wie in anderen Ländern, z.B. in England, wo der Mittel
stand fast gänzlich verschwunden ist, und Reiche und Arme einander als er
bitterte Gegner gegenüberstehen, so weiss doch jeder Einsichtige, dass auch 
bei uns noch mehr getan werden kann und soll für die materielle und geistige 
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Hebung des Volkes ... Darum sei unsere Losung: Vorwärts auf allen Gebie
ten des Lebens. denn rasten heisst rosten. und Stillstand ist Rückschritt.>> 14 

Wie bereits gesagt. kann unter dem Begriff <<soziale Frage>> die Summe aller 
Missstände verstanden werden. Dieser vorläufigen Definition hätten die De
mokraten sicher auch zugestimmt. Darüber hinaus bedeutete diese für sie aber 
noch mehr. Die Missstände waren für sie nur das äussere Erscheinungsbild die
ses Proble1ns. Dazu schrieb das Tagblatt in einem Artikel zur sozialen Frage: 

<< Es herrscht allgemein die Ansicht, die soziale Frage, welche noch von kei
ner Zeitepoche, durch keine Staatsaktion und durch keine Revolution end
gültig gelöst worden ist, habe erst in unserem Jahrhundert praktische Gestalt 
und Form angenommen. Das ist aber ein grosser Irrthum und es bewährt 
sich auch hier wieder das Wort aus dem Munde des Rabbi Ben Akiba: Alles 
schon dagewesen. 
Die ungleiche Vertheilung der Glücksgüter hat zu allen Zeiten auf Seiten der 
Minderbegünstigten Unzufriedenheit, Neid und Missgunst erregt. Der Zu
stand der Ungleichheit in der wirthschaftlichen Lage ist eine unabweisbare 
Folge der Ungleichheit der menschlichen Kraft und der ökonomischen Mit
tel im Kampf um's Dasein; der Stärkere wird Herr und gründet sich auf dem 
Nacken des Unterlegenen und auf Kosten desselben eine bessere Existenz. 
Die Reichen des Alterthums mit ihren Sklaven, die Feudalherren des Mit
telalters mit ihren Hörigen und Leibeigenen, die Unternehmer der Gegen
wart mit ihren Arbeitern- überall zeigen sich die nämlichen Erscheinungen: 
die eine Gesellschaftsklasse steht vollständig im Dienste der anderen. In 
diesem Verhältnis ist nun aber allerdings nicht von selbst verstanden, dass 
die eine Klasse die andere ausbeuten, aussaugen und nur geniessen soll, 
während die andere entbehrt; aber die thatsächliche Unabhängigkeit führt 
leicht zu einem solchen Zustande. Jahrhunderte lang beugt sich der Unter
drückte unter das Joch, bis endlich die Zeit kommt, wo das Rechstsbe
wusstsein in den Massen mit Macht erwacht und sie fordernd nach den 
Menschenrechten rufen. Werden sie nicht gutwillig gewährt, so suchen die 
Verzweifelten in erbittertem Klassenkampf dieselben zu erobern. 
Das ist die soziale Frage. Im elften Jahrhundert nach Christo herrschten im 
alten Wunderlande China ähnliche soziale Zustände, wie sie heutzutage bei 
uns sich fühlbar machen. Das Haupt der damaligen sozialen Bewegung ... 
stellte eine Theorie auf, welche jedem modernen sozialistischen Schriftsteller 
zur Ehre gereichen würde. Er predigte unter Anderm: <<Um die Ausbeutung 
des Menschen durch den Menschen zu verhindern, muss der Staat sich aller 
Hülfsquellen des Landes bemächtigen und der einzige Ackerbauer, der ein
zige Industrielle und der einzige Handelstreibende sein. Er bestimmt als
dann die Preise der Waren. Er legt den Reichern Steuern auf, von denen die 

14 TI 1.5.1890; Vögelin hatte England mit eigenen Augen gesehen und wusste. wovon er sprach. 
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Armen befreit sind, setzt die Vertheilung derselben fest, dan1it es keine Ar
men und Bedürftigen mehr in1 Staate gebe.>> 15 

Nach diesem Artikel ist die soziale Frage ein Problem der Wirtschafts- und 
Gesellschaffsordnung, der Macht und der menschlichen Charaktereigenschaf
ten. Also alles in allem ein weitreichendes und un1fassendes Problem. Die 
grundlegenden Fragen dieses Problen1s sind die Ursachen der Missstände. in 
denen sich die soziale Frage dem Betrachter zeigt. Für das Tagblatt waren dies 
keine naturgewollten Voraussetzungen des menschlichen Zusammenlebens. Es 
war überzeugt, der Mensch sei fähig, diese zu verändern. Von seinem Stand
punkt aus, konnte die soziale Frage nie nur durch sozialpolitische Massnah111en 
(z.B. AHV, Arbeitslosenkassen, Krankenkassen) gelöst werden. Tiefgreifende
re Reformen waren für die Den1okraten ebenso notwendig. 

Bei der Sichtung des Materials fällt auf, dass die Den1okraten einigen Pro
blemen besonderes Gewicht beimassen. Ob das nur durch das Fehlen oder Vor
handensein von Quellenmaterial bedingt ist, lässt sich nicht beurteilen. Es geht 
dabei um die Frage nach der Stellung der Frau in der Gesellschaft, nach der 
Entstehung des Verbrechens und des Anarchisn1us und nach der Bedeutung der 
Arbeitslosigkeit. 

Die Beurteilung der Stellung der Frau in der Gesellschaft war (und ist) ei
nerseits zeitgebunden und dann vor allem von der ideologischen Herkunft des 
Betrachters abhängig. Ausgehend von einer solchen Beurteilung können also 
immer gewisse Rückschlüsse über den Verfasser gezogen werden. Das Tagblatt 
hat sich 1896 in einer Artikelserie intensiv mit diesem Problem befasst. Die Ar
tikel selber gehen auf einen Vortrag von Parrer Pflüger zurück. Wie sah nun das 
Tagblatt das Problem der Stellung der Frau in der Gesellschaft und ihrer 
Emanzipation? 

<<Noch niemals hat das Ringen der Unterdrückten und Enterbten eine so ge
waltige Ausdehnung angenommen wie in unseren Tagen. Vor unserem Auge 
erhebt sich das Bild einer emporschreitenden, zu neuen Vervollkommnun
gen unaufhaltsam vordringenden Menschheit und im Geiste sehen wir im
mer deutlicher die Umrisse einer ganz neuen, menschenfreundlichern Ord
nung unserer Gesellschaft. Wir stehen mitten drin in der grossartigsten Re
volution, welche die Menschheit erlebt, in einer den einen langsam, den an
dern allzu rasch sich vollziehenden Umgestaltung aller sozialen und gesell
schaftlichen Verhältnisse und Einrichtungen. In dieser sozialen Bewegung 
ist die heutige Frauenbewegung ein integrierender Bestandteil, denn auch 
die Frauen gehören zu den Unterdrückten und Ausgebeuteten. Wenn auch 
einzelnen Frauen zu allen Zeiten ein befriedigendes Los zu teil geworden, 
wenn auch in manchen Ehen die Frau das Szepter führt, das Frauenge-

15 TI 18.8.1889. 
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schlecht als solches und ganzes wird minderwertig behandelt und entbehrt 
der rechtlichen und ökonomischen Stellung, die ihm gebührt. 
... Die seit dein letzten Jahrhundert in der Kulturwelt aufgenommene kapi
talistische Wirtschaftsordnung hat in1 höchsten Masse zersetzend und auf
lösend auf das Familienleben gewirkt und dadurch dem Frauengeschlecht 
unermesslichen Schaden zugefügt. Schon durch seine zerstörenden Einwir
kungen auf Fan1ilie und Haus hat der herrschende Kapitalismus sich selbst 
das Urteil gesprochen. Es ist sattsam bekannt, dass infolge der niedrigen 
Arbeitslöhnung des Mannes die Ehefrau des Arbeiters zur industriellen Ar
beit gezwungen wurde; dass bei der an Stelle der Hausindustrie getretenen 
Fabrikarbeit der Frau die Pflege und Erziehung der Kinder, wie die Besor
gung des ganzen Hauswesens verwahrlost wurde; dass die auf Grund des 
Privateigentu111s an Grund und Boden mit Notwendigkeit entstehende 
Wohnungsnot zur Auflösung der Familie beitragen musste; dass durch die 
kärgliche Lebenshaltung und die häufige Arbeitsübermüdung dem Alkoho
lisrnus der Männerwelt, der seinerseits wieder die Banden des Familienle
bens löst, Vorschub geleistet wurde; dass mit der geringen Löhnung der 
Frauenzimmer und den häufigen Industriekrisen die bedenkliche Ausdeh
nung der Prostitution zusammenhängt, die selbst die tiefste Entwürdigung 
des Frauengeschlechts darstellt und andererseits wieder vergiftend und ver
seuchend auf das Familienleben wirkt. Kurz, es ist die unersättliche Aus
beutungs- und Profitwut des Kapitals, welche unmittelbar und mittelbar die 
proletarische Familie zersetzt, und die Stellung des Weibes trostloser und 
verzweifelnder als je gemacht hat. 
... Die Frauenfrage wurzelt nicht bloss im Geschlechtsgegensatz, sondern 
auch in Kasten und Klassengegensätzen; sie ist ein Teil der sozialen Frage, 
aus deren Abgrund ja mehr oder weniger alle praktischen Fragen und Pro
bleme unserer Tage gespenstisch hervorsteigen; ihre Lösung beruht in der 
ökonomischen Unabhängigkeit der Frau einerseits vom Mann, andererseits 
auch von der kapitalistischen Ausbeutung . 
... Als Ziel der Entwicklung postulieren wir nicht einen Zustand, da alle 
Frauen von industrieller Arbeit befreit sind; vielmehr wird die Teilnahme an 
der nationalen Produktion für die meisten Frauen eine Bedingung ihrer 
ökonomischen Selbständigkeit und Unabhängigkeit sein. Aber ein Zustand 
schwebt uns vor, da die verheirateten Frauen wenigstens im Fall und solange 
sie Kinder zu warten und zu erziehen haben, bloss ihrem Hauswesen zu le
ben haben, während die Männer durch ausgiebige Löhnung der Arbeit ohne 
Not allein für ihre Familie aufkommen können; da den unverheirateten 
Frauen für die gleiche Arbeit der gleiche Lohn verabfolgt wird wie dem 
Manne, vor allem aber die Konkurrenz zwischen Mann und Frau auf wirt
schaftlichem Gebiet in eine Solidarität der Interessen umgewandelt ist; ... >> 16 

16 TI 17.!18./19.11.1896. 
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Der Satz- <<ln dieser sozialen Bewegung ist die heutige Frauenbewegung ein 
integrierender Bestandteil, denn auch die Frauen gehören zu den Unterdrück
ten und Ausgebeuteten>> 17 - zeigt deutlich, dass für den Verfasser die Frauen
frage nur ein Teil der sozialen Frage war. Die Gründe lagen für ihn in den Un
gerechtigkeiten des Wirtschaftssystems, die eben auch die missliche ökonomi
sche Lage der unteren Volksschichten verursachten. Bei der Betrachtung dieses 
Artikels muss man der Person des Referenten Rechnung tragen. Pflüger hat 
später in Zürich als eher linker Sozialdemokrat in der Politik Karriere gemacht. 
Der Redaktor des Tagblattes muss aber mindestens die allgemeine Tendenz 
dieses Vortrages gebilligt haben. Denn einerseits hätte er diesen ja nicht publi
zieren müssen, und anderseits hat er ihn anscheinend auch nicht wörtlich abge
druckt.18 Dazu verzichtete er auch auf jeden Kommentar zu diesem Artikel. 
Viele Jahre später, nämlich im Parteiprogramm von 1931, hat dann die demo
kratische Partei offiziell zur Frauenfrage Stellung genommen. Die Ideen, denen 
wir dort begegnen, unterscheiden sich aber um einiges von diesen hier. Wir ha
ben aber bereits bei der Behandlung jenes Programms festgestellt, dass es im 
Vergleich zu den älteren Parteiprogrammen in mehreren Punkten neue Wege 
suchte. Es wäre natürlich auch möglich, dass das Tagblatt unter seinem Redak
tor Vögelin 1896 innerhalb der Partei mindestens in dieser Frage eine eher ex
treme Position einnahm. Persönlich würde ich diese zweite Möglichkeit ableh
nen; beweisen lässt sich das aber nicht. Wir können aber festhalten, dass inner
halb der Partei ohne weiteres ganz verschiedene Meinungen vertreten werden 
konnten. 

Die Arbeitslosigkeit war für das Tagblatt eines der drückendsten Probleme 
der Zeit. Diese war allerdings für die Betroffenen damals noch um einiges 
schlimmer als heute, da es kaum Arbeitslosenkassen gab, in vielen Industrie
zweigen die Arbeitslosigkeit beinahe endemisch war und die wenigsten Arbeiter 
über Ersparnisse verfügten. Ähnlich wie heute in den Entwicklungsländern war 
ja die Arbeitslosigkeit in Europa und Amerika geradezu eine Begleiterschei
nung der ersten Phasen der industriellen Entwicklung. 

Nur mit viel Mühe und Rückschlägen gelang es später die Arbeitslosenziffer 
zu reduzieren, wobei in Wirklichkeit bis in die heutige Zeit hinein das Problem 
nicht endgültig gelöst werden konnte. 

Das Tagblatt hat sicher zu Recht zwischen endemischer und krisenbedingter 
Arbeitslosigkeit unterschieden. Kritisiert hat es vor allem, dass der Staat nichts 
gegen die endemische Arbeitslosigkeit, d.h. gegen die industrielle Reservearmee 
der Arbeitslosen, unternahm. Es wusste anscheinend, dass die Bekämpfung 
krisenbedingter Arbeitslosigkeit viel schwieriger war und ist. Das Tagblatt sah 
in der Arbeitslosigkeit nicht nur die Probleme des Arbeitslosen, der durch sei
nen Verdienstausfall fast immer der Armengenössigkeit verfiel. Nach seiner 
17 a.a.O. 
18 Der Artikel wird ausdrücklich mit den Worten ,,Nach einem Referat. .. >> eingeleitet. 
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Meinung war die Arbeitslosigkeit in vielen Fällen auch die Ursache der Zerrüt
tung von Fan1ilie und MoraL des Alkoholismus, der Prostitution und des Ver
brechens, also alles Erscheinungen, die an den Fundamenten von Staat und 
Gesellschaft nagten. 19 

Ein weiteres typisches Problen1 der sozialen Frage war für das Tagblatt der 
Anarchisn1us: typisch nicht nur als Erscheinung, sondern auch durch die Art 
und Weise wie der Staat darauf reagierte. So schrieb das Tagblatt zur Affäre 
RavachoL es sei traurig, dass Staat und Gesellschaft im 19. Jahrhundert gegen 
soziale Leiden keine anderen Mittel kennen, als die alten Römer gegen ihre 
Sklaven und die n1ittelalterlichen Raubritter gegen ihre leibeigenen Bauern ge
kannt und angewendet hätten, anstatt dass sie versuchen würden, die Probleme 
an der Wurzel zu lösen. 20 

Ähnlich äusserte es sich acht Jahre später zum italienischen Anarchismus: 

<<Der italienische Anarchismus ... muss scharf bekämpft werden, aber nicht 
mit Massregeln, die ... selbst grausam sind, sondern mit tiefgreifenden Re
forn1en, welche die Armut und Unwissenheit weiter Kreise der italienischen 
Bevölkerung, den Mangel einer gesicherten Existenz mehr und mehr min
dern)> .21 

Genau so wie beim Anarchismus sah es die Ursache des Verbrechens in den 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnissen der Zeit. So druckte es 
einmal einen Vortrag des Berliner Strafrechtslehrers v. Liszt ab. Dieser Artikel 
trug den bezeichnenden Titel <<Das Verbrechen als Produkt der gesellschaftli
chen Verhältnisse)). 22 

Kurze Zeit später schrieb es selber: 

<<Sie zeigen aber deutlich, dass gewisse Verhältnisse sozialer und wirtschaft
licher Natur eine grosse Kategorie von Menschen zum Verbrechen geradezu 
züchten ... Nicht nur die einzelnen, die sich gegen das Strafgesetz vergangen 
haben, sondern auch unsere wirtschaftlichen Zustände gehören auf die An
klagebank, da sie der Nährboden und Untergrund des Verbrechens sind.)> 23 

Wie bereits gezeigt, sahen die Demokraten in der Lösung der sozialen Frage 
eine der wichtigsten, wenn nicht sogar die wichtigste Aufgabe ihrer Politik. Die 
Erscheinungen, die nach ihrer Meinung dieses Problem erst sichtbar machten, 
waren für sie die Folgen von Ungerechtigkeiten und Missständen in Wirtschaft, 

19 TI 18.3.1892 und TI 3.6.1897. 
20 TI 5.4.1892. 
21 TI 7.8.1900. 
22 TI 16.1.1903; zu Liszt: Franz v. L. war ein Vetter des Komponisten,* 1851, + 1919, seit 1899 Prof. 

für Straf - und Völkerrecht in Berlin. Er war der Begründer der deutschen soziologischen Straf
rechtsschule. An Stelle der Vergeltungsstrafe fordert er eine auf Erziehung und Sicherung ausge
richtete Strafe. 

23 TI 28.8.1903 
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Gesellschaft und Politik. Bis zu einen1 gewissen Punkt waren für sie diese Pro
bleme symptomatisch für das <<kapitalistische>> Wirtschaftssystem. In der Ana
lyse der sozialen Frage sind sie also in vielen Punkten sozialistischen oder mar
xistischen Ideen gefolgt. Mit ihren Ideen zur Lösung der sozialen Frage sind sie 
aber wieder ziemlich deutlich vom Marxismus und damaligen Sozialismus ab
gerückt. Das Tagblatt schrieb in seinem bereits einmal zitierten Artikel <<Zur 
sozialen Frage>> dazu: 

<< ... Sie verlangen für ihre Arbeit einen Lohn im Verhältnis zum Werte dersel
ben, verlangen überhaupt für sich und ihre Familien eine n1enschenwürdige 
Existenz. 
Diejenigen Staaten und Behörden, welche diesem gerechten Verlangen der 
arbeitenden Klasse mit Gewalt engegentreten wollten, müssten mit Recht 
der Kurzsichtigkeit bezichtigt werden. Verbesserung des Loses der arbeiten
den Bevölkerung ist das einzige Mittel zur Verhinderung einer sozialen Re
volution. Jeder wahrhafte Menschenfreund hat daher das im letzten Jahr 
vom deutschen Reichstag angenommene Invaliden- und Altersversorgungs
Gesetz, welches das Wohl der arbeitenden Klasse befördern soll, mit Freu
den begrüsst ... 
Wie viel soziales Elend könnte vermieden werden durch Gründung einer 
obligatorischen schweizerischen Invaliden- und Altersversorgungsanstalt, 
in welcher jeder Arbeiter und Arbeitgeber je 2 Prozent des vereinbarten Ar
beitslohnes beizutragen hätten.>> 24 

Die Lösung der sozialen Frage war für das Tagblatt also eine fast <<klassi
sche>> Staatsaufgabe. Noch deutlicher kommt dies in den Ideen zur Bekämp
fung der Arbeitslosigkeit zum Ausdruck: 

<<Alle aufschieb baren öffentlichen Arbeiten des Staates und der Gemeinden 
dürfen nicht in Zeiten guten Geschäftsganges ausgeführt werden, sie müssen 
als Lückenbüsser in die Perioden industriellen Arbeitsmangels geschoben 
werden . 
... Der heutige Zustand jedenfalls, der die Machthaber in Staat und Gemein
den völlig unvorbereitet findet, bei dem die Hilfsaktion sich im Wesentlichen 
im Brothverteilen und anderem Bettel erschöpft, dieser Zustand, der jetzt an 
mehreren Orten offenbar geworden ist, ist ein Stück Barbarei und Kopflo
sigkeit, dessen Ausrottung doch wahrlich den Fortbestand der heutigen 
Staats- und Gesellschaftsordnung nicht gefährden würde.>> 25 

Sozialreformen müssen bekanntlich auch bezahlt werden. Das Tagblatt ver-
trat sicher die Ansicht, dass im Prinzip jeder seinen finanziellen Beitrag leisten 
sollte. Der allergrösste Teil der Mittel wollte es aber bei jenen Kreisen beschaf-

24 TI 18.8.1889; siehe oben Anm. 15. 
25 TI 18.3.1892. 
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fen. die nach seiner Meinung zu den })Kapitalisten<< gehörten. Besonders den 
Versicherungen gegenüber hegten die Demokraten Verstaatlichungsgelüste. So 
schrieb das Tagblatt: 

<<Sind diese Zahlen nicht geeignet_ dem Schweizervolk die Augen zu öffnen 
und ihn1 zu zeigen. \VO Barthli nicht nur den Most, sondern auch den Wein 
holen könnte.)> 26 

I)as Ziel der Den1okraten waren also Reformen. Sie waren überzeugt. dass 
in1 <<deinokratischen)> Staat diese Reformen mit Hilfe der Volksrechte auf 
friedlichen1 Weg durchgesetzt werden könnten. Überspitzt formuliert könnte 
n1an sagen: Die Analyse der Demokraten zur sozialen Frage war sozialistisch. 
ihr Lösungsn1odell hingegen <<demokratischl>, d.h. im Grunde bürgerlich. 

Ein Artikel zum I. Mai 1908 vermag diese These gut zu belegen. Vor allem in1 
letzten Abschnitt dieses Artikels wird sehr deutlich auf den <<demokratischen}> 
Weg der Reform hingewiesen und der revolutionäre, obwohl er nicht erwähnt 
wird, abgelehnt. Darüber hinaus zeigt dieser Artikel, dass die Ideen der Demo
kraten über längere Zeit hinweg Bestand hatten. Die ersten Artikel zu diesen 
Problemen sind im Tagblatt schon vor der Gründung der Demokratischen Par
tei zu finden. In den folgenden Jahren haben sich die Demokraten und ihre Zei
tung immer wieder dazu geäussert. Dabei war der Grundtenor immer derselbe. 
Die letzte grosse Auseinandersetzung dürfte das Begleitwort zum Parteipro
gramm von 1917 sein. Nach dem Ersten Weltkrieg verflachte dann diese Dis
kussion und die Beiträge zu diesen Problemen wurden im Tagblatt immer selte
ner. 

<<Zum I. Mai 
lJnser gegenwärtiges Wirtschaftssystem baut sich auf dem Privateigentum 
an Gütern auf, also auch an den zur Gütererzeugung unentbehrlichen: Den 
Produktionsmitteln, als Rohstoffen, Werkzeugen, Fabriken, Grundstücken. 
Der Gang der geschichtlichen Entwicklung hat es mit sich gebracht, dass die 
Erzeugung der Güter heute im grossen erfolgt, d.h. in der Weise, dass viele 
Arbeitskräfte unter einheitlicher Leitung sich je zu einem einheitlichen Wer
ke vereinigen: Tausend und mehr Menschen zum Betriebe einer Maschinen
fabrik, einer Spinnerei oder Weberei, einer Schifflistickerei. Dieselbe Ent
wicklung hat aber bewirkt, dass die vielen, die solcherart zusammenarbeiten, 
nicht alle gleiche rechtliche Beziehungen zu den Produktionsmitteln haben. 
Vielmehr sind die einen deren Eigentümer und dieses Eigentum an Produk
tionsmitteln befähigt sie zu Leitern der Produktion, denen auch die fertigen 
Produkte zufallen. Die anderen - der grosse Haufe- bleiben vom Eigentum 
an den Produktionsmitteln ausgeschlossen. Sie sind genötigt, um leben zu 
können den Besitzern der Produktionsmittel ihre Arbeitskraft. ihr einziges , ~ 

26 Tf 15.8.1900; nach diesem Artikel soll es im Geschäftsjahr 1898 Versicherungen gegeben haben. 
die bis zu 32 % Dividenden auszahlten. 
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Besitztum, gegen Entgelt zur Verfügung zu stellen. Die Abhängigkeit der 
Arbeiter ist zwar nicht mehr eine rechtliche wie zur Zeit der Sklaverei, aber 
darum eine nicht minder vollständige. Sie äussert sich darin, dass der Arbei
ter angewiesen ist auf Anstellung durch den Unternehmer - man muss leben 
auf der Erde - sie äussert sich in der bedingungslosen Unterwerfung unter 
das Kommando des Unternehmers innerhalb des Betriebes und nimmt oft 
mittelalterliche Formen an, wenn der Fabrikherr sich als <<Patriarch>> <<sei
nen>> Leuten gegenüber fühlt und sie auch in ihrem Privatleben zu leiten und 
zu bestimmen sucht. Sie greift hinüber ins Gebiet der politischen Rechte, 
wenn der Unternehmer das bundesverfassungsmässig garantierte Vereins
recht zu schmälern sucht, wenn er Arbeiter wegen ihrer politischen oder ge
werkschaftlichen Tätigkeit aufs Pflaster wirft. 
Aus der modernen Produktionsweise heraus ist die soziale Bewegung unse
rer Zeit entstanden, das Emanzipationsbestreben der Arbeiterschaft. Der 
Kontrast, den der Arbeiter beobachtet zwischen seiner häufig gebückten 
Lage und dem Reichtum, in dem viele Angehörige der Unternehmerklasse 
schwelgen, die Ungewissheit seiner Existenzmöglichkeit, die Tatsache, dass 
er von heute auf morgen nicht weiss, ob er seinen Lebensunterhalt sich noch 
verdienen wird, - in den Vereinigten Staaten sind zurzeit über vier Millionen 
arbeitslos - veranlassen ihn zum Nachdenken. Und da enthüllt sich ihm 
dann ein Geheimnis, das recht eigentlich der Anlass zur modernen Bewe
gung der Lohnarbeiterklasse wird, das Geheimnis nämlich, dass diese Unsi
cherheit seiner Existenz nicht in natürlichen, unabänderlichen <<gottgewoll
ten>> Verhältnissen begründet ist, sondern im Wesen des herrschenden Wirt
schaftssystems. Damit ist der Angriffspunkt geschaffen, gegen den sich die 
soziale Bewegung mit Naturnotwendigkeit richten muss. 
Die Arbeit in den modernen Grossbetrieben bewirkt, dass das einzelne Pro
dukt nicht mehr das individuelle Erzeugnis des Arbeiters sondern Gesamt
erzeugnis aller ist. Der Schuster, der ein Paar Schuhe verfertigt, ist der 
Schöpfer dieses Werkes: der Arbeiter in einer modernen Schuhfabrik, der 
noch eine einzige Teilverrichtung in dem Gesamtprozess zuführen muss, hat 
diese persönliche Beziehung zu dem einzelnen Produkt verloren und mit ihr 
einen grossen Teil der Arbeitsfreudigkeit. Der Gütererzeugungsprozess ist 
schon heute tatsächlich im einzelnen ein gemeinsamer und deshalb ist für die 
Arbeiterschaft die Vorstellung einer gemeinsamen Organisation der Ge
samtproduktion nichts Fremdes mehr. 
Wer in dem grossen, weltgeschichtlichen Ereignis, das sich vor unseren Au
gen abspielt, nur das Werk von Agitatoren erblickt, muss mit Blindheit ge
schlagen sein. Die moderne soziale Bewegung will eine neue Gesellschafts
ordnung herbeiführen, nicht von heute auf morgen, nicht durch Gewalt, 
sondern durch unablässige Arbeit und Aufklärung, durch Organisation. 
Die organisierte Arbeiterschaft begeht in allen Kulturländern den l. Mai als 
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ihren Feiertag, an dem sie für ihre Zukunftsideale Zeugnis ablegt. Das Wort 
Klassenkan1pf bedeutet noch heute für viele ein wahres Schreckenswort, 
weil sie dabei sich falsche Vorstellungen machen. Es bedeutet doch nur die 
Verfolgung der spezifischen Arbeiterinteressen im wirtschaftlichen, im ge
sellschaftlichen Leben und in der Politik und das ist doch das gute Recht der 
Arbeiter, denn auch alle anderen Bevölkerungsschichten tun ja ein Gleiches, 
rnüssen es auch tun. Nur darf verlangt werden, dass der Kampf, nach einem 
Spruche eines griechischen Weisen, der Vater aller, also auch der guten Din
ge, mit anständigen Waffen geführt werde. In dem Gegner soll der Mensch 
geachtet werden. Das Wohl der Menschheit zu fördern, ist schliesslich der 
Zweck alles Kämpfens. Der Unverstand lacht über die Weltverbesserer, der 
Verständige sucht die soziale Bewegung zu verstehen und er achtet sie, weil 
durch sie in1n1er grössere Massen zu einem Anteil an den reichen Gütern der 
Kultur gelangen.>> 27 

3.3.2 Die Lösung der sozialen Frage 
3.3.2.1 Sozialpolitische Reformen oder Systemveränderung? 

Als Erkenntnis aus dem vorausgehenden und als Ausgangspunkt für dieses 
Kapitel können wir folgendes festhalten: 
- Symptome und Ursachen der sozialen Frage haben die Demokraten eher 

von einem <<sozialistischen>> Standpunkt aus betrachtet. 
- Wie bereits gezeigt wurde und noch weiter nachzuweisen sein wird, haben 

die Demokraten das Schwergewicht auf die Symptombekämpfung gelegt; 
d.h. auf die Sozialpolitik. In diesem Punkt herrschte allem Anschein nach in 
der Partei ein weitgehender Konsensus der Meinungen.28 

- In der Frage der Ursachenbekämpfung ist das Bild etwas differenzierter. 
Neben sozialistischen Ideen (Verstaatlichungen, Staatsmonopole usw.) sind 
auch ganz gegenteilige Meinungen zu finden. 

- Zur Lösung der sozialen Frage griffen also die Demokraten eher auf <<bür
gerliche>> Ideen zurück, ohne sich aber ganz von sozialistischen Vorstellun
gen zu distanzieren. 

Dieser Zwiespalt ist auch im Tagblatt selbst zu finden. In einem Artikel zum 
I. Mai 1894 schrieb es: 

<<Die Arbeiter beschränken sich in ihren Forderungen auf Erreichbares, mit 
ihnen gehen Hand in Hand wir Demokraten - ... - die wir Anhänger einer 
entschiedenen Sozialreform sind und für die Arbeiterforderungen prinzi-

27 TI 30.4.1908; weitere Artikel des Tagblattes zum L Mai: TI 1.5.1898; 1.5.1899; 2.5.1903 und 
3.5.1903, Bericht über die Rede von Hofmann in Romanshorn zum L Mai; 3.5.1905, Rede zum L 
Mai von Vögelin in Weinfelden; 1.5.1906 und 3.5.1906, Rede zum L Mai von Vögelin in Weinfel
den; 30.4.1907; alle diese Artikel entsprechen in der Tendenz demjenigen von 1908. 

28 Vgl. dazu die sozialpolitischen Postulate in den Parteiprogrammen. 
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piell eintreten. so weit sich dieselben mit der gegenwärtigen Staatsordnung. 
die auf der Privatwirthschaft beruht, vertragen.>> 29 

Diese Aussage scheint eindeutig und endgültig zu sein: Sozialreform durch 
Sozialpolitik ja~ <<sozialistisches>> Wirtschaftssystem nein. Allerdings sind hier 
Einschränkungen anzubringen. Dem Verfasser ging es sicher nur un1 das Prin
zip der freien Wirtschaft, die sich bekanntlich auf vielfältigste Art und Weise 
ausgestalten lässt, sonst wäre die im1ner wieder auftauchende Kritik der De
n1okraten und des Tagblattes an dieser Wirtschaftsordnung nicht zu erklären. 
Zur Beweisführung könnte beispielsweise ein Artikel zur Gewerbefreiheit bei
gezogen werden. Die Gewerbefreiheit ist ja geradezu eines der Dogn1en dieser 
Wirtschaftsordnung. Dort meinte das Tagblatt, diese sei ebenso schlecht wie 
früher der Zunftzwang; es sei wichtig, aber schwierig. die <<richtige Mitte>> zu 
finden. 30 Im Gegensatz zum oben zitierten ArtikeP 1 kommt in einen1 anderen 
mit dem Titel <<Staatssozialismus>>, dann eher eine linke Strömung zun1 Zuge: 

<<Der Staatssozialismus hat gegenwärtig namentlich von der Westschweiz 
aus viele Angriffe zu erleiden. Man will nicht. dass der Staat n1it starker 
Hand den Schwachen stütze. er soll die Dinge gehen lassen, denn wir leben ja 
in der besten der Welten, wo es allen gut geht. welche arbeiten. während nur 
diejenigen zu nichts kommen, welche nichts tun! Steht es so in Wirklichkeit? 
Oh nein. Das Kapital ist des Einkommens gewiss, ohne zu arbeiten. es ver
fügt auch über die Produktionsmittel. kurz, es regiert die Welt. Dabei befin
den sich die oberen Schichten der Gesellschaft wohl, die untern dagegen 
verfallen zusehends immer mehr der Armut. Es ist daher Pflich,t eines jeden. 
der es mit dem Volke ehrlich meint, mitzuhelfen an dem grossen Werke der 
Befreiung des Volkes aus den Klauen des Kapitalismus und ein Mittel dazu 
ist der Staatssozialismus, der der Gesamtheit die Mittel an die Hand gibt, in 
den wirtschaftlichen Kampf zu Gunsten der ökonomisch Schwachen einzu
greifen. Mit bitterer Ironie zählt die <<Zürcher Post>> die <<Sünden>> auf 
( <<Sünden>> natürlich in den Augen der Leute vom heiligen Manchester), 
welche der Staatssozialismus, von den Welschen etatisme geheissen, in unse
rem Lande begangen hat. Hier sind sie: 
... Alle diese Sünden des Staatssozialismus sollen durch eine grosse Flut, die 
von Westen herkommt, weggespült werden, damit der Verderbnis dieses Ge
schlechtes ein Ende bereitet sei. Nichts wird sich aus der Flut retten können, 
als die Arche Numa, welche die einzig Gerechten enthält. Diese findet zu
letzt Land auf dem Ararat des Kapitalismus und von da aus wird sich ein 
glücklicheres Menschengeschlecht ausbreiten.>> 32 

29 TT 2.5.1894. 
30 TT 26.8.1896. 
31 Siehe oben Anm. 29. 
32 TT 15.7.1896. 
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Noch deutlicher wurde das Tagblatt jeweils dann. wenn es sich für die Ver-
staatlichung der Versicherungen einsetzte: 

<< Wir De1nokraten wissen aber, waru1n wir für staatliche Versicherungen 
eintreten. weil uns das Volksinteresse am Herzen liegt. Wenn sich die Herren 
für ihre Privilegien aus Leibeskräften wehren, so ist uns das ein Grund n1ehr, 
alle Hebel in Bewegung zu setzen, dass den1 Kapitalismus ein Ausbeutungs
objekt nach dem andern entrissen wird.>> 33 

Neben diesem >>sozialistischen<< Einfluss kann inan aber in1 gleichen Artikel 
auch einen christlichen entdecken: 

<< Der Satz < 1111 Schweisse deines Angesichts sollst du dein Brot essen>, ist 
heutzutage für viele ein überwundener Standpunkt. Die Couponsabschnei
der geraten kaum in Schweiss bei dieser <Arbeit>.>> 34 

Eine ähnliche <<Liebe>> brachte das Tagblatt den Banken entgegen, denen es 
mehr als einmal vorwarf, am sozialen Elend mitschuldig zu sein. So schrieb es 
schon im Jahre 1889 über die Banken: 

<<Unsere oberste Bundesbehörde wurde von achtbaren Eidgenossen schon 
längst auf die heillose Banknotenwirthschaft aufmerksam gemacht, welche 
in unsern1 Vaterlande zu Gunsten der Geldaristokratie betrieben wird. Son
derbar, dass, während dem Bunde das Monopol der Münzprägung allein 
zusteht, der Nationalrath ruhig zusehen mag, wenn die Geldbarone durch 
unbefugte Herausgabe von wertlosem Papier (Banknoten) das guthmütige 
Schweizervolk ökonomisch ausbeuten und schröpfen dürfen.>> 35 

Aber auch in diesem Artikel ist der oben erwähnte Zwiespalt zu entdecken. 
Denn weiter unten wurde dann mehr nach sozialpolitischen Massnahmen als 
nach Verstaatlichung gerufen und der Artikel mit dem Hinweis auf legale Re
formwege beendet: 

<< Wenn, wie jeder ruhig denkende Bürger zugeben muss, unsere sozialen Zu
stände sich von Tag zu Tag verschlimmern, so liegt es in der Aufgabe aller 
Menschenfreunde, auf Mittel und Wege zu denken, um aus diesen uner
quicklichen Zuständen auf friedlichem, legalem Wege herauszukommen.>> 36 

Alle diese Artikel stammen aus der frühesten Zeit der Demokratischen Par-
tei. Später haben die Demokraten dann mehr Gewicht auf die Idee der Sozial
reform gelegt, ganz verschwunden sind gewisse sozialistische Ideen aber nie. 
Noch 1905 konnte das Tagblatt einen Artikel publizieren, der ziemlich offen 

33 TI 19.4.1898. 
34 a.a.O. 
35 TI 6.7.1889. 
36 a.a.O. 
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und eindeutig auf den sozialistischen Standpunkt Bezug nahm. Allerdings 
stammte dieser Artikel von einem Korrespondenten: 

<< ... weil die jetzige kapitalistische Produktionsweise auf ein Gesetz sich 
gründet, das eine Mindestentlöhnung der Arbeiterschaft und grösstmögli
che physische und geistige Ausnutzung der menschlichen Arbeitskräfte ver
langt, selbst auf Kosten der Volksgesundheit und Volkskraft. Ehe wir nicht 
dazu kommen, unsere Wirtschaftsordnung zu sanieren, d.h. ehe nicht die 
Gesellschaft die Produktionsmittel in ihre Hände bekommt und sich Pro
duktion zur Konsumation regeln lässt, ehe nicht diese Hetze nach Gewinn 
und Überproduktion sich durch einen stabilen Arbeits- und Warenmarkt 
überflüssig machen lässt, ist die Zeit für eine direkte Aktion nicht erfüllt, die 
Bedingungen für den Achtstundentag nicht gegeben. Nichts lässt sich über
springen. Geschieht es trotzdem, so tritt immer wieder, eben 1nit Naturnot
wendigkeit die Reaktion ein. Eine jede grosse Errungenschaft entstammt der 
gesetzmässigen Entwicklung und diese verlangt Zeit. Und namentlich ver
langt Zeit das Werk der Sozialreform.>> 37 

Zusammenfassend: 
- Die Demokraten als Partei glaubten an die Möglichkeit, die soziale Frage 

durch Sozialreformen, d.h. sozialpolitische Massnahmen (AHV, Kranken
kassen, Arbeitslosenversicherungen, Arbeitsbeschaffung usw.), lösen zu 
können. Zur Durchsetzung dieser Reform kam für sie nur der <<demokrati
sche>> Weg in Frage (Volksrechte usw.). Darüber hinaus traten sie für die 
Verstaatlichung ganz bestimmter Wirtschaftszweige ein (Bahnen, Versiche
rungen, Hypothekarbanken, Energieversorgung, Banknoten- und Zünd
hölzchenmonopol). 38 

Daneben gab es in der Partei aber auch Kreise, die weitergehenden Mass
nahmen nicht abhold waren. Diese kamen vor allem in der Frühzeit der De
mokratischen Partei zu Wort. Später dürften sich diese der Sozialdemokrati
schen Partei angeschlossen haben. 

In diesem Sinne hat sich die Demokratische Partei als einzig wahre Fort
schrittspartei verstanden. Den einzig wirklichen Gegner auf diesem Gebiet der 

37 TI 5.9.1905. 
38 Vgl. dazu: 

Banknotenmonopol: 
Zündholzmonopol: 
Bahnen: 
Versicherungen: 
Banken: 
Hypothekar
kreditbanken: 
Energieversorgung: 
Getreidemonopol: 
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Politik sahen sie in der Freisinnigen Partei. So behaupteten sie in der Propa
ganda zu den Nationalratswahlen 1922, die Freisinnigen hätten dreissig Jahre 
lang gross über Sozialwerke gesprochen, täten dies immer noch und würden 
trotzden1 nie etwas tun. Mit den Worten -

<< Wir aber wollen jetzt nicht Steine, sondern Brot; wir wollen Taten und nicht 
bloss Worte.>> 39 

- riefen sie die Wähler auf, demokratisch zu wählen. Die Sozialdemokraten 
waren ihnen in der Zwischenzeit aus anderen Gründen suspekt geworden.40 

Logischerweise ist Sozialpolitik immer eine direkte Antwort auf anstehende 
Sozialprobleme. Diese Feststellung trifft auch auf die Sozialpolitik der Demo
kraten zu. Daneben sind in ihren Verlautbarungen und Argumentationen im
mer wieder gewisse moralische Aspekte, Hoffnungen auf ein harmonisches und 
ideales Zusammenleben der Menschen und christliche Ideale zu finden. Ob
wohl solche Aspekte und Ideen sachlich schwer erfassbar sind, kann man sie in 
vielen der bis anhin zitierten Texten entdecken. Natürlich geht es dabei mehr 
um ein gefühlsmässiges Erahnen als um ein rationales Erfassen von Ideen. 
Trotzdem können gerade solche Aspekte eine gute Einsicht in die Gedanken
welt der Demokraten vermitteln. Dazu zeigen solche Gedanken, dass für die 
Demokraten schlussendlich der Mensch und seine Würde im Mittelpunkt all 
ihrer Bestrebungen stand und nicht irgend ein Ideal, das um seiner selbst willen 
vertreten wurde. Die fragwürdigen moralischen Zustände jener Zeit (Prostitu
tion, Alkoholismus usw.) waren für sie in erster Linie Folgen der sozialen Miss
stände. Besonders die Arbeitslosigkeit war ihrer Meinung nach eine der Haupt
ursachen dieser moralischen Zerfallserscheinungen. Das Tagblatt meinte dazu, 
angemessene Arbeit und Entlöhnung und Arbeitspflicht für alle Arbeitsfähigen 
sei der beste Schutz der Moral.41 

Die Vorstellungen der Demokraten von einem harmonischen und idealen 
Zusammenleben lassen sich selbstverständlich, nur um ein Beispiel zu nennen, 
nicht mit Campanellas <<Sonnenstaat>> vergleichen. Ihr ganz kleines und be
scheidenes <<Utopia>> hatten sie aber auch. 

<<In einem demokratischen Staat darf niemand Mangel leiden, der bestrebt 
ist, sich und die Seinen durch redliche Arbeit zu ernähren. Das soziale Ge
wissen muss im kommenden Jahrhundert noch weiter geschärft werden, 
denn noch viel bleibt zu tun übrig, dass die Heimat für alle ihre Kinder zur 
wahren Heimat wird. Alle die Bestrebungen zum Ausgleich der klaffenden 
sozialen Gegensätze werden wir auch im kommenden Jahre, getreu unsern 
Prinzipien kräftig unterstützen.>> 42 

39 TT 26.10.1922. 
40 a.a.O. 
41 TT 27.5.1900. 
42 TT 3.1.1900. 
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<<Dein Siegeslauf der Industrie, der zur Ausbeutung der menschlichen Ar
beitskraft geführt, hat der Staat Einhalt thun n1üssen. Im Interesse der 
Volkskraft und Volkswohlfahrt hat er die Sozialgesetzgebung- Fabrikgesetz, 
Arbeiterschutzgesetze- geschaffen. Aber die Schweiz 1narschiert nicht mehr 
an der Spitze der Nationen, andere haben ihr den Vorrang abgelaufen. Die 
Begleiterscheinung der Konzentration des Kapitals ist die Massenarmut. 
Dem Kapital gegenüber hat sich die Arbeiterschaft organisiert. Ihre Führer 
haben Eingang gefunden in die Parlamente und Behörden, ihre Interessen 
werden verfochten von den Lehrstühlen der Universitäten und den Kanzeln 
der christlichen Kirchen herab. Was wollen die Arbeiter? Eine neue Welt 
ohne Kampf und Streit, ohne Elend und Kummer, eine Welt voll Friede, 
Freiheit, Gerechtigkeit und Brüderlichkeit. Wir lassen uns trotz Krieg und 
Kriegsgeschrei, trotz allem Jammer und Elend der Gegenwart den Glauben 
an eine schönere Zeit nicht rauben. Diese wird kommen einem Geschlechte, 
das des Lebens erstes Ziel erblickt in Selbstverleugnung und edler Pflichter
füllung. Wenn wir diese Zeit nicht mehr erleben, so helfen wir sie doch vor
bereiten. 

<<Wir weihen, was wir schmieden. 
Der Freiheit und dem Frieden, 
Nicht droben erst, hienieden, 
soll jeder glücklich sein.>>43 

Natürlich geht in diesem Zusammenhang bereits das Erwähnen der Namen 
<<Campanella>> und <<Thomas Morus>> zu weit. Die Zitate selber zeigen aber 
doch, dass es den Demokraten um mehr als nur um die Lösung von Sozialpro
blemen ging. Es scheint ja überhaupt eine menschliche Eigenschaft zu sein, 
ebenso gern vom diesseitigen wie vom jenseitigen Paradies zu träumen. Der 
Predigtstil im zweiten Zitat ist übrigens leicht zu erklären. Es stammt nämlich 
aus einer Weihnachtsrede, die Emil Hofmann in Wigoltingen vor der Schuh
machergewerkschaft hielt. Von Hause aus war dieser ja Pfarrer. (Da er als Na
tionalrat nicht mehr als Seelsorger amtieren durfte, nannte das Tagblatt diese 
Predigt <<Festrede an einer Christbaumfeier.>>) 

3.3.2.2 Sozialpolitische Ideen und Aktivitäten 
Für welche sozialpolitischen Ideen setzten sich nun die Demokraten im ein

zelnen ein? In den Parteiprogrammen ist ein ganzer Katalog von Forderungen 
zu finden. Bei der Behandlung der Parteiprogramme wurde schon einiges dazu 
gesagt. Deshalb wollen wir uns hier auf einige wenige Forderungen beschrän
ken, welche die Demokraten in den Programmen, in der Presse und bei anderer 
Gelegenheit immer wieder erhoben haben. 

43 TI 1.1.1901. 
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Schon vor der Gründung der Den1okratischen Partei hatte sich das Tagblatt 
für verschiedene Kranken- und Unfallversicherungsprojekte eingesetzt. So 
schrieb es 1889, als in einigen Kantonen über die Einführung von öffentlichen 
Krankenkassen gesprochen wurde: 

<, Könnte nicht auch im Thurgau Ähnliches angestrebt werden? Gibt es nicht 
Fälle, wo ein armer Hausvater, dein an seiner Ehre und an seiner ökonomi
schen Selbständigkeit gelegen ist, vor einer Krankheit in seiner Familie zit
tern muss ... >> 44 

Ähnlich liess sich das Tagblatt zu Bestrebungen vernehmen, die Ende der 
achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts darauf abzielten, ein eidgenössisches 
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz einzuführen.45 

<,Dass aber ein schweizerisches Unfallgesetz mit guter Grundlage und billi
ger Verrechnung besonders derjenigen Klasse zu gute kommen muss, welche 
sich durch ihrer Hände Arbeit oft noch kümmerlich durchbringt und bei der 
oft ein Unfall die ganze Existenz einer Familie ruiniert, ist klar. Und dabei ist 
diese Unterstützung kein Almosen, sondern bildet eine rechtmässige Forde
rung. Besonders da, wo der Tod dasjenige der Familienmitglieder seinen 
Angehörigen entreisst, das ... die Familie zu ernähren berufen war, oder ... 
wo eine bleibende Erwerbsunfähigkeit den Ernährer der Familie unproduk
tiv machen sollte, und Beiträge aus solchen Anstalten so notwendig, so 
wohltuend wären, dass man eine solche Institution mit Freuden begrüssen 
darf.>>46 

Die Demokratische Partei hat diese Tradition nach 1891 vollumfänglich 
weitergeführt. So wurde etwa 1893 das <,Volksbegehren für unentgeltliche 
Krankenpflege>> begrüsst und der Initiativtext publiziert.47 (Diese Initiative ge
langte allerdings nie zur Abstimmung.) 

Für das <<eidgenössische Gesetz betreffend die Kranken- und Unfallversi
cherung mit Einschluss der Militärversicherung>> 48 haben die Demokraten und 
das Tagblatt im wahrsten Sinne des Wortes die Propagandatrommel geschla
gen; allerdings vergeblich, da das Gesetz deutlich verworfen wurde.49 

Fast eigenartig berührt die Stellungnahme der Demokraten zum <<Gesetz 
betreffend die unentgeltliche Leichenbestattung>>, das vom Thurgauer Volke in 

44 TT 17.2.1889. 
45 Diese Bestrebungen führten zu BV 34 bis (Unfall- und Krankenversicherung), angenommen in 

der Volksabstimmung vom 26.10.1890, siehe dazu: AS II 737; BBl 1889 IV 825; 1890 I 42, II 955 
f., III 644/ 646/ 648, IV 1127. 

46 TT 24.2.1889. 
47 TT 17.12.1893. 
48 TT 20./21.4.1900 und 3./5./9./ II./ 12./ 13./ 16./ 17./ 18./ 19./20.5.1900; Kommentar zum Abstim

mungsergebnis: TT 22.5.1900. 
49 TT 22.5.1900. 
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der Abstimmung vom 9. April 1899 angenommen wurde. Im Zusammenhang 
mit Wirtschafts- und Sozialpolitik scheint ein Gesetz über die Leichenbestat
tung eine Kuriosität zu sein. Wir sehen aber gerade hier, dass für die Demokra
ten eben vieles zur Sozialpolitik gehörte. 

<<Zu denjenigen sozialpolitischen Massnahmen, welche zur finanziellen 
Entlastung der ökonomisch Schwachen dienen, gehört die U nentgel tlichkei t 
der Beerdigung.>> 50 

<<Der moderne Staat soll die Solidarität aller seiner Glieder auch dadurch 
zum Ausdruck bringen, dass er jedermann, ob arm oder reich, der Sorge für 
eine gesicherte pietätvolle Bestattung enthebt ... 
Die Annahme des Gesetzes betreffend unentgeltliche Leichenbestattung 
bedeutet einen kräftigen Schritt vorwärts auf dem Wege einer gesunden So
zialreform.>>51 

Alle diese sozialpolitischen Forderungen wurden von unseren Parteien frü
her oder später in dieser oder jener Form aufgegriffen und vertreten. Die De
mokraten haben sich aber schon sehr früh und mit allen ihnen zur Verfügung 
stehenden Mitteln sozialpolitisch engagiert. Neben diesen Forderungen, die 
mindestens später wenig umstritten waren, haben die Demokraten auch einige 
Ideen vertreten, die mehr Brisanz enthielten. Deshalb dürften sie diese auch 
immer nur so im Vorbeigehen erwähnt haben. So setzte sich etwa das Tagblatt 
schon sehr früh für die obligatorische Einführung des Achtstundentages ein. 
Diese Forderung begründete es damit, dass der Achtstundentag die Gesundheit 
der Arbeiter, die Moral (Familienschutz, Arbeiterbildung, bessere Erziehung 
der Kinder usw.) und die Volkswirtschaft (höhere Produktivität bei verkürzter 
Arbeitszeit) fördere. 52 Ebenso war es für Beteiligung der Arbeiter am Unter
nehmensgewinn, da dies deren Interesse am Unternehmen und an der Gesamt
wirtschaft wecke und erst noch die Kaufkraft der Arbeiterschaft vergrössere, 
was letzten Endes wieder der Wirtschaft zugute komme. Zu grosse Illusionen 
machte es sich allerdings über die Realisierbarkeit dieser Forderung. 

<<Die Manchestermänner würden zwar über einen solchen Eingriff in Pri
vatverhältnisse ein grosses Lamento erheben, doch über Irrlehren dieser 
Sorte Wirtschaftspolitiker ist die moderne Zeit längst weggeschritten.>> 53 

Die Frage, wie weit hier die Meinung der Gesamtpartei vertreten wurde, 
kann nicht unbedingt beantwortet werden. Es wäre natürlich möglich, dass sich 
die Demokraten aus Gründen der Taktik und Opportunität in diesen Fragen 
etwas zurückgehalten haben. Unter Berücksichtigung des bis anhin bearbeite-

50 TI 10.4.1899. 
51 TI 5.4.1899. 
52 TI 2.6.1896. 
53 TI 10.3.1906. 
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ten Materials wäre diese Möglichkeit nicht auszuschliessen. Es gibt nämlich 
auch aus späterer Zeit Hinweise in diese Richtung. So hat das Tagblatt Jahre 
später unter dem Titel <<Soziale Demokratie>> einen Artikel publiziert, in dem 
die Demokratisierung der Wirtschaft verlangt wurde. Anlass zu diesem Artikel 
war die sich damals in Arbeit befindende Revision des Fabrikgesetzes. 

<<Das Vertrauen kann nur wieder hergestellt werden durch die Demokrati
sierung der Wirtschaft. Die Arbeiter müssen bei der Festsetzung der Ar
beitszeit und der Löhne rnehr als bisher angehört werden. Sie müssen mehr 
als bisher über den Gang und die Notwendigkeit der Betriebe unterrichtet 
werden, dass sie selber urteilen können, ob die Opfer, die sie bringen im In
teresse des Unternehmens und damit im eigenen Interesse seien, oder ob sie 
nur dem Unternehmer erhöhte Gewinne bringen. Wir wissen wohl, dass der 
Demokratisierung im Wirtschaftsleben sehr grosse Schwierigkeiten im Wege 
stehen. Hier kann nur Schritt um Schritt vorwärts gegangen werden, wenn 
man nicht das Wirtschaftsleben gefährden will. Aber so gross diese Schwie
rigkeiten auch sind, dürfen wir nicht vergessen, dass nur die Demokratisie
rung die Lösung der sozialen Frage bringen kann ... 
... Wirtschaftliche Demokratie oder fortgesetzt soziale Kämpfe ist die Lo
sung. Wir haben gewählt! Die Demokratisierung der Wirtschaft kommt 
nicht nur dem Arbeitnehmer zu gute, sondern auch den Arbeitgebern. Das 
wirtschaftliche Leben wird in ruhigere Bahnen geleitet und nicht immer 
durch Streik lahmgelegt werden. Nicht im Interesse einer Klasse, sondern im 
Interesse des sozialen Friedens, verlangen wir demokratische Rechte auch 
im wirtschaftlichen Leben. Der wirtschaftlichen Entwicklung unseres Lan
des würde es förderlich sein.>> 54 

Heute ist diese Forderung unter dem Namen Mitbestimmung bekannt. 
Wenn man sich vergegenwärtigt, wie diese Forderung bis heute die Gemüter er
regt, so kann man sich vorstellen, dass sie damals wahrscheinlich für ziemlich 
extremistisch gehalten wurde. 

Fassen wir noch einmal zusammen: 
- Die Demokraten vertraten eine entschiedene Sozialpolitik. 
- Soweit wir bis jetzt gesehen haben, waren sie im Prinzip keine Systemverän-

derer. In bestimmten Bereichen der Wirtschaft waren sie aber auch tiefgrei
fenden Reformen und Veränderungen nicht abgeneigt. 

3.3.3 Marxismus, Sozialismus, Kommunismus 
Am Ende des letzten Kapitels ist die Frage offen geblieben, wie weit die De

mokraten Systemveränderer waren. Wie stellten sie sich nun zu einer Bewe
gung, deren Ziel damals noch eindeutig die totale Systemveränderung war. Bis 
zur Gründung der Sowjetunion konnten sie sich mit allen auf Marx zurückge-
54 TI 30.6.1922. 
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henden Ideologien nur theoretisch auseinandersetzen. Noch weniger als die 
n1arxistischen, sozialistischen und kommunistischen Theoretiker und Führer 
konnten sie wissen, wie nach einer diesen Theorien entsprechenden Verände
rung Staat und Gesellschaft aussehen würden. (Selbst Lenin ka1n ja nicht mit 
einem fertigen Patentrezept in der Tasche an die Macht). Dies änderte sich, als 
sich zu Beginn der zwanziger Jahre in der Sowjetunion der Kommunismus end
gültig durchgesetzt hatte. Wie wir aber bereits bei der Behandlung des Phäno
mens ((Diktatun> 55 gesehen haben, beschäftigten sich die Demokraten mehr mit 
dem äusseren Erscheinungsbild der Diktatur, als mit der kommunistischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Dies hängt vielleicht dan1it zusa1nmen, 
dass sie eine der wichtigsten Grundlagen jeder marxistischen Ideologie nie oder 
nur im bescheidensten Ausmasse übernommen hatten. Trotz aller Entlehnung 
und geistiger Verwandtschaft war für sie die ökonomische Struktur (Produk
tionsverhältnisse, Klassenkampf usw.) nie das einzige oder wichtigste treibende 
Element der Entwicklung. Der <<demokratische,> 56 Staat und die <<demokrati
sche>> Gesellschaft waren für sie nicht Folge, sondern Ursache und Ausgangs
punkt von Veränderungen im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereich. 
Überspitzt und in Umkehrung marxistischer Theorie könnte man sagen, der 
Staat war für sie kein Phänomen des Überbaus sondern des Unterbaus. Über
spitzt ist dieses Urteil, weil sich die Demokraten in Wirklichkeit weder zur einen 
noch zur anderen Seite so leicht und so genau abgrenzen lassen. Heute glauben 
wir, ziemlich genaue Vorstellungen zu haben, was ein Kommunist oder ein So
zialist ist. Beides sind irgendwie Marxisten. Während aber der erste dogmatisch 
einem revolutionären Weg folgt, der bis heute immer in die Diktatur geführt 
hat, sucht der Sozialist jeglicher Observanz den Weg der Reformen. So gesehen 
müsste man den ehemaligen Demokraten mit dem heutigen Sozialdemokraten 
vergleichen und würde wahrscheinlich viele Gemeinsamkeiten finden. Für die 
Demokraten stellte sich das Problem nicht so einfach. Damals waren noch in 
den meisten Ländern Kommunisten und Sozialisten in der gleichen Partei. Die 
revolutionäre und revisionistische Strömung war also unter dem gleichen Dach 
vereint. Dieses <<Janusgesicht>> der damaligen sozialistischen Bewegung hat 
auch das Tagblatt erkannt. So schrieb es zum Stuttgarter Parteitag der SPD von 
1898: 

<<Die sozialdemokratische Partei hat lange Zeit traumhaften Idealen nach
gejagt und den Philister mit der revolutionären Phrase erschreckt und dar
über vielfach die praktische Politik vergessen. Die Partei muss nun die Er
fahrung machen, dass auch für sie das Gesetz der Entwicklung besteht. Füh
rende Geister innerhalb der Partei haben die Grundlagen der marxistischen 
Theorie einer scharfen Kritik unterzogen. So hat der in London lebende 

55 Vgl. dazu oben 3.1.4. 
56 Vgl. dazu oben 0.2 und 3.2; <<Demokratisch>> in dem dort dargelegten Verständnis der Demokra

ten. 
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Bernstein in der wissenschaftlichen Revue der Sozialdemokratie eine Arti
kelserie veröffentlicht. worin er ausführt. er könne nicht glauben, dass die 
bürgerliche Gesellschaft schon vor ihrem Zusan1menbruch stehe . 
... Das Vernünftigste. was die Sozialdemokratie tun kann. ist. wenn sie das 
Erreichbare zun1 Ziele setzt und praktisch mitarbeitet an der Lösung der po
litischen. sozialen und wirtschaftlichen Aufgaben unserer Zeit, denn bei dem 
fortwährenden Verweisen auf einen in nebelhafter Ferne liegenden Zu
kunftsstaat schaut doch nichts heraus.>> 57 

Die Syn1pathien der Demokraten lagen natürlich bei den Revisionisten. Ihr 
Interesse an diesen Auseinandersetzungen in der sozialistischen Bewegung war 
auch nicht nur (iakademischen> oder ((theoretischer>> Art, weil sie in einer revi
sionistischen Sozialdemokratie einen zukünftigen Kampfgefährten sahen.58 

Obwohl das Tagblatt in diesem besonderen Fall die innere Problematik der 
sozialistischen Bewegung genau erkannt hatte, machten sonst Tagblatt und 
Den1okraten, wenn sie von Sozialisten sprachen, ein ziemliches Durcheinander. 
Einmal werden diese mit Lob bedacht, dann wieder getadelt und verurteilt, und 
man muss dann schon sehr genau hinschauen, um herauszufinden, ob jetzt ge
rade <(gute>> Sozialisten, Kommunisten oder sogar Anarchisten gemeint sind. 
Eines ist aber sicher, wenn sie den Sozialismus angriffen, dann verurteilten sie 
immer revolutionäre Strömungen dieser Bewegung. 

(( Es gibt leider eine Partei, die unter einem kleinen Teil der Arbeiter Fuss ge
fasst hat, die nur zerstören will. Aus den Trümmern, aus dem Chaos soll 
dann eine neue Welt voll Glanz und Schönheit hervorgehen. Durch ein Meer 
von Thränen und von Blut ginge es hindurch in dieses gelobte Land. Doch 
die Vernünftigen lockt ein Ziel, das auf solche barbarische Weise errungen 
werden müsste, nicht. Es hätte zweifelhaften Wert und vor allem kein Be
stand. Nicht zum Zerstören sind wir Menschen da, sondern zum friedlichen 
Aufbauen, das sieht der Grossteil der Arbeiterschaft denn auch ein und die 
schärfsten Gegner der Anarchisten finden sich in den Reihen der organisier
ten Arbeiter. Der Fortschritt gründet sich darauf, dass der Mensch die Na
turkräfte in immer höherm Masse in seinen Dienst zu stellen versteht und 
dass er auch in geistiger Beziehung auf eine Warte zu stehen kommt.>> 59 

Ähnlich antworteten sie auf die Frage, warum die Demokraten nicht Sozial-
demokraten werden könnten: 

<(Die Sozialdemokraten ... haben dem Rufe Folge geleistet, der lehrt, dass 
das wirtschaftliche Leben sich immer mehr industrialisiere, so dass zuletzt 

57 TI 9.10.1898. 
58 TI 9.10.1898; ähnliche Ideen in einem Kommentar zum Dresdner Parteitag der SPD von 1903 in 

TI 27.9.1903. 
59 TI 18.4.1901. 
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jedes Volk nur mehr aus zwei Klassen bestehen werde: aus den Millionen 
mittelloser Lohnarbeiter und der an Zahl verhältnismässig ganz geringen 
Klasse der Kapitalisten. Dem gegenüber neigt aber die neuere wissenschaft
liche Forschung wieder mehr dem Standpunkt zu, dass es auch in Zukunft 
immer einen Mittelstand geben werde und müsse. Der individuelle Frei
heitsdrang im Menschen lässt Ungezählte vorziehen, selbst bei geringerem 
Verdienst irgend einen selbständigen Beruf auszuüben. Dann gibt es im Le
ben der Gesellschaft eine sehr grosse Anzahl von Beschäftigungen und Pro
duktionszweigen, die sich entweder nicht industrialisieren lassen, ohne dass 
sie, die Gesellschaft, daraus einen empfindlichen Schaden hätte, oder ihrer 
Natur nach nicht einmal industrialisiert werden können. Auf diesen zwei 
Grundgedanken basieren nun die Theorien der bürgerlichen und der sozia
listischen Weltanschauung, die wir hier nicht weiter ausspinnen wollen, aber 
dazu offen erklären, der ersten zu huldigen. 
Als Voraussetzung einer starken sozialistischen Entwicklung ist somit die 
Industrialisierung eines Landes oder Gebietes erforderlich. Und das ist der 
praktische Grund, warum die Demokraten keine Sozialisten werden kön
nen. Gewiss hat sich die Industrie auch im Kanton Thurgau vermehrt. Die 
reinen Industriearbeiter zählen aber gar nicht nach vielen Tausenden ... Die 
demokratische Partei hat Anhänger in allen Bevölkerungsschichten, und ihr 
Gros, das sich vornehmlich aus kleineren Bauern, Arbeitern, Handwerkern, 
Gewerbetreibenden und Beamten rekrutiert, weist gar mancherlei verschie
dene Interessen auf, die alle gegenüber den Übergriffen der wirtschaftlich 
Grossen, Mächtigen und Rücksichtslosen gewahrt und verteidigt werden 
müssen. Vor allem aber taugt die Waffe, die die Sozialdemokratie zur blossen 
Verteidigung der Interessen der Nur-Lohnarbeiter sich ausgebildet, der 
grundsätzliche Klassenkampf, nicht für so gemischte Verhältnisse, wie sie 
bei uns anzutreffen sind. Wo mannigfaltige Interessen täglich und stündlich 
ineinander greifen, müssen die Klassengegensätze im Gegenteil auszuglei
chen versucht werden. An Stelle des Klassenkampfs muss der Entspannung 
der Gegensätze und der Klassenverständigung das Wort geredet werden. 
Darum können wir keine Sozialdemokraten werden!>> 60 

Auch dieser Artikel verurteilt die revolutionäre oder klassenkämpferische 
Tendenz deutlich. Man muss allerdings beachten, dass diese Verurteilung u.a. 
mit den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zuständen im Thurgau und in 
der Schweiz begründet wurde; d.h. dass sich die Demokraten Zustände vorstel
len konnten, die den revolutionären oder klassenkämpferischen Weg verlangen 
würden. 

Wie stellten sich nun die Demokraten zu Marx. Wir haben gesehen, dass die 
Stellungnahme der Demokraten zu marxistischen oder sozialistischen Ideen 
keiner geraden Linie folgten. Bei vielen ihrer eigenen Ideen, die wir bis jetzt 
60 TI 27.10.1911; Artikel zu den Nationalratswahlen 1911. 
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kennen gelernt haben. kann aber ein marxistischer Einfluss nicht geleugnet 
werden.Natürlich sind dies keine marxistischen Ideen; ganz spurlos ist aber der 
Marxismus an diesen nicht vorbeigegangen. Dabei dürfte diese Tatsache den 
111eisten Demokraten kaum bewusst gewesen sein. Der Name <<Marx>> oder die 
Begriffe <<Marxismus>>. <<Diktatur des Proletariats>> usw. sind nämlich bis zum 
Ende des Ersten Weltkrieges im Tagblatt nur höchst selten zu finden. Vögelin, 
dem Redaktor des Tagblattes. waren aber die Werke von Marx bekannt. 

<<Marx war einer der grössten Denker aller Zeiten. Ihm verdankt die Natio
nalökonon1ie die wertvollsten Anregungen.>> 61 

Soweit mir bekannt ist, dürfte dies aber auch so ziemlich der einzige Artikel 
sein, in den1 etwas über Marx selbst steht. 

Die Entstehung der sozialistischen Bewegung war für das Tagblatt eine Fol-
ge des industriellen Zeitalters und der sozialen Missstände jener Epoche. 

<<. .. dass die Maschinensklaverei und die Sucht nach Gelderwerb der Gros
sen die Sozialdemokratie grossgezogen haben.>> 62 

Das Tagblatt war überzeugt, dass die sozialistische Bewegung keine vor
übergehende Erscheinung war. Dazu glaubte es, dass diese als Reformpartei 
eine grosse Zukunft haben würde.63 

Wie sah nun das Tagblatt das Verhältnis der <<Demokratischen>> Bewegung 
zur sozialistischen? Wo glaubte es das Trennende, wo das Gemeinsame zu er
kennen. Vergegenwärtigen wir uns noch einmal den Artikel zu den National
ratswahlen 1911, in dem das Tagblatt zu erklären versuchte, warum die Demo
kraten keine Sozialdemokraten sein könnten. Dort hatte es die Notwendigkeit 
des Klassenkampfes und die Existenz von nur zwei Klassen bestritten. Die De
mokraten sind ja überhaupt immer davon ausgegangen, dass es einen Mittel
stand gebe und immer geben werde. Da die Demokraten nie nur Arbeiterpartei 
sein wollten, sondern einfach eine Partei der <<kleinen Leute>>, mussten siena
türlich auch von dieser Warte aus den Klassenkampf ablehnen. Ein Jahr später 
ist die Diskussion um dieses Problem im Tagblatt wieder entflammt: 

<<. .. so frägt dann der Mann: <Wo gehört ihr Demokraten hin?> Und da lautet 
unsere Antwort ebenso bestimmt und klar, wie wir sie auch vor den Natio
nalratswahlen gegeben haben: 
Weder bei den einen noch bei den anderen, weder bei den alles Kapitalisie
renwollenden, noch bei den die ganze Welt Verstaatlichenwollenden! Und 
die Weltgeschichte gibt uns recht: Weder auf dem Gebiete der Religion, noch 
des Denkens (der Philosophie) hat sich je irgend ein System, eine unbe
schränkte, dauernde Machtstellung und Vorherrschaft erringen können. 

6 I TI 10.1.1908. 
62 TI 14.12.1889: ähnliche Ideen in: TI 5.3.1897 und TI 13.5.1898. 
63 TI 16.1.1900: siehe dazu auch oben Anm. 58 und Anm. 60. 
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Und je n1ehr sie mit allen Mitteln danach gestrebt haben. desto rascher er
folgte nur ihr Sturz. Wie wäre das gleiche also denkbar in1 wirtschaftlichen 
Leben, wo die Gegensätze und die Reibungen sich viel fühlbarer n1anifestie
ren und der Einzelne hinwiederum am besten Gelegenheit hat, seine eigenen 
Fähigkeiten zu erproben? Die Entwicklung des heutigen Staates zeigt auch 
schon sehr deutlich, dass die beste Verteilung und die für das Volksganze be
ste Steigerung des Arbeitsertrages dort zu erreichen ist, wo Verstaatlichung 
und Genossenschaft auf der einen und Privatbetrieb auf der anderen Seite 
ökonomisch-zweckmässig ineinandergreifen und sich gegenseitig ergänzen . 
... Mit den Sozialdemokraten haben sie, soweit diese die Sozialreform im 
Gegenwartsstaate in den Vordergrund stellen ein Ziel.>> 64 

Was wir schon vorher gesehen oder vermutet haben, findet in diesen1 Artikel 
seine Bestätigung. In der Analyse der sozialen Zustände der Zeit, in den Forde
rungen nach Sozialreformen und in der Idee gewisse Wirtschaftszweige zu ver
staatlichen hatten die Demokraten mit den Sozialdemokraten vieles gemein
sam. Einig waren sie sich mit den revisionistischen Strömungen auch über den 
Weg, der nach ihrer Ansicht nur der >>demokratische<< sein konnte und für den 
sie sich in ihrer politischen Arbeit einsetzten. 65 Den revolutionären Weg verur
teilten sie, weil er die von ihnen hochgehaltenen demokratischen Institutionen 
verleugnen muss und immer in die Diktatur führt. 

Wie beurteilten nun die Demokraten eine mögliche <<sozialistische Wirt
schaftsordnung>>? Wir müssen davon ausgehen, dass für sie ein solches Modell 
einfach totale Verstaatlichung bedeutete. Viel mehr konnten sie sich darunter 
nicht vorstellen. Im allgemeinen haben sie dieses Modell genauso entschieden 
abgelehnt wie das damalige kapitalistische Wirtschaftssystem. Beide waren 
ihrer Meinung nach zu extrem. Aus beiden sollten aber die positiven Elemente 
übernommen werden. Dies bedeutete einerseits Verstaatlichung aller für das 
gesamte Volk und die Volkswirtschaft lebenswichtiger Wirtschaftszweige (Ver
kehrswesen, Energieversorgung, Hypothekarkreditwesen, Banknotenemission, 
Versicherungen, Getreidehandel usw.) und andererseits unter Kontrolle des 
Staates (Sozialpolitik) Privatwirtschaft und Einzelinitiative in allen übrigen 
Gebieten der Wirtschaft. Im privatwirtschaftlichen Bereich sollte vor allem das 
genossenschaftliche Prinzip zum Zuge kommen (Einkaufs-, Produktions-, Ver
triebs- und Konsumgenossenschaften).66 

Alles in allem war aber das Verhältnis der Demokraten zu jeder möglichen 
Wirtschaftsordnung eigentlich immer zweideutig. Ein frühes Beispiel dieser 
Unentschlossenheit und Zweideutigkeit ist ihre Stellungnahme zur Initiative 

64 TI 18.3.1912; Artikel mit ähnlichen Tendenzen: TI 13.4.1912 und 22.3.1919. 
65 Siehe dazu oben 3.2.2. 
66 Zur Bedeutung des Genossenschaftswesens siehe unten 3.3.5. 

266 



((Recht auf Arbeit)>.67 An und für sich lehnten sie die Initiative ab und empfah
len ihren Anhängern diese zu verwerfen. 6K Immerhin billigten sie der Initiative 
einen <(guten Kern)> zu. 69 Interessant sind aber die Argumente, mit denen sie 
ihre Ablehnung begründeten: 

((Daneben ist der Artikel ein Dekorationsstück, denn zu behaupten, die 
Forderungen des Rechtes auf ausreichend lohnende Arbeit sei im heutigen 
Staat in1 Ernst durchzuführen, ist offenbar Widersinn. Im Sozialistenstaat 
aber wäre das Recht auf Arbeit gar nicht nöthig, denn es würde sich von 
Selbst verstehen. 
In That und Wahrheit verlangen die Initianten nicht bloss das Recht auf Ar
beit, sondern das Recht auf Verschaffung von Ar bei tsgelegenhei t. Pflicht des 
Staates wäre es nach Annahme des Verfassungsartikels, dem arbeitslos ge
wordenen Schweizerbürger von Staates wegen für Arbeit zu sorgen. Der 
Staat müsste also Herr über alle Arbeitsmittel werden, es müsste eine totale 
Umwälzung unserer heutigen Wirthschaftsordnung Platz greifen, oder das 
Recht auf Arbeit, worunter nicht das Recht zu arbeiten gemeint ist, würde 
ein leeres Wort ohne praktischen Inhalt bleiben . 
... , jedenfalls ist dieses Postulat auf Grundlage der gegenwärtigen Wirth
schafts- und Gesellschaftsordnung gar nicht ausführbar. 
... Das Initiativbegehren, wenn es auch verworfen wird, war nicht nutzlos, 
der gute Kern, der in demselben steckt, wird von der rauen sozialistischen 
Schale losgehüllt werden . 
... Es ist gewiss richtig, man braucht kein Sozialdemokrat zu sein, um der In
itiative sympathisch gegenüber zu stehen. Bundespräsident Frey hat sich s.Z. 
öffentlich für das Recht auf Arbeit ausgesprochen und auch die Initiative 
unterschrieben. Er sagte u.A.: <Es besteht ein Recht auf Arbeit, wie es ein 
Recht gibt zu leben und zu athmen, und eine Gesellschaftsorganisation ir
gend einer Art, welche dieses Recht nicht anerkennt, muss an dem Wider
spruch auf die Dauer zu Grunde gehen.> Wir gehören auch nicht zu denen, 
welche sagen, weil die Initiative von sozialdemokratischer Seite komme, 
müsse sie unter allen Umständen bekämpft werden. Es heisst auch in Bezug 
auf dieses Initiativbegehren: Prüfet Alles und das Gute behaltet. Aber so 
natürlich und selbstverständlich das Recht auf ausreichend lohnende Arbeit 
an und für sich ist, so wäre doch der betreffende Verfassungsartikel nichts 
mehr als eine schöne Phrase, so lange nicht die Verstaatlichung sämtlicher 
Arbeitsgelegenheiten, insbesondere der Industrie, durchgeführt ist. Mit der 

67 Diese Initiative wurde in der Volksabstimmung vom 3.6.1894 verworfen; siehe dazu: BBI 1893 IV 
369, 1894 II 354, 356 und 358, III 89. 

68 TI 1./2.6.1894. 
69 a.a.O., Ausgabe vom 2.6. 
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Annahme dieses Volksbegehrens würden wir diesem Sozialstaat zusteu
ern.>> 70 

Vom demokratischen Standpunkt aus war also diese Initiative im damaligen 
Staat nicht durchführbar; d.h. zuerst hätten Veränderungen in <,soziali
stischem>> Sinne stattfinden müssen. Gegen Ende des Artikels ist dazu zu lesen, 
das Schweizervolk wünsche dies nicht. <,Expressis verbis>> steht aber im ganzen 
Artikel nirgends, die Demokraten seien dagegen. Das heisst natürlich nicht, 
dass sie dafür waren. Es illustriert aber ihr gebrochenes Verhältnis zu diesem 
Problem. 

Fassen wir zusammen: 
- Das Verhältnis der Demokraten zum Sozialismus war weder ablehnend noch 

zustimmend. Bestimmte Ideen, Forderungen und Ziele haben sie übernom
men, zur Kentnnis genommen oder verworfen. 

- Revolutionären Strömungen (kommunistischen oder anarchistischen) wa
ren sie ausgesprochen feindlich gesinnt. 

- Revisionistischen und sozialreformerischen Tendenzen brachten sie ebenso 
eindeutig Sympathien entgegen. 

- Ihre Aussagen zum Ziel des Sozialismus ( sozialistische Wirtschaftsordnung) 
waren meistens unklar oder widersprüchlich. Das könnte darauf zurückzu
führen sein, dass sie sich in dieser Frage mit theoretischen Modellen und 
nicht mit der Realität auseinandersetzen mussten. Möglich wäre aber auch, 
dass für sie die Frage der Wirtschaftsordnung gar nicht die Bedeutung hatte, 
die wir ihr heute beimessen. Wie wir im Kapitel über den <,Staat>> 71 gesehen 
haben, hatten die Demokraten nur ganz wenige politisch-ideologische 
Glaubenssätze (Volksrechte wie Initiative und Referendum, Volkssouve
ränität, Proporz, Volkswahlen). Sonst gab es für sie keine <<endgültigen>> 
Wahrheiten und Erkenntnisse, weil sie die Ansicht vertraten, jede Zeit habe 
ihre neuen grossen Probleme, die ihrerseits immer neue Lösungsformen ver
langen würden. Deshalb sollten alle wirtschaftlichen, sozialen und gesell
schaftlichen Gegebenheiten immer revidierbar sein. So gesehen ist nur die 
Erhaltung der <<demokratischen>> Institutionen wichtig, da nur diese den 
ständigen Wandel ermöglichen. Die Frage nach dem richtigen Wirtschafts
system ist dann weitgehend irrelevant, da auch dieses revidierbar sein muss. 

3.3.4 Die Demokraten und das <<kapitalistische>> Wirtschaftssystem 
Das Urteil der Demokraten zum Sozialismus als politischer Bewegung wie 

als Ideologie fiel also sehr differenziert aus. Radikalen Tendenzen standen sie 
immer ablehnend, gar feindlich gegenüber. Neben radikalen Tendenzen gab es 
in der <<Sozialdemokratie>> natürlich immer auch gemässigtere Strömungen, 
70 a.a.O. 
71 Siehe dazu oben 3.2. 
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denen sich die Demokraten nie verschlossen. Dies waren aber immer Ausein
andersetzungen mit Ideen oder Theorien und nie mit <<real existierenden>> 
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodellen. 

Im Gegensatz dazu war für sie die Auseinandersetzung mit einem <<kapita
listischen>> System Teil ihres Alltags. Verba! führten sie diese Auseinanderset
zung oft äusserst radikal. Dies lässt sich nur schon an einigen wenigen Beispie
len zeigen: 

<<Hier liegt der Kardinalfehler unserer heutigen Produktionsorganisation, 
weil die beiden Produktionsfaktoren - Fabrikant und Arbeiter - dergestalt 
verschieden dastehen, dass wohl dem erstern, nicht aber dem letztern, mög
lich ist Ersatz für die verbrauchten Produktionskräfte zu finden.>> 72 

<<Der Kapitalismus ist der gemeinsame Feind der Mittel- und Arbeiterklasse. 
Beide haben also auch ein gemeinsames Interesse an dessen Bekämpfung. 
Wenn man das nur überall einsehen würde.>> 73 

<<Der grosse Feind - ... - ist heutzutage der Kapitalismus.>> 74 

<<Weitere Schlüsse zu ziehen aus diesen Zahlen wollen wir den Lesern über
lassen und ihnen die Frage zur Erdauerung anheimstellen, ob es nicht im 
höchsten Interesse der Allgemeinheit wäre, wenigstens auf dem Gebiete der 
Versicherung der Dividendenwirtschaft durch Errichtung staatlicher Insti
tute ein Ende zu bereiten.>> 75 

<<Man braucht sich darüber nicht zu ängstigen, wenn die Zinsverhältnisse 
der Landwirthe andere werden. Mach man sich's doch z.B. nur klar, welche 
Summe von Sittlichkeit darin liegt, wenn einer den anderen mit seinem Gel
de nicht mehr tributpflichtig machen kann.>> 76 

Das tönt alles ziemlich radikal und tönte wohl für zeitgenössische Ohren77 

noch radikaler; den eigentlichen Kern einer bürgerlichen und liberalen Wirt
schaftsordnung (Privateigentum, Gewinnstreben usw.) stellten damit aber auch 
die Demokraten nicht in Frage. Ihre Kritik richtete sich in Wirklichkeit nur ge
gen Auswüchse. Wo diese Kritik weiter ging, d.h. wo die Demokraten nach dem 
Staat riefen (Hypothekar-, Versicherungs-, Energie- und Verkehrswesen), 
herrschten oft besondere Verhältnisse, galten Grundsätze einer <<kapitalisti
schen>> Ordnung, wie Konkurrenz oder Angebot und Nachfrage, kaum oder gar 
nicht mehr. Dazu kommt, dass sie mit diesen Forderungen durchaus im Trend 
der Zeit lagen.78 

72 TI 8.3.1905. 
73 TI 8.3.1902. 
74 TI 10.3.1910. 
75 TI 14.5.1903. 
76 TI 5.5.1892. 
77 Siehe oben 1.8. 
78 Man denke hier etwa an den Rückkauf der Bahnen oder die Gründung von Kantonalbanken in 

der Schweiz oder an die Einrichtung der ersten Sozialversicherungen im Deutschen Reich. 
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Ziel der den1okratischen Kritik war also nicht ein revolutionär umgestalte
tes, sondern ein sozialer gestaltetes Wirtschaftsleben: mit heutigen Begriffen: 
eine soziale Marktwirtschaft. 

3.3.5 Die Demokraten und das Genossenschaftswesen 
Seit den Zeiten der <<Redlichen Pioniere von Rochedale>> hat das Genossen

schaftswesen eine grosse Entwicklung durchgemacht. Ausgangspunkt der gan
zen Bewegung waren Konsumgenossenschaften, wenn auch die geistigen Väter 
(Saint-Simon, Fourier, Proudhon, Owen) zuerst an Produktionsgenossen
schaften gedacht haben. Im Laufe der Zeit hat sich das Genossenschaftswesen 
in vielen Wirtschaftsbereichen durchgesetzt und bis heute gehalten (z.B. Coop 
als Konsumgenossenschaft, Maschinengenossenschaften der Landwirte, 
VOLG als Einkaufs-, Vertriebs- und Konsumgenossenschaft der Landwirt
schaft, Genossenschaftliche Zentralbank, Kibbuzim in Israel als Produktions
genossenschaften.) Mit Ausnahme der anarchosyndikalistischen und marxi
stisch-leninistischen Richtung liegt die Eigenart des Genossenschaftswesens 
darin, dass es in Wirklichkeit das Privateigentum und das privatwirtschaftliche 
Prinzip nicht in Frage stellt. Wohl ist in einer Produktionsgenossenschaft das 
Privateigentum des einzelnen Unternehmers abgeschafft. An seine Stelle tritt 
aber nicht die Gesamtgesellschaft (also kein gesellschaftliches Eigentum in 
marxistischem Sinne). Besitzer sind die an der Produktion beteiligten Arbeiter 
aller Stufen. Für Aussenstehende bleibt eine solche Produktionsgenossenschaft 
trotzdem Privateigentum. Im Grunde genommen beruhen heute bei uns sämt
liche Genossenschaften auf diesem Prinzip. Deshalb können die Genossen
schaften in den <<westlichen>> Ländern auch nicht mit denen der <<östlichen>> 
verglichen werden. 

Wir sehen, trotz der <<sozialistischen>> Herkunft steht das Genossenschafts
wesen unserem Wirtschaftssystem näher als der Wirtschaftsordnung in Osteu
ropa. Es widerspricht unserem Wirtschaftssystem nicht, es kann sogar ein inte
graler Bestandteil dieses Systems werden. In Ländern mit einer gesellschaftli
chen Eigentumsordnung marxistisch-leninistischen Zuschnitts ist es aber ein 
Fremdkörper. 

Was bedeutete nun für die Demokraten das Genossenschaftswesen? 
Entgegen allen Erwartungen beschäftigten sie sich recht selten mit diesem 

Problem. Erstaunlich ist diese Feststellung, weil sie in den wenigen Äusserun
gen zum Genossenschaftswesen diesem eine grosse Bedeutung beimassen. 

1914 schrieb das Tagblatt in einem Artikel, das Genossenschaftswesen sei die 
Übertragung der <<demokratischen>> Ideen und Prinzipien auf das volkswirt
schaftliche Leben.79 Schon 1889 hatte es die Arbeiter aufgerufen, Verkaufsge
nossenschaften zu gründen, um ihre soziale und wirtschaftliche Situation zu 
verbessern: 
79 TI 8.1.1914. 
80 TI 5.9.1889. 
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<<Ein erster Weg wäre, wenn der Arbeiter sich einigermassen zum Kaufmann 
aufschwingen würde, wenn Arbeitervereinigungen die Errichtung von Ver
kaufsn1agazinen behufs Detailverkauf an die Hand nehmen würden.>> 80 

Drei Jahre später beurteilt es die Genossenschaftsidee in einem Artikel über 
eine Schuhmacherproduktionsgenossenschaft folgendermassen: 

<<Wir halten dafür, dass diese Genossenschaften auf gesunder Grundlage 
ruhen und einen der Wege darstellen, auf denen die allmälige Befreiung der 
Arbeit gefördert werden kann.>> 81 

Ähnlich nahm es zur <<Birseck'schen Produktions- und Konsumgenossen
schaft)> Stellung.82 

Aber auch die Zukunft von Handwerk, Gewerbe und Landwirtschaft lag für 
das Tagblatt in der genossenschaftlichen Organisation von Einkauf, Verarbei
tung und Vertrieb. 83 

Abgesehen vom Parteiprogramm von 1891 84 sind dies fast die einzigen Äus
serungen zum Genossenschaftswesen. Mehr Aufschluss geben auch die übrigen 
nicht. Welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus ziehen? Bei so wenigen 
Fakten muss man sehr vorsichtig sein. Es wäre geradezu fahrlässig, daraus ein 
<<demokratisches>> Wirtschaftsmodell auf genossenschaftlicher Basis konstru
ieren zu wollen, obwohl Ansatzpunkte dazu da sind. Unter Berücksichtigung 
dieser Voraussetzungen könnten folgende Schlüsse gezogen werden: 

Das Genossenschaftswesen war für die Demokraten einerseits ein Mittel zur 
Überwindung des Kapitalismus, d.h. der Missstände im Kapitalismus. Ande
rerseits wurden nach ihrer Ansicht Arbeiter, Bauern, Handwerker und Gewer
betreibende durch das gemeinschaftliche Wirtschaften in Genossenschaften in 
die Lage versetzt, selbst Nutzen aus den Möglichkeiten zu ziehen, die der Kapi
talismus der Privatinitiatve bietet (Privateigentum, Gewinn, Selbständigkeit, 
relative wirtschaftliche Unabhängigkeit). 

3.3.6 Zusammenfassung 
Ideen und Forderungen der Demokraten lassen sich auf keine ausformulier

te Ideologie zurückführen, wie dies bei anderen politisch-ideologischen Bewe
gungen möglich ist. Die meisten ihrer Forderungen und Ideen waren Antwor
ten auf Probleme, denen sie täglich begegnen konnten. Nach ihrer Meinung 
waren die meisten dieser Probleme Folgen von Auswüchsen, Missständen und 
Fehlentwicklungen des <<kapitalistischen>> Wirtschaftssystems. In dieser Hin
sicht haben sie die freie Wirtschaftsordnung zweifellos verurteilt und abge
lehnt. Sie haben sich aber nie für die Ablösung dieser Ordnung durch irgend ein 
81 TI 19.5.1892. 
82 TI 9.6.1899, 3.5.1904 und 24.7.1908. 
83 TI 8.10.1902. 
84 Siehe dazu oben 2.1. <<Programm von 1891, 1.4.>>. 
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· sozialistisches, marxistisches oder kommunistisches System eingesetzt. Sie 
glaubten vielmehr, durch geeignete sozialpolitische Massnahmen, Verstaatli
chung von Teilbereichen der Wirtschaft (Kantonalbanken, Bahnen u.ä.m.) und 
Förderung der Genossenschaftsidee die erforderlichen Korrekturen vorneh
men zu können. In Anlehnung an ein Schlagwort aus den späten 60er Jahren85 

könnte man sagen, dass ihnen ein <<Kapitalismus mit menschlichem Gesicht>> 
vorschwebte. 

4 Ergebnisse und Ausblick 

4.1 Ergebnisse 

Ausgehend von den in der Einleitung zur Diskussion gestellten Problem
kreisen halten wir folgendes fest: 

1. Parteigeschichte im engeren Sinne 
- Eigentlich hat die Demokratische Partei des Kantons Thurgau keine <<eige

ne>> Geschichte; denn ihre Geschichte ist weitgehend die Geschichte einiger 
weniger führender Demokraten. Von diesem Gesichtspunkt aus stehen wir 
eher vor einer Honoratiorenpartei als vor einer modernen Massenpartei. 
Andererseits erinnert sie uns oft mehr an eine politische Bewegung (Landes
ring, Überfremdungsparteien, Atomgegegner, Grüne) als an eine Partei. 

- Hintergrund ihrer Gründung ist neben anderem das Auseinanderfallen der 
freisinnigen Grossfamilie; Hintergrund ihres Unterganges der Aufstieg der 
Sozialdemokratie. Darin spiegelt sich auch die Ablösung des damals tradi
tionellen I)Olitisch-ideologischen Gegensatzes: <<Liberalismus vs. Konserva
tivismus>> durch den neuen <<Bürgertum vs. Sozialismus, bzw. Sozialdemo
kratie>>. Deshalb ist es wohl kein Zufall, dass im Thurgau der Aufstieg der 
Demokratischen Partei mit der Gründung der Sozialdemokratischen Partei 
sein Ende findet (um 1905). 

- Wähler und Führer ( der D P) sind vorwiegend in der <<Provinz>> 1 zu Hause 
oder wenigstens dort aufgewachsen, in ihrer grossen Mehrheit sind sie pro
testantisch2 und stammen meist aus bescheidenen oder bescheidensten Ver
hältnissen. Ihre Führer üben oft typische Aufsteigerberufe aus (Lehrer, klei
ne Beamte bei Staat, Post und Eisenbahn, (kaufm.) Angestellte usw.) oder 
sind Kinder von Männern in Aufsteigerberufen. Zählen wir zu diesem Teil · 
der Führungsgruppe noch Wirte, grössere Bauern, Lokalpolitiker und den 
einen oder anderen Handwerksmeister oder Kleinunternehmer unter den 
wichtigeren Demokraten hinzu, dann haben wir, mindestens in ihrer sozia-

85 Gemeint ist der Begriff <<Sozialismus mit menschlichem Gesicht>>; geprägt 1968 in der Tschecho
slowakei während des Prager Frühlings. 

I D.h. nicht in Frauenfeld. 
2 Dies ist ein <<Erbstück>> aus der freisinnigen Grossfamilie. 
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len Zusammensetzung, mehr oder weniger Gruners<,Agenten>>,1 d.h. die un
tere Führungsschicht, gewissermassen die Unteroffiziere, der alten freisin
nigen Grossfamilie. Ein Teil4 dieser <<Agenten>> hat sich im Rahmen der De
mokratischen Partei organisiert. 

- Nach dem Niedergang der Partei zog es die meisten Führer zu den bürgerli
chen Parteien, die Mehrheit der Wähler zu den Sozialdemokraten. 

2. Quellensammlung 
- Systematische Quellensammlungen (Programme usw.) zur Geschichte der 

Parteien sind in der Schweiz erst im Aufbau. Die vorliegende Sammlung zur 
Geschichte der Demokratischen Partei des Kantons Thurgau dürfte mehr 
oder weniger vollständig sein; zu gegebener Zeit müsste sie aber auch noch 
von bis anhin unzugänglichen Seiten her beleuchtet werden. 5 

3. Das Weltbild im engeren Sinne 
- Erfahrungshorizont und Bezugspunkt der Demokraten waren zur Hauptsa

che die wirtschaftlichen und sozialen Erschütterungen ihrer Zeit, d.h. die 
Folgen der auch im Thurgau hereinbrechenden Industrialisierung und der 
Erste Weltkrieg mit seiner ganzen Vorgeschichte und seinen Folgen. 

- Nicht unähnlich den heutigen politischen Bewegungen waren die Demokra
ten pessimistisch und radikal in Analyse und Kritik der Situation, aber opti
mistischer als jene in der Einschätzung der Möglichkeiten zur Zukunftsge
staltung. Ihr Ziel war eine Welt mit mehr Gleichheit und mehr Gerechtigkeit. 
Den Weg in diese Zukunft sahen sie in einer rigorosen <<Demokratisierung>> 
nationaler und internationaler Politik. 

4. Der Staat 
- Die Demokraten wollten einen möglichst <<demokratischen>>6 Staat. Jede 

mittelbare Macht war ihnen verdächtig. Repräsentation lehnten sie bei Ge
setzgebung wie bei Wahlen ab. Hier sahen sie sich eingebettet in eine <<de
mokratische>> Tradition: die Thurgauer und Schweizer Geschichte als 
Emanzipationsprozess vom vorrevolutionären Untertanenland und Unter
tanenstaat zum Volksstaat, d.h. zum <<demokratischen>> Staat. 

- Gleiche Wurzeln hat wohl auch die zentralistische, fast helvetische Ausrich
tung ihrer Programmatik. Ihr Denken und Handeln war eigentlich immer 

3 Gruner, Parteien, s. 82 ff.; nach Gruner waren ja im 19. Jhdt. die Parteien noch weitgehend Ka
derparteien; über lokale Agenten (Lehrer, Polizisten, lokale Honoratioren) kontrollierte und 
mobilisierte die Parteiführung ihre Anhänger auf dem Land. 

4 Ausnahmen waren vielleicht Hofmann und Deucher und der wenig in Erscheinung tretende von 
Scherer, Mitglied des Gründungsvorstandes. 

5 D.h. z.B.: die Programmatik der DP aus der Sicht der Programmatik anderer Parteien oder im 
Vgl. mit der Programmatik anderer Parteien; Sinn und Zweck von Parteiprogrammen damals bei 
den Demokraten und ihren Gegnern und im Laufe der Geschichte usw. 

6 <<Demokratisch>> im Sinne der Definition von oben 0.2. 
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auf den Bund ausgerichtet; dort sollte das Entscheidende geschehen, nicht in 
den Kantonen. 

- Der Staat sollte nach ihren Vorstellungen nicht auf den klassischen Gebieten 
der Staatstätigkeit verharren; er sollte kein <<liberaler Nachtwächterstaat>> 
sein. Nein, gerade im Gegenteil dazu sollte er auf dem Gebiete des Wirt
schafts- und Sozialwesens besonders aktiv sein. 

- Der <<demokratische>> Staat war für die Demokraten aber nicht nur Ziel ihrer 
Politik; im <<den1okratischen>> Staat sahen sie immer auch das Werkzeug zur 
Durchsetzung weitergehender politischer Anliegen des <<Volkes,>, d.h. zur 
Durchsetzung wirtschafts- und sozialpolitischer Forderungen. 

5. Wirtschafts- und Sozialwesen 
- In diesen Fragen lassen sich die Demokraten vielleicht am deutlichsten von 

ihren politischen Hauptgegnern - anfänglich nur die Freisinnigen später 
auch noch die Sozialdemokraten- abgrenzen. Einerseits sprachen sie n1assi
ven staatlichen Eingriffen in das Wirtschafts- und Sozialwesen das Wort; 
andererseits waren sie zwar immer wieder bereit, das Privateigentum einzu
schränken, aber grundsätzlich in Frage gestellt haben sie dieses nie. Damit 
haben sie für die damaligen Verhältnisse sicher klare Grenzen gezogen. 

- Besondere Bedeutung massen sie staatlichen Interventionen auf folgenden 
Gebieten zu: Sozialpolitik, Banken-, Kredit-, Versicherungs-, Verkehrs- und 
Energiewesen, Bekämpfung von Monopolen und Förderung des Genossen
schaftswesens. 

- Genossenschaftliches Gedankengut hat das wirtschafts- und ordnungspoli
tische Denken der Demokraten wohl am nachhaltigsten beeinflusst. 
In der Zeit des Niederganges der Demokratischen Partei treten wirtschaftli
che und soziale Aspekte immer mehr in den Hintergrund.7 

4.2 Ausblick 

Aus heutiger Sicht wissen wir, dass viele dieser Ideen und Forderungen im 
Laufe der Zeit von anderen Parteien übernommen und zum Teil auch realisiert 
wurden. Die Demokraten standen nie ganz allein und hatten viele Erben. 
Haupterben waren aber - wieder aus heutiger Sicht - auf politisch-ideologi
scher Ebene genau wie bei den Wählern die Sozialdemokraten. Das zeigt sich 
auch darin, und dies gilt für die ganze Schweiz, dass bis heute alle Versuche, 
zwischen Sozialdemokratie und bürgerlichen Parteien langfristig erfolgreiche 
Politik zu treiben, immer wieder gescheitert sind.1 

7 Diese Feststellung beruht eigentlich auf einer rein quantitativen Beurteilung der Quellen; findet 
aber seine Bestätigung in der Hinwendung der demokratischen Führer zu den bürgerlichen Par
teien ( während und nach dem Niedergang). 

l Die CVP als Partei der <<dynamischen Mitte>> betreibt ja nach ihren1 Selbstverständnis unter dem 
Dach des politischen Katholizismus nicht Politik zwischen diesen <<Blöcken>>. sondern über die 
Grenzen hinweg. 
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5 Quellen, Literatur und Abkürzungen 

Quellen: 

Ungedruckte Quellen im Staatsarchiv des Kantons Thurgau (StATG) 

Protokolle des (;rossen Rates. 
Frernde jüngere Archive. Personen-/ Familienarchive. Nach lass Alfred Düssli, 8'631 '0. 
Personenkatalog. 
Verzeichnis der Kantonsräte. 

Gedruckte Quellen 
An1tsblatt des Kantons Thurgau 
Bcan1tenetat des Kantons Thurgau (verschiedene Jahrgänge). 
Bericht für die Mitglieder der thurgauischen Schulsynode. 
Staatskalender des Kantons Thurgau (verschiedene Jahrgänge). 

Zeitungen: 
Bischofszellcr Zeitung (BZ). 

'.\eue Zürcher Zeitung (NZZ). 
Thurgauer Arbeiter-Zeitung. bzw. Thurgaucr AZ (TAZ). 
Thurgauer Post (TP). 
Thurgauer Tagblatt (TT). 
Thurgauer Volkszeitung (TVZ). 
Der Wächter (DW). 
Thurgauer Wochenzeitung (TWZ). 
Thurgauer Zeitung (TZ). 

Weitere Quellen: 
An1tliche Samn1lung der Bundesgesetze und Verordnungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 

Neue Folge (seit 187 4) ( AS). 
Bundesblatt (BBl). 
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV). 
Hilty. Carl. hg., Politisches Jahrbuch der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 19. Jahrgang. S. 800-

813, Parteienwesen, Bern 1905. 
Jahrbuch der <,Zürcher Freitagszeitung,> für 1906. Zürich 1907. 

Literatur: 
Ammann. Josef. Theodor Curti. Politiker und Publizist, Rapperswil 1930. 
Blaser. Fritz. bearb .. Bibliographie der Schweizer Presse. Bd. II, Quellen zur Schweizer Geschichte, 

NF. IV 7. Basel 1958. 
Bonjour, Edgar, Geschichte der Schweizerischen Neutralität. Bd. II. Basel 19673 

Burkhart. Margarete, Die Entstehung der thurgauischen Verfassung von 1869. in: Thurgauische Bei
träge zur vaterländischen Geschichte 100 ( 1963). 

Duverger. Maurice, Les partis politiques, Paris 1950. 
Fraenkel, Ernst, und Bracher, Karl Dietrich, hg., Der Staat. Fischer- Lexikon Bd. II. Frankfurt am 

Main 1971. 
Gilg. Peter, Die Entstehung der demokratischen Bewegung und die soziale Frage, Affoltern am Al bis 

1951. 
von Greyerz, Hans, Der Bundesstaat seit 1848, in: Handbuch der Schweizer Geschichte. Bd. II. Zü

rich 1977. 
Gruner, Erich. Die Parteien in der Schweiz, Bern 19722 (Gruner, Parteien). 
Gruner, Erich, bearb .. Die Schweizerische Bundesversammlung, Bd. I, Bern 1966 (Gruner, Bv.). 
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Guggenhühl, Gottfried, Mantel, Alfred, und Gassmann. Emil. u.a .. Volksschule und Lchrerhildung. 
18321932. Zürich 1932. 

Hagen, Johann, Evangelist, Das Buchdruck- und Zeitungswesen i1n Thurgau, in: Illustrierter Staats-
kalender 1944/47, S. 3- 15. Frauenfeld o.J. 

Herdi, Ernst. Geschichte des Thurgaus, Frauenfeld 1943. 
Hunziker, Fritz, Die Mittelschulen in Zürich und Winterthur. 1833- 1933, Zürich 1933. 
Johann, Ernst. hg., Die Reden des Kaisers. Ansprachen. Predigten und Trinksprüche Wilheln1s II., 

München 1966. 
Joos, Eduard, Parteien und Presse im Kanton Schaffhausen, Schaffhausen 1975. 
Junker, Beat, Eidgenössische Volksahstimmungen üher Militärfragen un1 1900. Bern 1960. 
Lachcnal, Fran<;ois, Le parti politique: sa fonction de droit puhlique, Basel 1944. 
Martin, Paul Edmond, Die eidgenössische Armee 1815-1915, in: Schweizerische Kriegsgeschichte 

(SKG), Heft 12, Bern 1923. 
Reiher, Ernst. 30 Regierungsräte in 80 Jahren. Ein Rückblick auf die thurgauischen Regierungsrats

wahlen seit 1900. Frauenfeld 1980. 
Reiber, Ernst, Die früheren thurgauischen Nationalratspräsidenten: Ärzte. Juristen. Pfarrer, 

Bauern, in: TZ 30.11. und 7.12.1979 und Sonderdruck, Frauenfeld 1979. 
Reicheshcrg, Naum, hg., Handwörterhuch der Schweizerischen Volkswirtschaft. Sozialpolitik und 

Verwaltung, Bd. III, Bern 1909. 
Renk, Hansjörg, Bismarcks Konflikt 111it der Schweiz. Der Wohlgemuth-Handel von 1889, Basel 

1972. 
Schoop, Alhert, Geschichte des Kantons Thurgau, Bd. L Frauenfeld 1987. 
Schoop, Alhert. Von der Mediationsverfassung 1803 zur Kantonsverfassung von 1869, in: 175 Jahre 

Kanton Thurgau, hg. vom Regierungsrat des Kantons Thurgau, S. 7-28. Frauenfeld 1978. 
Schoop. Alhert, Der Kanton Thurgau 1803-1953. Ein Rückblick auf hundertfünfzig Jahre kantona

ler Selbständigkeit, Frauenfeld 1953 
Schoop, Albert hg., Wirtschaftsgeschichte des Kantons Thurgau, Weinfelden 1971. 
Schoop, Albert, Hundert Jahre Thurgauische Kantonsverfassung. Ansprache, gehalten an der kan

tonalen Verfassungsfeier am 28. Februar 1969 in Frauenfeld, in: Thurgauische Beiträge zur va
terländischen Geschichte 106 (1969), S. V-XVII. 

Schuhmacher, Edgar, hg., Ulrich Wille. Gesammelte Schriften, Zürich 1941. 
Steinmann, Ernst, Geschichte des Schweizerischen Freisinns, Bd. I, 1830-1918, Bern 1955. 
Sternberger, Dolf, Gerechtigkeit für das neunzehnte Jahrhundert. Zehn historische Studien, Frank-

furt am Main 1975. 
Thurgauer Jahrbuch, Frauenfeld (verschiedene Jahrgänge). 
Thurgauische Grossratspräsidenten von 1876-1977, in: Thurgauische Jahresmappe 1978, Arbon 

1979. 
Wende, Frank, u.a., Lexikon zur Geschichte der Parteien in Europa, Stuttgart 1981. 
Zippelius, Reinhold, Allgemeine Staatslehre, München 1973. 
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Thurgauer Bibliographie 1988 

Zusammengestellt von Stephan Gossweiler und Walter Schmid 

Das Literaturverzeichnis ist in vier Abteilungen aufgeteilt: 

I. Ortschaften - Regionen - Gewässer 
II. Personengeschichte a) Die Verstorbenen des Jahres 

b) Personen und Familien 
I I I. Sachgebiete 
IV. Autorenregister 

Literaturangaben, die sowohl eine Ortschaft als auch ein Sachgebiet betreffen, werden unter 
der Ortschaft eingereiht. mit einem Rückweis unter dem Sachgebiet. 

Die selbständigen Publikationen finden sich zu Beginn ihrer bibliographischen Gruppe unter 
demselben Ordnungswort (Verfasser oder erstes Substantiv des Titels) wie im Katalog der Kan
tonsbibliothek. Die Zeitschriften- und Zeitungsartikel folgen in chronologischer Reihenfolge, wo
bei die Titel oft vereinfacht sind. Die Verfasser, sofern nicht weggelassen, werden bei diesen un
selbständigen Publikationen den Titeln nachgestellt. 

ARh 
BS 
BSH 
BU 
BZ 
MThNG 
NZZ 
RHT 
SA 
SBZ 
SZG 
ThAnz 
ThtAnz 
ThB 
ThJ 
ThJm 
ThT 
ThVf 
ThVz 
ThZ 
ZAK 

Anzeiger am Rhein, Diessenhofen 
Schriften des Vereins für Geschichte des Bodensees, Friedrichshafen 
Bodenseehefte, Goldach 
Bote vom Untersee, Steckborn 
Bischofszeller Zeitung, Bischofszell 
Mitteilungen der Thurgauischen Naturforschenden Gesellschaft, Frauenfeld 
Neue Zürcher Zeitung, Zürich 
Regionalzeitung Hinterthurgau/Wil, Eschlikon 
Sonderabdruck 
Schweizerische Bodensee-Zeitung/Der Oberthurgauer, Arbon 
Schweizerische Zeitschrift für Geschichte, Zürich 
Thurgauer Anzeiger, Sulgen 
Thurtaler Anzeiger, Müllheim 
Thurgauer Beiträge zur Geschichte, Frauenfeld 
Thurgauer Jahrbuch, Frauenfeld 
Thurgauer Jahresmappe, Arbon 
Thurgauer Tagblatt, Weinfelden 
Thurgauer Volksfreund, Kreuzlingen 
Thurgauer Volkszeitung, Frauenfeld 
Thurgauer Zeitung 
Zeitschrift für schweizerische Archäologie und Kunstgeschichte, Basel 
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I. Ortschaften, Regionen, Gewässer 

Altnau 
Trionfini Walter, An1 15. Juni 787 wurde Altnau erstn1als urkundlich erwähnt. Mit Faks. 

(Allgemeiner Anzeiger: Jg. 76, Nr. 24, 12.6. I 987), (4) S., Altnau 1987 

Amlikon 
150 Jahre Schützengesellschaft An1likon. (Programm), 60 S., Amlikon 1987 (enthält: 

I 

Kurzchronik von Werner Mohr) 2 

Amriswil 
(Bisseggcr Ernst), 125 Jahre Turnverein AmriswiL 1863-1988. Jubiläumsbericht 1988, 

mit Abb., 72 S., Amriswil 1988 3 
Männerchor «Harmonie,> feiert 125-Jahr-Jubiläum: Blick in die Geschichte eines Dorf-

vereins. Von Heinz Gisler, SBZ 8./9./15./16.6. 4 

Arbon 
(Hösli Fridolin), Cantate Dominum-singet dem Herrn: 101 Jahre Evangelische Kanto-

rei Arbon, 1887-1988. Mit Abb., (39) S., (Arbon) 1988 5 
100 Jahre Stadtmusik Arbon, 1888-1988. Festschrift, Red.: Vinzenz Wohlwend und Au-

gust Wirz, mit Abb., (32) S., Arbon ( 1988) 6 
I 00 Jahre Stadtmusik Arbon, 27./28./29.5. I 988. (Programm), mit Abb., 48 S., (Arbon 

1988) 7 
Sahli Kurt, Saurer: Geschichte einer Nutzfahrzeugfabrik. Mit Abb., 216 S., Bern 1987 8 
Die Stadtbibliothek Arbon wird die 13. Bibliothek der <<neuen,> Generation sein. Von 

Max Eichenberger, in: Oberthurgauer Anzeiger, 17.2. 9 
Saurer 147 

Arenenberg 
Hortense 136 
Napoleon III. 142 

Berg 
Braun Philipp, Widmer Hans, 100 Jahre Wasserversorgung Berg TG, 1888-1988. Jubi-

läurnsschrift_ mit Abb., 69 S., Weinfelden 1988 10 

Birwinken 
Munizipalgemeinde Birwinken: Informationen. Text und Gestaltung: Peter Alder, Fo-

tos: Therese Leumann u.a., mit Abb. und Karte, 28 S., Bürglen 1987 11 

Bischofszell 
Das Bischofszeller Rathaus und seine Restaurierung. Von Hans Peter Mathis, in: Unsere 

Kunstdenkmäler, 32 (1981), S. 360-373 12 
Rätsel um Initialen: Geheimnis des Himmelbettes im Ortsmuseum gelüftet. Von Paul 

Etter, BZ 23.11. I 3 

Bodensee, Bodenseegebiet 
siehe auch: Bodensee-Bibliographie, Hg.: Verein für Geschichte des Bodensees und sei

ner Umgebung, Friedrichshafen 
Apotheken und Apotheker im Bodenseeraum. Festschrift für Ulrich Leiner, hg. von 

Ernst Ziegler, mit Abb., 197 S., Sigmaringen 1988 14 
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Bericht: Internationale Gewässerschutzkommission für den Bodensee, Bern 
Bericht 38: Die Oligochaeten in1 Bodensee als Indikatoren für die Belastung des See-
hodens ( 1972 -1978). 69 S .. 1988 15 

Lindncr Gerhard, Recknagel Ekkehard, Tschernobyl. Auswirkungen auf die Bodensee-
Region. mit Ahh. (Bodensee-Bibliothek: 36). 126 S. + Beilage, Sigmaringen 1988 16 

Die Auswirkungen des Reaktorunfalls in Tschernobyl auf die Bodensee-Region. Von 
C,erhard Lindner und Ekkchard Reck nage I. BS I 06 ( 1988), S. 217-327 17 

Der Bodensee auf alten Karten. Von Wilhelm D. Pabst, BSH 7/1988, S. 68-73 18 
Raumplanerische Koordinationsaufgahen zwischen Verkehr und Siedlung im Gross-

raun1 Bodensee. Von Helln1ut Ringli, in: DISP, 91 (1987), S. 16-20 19 
Das Da1npfschiff <ilura,> liegt seit seinem Untergang 1864 auf dem Grund des Bodensees. 

Von Kurt A1nsler, SBZ 9.8. 20 
Notizen zur automobilen Erschliessung einer touristischen Landschaft. Von Werner 

Trapp. ThVf 15./19.10., 4.11., 29.12. 21 
Der Bodensee als Zankapfel: 300 Jahre alte Streitfrage über den Grenzverlauf ist unge-

klärt. Von Herbert Bruderer, SBZ 22.11. 22 
Geschichte 155 
Kirche 173 

Buch (bei Frauenfeld) 
Auf der Suche nach Baudenkmälern. Ein Rundgang durch die Ortschaften der Gemeinde 

Buch bei Frauenfeld. Von Werner Hertrich, ThVz 3.11. 23 
Denk n1alpflege 171 

Bürglen 
Denkmalpflege 171 

Buhwil 
Reutimann Hans, Von Puabinwilare zu Buhwil, 838-1988: Ein Dorf im Wandel der Zeit. 

Die Geschichte Buhwils zur 1150-Jahr-Feier, 838-1988. mit Abb., 126 S., Buhwil 
1988 24 

Busswil 
Denkn1alpflege 171 

Dettighofen 
Denkmalpflege 171 

Diessenhofen 
Die Anfänge der Stadt Diessenhofen. Von Norbert Kaspar und Alfons Raimann, in: 

Unsere Kunstdenkmäler, 39 (1988), S. 416-427 (auch als SA erschienen) 25 

Egnach 
Neukirch Egnach 84. 85 

Erlen 
(Larese Dino), Die Lista 1945-1985. Betriebs-, Lager- und Büroeinrichtungen, Erlen, mit 

Abb., (20) S., (Erlen) 1987 
Die Lista-Gruppe: Lista AG. Betriebs-, Lager- und Büroeinrichtungen, Erlen, mit Abb., 

(36) S., (Erlen 1986) 

26 

27 
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Ermatinoen 
" Bosshard Arnold. Funk Peter. Raimann Alfons. Ermatingen und Triboltingen TG. Mit 

Abb. (Schweiz. Kunstführer: Nr. 4131414 ), 35 S., Bern 1988 28 
Breitenstein in Ern1atingen an1 Untersee. Betrachtungen über ein Haus. eine Landschaft. 

über Vergangenheit und unser kulturelles Erbe, über lesende Dichter, Theater und 
einen Berufsstand: die Psychotherapeuten, Beiträge von Wolfgang Binswanger u.a .. 
mit Abb .. 148 S .. Frauenfeld 1988 29 

Ern1atingen: Ciemeindeinformationsbroschüre. Red.: Ernst Fäh u.a .. mit Abb .. 64 S .. 2. 
Aufl .. Wängi 1988 
U1nschlagtitel: Kleinod am Untersee 30 

Groppenfasnacht: Die letzte Fasnacht der Welt hat eine jahrhundertelange Tradition. 
Von Daniel Sproll und Monika Schäfli, ThVz 10.3. 31 

Eschenz 
250-Jahr-Jubiläum: Geschichte der Pfarrkirche. Von Norbert Ziswiler. BU 8.11. 32 

Ettenhausen 
(}emeinde Ettenhausen. Hg.: Ortsgemeinde Ettenhausen (TG), n1it Abb., 23 S .. Etten-

hausen 1988 33 

Fischingen 
Schenker Lukas. Das Projekt einer Übersiedlung des Mariasteiner Konventes nach Sur

see oder Fischingen (1875). Eine unbekannte Episode aus der Kulturkampfzeit (SA: 
Zeitschrift für schweiz. Kirchengeschichte: Jg. 80, S. 181-197), Fribourg 1986 34 

Ein historisch-geographischer Beitrag zur Heimatkunde. Von Christian Birchmeier, 
RHT 28.7 .. 13.9. (Postgeschichte), 11.10. 35 

125 Jahre Musikgesellschaft i<Concordia>> - historische Tradition weitergeführt, RHT 
9.9. 36 

Fliegenast 
Horben 52 

Frauenfeld 
Ausbau des Waffenplatzes Frauenfeld für die mechanisierte Artillerie. 100 Jahre eidg. 

Waffenplatz Frauenfeld, Hg.: Amt für Bundesbauten, mit Zeichnungen von Jacques 
Schedler und Fotos, ( 40 S. ), Bern 1986 37 

Bahnhof 2000. Die Jahrhundertchance für Frauenfeld. Hg.: Stadt Frauenfeld u.a., mit 
Abb .. 23 S., Frauenfeld 1988 38 

Bahnhof 2000 (Frauenfeld). Ein Beitrag zur Meinungsbildung, Hg.: HTL Brugg-Win-
disch, NOS Raumplanung: Kaspar Huber, mit Abb., 71 BI., Brugg-Windisch 1988 39 

FDP-Spiegel. Hg.: Freisinnig-Demokratische Partei der Stadt Frauenfeld, Red.: Hans 
Brunschweiler u.a., erscheint in der Regel 2 bis 3mal pro Jahr. Frauenfeld, Jg. 1 (1988) 
f[ ~ 

(Früh Margrit). Aus Frauenfelds Vergangenheit. Historisches Museum des Kantons 
Thurgau: Ausstellung, 16.4.-5.6.1988, Katalog, mit Abb., 24 S., (Frauenfeld 1988) 41 

Früh Margrit, Führer durch das Historische Museum des Kantons Thurgau im Schloss 
Frauenfeld. Mit Abb., 136 S., Frauenfeld (1988) 42 

lnforama Frauenfeld. Mit Abb., Ausgabe 1988-1992; 168 S., Frauenfeld 1988 43 
100 Jahre Kolping Frauenfeld, 1888-1988. Von Max Mündle u.a., mit Abb., 38 S., 

(Frauenfeld 1988) 44 
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Kultur und Umwelt - Eine Idee wurde Wirklichkeit. Ausgewählte Pressetexte zu den 
,, F raucnf eldcr F ericnfestwochcn,, ( 14.6.- l 9.7.1987). zusan1mengestell t von Annelies 
Debrunner Brühln1c1nn. mit Abb .. (43) Bl.. Frauenfeld ( 1987) 45 

ivlüllcr Stephan. Frauenfeld: zweiter Stadtbrand. 24.Oktober 1788. Hg. von der Stadt 
Frauenfeld aus Anlass des 200.Jahrestages. mit Abb .. (12) S .. Frauenfeld 1988 46 

ivlüllcr Stephan. Die Stüdtefreundschaft Kufstein-Frauenfeld. Mit Abb .. 32 S .. Frauen-
feld 1988 47 

( Rhyncr-Meyer Sabine). 100 Jahre Schweizerischer San1ariterbund: 90 Jahre San1ariter-
vcrein Frauenfeld. ( 3) BI.. (Frauen[ eld l 988) 48 

Trcichlcr Hans Peter. Die magnetische Zeit. Alltag und Lebensgefühl im frühen 19. Jahr-
hundert. n1it 33 Abh .. 365 S .. Zürich 1988 (beschreibt u.a. den Aufenthalt des Medi-
ziners und Philosophen Franz Anton Mesn1er in Frauenfeld) 49 

Zell er Josef. I 00 Jahre Ornithologischer Verein Frauenfeld und Umgebung: I 888-1988. 
Fin Rückblick auf 100 Jahre Vereinsgeschichte. mit Abb .. 16 S .. Frauenfeld 1988 50 

Neu im Schloss: Heilige aus Kalchrain. BU 12.4. - Ein Anker-Bild für den Thurgau. Von 
Margrit Früh. ThB 125 (1988). S. 214--216: ARh 12.7 51 

100 Jahre von der ,,Thurgaucr Wochenzeitung,, zur «Thurgauer Volkszeitung,>. Von An-
ton Stadelmann. ThVz 13.8. 52 

Horben 
Baurnwolle: Spinnen. Weben und Sticken in unserer Gegend. Von Regula Wendel, Otto 

Müller u.a., in: Egger Nachrichten, Nr.11/1988, S. 11-27 53 
Die C1eschichte des Weilers Fliegenast. Von Otto Müller. in: Egger Nachrichten, Nr. 12/ 

1988. S. 7-16: Nr. 13/1988, S. 27-32 54 

Hüttlingen 
Thurtaler Jubiläumstage 1988 in Hüttlingen: 100 Jahre Schützenverein <<Thurtal>> Hütt

lingen - 75 Jahre Musikverein <<Thurtal>> Hüttlingen. Mit Abb., 52 S., Hüttlingen 
1988 55 

Hüttwilen 
Denkmalpflege 171 

Islikon 
Greuterhof: Wiederbelehtes Erbe. Von Barbara Fatzer, BSH 10/1988, S. 6-11 56 

Ittingen 
Fähndrich Walter, Meyer Thomas, Musik für Räume. Musikalische Rauminstallation 

für die Kartause I ttingen, Kunstmuseum des Kantons Thurgau. 2.10.-13.11. I 988. 
mit Abb., 24 S., Warth 1988 57 

Ein Hund namens Balbo: Adolf Dietrich und weitere naive Maler in der Kartause Ittin
gen. Eine Wegleitung für Lehrer, von Georges Ammann u.a., mit Abb., 86 S .. Zürich 
1985 
Vortitel: Schüler besuchen Museen 58 

Die Kartäuser im 17. und 18. Jahrhundert: Akten des VIII. Internationalen Kongresses 
für Kartäuserforschung. Hg.: Margrit Früh, Jürg Ganz. Robert Fürer, mit Abb. 
(lttinger Schriftenreihe; 3), 470 S., Warth I 988 (Kongress fand 1986 in Ittingen statt) 59 

Veduten der Kartause Ittingen: 33 Abbildungen aus 4 Jahrhunderten. Zusammenstel-
lung und Legenden: Hans Peter Mathis, 33 Bl. + 33 Taf., Warth 1988 60 

Pater Josephus Wech ( 1702-1761 ). der bedeutendste Procurator in Ittingen. Von Michel 
C:iuisolan, in: Die Kartäuser im 17. und 18. Jahrhundert, Warth 1988, S. 395-412 6 I 
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Kartäuser-Regeln für den I ttinger Wald. Von Paul Pfaffhauser. in: Die Kartäuser in1 17. 
und 18. Jahrhundert. Warth 1988, S. 4 I 3-426 62 

Die Kartause Ittingcn als Refugium deutscher Kartäuser im Dreissigjährigen Krieg 
163 1-1639. Von Friedrich Stoehlker. in: Die Kartäuser im 17. und 18. Jahrhundert. 
Warth I 988, S. 427-443 63 

Einige Gedanken zum lttinger Museum. Von Margrit Früh. in: Die Kartäuser in1 17. und 
I 8. Jahrhundert. Warth 1988. S. 457-462 64 

Der Kartäuser Heinrich Murer und der Weltpriester Modelius. Ein Vergleich ihrer lttin
ger Chroniken der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Von Margrit Früh. in: Kartäu
serliturgie und Kartäuserschrifttu1n. Bd. I ( = Analecta Cartusiana: 116: I). Salzburg 
1988, S. 117-139 65 

Asper Hans 120 

Kalchrain 
Frauenfeld 51 

Kaltenbach 
Denk1nalpflege 171 

Kemmental 
<,Us cm Schnitztrog,>. Mundartbeiträge über das Kemmental (Forts. von 1987/Nr. 73). 

Von Anna Forster. ThVf 14.1.. 11.2 .. 19.5 .. 18.8., 8.9. 66 

Kradolf 
Denkn1alpflege 171 

Kreuzlingen 
Belle-Vue, Kreuzlingen: Projekte, Ideen, Installationen. Ausstellung im Sanatorium 

<,Belle-Vue,> Kreuzlingen, Red.: Thomas Onken u.a., 12. (76) S., Kreuzlingen 1984 67 
150 Jahre Seminar Kreuzlingen. Festzeitung, Red.: Hannes Stricker, mit Abb .. 40 S., 

Kesswil 1983 68 
Kreuzlingen: junge Stadt am Bodensee. Photographien von Erwin Baer u.a., Hg.: Paul 

Ruckstuhl, mit Abb .. 152 S. 2. überarb., Aufl.. Kreuzlingen 1988 69 
Novemberpogrom 1938: Die << Reichskristallnacht>> in den Erinnerungen jüdischer Zeit

zeugen der Kehilla Kedoscha Konstanz 50 Jahre danach als Dokumentation des Ge
denkens. Hg.: Erhard R. Wiehn, mit Abb., 316 S., Konstanz 1988 (betr. auch den Jü-
dischen Friedhof in Bernrain) 70 

Nünlist Guido. Wallfahrtskapelle Heiligkreuz auf Bernrain. Eines der ältesten Bauwerke 
der Stadt Kreuzlingen, mit Abb., 77 S., Kreuzlingen 1988 71 

Geblieben ist die Erinnerung: Novemberpogrom 1938 in Konstanz. Von Wolfram Vogel, 
BSH 11/ 1988, S. 20-25 72 

festlicher Abschluss der Renovation des Kirchleins Bernrain. Von Liselotte Müller-
Stoll, Guido Nünlist u.a., Beilage ThVf 9.9. 73 

Unbewältigte Vergangenheit: Novemberpogrom 1938 in Konstanz. Von Wolfram Vogel. 
ThVf9.ll. 74 

Vor 50 Jahren brannte die Konstanzer Synagoge: Erinnerungen eines jüdischen Kreuz-
linger Ehepaares. Von Ernst Ritzi, SBZ I 0.11. 75 

125 Jahre Männerchor <<Harmonie,>. Protokoll-Auszüge zusammengestellt und glossiert 
von Stephan Zwick, Th Vf I I. 11. 76 

Requiem für das Sanatorium Bellevue in Kreuzlingen. Von Pierre W enger, ThZ 24.11. 77 
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Leutmerken 
Seit 75 Jahren: Familie Haag. Käserei. Leutn1erken (Rückblick). ThVz 2.9. 78 

Märstetten 
Ein Arn1enhaus in Märstettcn. Rund um das ehemalige Märstetter Armenhaus. Von Eu-

gen Alder. in: Hilarius. Nr.49/1988. S. 13-15 79 

Mammern 
Lang Heinrich. C,eschichte der Schule Mammern. Chronik und Zeitbilder, 191 S .. Mam-

mcrn 1988 80 
Schulhauseinweihung Mammern. 27./28.8.1988. Festschrift. Red.: Willi Haug, mit Abb .. 

36 S .. Mamn1ern 1988 81 

Münchwilen 
Die Münchwiler Schulgeschichte. RHT 15.6. 82 

Münsterlingen 
Sanierung der Psychiatrischen Klinik Münsterlingen. Von Karl Studer, Hansrudolf Lee-

n1an u.a .. Beilage ThVf. ThVz 23.9. 83 

Neukirch-Egnach 
Blust Rolf. 100 Jahre Kirchenchor Neukirch-Egnach. Mit Faks., 20 S., Egnach 1988 84 
BI ust Rot f. Lad reute, 185 7-1988. Eine kleine Geschichtsbetrachtung anlässlich des um-

fassenden Umbaues im Jahre 1987 /88. mit Zeichn., 31 S., Egnach 1988 (Ladreute = 
Altersheim der MG Egnach) 85 

Neuwilen 
(Forrcr Peter), 100 Jahre Turnverein Neuwilen, 1888-1988. Mit Abb., 40 S., (Neuwilen 

1988) 86 

Oberneunforn 
Wydler Peter, Die Kirche zu Oberneunforn. Eine Schrift zur Einweihung der renovierten 

Kirche am 4.9.1988, mit Abb., 32 S., (Oberneunforn) 1988 87 

Oberthurgau 
(Bohren Christian), 100 Jahre Imkerverein Oberthurgau. 1888-1988: Jubiläumsschrift. 

Mit Abb., (16) S., Dozwil 1988 88 
Thurtal 105 

Paradies 
Eisenbibliothek: Refugium für alte Eisenliteratur. Von Christa Edlin, BSH 12/1988. S. 

30-34 89 

Pfvn 
Brukn.er-Schoch Monica, Anthropologische Untersuchung der menschlichen Skelett

reste aus der Kirche in Pfyn. Mit Abb. und Plänen (Anthropologische Beiträge; I), 
124 S., Aesch 1988 90 

Rhein 
Untersee I 08 
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Riedt 
Ein Stück Dorfgeschichte zu Ende: Abbruch der ehernaligen Metzgerei Stüdli, ThAnz 

29.1. 91 

Rornanshorn 
Mäder Paul, Das Schloss Ron1anshorn. Geschichte und C,cschichten, mit Abb., 32 S .. 

Romanshorn 1988 92 
75 Jahre katholische Kirche Romanshorn: Einige Szenen aus der Baugeschichte. Von 

Paul Wank, SBZ, Th Vz 11.6. 93 
Neubau Kantonsschule Ron1anshorn. Von Hansrudolf Leemann, Walter Anderes, Hans 

Weber u.a., Beilage ThVL ThVz 24.6, 94 

Rothenhausen 
Rothehuser Bär. Mitteilungsblatt der Ortsgen1einde Rothenhausen, erscheint viertel-

jährlich, Rothenhausen, Jg. 1 (1988) ff. 95 

St. Katharinental 
Bedeutende musikalische Schätze aus der Versenkung gerettet. Von Clemens Maria Wä-

ger, ThVf 4,8. 96 

St. Margarethen 
Mathis Hans Peter, Die Kapelle St. Margaretha in St. Margarethen TG, Mit Abb. 

(Schweiz, Kunstführer; Nr. 438), 23 S., Bern 1988 97 

Sitterdorf 
Singet dem Herrn ein neues Lied: 75 Jahre Evangelischer Kirchenchor Sitterdorf-Zihl-

schlacht, 1913-1988. Mit Faks., 20 S,, (Sitterdorf) 1988 98 

Sonterswil 
50 Jahre Landwirtschaftliche Konsum-Genossenschaft Sonterswil, 1938-1988. Jubi

läumsschrift, von Heini Nater, Max Schümperli u.a., mit Abb,, (24) S., Sonterswil 
1988 99 

Steckbom 
Erholungsraum Untersee. Am Beispiel der Gemeinde Steckhorn, von Reto Cathomen 

u.a., mit Abb, (Gruppendiplomarbeit St. Gallen), 73, ( 13) BI., St. Gallen 1988 100 
Die Geschichte der Nähmaschine. Hg.: Fritz Gegauf AG, Steckborn, mit Abb., 32 S., 

Steckborn (1986) 101 
Hotel Feldbach Steckhorn: Ausbildungszentrum und Seehotel. Informationen für Inter-

essenten des Restaurant-, Ferien- und Seminarbereiches, mit Abb .. (8) S., (Steck-
born) 1986 l 02 

675 Jahre Marktrecht für Steckhorn. Von Hans Peter Hausamrnann, BU 9.2., ThVz 
15.11. 103 

Tägerwilen 
Bär Paul, Tägerwilen. Ein Blick in die Vergangenheit. Beiträge zur Tägerwiler Dorfge-

schichte, mit Abb,, 151 S,, Kreuzlingen 1988 104 
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Thurtal 
Konzeptstudie Erdgasversorgung Thurtal/Oberthurgau. Zusammenfassung. Projekt

verfasser: Helbling Bau lngenieurunternehn1ung AG. mit Abb .. 38 BI.. vervielf.. Zü-
rich 1984 I 05 

Hüttlingcn 55 

Tobel 
Denkmalpflege 171 

Toos 
Bchrc Karl-FrnsL C1etrcidefunde aus der bronzezeitlichen Höhensiedlung Toos-Waldi. 

Kanton Thurgau (Schweiz). mit Tab. (SA: Der prähistorische Mensch und seine 
Umwelt: Festschrift für Udelgard Körber-Grohne. S. 239-243). Stuttgart 1988 106 

Triboltingen 
100 Jahre Schützengesellschaft Triboltingen. Von Bruno Felber. ThVf 18.6. 107 
Frn1a ti ngcn 28 

Untersee 
Landschaft am Untersee und Rhein: Skizzen zur touristischen Entwicklung einer Idylle. 

Von Werner Trapp. Th.J 1989. S. 9-34 108 
Steck born 100 
Naturkunde 176 

Wäldi 
Ein Porträt der kleinen Seerücken-Gemeinde. Von A. Schümperli, ThVf 18.8. 109 

Weinfelden 
10 Jahre BBZ Wcinfelden, 1978-1988: Kunst im Schulhaus. Text von Peter Killer und 

Hans Jörg Höhener, mit Abb., 14 S. + Beilage, Weinfelden 1988 
Beilage: Einführung an der Vernissage von Elisabeth Grossmann, 5 BI. 110 

10 Jahre Berufsbildungszentrum Weinfelden: Gewerbliche Berufsschule - Zentrale 
Kaufmännische Berufsschule, l 978-1988. - Jahresberichte 1987 / 1988. Mit Abb., 61 
S., (Weinfelden 1988) 111 

20 Jahre Sektion Weinfelden des italienischen Blutspendevereins A.V.I.S. (Associazione 
volontari italiani del sangue), 1968-1988. Mit Abb., (16) S., Weinfelden 1988 112 

50 Jahre Philatelisten-Verein Weinfelden, 1938-1988. Von Hermann Leisen. u.a., mit 
Abb .. 54 S., Weinfelden 1988 113 

Landespräsident Paul Reinhart und die <<Alte Apotheke>> in Weinfelden. Von Hermann 
Leijun .. in: Apotheken und Apotheker im Bodenseeraum, Sigmaringen 1988, S. 173-
178 (siehe 14) 114 

Weinfelder Rathaus in neuem Glanz. Von Urs Fankhauser und Hans Bornhauser. in: 
Schweizer Baublatt, 97 (1986), Nr. 71 /Renovation Nr. 92 (Fachbeilage) 115 

Militäreinquartierungs-Verhältnisse im I 9. Jahrhundert - drückende Last für die Dorf-
bewohner. Von Hermann Leisen., ThT 8.9. l 16 

Das Haus zum Comite im Kloster (Kauf durch die Gemeinde). Von Hermann Leisen., 
ThT6.12. 117 

Wiezikon 
Horben 53 

Zihlschlacht 
Sitterdorf 98 
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II. Personengeschichte 

a) Die Verstorbenen des Jahres 
1. 1. bis 31.12.1988 
Aigner Lorenz. Garagist in Frauenfeld. Gachnang. 1914-1988. ThJ 1989 
Albrecht August. Nidwaldner Regierungs- u. Nationalrat. in Ro1nanshorn aufgewach-

sen. Buochs NW. 1907-1988. SBZ 16.4 
Billinger Julius. Lehrer. Chorleiter u. Organist. Kreuzlingen. 1900-1988. ThV[ 1.10 
Bod1ner Georg. Magazinche[, Bürgerpräsident. Mannenbach. 1922--1988. ThJ 1990 
Brunner Hermann. Industrieller. Stein am Rhein, I 929- I 988. ThJ I 990 
Dickenmann Paul. Landwirt. Gemeindeamn1ann u. Kantonsrat. Schönholzerswilcn. 

1922-1988. Th.I 1990. ThT 17.8. 
Ego![ Ernst. Bauunternehmer in Weinfelden u. Uster. Erlenhach. 1908-1988. Th.I 1989. 

ThT 30.7. 
Engeli Ernst. Landwirt. Ortsvorsteher. Friltschen. 1924-1988. ThT 3.6. 
Etter Fritz. Direktor. in Bürglen aufgewachsen. Zürich. 1912 1988. ThJ 1989 
Gimmi Otto. Sekundarlehrer. Frauenfeld. 1900--1988. Th Vz I .3. 
Graf Ernst, Künstler, Erniatingen.1909--1988. ThJm 1989. S.4-11; Th.I 1990. ThV[24./ 

25.8. 
Hess Otto. Landwirt.Nationalrat. Roggwil. 1897-1988. ThJ 1990. SBZ 15./21.12 .. Th Vf 

I 9.12. 
Huber Erncst. Kunstn1aler. von Frauenfeld. Bern. 1899-1988. ThJ 1989 
Hug Willi. Landwirt. Ortsvorsteher. Buhwil. 1933-1988. ThAnz 1.7 . 
.läckle-Rüthen1ann Lina. Bäuerin. Hagenwil. I 9 I 9-1988. SBZ 3.2. 
Jäger Heinrich. Textilkaufmann. Gen1eindean1mann. N usshaumen. 1897-1988. ThJ 

1990 
Kän1pf Hans. Zimrnermeister. Raperswilen. 1927-1988. Th.I I 989. ThtAnz 29.7. 
Keller Hermann. Landwirt, Ortsvorsteher. Märstetten, 1903-1988. ThT 26.1. 
Keller Hugo. Buchdrucker. Weinfelden. 1920-1988. ThJ 1990 
Lengg Richard. Malermeister u. Musiker. Fischingen u. Aadorf. 1911-1988. Th.11990 
Loos Hans. Hotelier. Berlingen. 1928-1988, Th Vf 5.7. 
Riesen Hans. Notar u. Grundbuchverwalter. Amriswil, 1912-1988. ThJ 1989. SBZ 24.6. 
Thomn1en Hans. Unternehmer. Korpskommandant, Münchwilen. I 899-1988. Th.I 1989 
Weber Emil. Kaplan. Bischofszell, 1917-1988, BZ 28.4. 
Zwicky Hans, Kaufmann, Kantons rat. Frauenfeld. 1905-1988, ThJ 1990, Th Vz 11.10. 118 

b) Personen und Familien 
Larese Dino. Ostschweizer Begegnungen (Werkausgabe; 3 ). 181 S., Amriswil 1987 

(Inhalt: L. Binswanger- J. Schmidhauser- A. Edelmann - H. Steinbeck- R. Suter
P. Huher-A. Keller- C. Böckli-J.B. Zeller- T. Glinz- W. Gimmi- B. Kirchgraber 
- W. Fries - H. und E. Mehr- A. Manser- F. Lendi- J. Boesch - E. von Bodmann -
P. llg - E. Stickelherger - H. Helmerking - G. Thürer) 119 

Asper Hans, der Jüngere (1592-1655. Maler in Konstanz) 
Die Vorzeichnungen von Hans Asper (d.J.) zu Heinrich Murers <<Helvetia Sancta>> in 
der Kantonsbihliothek Frauenfeld. Von Margrit Früh. in: ZAK. 45 (1988). S. 179-
206 (auch als SA erschienen) 120 

Bein Peter ( 1736-1818. aus Hittisau/Vorarlberg, u.a. auch in Frauenfeld tätig) 
Barockbaumeister und Landrichter. Von Ilse Wegscheider. BSH 7 / I 988. S. 24-25 121 
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Binswanger Ludwig ( 1881-1966, Psychiater), siehe 67 (Kreuzlingen) 
Bornmcli Johann Rudolf 

Johann Rudolf Bommeli ( 1859--1926 ), Lehrer und Popularisator der Naturgeschich-
te. Von Gaston Mayer, MThNG 49 (1988), S. 7-11 122 

Bonapartc Louis Napoleon, siehe Napoleon III. 
Brechbühl Beat (geb. 1939, Schriftsteller) 

Schreiben, uni am Leben zu bleiben. Von Barbara Fatzer, BSH 4/ 1988, S. 56-61 123 
Brenner Sebastian ( 1788-1868) 

Mit Sebastian Brenner auf der Walz. Aus <lern Wanderbuch eines Weinfelder Buch-
bindcrgesellen von 1806-1821. Von Hermann Leisen., ThT 27.2. 124 

Büchi Albert (1864-1930, Geschichts- u. Philosophieprofessor, geb. in Frauenfeld) 
Büchi Albert, Gründung und Anfänge der Universität Freiburg i. Ue. Erinnerungen 
und Dokumente. hg. von !so Baumer-Müller, mit Abb., 158 S., Fribourg 1987 125 

Dietrich Adolf ( 1877-1957, Maler). siehe 58 (I ttingen) 

Epple Bruno (geb. I 913, Maler, Mittelschullehrer) 
Epplc Bruno, Seesonntag. Bilder und Tagebuchblätter, hg. von Gisela Linder, 119 S., 
Friedrichshafen 1988 126 

Etter Johann Georg (1814-1885) 
W er war der Bischofszeller <,Fideli>>-Etter? Von Paul Etter, BZ 29.12. 127 

Fähndrich Walter (geb. 1944, Musiker), siehe 57 (Ittingen) 
Forster Hans (geb. 1917, thurg. Maler in Zug) 

Forster Hans, Hans Forster. Text von Hans Ess, mit Abb .. 111 S., Zug 1984 128 
Freyenmuth Johann Conrad (1775-1843, Arzt u. Regierungsrat) 

Lei Hermann sen., Übersicht zu den Tagebüchern (1808-1843) des Johann Conrad 
Freyenmuth, Regierungsrat. Bezeichnung der Tagebücher in der Kantonsbibliothek: 
Y 194. 191 Bl.. Maschinenschrift, (Weinfelden) 1988 129 

Haag (Käserfan1ilie), siehe 78 (Leutn1erken) 
Hahshurger (Adelsgeschlecht), siehe 139 (Kyhurger) 
Häherlin Heinrich (1868-1947, Jurist, Politiker) 

Heinz Häberlin - der dritte Thurgauer Bundesrat. Von Rolf Soland, ThZ 31.12. 130 
Häherlin Paul (1878-1960, Philosoph) 

Paul Häberlin. Ein Leben im Dienste der Wahrheit, hg. von Dino Larese, mit Abb. u. 
Faks .. SO S.+(70) Taf., Amriswil 1988 131 
Paul Häberlin- fast vergessener Thurgauer Philosoph. Von Peter Kamm, Th Vz 19.11 132 

Hanhart Rudolf (geb. 1908, Inhaber eines Sägewerks in Diessenhofen) 
H an hart Rudolf, Ein Säger kämpft und setzt sich durch: Lebenserinnerungen. Red.: 
Christian Sigg, mit Abb., 72 S., Diessenhofen 1988 133 

Haseln1eier Werner (Künstler) 
In den Urtopf greifen. Von Amelie Schenk, BSH SI 1988, S. 62-67 134 

Hölderlin Friedrich ( 1770-1843, deutscher Dichter) 
Hölderlin Friedrich, Magister Friedrich Hölderlin im Thurgau, (18) S., Weinfelden 
1985 135 

Hortense Bon aparte ( 1783-1837, Königin, Mutter Napoleons III.) 
Die Musikaliensammlung der Königin Hortense auf Arenenberg. Von Dorothea 
Baumann, mit einem Beitrag von Regula Puskas, in: Librarium, 28 (1985), H. 2., 
S. 110-137 (auch als SA erschien~n) 136 

Kern Johann Konrad (1808-1888, Jurist, Politiker) 
Johann Konrad Kern: Gedenkfeier zum 100. Todestag am 16.April 1988 in Berlin
gen, ThB 125 (1988), S. 187-216 (enthält: Pressevorschau, Programm, Reden, <<Ein 
Anker-Bild für den Thurgau>>; ist auch als SA erschienen) 137 
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Kreidolf Ernst ( 1863-1956. Maler) 
Ernst Krcidolf. 1863 1956. (Ausstellungskatalog: Städt. Wcsscnbcrg-Gcrnäldegale-
rie Konstanz). (24) S .. Konstanz 1988 138 

Kyburger (rnittelalterl. Adelsgeschlecht) 
Rieger Ernst, Das Urkundenwesen der Grafen von Kiburg und Habsburg. Mit hcs. 
Betonung der inncrschweiz .. Züricher u. thurgauischen Landschaften, aus dem 
Nachlass hg. von Reinhard Härte!, 2 Bde, Köln 1986 
Bd l: Text. 29. 406 S. 
Bel 2: Urkundenverzeichnis -- Tafeln, S. 407-633 + 64 Taf. 139 

Larese Dino (geh. l 9 l 4. Lehrer und Schriftsteller) 
Jost Dorninik, Dufncr Wolfram, Ansprachen zur Ehrung von Dino Larese. Mit Portr. 
und Musiknoten, 31 S., Amriswil 1988 (Verleihung des V crdienstkreuzcs l. Klasse 
des Verdienstordens der BRD) 140 

Leiner Ulrich (geh. 1921, Apotheker, Redaktor), siehe 14 (Bodensee) 

Mesrner Franz Anton ( 1734-1815, Mediziner, Philosoph). siehe 49 (Frauenfeld) 
Meyer Anna Maria ( 1802-1865) 

Eduard Mörikes Peregrina lebte und starb im Hinterthurgau. Von Jakoh Rüdisühli. 
RHT 12.l. 141 

Modelius Johannes (urn I 582-nach 165 l, kath. Pfarrer in Hüttwilen), siehe 65 ( I ttingen) 
Murcr Heinrich (1588--1638, Kartäusermönch in lttingen), siehe 65 (lttingen) und 120 

(Asper) 

Napoleon III. (1808-1873, franz Kaiser) 
Forster Peter, Der Napoleon-Handel 1838. Wie der Arenenberger Prinz Louis Na
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288 



Schön Inge (geb. 1916. Künstlerin) 
lnge Schön: Lyrische Graphiken. Ausstellungskatalog (Kunstmuseum des Kantons 
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Die Thurgauer Gemeinden und ihre Wappen. Texte \·on Louis ivlühle1nann und Werner 
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Vereinsmitteilungen 



Vortragsabend in Weinfelden 

27. September 1988 

Am 3. Juli 1888 wurde unter den Hallen des Stiftes St. Leodegar im Hof in 
Luzern die sterbliche Hülle des Staatmannes und Rechtshistorikers Philipp 
Anton von Segesser bestattet. Den hundertsten Todestag von Segesser nahmen 
der Historische Verein des Kantons Thurgau und die Volkshochschule Weinfel
den zum Anlass für einen Vortrag: Am Dienstagabend zeichnete im Berufsbil
dungszentrum Weinfelden der bekannte Kirchenhistoriker Professor Dr. Vic
tor Conzemius (Luzern) ein Bild dieses geistreichen Exponenten der konserva
tiv-föderalistischen Gruppen in den ersten Jahrzehnten im Nationalrat. 

Der Vizepräsident des Historischen Vereins des Kantons Thurgau, der 
Weinfelder Gemeindeammann Dr. phil. Hermann Lei, bezeichnete den Vortrag 
über den 1817 geborenen von Segesser <<vielleicht als ein Wagnis im Thurgau, da 
nicht vordergründige Beziehungen bestehen>>. Von Segesser hatte seine grossen 
Erfolge denn auch nicht - wie der Referent, der Kirchenhistoriker Professor 
Dr. Victor Conzemius darlegte- auf eidgenössischer Ebene, sondern vor allem 
in seinem Heimatkanton Luzern. Lei würdigte den Staatsmann <<mit fast uner
bittlichen Ansprüchen an die Politik>> als einen <<fast unbestrittenen Führer der 
konservativen und föderalistischen Opposition>>: <<Unabhängig im besten 
Sinne>>. 

Nach der würdigen und eindrücklichen Gedenkfeier zum hundertsten To
destag des Thurgauer Juristen, Staatsmannes und Diplomaten Johann Konrad 
Kern (1808 bis 1888)- ein Baumeister des Bundesstaates der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft von 1848 - war der Vortrag vom Dienstagabend im Berufs
bildungszentrum Weinfelden der zweite Anlass, den der Historische Verein des 
Kantons Thurgau in diesem Jahr einem bedeutenden Staatsmann des letzten 
Jahrhunderts widmete. 

Conzemius selber freute sich, in Weinfelden referieren zu können. Denn ein 
Historiker habe nicht so viele Gelegenheiten, seine Helden an den Mann bzw. 
an die Frau zu bringen. Von Segesser war zu seiner Zeit lange nicht so bekannt 
wie etwa der Berner Radikale Stämpfli, der Thurgauer Minister in Paris, Jo
hann Konrad Kern, oder der Zürcher Industrielle Escher. Von Segesser sei 
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schon eher <<ein Geheimtip für Kenner>>, sagte Conzemius, <<weil er quer zu den 
Hauptströn1ungen des Jahrhunderts stand>>. 

f~duard Fueter bezeichnete von Segesser in seinem Werk <<Die Schweiz seit 
1848>> ( 1928) <<als den geistreichsten und geistig unabhängigsten schweizeri
schen Staatsmann in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts>>. Von Segesser 
studierte ab 1837 die Rechte unter anderem in Heidelberg und in Berlin, wo 
auch die lebenslange Freundschaft mit dem Berner Aristokraten Eduard von 
Wattenwyl ihren Anfang nahm. 1841 legte von Segesser das Anwaltsexamen in 
Luzern ab: er habe aber auf eine Promotion verzichtet, <<weil dies seinen Eltern 
Kosten überbunden hätte>>. Nach dem Regierungswechsel von den Liberalen 
zu den Konservativen wurde er Sekretär der neuen Regierung. Hier auch habe 
er seine erste Bewährungsprobe als <<Demokrat zwischen den Fronten>> be
standen. Von Segesser habe es namentlich in der Frage der Berufung der Jesu
iten als politisch unklug empfunden, beide Parteien (Kirche und Staat) zu 

. 
reizen. 

Im Sonderbundskrieg waltete von Segesser als Generalstabchef der Sonder
bundstruppen. Seine Ritterlichkeit habe sich aber vor allem erst nach der Nie
derlage der Sonderbunds-Truppen wirklich gezeigt, würdigte Conzemius den 
Staatsmann. Er habe sich mit den Unterlegenen solidarisiert und sich aufs Land 
zurückgezogen, wo er die Rechtsgeschichte der Stadt und der Republik Luzern 
schrieb. Die Uni Basel verlieh ihm 1861 die Würde des Ehrendoktors. 

1848 erfolgte von Segessers Wahl in den Nationalrat, <<ohne sein Zutun>>, wie 
Conzemius bemerkte. Dem Parlament gehörte er bis zu seinem Tode - 1888 -
an. Eigentliche Parteipolitik habe er nie betrieben, vielmehr sei er ein Mobilisa
tor gewesen. Es wäre ihm lieb gewesen, wenn er einen Zusammenschluss mit 
den protestantischen Konservativen, namentlich den Bernern, hätte bewerk
stelligen können, doch sei schon die Aufnahme der Konservativen in Bern eine 
äusserst frostige gewesen, schilderte Conzemius. Der Zürcher Industrielle 
Escher habe ihn zeitlebens nie mit dem Namen zitiert, sondern immer nur mit: 
<<man hat gesagt, man hat gemeint>>. Von Segesser-als Katholik, als Demokrat, 
als Föderalist - habe in Bern ein Prinzip gegen eine Strömung verteidigt. Und 
weil er zugleich die Verlierer und die Katholiken verteidigte, so sei er bei der 
Mehrheit gleich doppelt unbeliebt gewesen. 

Er sei in Bern kein Vielredner gewesen, und dennoch sei die Lektüre seiner 
parlamentarischen Reden ein Genuss. Conzemius würdigte in diesem Zusam
menhang auch die gepflegte Sprache von Segessers. 

Bedeutend auf Bundesebene war von Segesser als eirt Mann hinter den Ku
lissen, als ein Vermittler zwischen den Extremen. Von den einen wurde er des
halb angefeindet, er gehe nicht genug weit, während andere wiederum meinten, 
er gehe zu weit. Es gäbe viele Beispiele von Vermittlungen von Segessers zu nen
nen, fügte Conzemius bei, <<aber sie alle brachten keine Dividende in der 
Politik>>. 
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Seine grossen Erfolge habe denn von Segesser auch nicht auf eidgenössi
scher. sondern vielmehr auf kantonaler Ebene gehabt, unterstrich Conzemius. 
Von Segesser war seit 1851 während vieler Jahre Mitglied des Grossen Rates, im 
Regierungsrat als Vertreter der Minderheit von 1863 bis 1867, und Schultheiss 
seit dem triumphalen konservativen Umschwung 1871 bis zu seinem Tode. Ihm 
sei es gelungen, seinen Kanton aus den Wirren des Kulturkampfes herauszu
halten. Das sei zweifellos seine ganz grosse Leistung auf kantonaler Ebene, 
würdigte Conzemius: <<Seine geistige Unabhängigkeit ermöglichte ihm einen 
Standpunkt jenseits von Extremen.>> Namentlich in den Kantonen Bern und 
Aargau habe der Kulturkampf mit der Spaltung der Bevölkerung grosse Hypo
theken hinterlassen. 

In einem zweiten Teil des Vortrages ging Conzemius auf religiös-kirchliche 
Belange von Segessers ein: <<Sie bildeten eine wichtige Voraussetzung für politi
sche Entscheide.>> Seine Frömmigkeit sei nicht so sehr auf die Kirchenstruktu
ren denn auf die Innerlichkeit und das religiöse Erleben ausgerichtet gewesen, 
<<und hatte weder zu tun mit Traditionalismus noch mit aggressiv polemischem 
Konfessionalismus>>. Auf dem Gebiet der praktischen Lebensgestaltung sei 
ihm manches Schwere nicht erspart geblieben, das habe aber eher zur Reife 
denn zur Erschütterung geführt. Er sei religiös-tolerant nicht von der Aufklä
rung her gewesen. Unter seinen Freunden befanden sich viele Protestanten, und 
nach von Redings Tod im Jahre 1865 habe er im katholischen Lager einen 
Freund nicht mehr gehabt. Die Klarheit des Blickes habe von Segesser zu 
Standpunkten verholfen, die ihn mit der Gegenseite ins Gespräch kommen 
liessen. Er habe auch in einer Vision viel vorweggenommen, was dann viele 
Jahre danach das Zweite Vatikanische Konzil brachte. Er sei ein Gegner der 
Unfehlbarkeitslehre gewesen. Auch sei in ihm der Gedanke einer Trennung von 
Kirche und Staat gereift. 

Von Segessers Frau, Mutter von vier Kindern, wurde 1865 gemütskrank. Zu
nächst habe er sie in das Sanatorium Bellevue in Kreuzlingen zur Pflege bringen 
wollen, sich dann aber doch für einen Ort im Elsass entschieden. Die Krankhe.it 
seiner Frau habe ihn sehr belastet, und man habe ihm auch geraten, sich von ihr 
zu trennen. 

Er indessen habe eingesehen, dass er an dem Zustand seiner Gattin nicht 
ganz unschuldig sei. <<Das scheint mir das Grösste zu sein>>, rief Conzemius: 
<<Dass er sich selber Rechenschaft gibt und sieht, dass er nicht unschuldig ist.>> 
Die erstaunliche Aktualität seiner Anschauung betreffend Kirche und Staat 
habe von Segesser persönlich erlitten und auch durchgestanden. 

Conzemius versagte sich allerdings auch eine kritische Note nicht: Von Se
gesser habe bei seiner Antipathie betreffend die Technik und den wirtschaftli
chen Fortschritt brauchbare Alternativen nicht anbieten können, auch habe er 
in seiner Abneigung gegen den Zentralismus manche brauchbare Lösungs
möglichkeit übersehen, und schliesslich habe er eine reaktionäre Bildungspoli-
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tik betrieben. Er habe aber Leistungen erbracht, ohne daraus jemals einen-per
sönlichen Gewinn zu ziehen, würdigte Conzemius den Staatsmann: <<Einesel
tene Einheit von Person und Werk.>> Daran knüpfte in seiner Würdigung des 
Vortrages auch Dr. Lei an. Conzemius habe sehr nuancierte Formulierungen 
verwendet - von Segesser angepasst. Der Vortrag habe gezeigt, <<dass das 
19. Jahrhundert historisch noch lange nicht aufgearbeitet ist>>. Esther Simon 
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Ausfahrt <<Auf den Spuren der Zähringer>> 

3. und 4. Juni 1989 

Nach der letztjährigen Ausfahrt in den Aargau <<Auf den Spuren der Habs
burgen>, die Frau Dr. Margrit Früh umsichtig vorbereitet hatte, führte die Jah
resexkursion 1989 des Historischen Vereins des Kantons Thurgau die interes
sierten Mitglieder auf die Spuren einer andern Adelsfamilie, die im Hochmit
telalter das Bild der heutigen Schweiz geprägt hat. Die Zähringer tauchen Ende 
des 10. Jahrhunderts im Breisgau auf. Als in der Schlacht von Merseburg 1080 
der Gegenkönig Rudolf von Rheinfelden im Bürgerkrieg während des lnvesti
turstreits fiel, erbte das Haus Zähringen mit der Grafschaft Rheinfelden auch 
jene von Hochburgund, zu der die Gebiete längs des Aarelaufs vom Thunersee 
bis Langenthal gehörten. 1092 wurde Berthold II. zum Herzog von Schwaben 
ausgerufen, doch einigte er sich mit seinem politischen Gegner Friedrich von 
Staufen auf friedliche Weise: Während er den Staufen Schwaben überliess, er
hielt er sowohl die Reichsvogtei Zürich wie den Herzogstitel. Dass die Zährin
ger in der Folge die weit auseinanderliegenden Stammlande im Breisgau und 
Schwarzwald, die Brückenstadt Rheinfelden mit den Gebieten im schweizeri
schen Mittelland sichern und eine Landesherrschaft ausbauen wollten, ist wohl 
zu verstehen. Sie gründeten Städte und liessen das Land dazwischen urbarisie
ren und besiedeln. In der ersten Phase um 1120 gaben sie Freiburg im Breisgau 
ein vorbildliches Stadtrecht, gründeten sie Offenbach, Neuenburg am Rhein, 
Rottweil und Villingen östlich der Schwarzwaldstrasse. Nach dem Ausbau von 
Rheinfelden um 1130 zum Schutz des Rheinübergangs erhielt Konrad von Zäh
ringen durch Kaiser Lothar von Sachsen die Reichsstatthalterschaft über Bur
gund. Dies ein gutes Vierteljahrhundert später, im Jahre 1152 gegenüber Ber
told IV. von Zähringen zu bestätigen, war eine der ersten Regierungshandlun
gen des jungen Kaisers Friedrich I. Barbarossa. Wohl die älteste Gründung auf 
schweizerischem Gebiet war um 1157 Freiburg im Uechtland. Zähringischen 
Ursprungs sind auch Thun, Burgdorf, Gümmenen und die hochburgundische 
Residenz Laupen, sicher auch Murten. Der hochangesehene Berthold V. von 
Zähringen übernahm 1186 das Rektorat über Burgund und gründete - nach der 
Überlieferung um 1191 - in der Aareschlaufe an geschützter Lage Bern. Da er 
1218 ohne männliche Erben starb, konnten Bern, Zürich, Solothurn und 
Schaffhausen freie Reichsstädte werden, während die linksrheinischen Gebiete 
an die Grafen von Kiburg fielen, die ihrerseits später Winterthur, Diessenhofen 
und Frauenfeld gründeten. 

Bern, Murten und Freiburg sind also <<Zähringerstädte>> und fallen auf durch 
die planvolle Anlage ihres Altstadtkerns. Noch heute ist die mittlere der drei 
parallelen Gassen, die frühere <<Reichsgasse>> in Murten, als Ort des Marktbe-
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tricbes breit angelegt, beidseits von Lauben eingegrenzt, die bei Regen Schutz 
bieten. Die deutschen und die schweizerischen Zähringerstädte sind heute noch 
in einem lockeren Verein miteinander verbunden. 

Mitglieder und Gäste des Historischen Vereins liessen sich auf ihrer Fahrt 
a1n ersten Juni-Wochenende nach dem Kaffeehalt im Grauholz, im Rosengar
ten über dem Aargauer Stalden mit dem einzigartigen Blick auf Bern, die Pha
sen der Stadtentwicklung erläutern; sie begaben sich anschliessend ins Histori
sche Museum am Helvetiaplatz, wo sie ein schweizerisches Museum im Umbau, 
aber auch in einem gewissen Umbruch erlebten. Wohl sind im Treppenhaus im
n1er noch die 127 Trachtenbilder zu bestaunen, die Joseph Reinhart im ausge
henden 18. Jahrhundert lebensecht gemalt hat, sind im Trajansaal die Wirktep
piche, Bilder und Holzskulpturen, im Burgundersaal die Zeugnisse höfischer 
Kultur aus dem Spätmittelalter zu bewundern, wobei der Tausendblumentep
pich und der Wappenteppich immer wieder beeindrucken, doch die Aufmerk
samkeit heutiger Museumsbetreuer scheint weniger der höfischen und patrizi
schen Kultur zu gelten, als den <<Alltagsgeschichten>>, die sie als die <<Geschichte 
von unten>> zelebrieren. Indem sie über frühere Ansichten den Stab brechen, 
stehen sie auch dem Werk ihrer Vorgänger als Richter gegenüber. 

Nach der Mittagsverpflegung im reizvollen Städtchen Laupen, wo seit unse
rem letzten Besuch viele Häuser und neuerdings auch das Schloss restauriert 
worden sind, brachte in Murten die erfreulich lebhafte und kundige Führung 
neue Erkenntnisse. Dr. Jacques Bachmann, ein Thurgauer Veterinär, der seit 
über zwei Jahrzehnten am Murtensee wohnt, geleitete die Gäste von Kirche zu 
Kirche, durch die stillen Gassen, über die wohlerhaltene Stadtmauer mit wech
selndem Blick in die weite Landschaft, in der am 22. Juni 1476 ein grauenvolles, 
blutiges Schauspiel abrollte. Der Sieg der Eidgenossen in der Schlacht bei Mur
ten prägte das Bild, die politische Landschaft weitgehend. Das Abendessen im 
renommierten Hotel von Dr. Daniel und Alice Bischoff, im Weissen Kreuz, wo 
die Ostschweizer besonders gastlich empfangen werden, ein Fischgericht, war 
von erster Qualität, die Stimmung unter den thurgauischen Geschichtsfreun
den lebhaft und ausgezeichnet. 

Der zweite Tag dieser Exkursion <<Auf den Spuren der Zähringer>> begann in 
Freiburg mit der Fahrt über die Saanebrücke auf die Höhe der Loretokapelle, 
wo ein Mitarbeiter der Kunstdenkmäler-Inventarisation des Kantons Freiburg, 
Raoul Blanchard, im unverfälschten Dialekt des Sensebezirks die Entstehung 
der Stadt und deren bedeutendste Bauten schilderte. Seine ausgezeichnete 
Führung setzte er auf dem Gang durch die Altstadt, auf der Rue des Epouses 
oder dem Hochzeitergässchen fort. Das spätgotische Rathaus über einem Platz, 
auf dem ursprünglich die zähringische Burg stand, war als Kornhalle geplant, 
doch zu Beginn des 16. Jahrhunderts von einem Meister Hermann begonnen 
und von Aetterli architektonisch reizvoll ausgestaltet worden. Der Besuch im 
Saal des Grossen Rates, der Wandelhalle, die ein Kruzifixus abschliesst, und 
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des Gerichtssaals lohnte sich wegen der reichen Ausstattung, über die manche 
Einzelheit zu erfahren war. 

Die Zweitagefahrt des Historischen Vereins Thurgau erlaubte nach dem 
Mittagessen im gastfreundlichen Schwarzenburg noch einen Halt in Riggisberg, 
wo die Abegg-Stiftung seit dem letzten Besuch wesentlich erweitert und umge
staltet worden war. Wieder einmal weckte die Reichhaltigkeit der Sammlung, 
die Pracht der ausgesuchten, vom Stifter Werner Abegg liebevoll gepflegten 
Einzelgruppen Bewunderung. Besonders reich sind die Stoffe und Gewänder 
aus der Zeit des Ancien Regime, der Französischen Revolution und des Kaiser
reichs, die in einer Jubiläums-Sonderausstellung gezeigt werden. Die Heim
fahrt abseits der Heerstrasse, auf verkehrsarmen Nebenstrassen vom Gürbe
und Emmental ins Luzernbiet und zum Abendessen ins ursprünglich kiburgi
sche Landstädtchen Mellingen beschloss eine abwechslungsreiche, wohlgelun
gene Exkursion, die wieder einmal deutlich werden liesse, wie vielgestaltig und 
kulturgeschichtlich reich dieses Land ist. Albert Schoop 
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Besichtigung von Schloss Altenklingen 
und Jahresversammlung in Märstetten 

9. September 1989 

Abgeschirmt von allen Blicken steht das pittoreske Schloss Altenklingen auf 
einer Anhöhe, umringt von Wald. Es wird nach wie vor von Mitgliedern der Fa
n1ilie Zollikofer bewohnt, in deren Besitz das Schloss seit 1586 ist. Die Ausstat
tung des Schlosses umfasst Gebrauchsgegenstände und Kostbarkeiten aus fünf 
Jahrhunderten. Armin Zollikofer, ein Mitglied der Familie, führte die Gesell
schaft durch den historischen Bau. 

Nachdem Dr. Albert Schoop, der Präsident des Historischen Vereins, die 
zirka 160 Anwesenden freundlich begrüsst hatte, erläuterte Architekt Armin 
Zollikofer, ein direkter Nachfahre der Familie Zollikofer, den Zustand des 
Schlosses, die Probleme, die damit anfallen und die Besonderheiten, die im 
Schloss zu sehen sind. 

Die Geschichte des Schlosses Altenklingen lasse sich bis ins neunte Jahr
hundert zurück verfolgen, erklärte Jürg Ganz, kantonaler Denkmalpfleger und 
Mitarbeiter bei den Erhaltungsarbeiten am Schloss. Vieles deute jedoch darauf 
hin, dass dieser Ort schon früher besiedelt war, wurden doch in den Grabhügeln 
der umliegenden Wälder Überreste von keltischen Unreinwohnern Helvetiens 
gefunden. ((Nachdem Junker Leonhard Zollikofer im Jahre 1585 die Herrschaft 
gekauft hatte, liess er die Burg abbrechen und ein Jahr darauf, 1586, das Schloss 
erbauen. Dies geschah in der kurzen Zeit von nur 15 Wochen. 135 Arbeiter wa
ren von April bis Juli beschäftigt und bauten das Schloss in der Form, wie es 
sich heute noch präsentiert.>> 

Das Gebäude hat den Charakter eines befestigten Landschlosses, wie es für 
jene Zeit typisch war. Es besteht aus einem sogenannten kleinen und einem 
grossen Schloss. Von aussen bietet der Bau einen imposanten Anblick mit einer 
hohen und massig wirkenden Fassade. Tritt man durch das Tor in den Hof ein, 
zeigt sich die ganze Schönheit des Schlosses mit Ecktürmen, kleinen Erkern, 
einem Brunnen und einer wunderschönen Eingangstür. ((Leider ist die Be
wohnbarkeit des kleinen Schlosses momentan stark eingeschränkt, da ein klei
ner Erdstoss im letzten Frühjahr diesem Teil des Baus erhebliche Schäden zuge
fügt hat, die es jetzt wieder zu beheben gilt>>, erläuterte Armin Zollikofer die ak
tuelle Situation. 
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In1 Innern des Schlosses sind Kostbarkeiten zu sehen wie Öfen, Teppiche, 
Kästen, Möbel aller Art, Bilder von Ahnen der Familie und vieles anderes mehr. 
Eine Hauptattraktion bildet ein Täfer, das dank der sanktgallischen Abbruch
politik aus dem St. Galler Rathaus ausgebaut und im Schloss eingebaut werden 
konnte. So ist zum Beispiel ein Schlafzimmer mit einem Teil dieser Ausstattung 
ausgeschmückt. Die Antiquitäten, die über viele Generationen gesam1nelt und 
vererbt wurden, stammen aus dem 14. bis hin zum 19. Jahrhundert. 

Der eigentliche Hauptraum des Schlosses ist der sogenannte Ahnensaal. Mit 
einer Länge von 11,5 Metern und einer Breite von 6,6 Metern ist er gleichzeitig 
auch der grösste Raum des Baus. Die wertvollsten Gegenstände des Ahnensaals 
sind die grossen geschnitzten Schränke, die Ahnenbilder der Stifter und ihrer 
Söhne und vor allem die alten Wappenscheiben sowie einige Stickereien. Von 
den Schränken ist das beste Stück ein sogenannter Heimschrank mit prachtvol
len, zum Teil farbigen Einlagen. Er stammt aus der ersten Hälfte des 17. Jahr
hunderts. Der Siegelschrank geht aufs Jahr 1589 zurück. Er enthält eine Samn1-
lung von Siegelabdrücken von St. Gallen, von Konstanz und der Gerichtsherr
schaft Thurgau sowie von der Familie Zollikofer und den früheren Besitzern 
von Altenklingen. 

Der Eindruck, den dieser Rundgang hinterlassen hat, ist unbeschreiblich. 
Die Reichhaltigkeit der Sammlung, der hervorragende Erhaltungsgrad der 
Bausubstanz und die Freundlichkeit der Familie Zollikofer und deren Freunde 
suchen ihresgleichen. Leider ist die ganze Anlage nicht öffentlich. Armin Zolli
kofer begründet dies so, dass es unmöglich sei, das Schloss zu bewohnen, was 
die bestmögliche Form ist, dieses Gut zu erhalten, und es der Öffentlichkeit zu
gänglich zu machen. Die Belastung für die Familie wäre zu gross. Er nennt den 
Sonntagstourismus als ein grosses Problem, das die Familie hat. 

Anschliessend an diesen Besuch des Schlosses Altenklingen trafen sich die 
Mitglieder im Restaurant <<Kreuzstrasse>> in Märstetten zur Geschäftssitzung. 
Dr. Albert Schoop, Präsident des Vereins, begrüsste die Anwesenden und trug 
seinen Jahresbericht vor. Die Tätigkeit des Vereins umfasst Veranstaltungen 
wie Vorträge und Ausflüge; eine Exkursion nach Bern, Murten und Freiburg 
wurde unter dem Motto <<Auf den Spuren der Zähringer>> durchgeführt. Die 
aktuelle Mitgliederzahl beläuft sich auf 540 Einzelpersonen und 42 Gruppen 
wie Firmen, Gemeinden, Bibliotheken, Museen und andere Vereine. Die Wahl 
eines Nachfolgers des langjährigen Präsidenten Dr. Albert Schoop wird näch
stes Jahr stattfinden. Im Anschluss an die Geschäftssitzung hielt Dr. Margrit 
Früh einen kenntnisreichen, lebhaften Vortrag zu Lichtbildern über die Öfen, 
die sich im Schloss Altenklingen befinden. Emil Müller 
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Jahresbericht 1988/1989 

Anlässe 

Die Jahresversammlung 1988, am 27. August im Landenbergsaal Arbon, war 
gut besucht. Über den in jeder Hinsicht wohlgelungenen Anlass orientiert der 
Spezialbericht im Band 125 der Thurgauer Beiträge zur Geschichte (TB 125 S. 
264). Sowohl die beiden Referate -von Staatsarchivar Dr. Michel Guisolan über 
das geplante Historische Lexikon der Schweiz (HLS) und von lic. phil. Kurt 
Bünzli über <<Arbon vor dem Ersten Weltkrieg. Wirtschaftlicher und sozialer 
Wandel in der Kleinstadt>> - wie auch die Einführung in den Besuch des neuge
stalteten Museums Schloss Arbon durch den Präsidenten der Museums-Gesell
schaft, Rudolf Gimmel, fanden den Beifall und die Anerkennung der weit über 
hundert Teilnehmer. 

Leider hatte der Versuch, nach vielen Jahren wieder einmal zu einem wissen
schaftlichen Vortrag ausserhalb der Jahresversammlung einzuladen, bei unseren 
Mitgliedern nicht den gewünschten Widerhall. Wir führten am 27. September 
1988 den Abend mit dem bekannten Kirchenhistoriker Professor Dr. Victor 
Conzemius in Luzern durch, der kompetent und einsichtsvoll über den katholi
schen Staatsmann und Rechtshistoriker Philipp Anton von Segesser, <<Demokrat 
zwischen den Fronten>>, sprach. Obwohl sich unser Vizepräsident, Dr. Hermann 
Lei, der anstelle des krankheitshalber verhinderten Präsidenten den Abend leite
te, in seiner fachkundigen Vorbesprechung in der Presse besonders engagiert hat
te, und obwohl der Vortragsabend von der Volkshochschule Weinfelden mitorga
nisiert worden war, besuchten nicht einmal 40 Personen den Anlass. Dies war 
umso bedauerlicher, als das Referat des Forschers nach übereinstimmendem Ur
teil wert- und einsichtsvoll war (Vergleiche Bericht Seite 298). 

Anstelle einer bereits angekündigten zweitägigen Exkursion nach Süd
deutschland, die sich nicht verwirklichen liess, führte die Ausfahrt am 3./ 4. Juni 
1989 <<Auf den Spuren der Zähringer>> nach Bern, Murten und Freiburg. Die Teil
nehmer der vom Präsidenten vorbereiteten Reise erlebten landschaftlich, kultur
geschichtlich und kulinarisch viel Abwechslung; die Reise war, wie eine reisege
wohnte Teilnehmerin schrieb, <<sehr schön, fröhlich, interessant und erholend>>, 
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und ein älteres Mitglied bekannte: <<Die Exkursion wurde mir in allen drei Städ
ten immer wieder zum freudigen Erlebnis>>. Wer nicht dabei war, so urteilten an
dere, hat ein Lernvergnügen verpasst. 

Schriften 

Band 125 der Thurgauer Beiträge zu Geschichte ( 1988) ist erschienen. Als 
Hauptbeitrag bringt er die Doktorarbeit von Paul Angehrn << Der Kanton Thurgau 
und die Badener Konferenzartikel>>, welche die Reihe der kirchengeschichtlichen 
Studien fortsetzt und die früher publizierten Arbeiten von Hugo Hungerbühler 
( <<Staat und Kirche während der Helvetik und Mediation>> TB 91, 92, 96), Kurt 
Fritsche ( <,Staat und Kirche während der Restaurationszeit>> TB 110,111) und 
Alois Schwager ( <<Die Klosterpolitik des Kantons Thurgau 1798 bis 1848>> TB 
118, 119) in mancher Hinsicht ergänzt. Die ins einzelne gehende Untersuchung 
beruht auf Quellen, die der Verfasser im In- und Ausland aufgespürt hat. Im 
zweiten Teil des Bandes folgt ein Bericht über die Gedenkfeier zum 100. Todestag 
von Johann Konrad Kern, die der Historische Verein des Kantons Thurgau zu
sammen mit der Gemeinde Berlingen Mitte April 1988 durchgeführt hatte. Die 
Reden sind im Wortlaut abgedruckt: Regierungspräsident Hanspeter Fischerbe
leuchtet in seinem Grusswort die Tätigkeit Kerns im Kanton Thurgau; der Präsi
dent der ETH Zürich, Professor Dr. Hans Bühlmann, zieht den Vergleich der 
Gründungszeit am Eidgenössischen Polytechnikum in Zürich, als Schulratsprä
sident Kern die damaligen Professoren und Studenten betreute, mit den heutigen 
Verhältnissen; in seiner staatsmännischen Rede würdigt alt Bundesrat Dr. Geor
ges-Andre Chevallaz den Redaktor der Bundesverfassung von 1848 und den Di
plomaten Kern als Gesandten in Paris, während abschliessend der Berichterstat
ter in seiner Ansprache <<Der Berlinger Bürger und seine Leistung>> auch die Rolle 
der Gattin, Aline Kern-Freyenmuth, in ehrende Erinnerung ruft und die Bedeu
tung des Thurgauer Staatsmannes als Gestalt der Geschichte des 19. Jahrhun
derts zu erfassen sucht. Ein Hinweis auf das drei Wochen vor der Kern-Feier auf 
einer Auktion in London für das Historische Museum des Kantons Thurgau er
worbene Bild von Albert Anker <,Asile Suisse a St. Mande Paris>> schliesst den 
zweiten Teil ab; das Werk ist seinerzeit dem grossen Förderer des Asyls und 
hochverehrten schweizerischen Gesandten, Minister Kern, von den Frankreich
schweizern geschenkt worden. Wer sich mit Thurgauer Geschichte befasst, 
möchte erfahren, was zu einzelnen Themen bereits früher schon veröffentlicht 
worden ist, wer, was, wo geschrieben hat. Die von Stephan Gossweiler und Walter 
Schmid jährlich erstellte Übersicht, die Thurgauer Bibliographie 1987, berichtet 
darüber. Dem gleichen Zweck dient auch das vom Berichterstatter aufgrund der 
Vorbilder von Egon Isler zusammengestellte Generalregister der Bände 1 bis 125 
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der Thurgauischen Beiträge zur vaterländischen Geschichte. Vereinsmitteilungen 
und ein Verzeichnis der Mitglieder 1988 schliessen den stattlichen Band ab. 

Wie Sie bemerkt haben, hat der Vorstand beschlossen, die frühere Bezeich
nung <<Hefte>> durch <<Bände>> zu ersetzen und die <<Thurgauischen Beiträge zur 
vaterländischen Gschichte>> umzubenennen in <<Thurgauer Beiträge zur Ge
schichte>>, wie dies die Schaffhauser Geschichtsfreunde und der sanktgallische 
Verein bereits vor Jahren gemacht haben. <,Vaterländisch>> ist heute zu stark mit 
dem Patriotismus des 19. Jahrhunderts verbunden, wie viele unserer Mitglieder 
immer wieder bemerkt haben. 

Vereinsrechnung 

Die Jahresrechnung 1988, von unserem Quästor Hans Gsell mit beruhigender 
Umsicht betreut, schliesst ausgeglichen ab, obwohl uns die Jahr für Jahr steigen
den Kosten der Publikationen für die Zukunft einiges Kopfzerbrechen bringen. 
Vorläufig sind keine Massnahmen zu ergreifen; immerhin müssen sich die Mit
glieder des Historischen Vereins bewusst sein, dass sie im Berichtsjahr für den 
Jahresbeitrag von 30 Franken Band 125 bekommen haben, der den Verein 40 
Franken kostet. Das Vermögen ist leicht angestiegen, nicht zuletzt dank eines Le
gates von Professor Walter Gonzenbach und einer Spende des Evangelischen 
Kirchenrates zum Andenken an Pfr. Dr. h. c. Alfred Vögeli. An die Druckkosten 
der Arbeit von Paul Angehrn haben die beiden Kirchenräte des Kantons Thur
gau ebenfalls einen Beitrag gewährt, für den wir dankbar sind. 

Vorstand 

An drei Sitzungen (23. November 1988, 22. März, 16. August 1989) behandelte 
der elf Mitglieder zählende Vereinsvorstand die laufenden Geschäfte. Dazwi
schen orientierte der Präsident durch Rundschreiben oder Gespräche über den 
Stand der Arbeiten. Planung und Drucklegung der Publikationen erfordern 
einen besonderen Einsatz. Eine unter Leitung des Vizepräsidenten stehende 
Subkommission, der die vier amtsältesten Vorstandsmitglieder angehörten, be
fasste sich mit der Ablösung des Präsidenten und wird der Jahresversammlung 
1990 einen entsprechenden Antrag stellen. Den Vorstandsmitgliedern dankt der 
Präsident im Namen des Vereins für ihren Dienst und die gute Zusammenarbeit. 

Vertretung nach aussen 

Präsident und Vizepräsident waren am 18. September 1988 von der Einheits
gemeinde Salenstein zu einem Gedenkanlass << I 50 Jahre N apoleonhandeb> auf 
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Schloss Arenenberg eingeladen, an dem auch der französische Botschafter in der 
Schweiz teilnahm. Gemeindeammann Dr. Peter Forster. Regierungsrat Dr. Ar
thur Haffter und Botschafter J. Merillon würdigten die geschichtliche Bedeutung 
des Prinzenhandels von 1838. 

Die Gesellschaft für Musik und Literatur Kreuzlingen lud am 14. Januar 1989 
ins Seminar Kreuzlingen zu einer musikalisch-literarischen Soiree Musik um An
nette von Droste-flülsho!Jund ihr Aufenthalt im Thurgau ein, an der unser Verein 
durch den Berichterstatter und einzelne Mitglieder vertreten war. 

Mitglieder 

Der Mitgliederbestand ist trotz vieler Mutationen mit 540 Einzelpersonen 
und 42 Gemeinwesen, Archiven und Bibliotheken, Firmen und Institutionen auf 
582 angestiegen ( + 6). Ob wir die Zahl von 600 je erreichen können? 

Zum erstenmal in der 130 Jahre alten Vereinsgeschichte durfte der Präsident 
einem Mitglied zum 100. Geburtstag gratulieren. Frau Lina Böhi-Brunner in 
Bürglen, Mitglied seit 1937, erhielt am 4. August 1989 unsere besten Glück- und 
Segenswünsche. 

Am Schluss des Jahresberichtes nehmen wir wie jedes Jahr mit einigen Worten 
Abschied von jenen Mitgliedern, die uns für immer verlassen haben: Mitte Mai 
verstarb in Steckborn Otto Wegmann, alt Lehrer, ehemaliger Präsident der Hei
matvereinigung am Untersee; er gehörte dem Historischen Verein in seltener 
Treue und Verbundenheit seit 1924 an und hat sich um das Heimatmuseum hohe 
Verdienste erworben. Ein treuer Freund der Geschichte war auch alt Gemeinde
ammann Heinrich Jäger in Nussbaumen, Mitglied sei 1945. In jenem Jahr sind 
zwei weitere unserer Verstorbenen eingetreten, Carl Nadler-Schiller in Frauenfeld 
und Erwin Beusch, alt Sekundarlehrer in Amriswil, der uns auf viele unserer Ex
kursionen als aufmerksamer und gesprächiger Teilnehmer begleitet hat. Hans 
A. Sehellenberg, Architekt in Kreuzlingen, Mitglied seit 1969, war unserem Verein 
durch seine berufliche Tätigkeit sehr verbunden, während Posthalter Werner Ott 
in Bottighofen und Karl Störchli-Nellen in Zihlschlacht, beide Mitglieder seit 
1970, gelegentlich an Ausfahrten oder Jahresversammlungen dabei waren. Jäh 
und unerwartet haben uns zwei Juristen verlassen: Dr. Hans M. Weber aus Ro
manshorn in Zürich und Dr. Peter Oberhänsli in Weinfelden, unsere Mitglieder 
seit 1985. Fügen wir auch dieses Jahr zwei Namen bei, die nicht mehr unter un
sern Mitgliedern figurierten: Hans W Schäjfeler in Romanshorn, der sich durch 
Nachdrucke historischer Schriften und Aufsätze bekannt machte, und Werner 
Walser-Jenzer, alt Vorsteher in Pfyn, der durch viele Jahre hindurch das kleine 
Lokalmuseum als Konservator betreut hat. Ihnen allen, die uns im Berichtsjahr 
verlassen haben, bleiben wir in grosser Dankbarkeit verbunden. Albert Schoop 
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Einnahmen 

Mitgliederbeiträge 
Staatsbeitrag 

Jahresrechnung 1988 

Bei trag der Stadt Frauenfeld 
Erlös aus Druckschriftenverkauf 
Zinsertrag 

Ausgaben 

Druck und Versand von Heft 124 
Vortrag Prof. Conzemius über Ph. A. von Segesser 
Jahresbeitrag an die Thurg. Museumsgesellschaft 
Porti 
Postcheckgebühren 
Bankspesen 
Büromaterial und Diverses 

Einnahmen 

Staatsbeitrag 
Verkaufserlös 

Urkundenbuch 

Legatefonds 

Einnahmen 

Legat Prof. Walter Gonzenbach, Frauenfeld 
Spende des Evang. Kirchenrates zum Andenken an 
Pfr. Dr.h. c. Alfred Vögeli 

Fr. Fr. 

17 771. -
4 800. -
1 000. -
2422.75 
2 778.90 28 772.65 

24972. -
1 005.80 

100.-
865.30 
166.30 

18.50 
1 574.80 28 702.70 

69.95 

Fr. Fr. 

2000. -
957. - 2 975. -

2000. -

1 000. - 3 000. -
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Zinseinnahmen 
Ausgaben: Depotgebühr 

Brüllmannfonds 

Legat Jean Huber 

Zinseinnahmen 

Vermögensrechnung 

Vermögen am 31.12.1987 

- Vereinskasse 
- Urkundenbuch 
- Legatefonds 
- Brüllmannfonds 
- Legat Jean Huber 

Vermögen am 31.12.1988 

- Vereinskasse 
- Urkundenbuch 
- Legatefonds 
- Brüllmannfonds 
- Legat Jean Huber 

Vermögenszunahme 1988 

Weinfelden, 6. Januar 1989 

1817.55 
13.-

112.85 

55 339.70 
18775.90 
7000. -

44027.60 

l 804.55 

112.85 

3156.95 128300.15 

55 409.65 
21 732.90 
10000. -
45 832.15 

3 269.80 136 244.50 

7 944.35 

Der Quästor: H. Gsell 

Rev isorenbericht 

Die Unterzeichneten haben die Jahresrechnung 1988 des Historischen Ver
eins des Kantons Thurgau geprüft. 

Die Vereinsrechnung schliesst mit einem Vorschlag von Fr. 69.95 ab. Die 
Einnahmen des Urkundenbuches betragen Fr. 2975.-, und der Legatefond ist 
dank zwei Zuwendungen auf Fr.10 000.- angewachsen. Der Brüllmannfonds 
weist ein Vermögen von Fr.45 832.15 aus, während das Legat Jean Huber mit 
Fr. 3269.80 zu Buch steht. Das Gesamtvermögen erhöht sich damit um 
Fr. 7944.35 auf Fr. 136 244.50. Alle Belege liegen vor. Die Guthaben sind ent
sprechend ausgewiesen. 
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Wir beantragen Genehmigung der Jahresrechnung unter bester Verdankung 
der Arbeit des Quästors. 

Weinfelden, 10. Februar 1989 Die Revisoren: 
Eugen Meier 
Werner Mohr 

Die vorstehende Rechnung 1988 wurde an der Jahresversammlung vom 
9. September 1989 in Märstetten einhellig genehmigt und dem Quästor bestens 
verdankt. 
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Vorstand 

Präsident: Dr. phil. Albert Schoop, Historiker, 
Speerstrasse 11, 8500 Frauenfeld 

Vizepräsident: Dr. phil. Hermann Lei, Gemeindeammann, 
Thomas-Bornhauser-Strasse 33, 8570 Weinfelden 

Aktuar: Dr. phil. Walter Schmid, Kantonsbibliothekar, 
Pfaffenholzstrasse 21, 8500 Frauenfeld 

Quästor: Hans Gsell, 
Untere Bühlstrasse 3, 8570 Weinfelden 

Beisitzer: Dr. phil. Margrit Früh, Konservatorin, 
Zelgweg 9, 8500 Frauenfeld 
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Dr. phil. Albin Hasenfratz, 
stv. Kantonsarchäologe, 
im Buck, 8256 Etzwilen 
Dr. phil. Louis Hürlimann, Historiker, 
Kilbergstrasse 32, 8355 Ettenhausen 
Dr. phil. Verena J acobi, a. Staatsarchivarin, 
Maiholzstrasse 30, 8500 Frauenfeld 
Werner Kaiser, Sekundarlehrer, 
Rainstrasse 7, 8590 Romanshorn 
Dr.sc. techn. Paul Pfaffhauser, 
Forstingenieur, 9546 Tuttwil 
Alexander Werder, Sekundarlehrer, 
zur Säge, 8555 Mühllheim-Dorf 



Neue Mitglieder 

Aeschlimann Jürg, Dr. med., Griesernweg 33, 8037 Zürich 
Boehringer Kurt, Dr. med., Alleestrasse 15, 8590 Romanshorn 
Böhi-Altwegg Doris, Schlosshalde, 8575 Bürglen 
Braun- Lauchenauer Rosmarie, Gartenweg 3, 9215 Schönenberg a.d. Thur 
Dieziger Walter, Grünaustrasse 2, 8362 Balterswil 
Egli Willi, Fischerweg 19, 9326 Horn 
Enzler Alfred, Pfaffenholzstrasse 19, 8500 Frauenfeld 
Etter Kurt, Hauptstrasse 19, 8588 Zihlschlacht 
Gebert-Reich Gottlieb, Haselweid im Eigen, 9542 Münchwilen 
Habisreutinger Enoch, Dufourstrasse 7, 8570 Weinfelden 
Hausammann Albert, Eisenwerkstrasse 16, 8500 Frauenfeld 
Hölzle Max, Sonnenhügel, 9554 Tägerschen 
Hügli Rolf, Haldenstrasse 8, 8580 Amriswil 
Kaiser- Imholz Ralph und Annette, Dres. med., Im Schilf 6, 8044 Zürich 
Kamm Christian, Gartenstrasse 17, 9320 Arbon 
Keller Georg, 8572 Andhausen-Berg TG 
Keller Hans, Langwiesstrasse 28, 8500 Frauenfeld 
Kesselring-Manz N elli, 9565 Oberbussnang 
Kolb Heinrich, Schloss Liebburg, 8574 Lengwil 
Liggenstorfer Roger, cand.theol., Obere Weidstrasse 7, 8590 Romanshorn 
Lips Walter, Rychenbergstrasse 107, 8400 Winterthur 
Michel Hans, Direktor TKB, Feldstandstrasse 10, 8590 Romanshorn 
Müller Max, Dr. iur., Langwiesstrasse 28a, 8500 Frauenfeld 
Oberholzer Hans, Neuhauserstrasse 66a, 8500 Frauenfeld 
Oettli Hansjörg, Schöntalstrasse 2, 8586 Erlen 
Peter Gottfried, Dorfstrasse 31, 9535 Wilen bei Wil 
Peter-Sidler Maja, Dohlenweg 9, 8500 Frauenfeld 
Ruggli Kurt, Hofwiesenstrasse 1, 8305 Dietlikon 
Schär Markus, Dr.phil., Hubgasse 15, 8570 Weinfelden 
Schmid Hans Ulrich, Höhenstrasse 9, 9320 Arbon 
Sendner-Rieger Beatrice, Dr.phil., Untere Weinackerstrasse 27, 

8500 Frauenfeld 
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Sigrist Werner, Bahnhofstrasse 30, 8253 Diessenhofen 
Störchli-Nellen Lina, Hauptstrasse 87, 8581 Zihlschlacht 
Studer Karl, Dr.med., Spitaldirektor, Buregass 6, 8596 Scherzingen 
Thalmann-Isler Rolf J., Post, 9646 Tuttwil 
Tobler Max, Hinterlohstrasse 19, 8590 Romanshorn 
Vollenweider Lore, Schulhausstrasse 66, 8704 Herrliberg 
Vonwiller Elisabeth, Griesernweg 33, 8037 Zürich 
Weber Anneliese, Wiesenstrasse 9, 8500 Frauenfeld 
Zbinden Nadja, Am Bach 66, 8400 Winterthur 
Amt für Geschichte und Kultur des Bodenseekreises, Pestalozzistrasse 5, 

D-7778 Markdorf 
Napoleonmuseum Arenenberg, Schloss Arenenberg, 8266 Salenstein 
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